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Vorwo.rt 

Die Haushai tsrochnnng für das Rj, 195:3 trägt den in Ab­
schnitt B IIa Nr~ 3 der Bemerkungen des RH zur StHR 1952 
(Tz, 15) gegebenen Anregungen Rechnung, Damit entspricht 
die HaushaltBrechnung nunmehr dem geänderten Eingliede­
rungsplan des Haushaltsplans. Während bisher die Einnahmen 
und Ausgaben eines Verwaltungszweigs in verschied~nen 
Kapiteln enthalten waren, sind sie nunmehr in einem Ka­
pitel zusammengefasst. Der Abschluß des Kapitels, in dem 
die Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungszweigs einander 
gegenübergestellt sind, weist demgemäß nach, ob der Ver­
waltungszweig einen Überschuß erb~acht oder einen Zuschuß 
erfordert hat, Entsprechend werden auch die Ergebnisse 
der Einzelpläne nachgewiesen. Außerdem ist d~r Rechnung 
für den Einzelplan eine Übersicht beigefügt, in der die 
Kapitelbeträge der verschiedenen Einnahme- und Ausgfl.be­
arten zusammengefasst sind. Eine entsprechende Obersicht 
über die Einzelplanergebn1sse ist der Gesamtrechnung ·bei­
gefügt, Diese faßt im übrigen die Einzelplanergebnisse zu 
je einem Gesamtergebnis für den ordentlichen Haushalt und 
für den außerordentlichen Baushalt zusammen. Von der bis­
herigen Aufführung der Kapitelbeträge in der Gesamtrech­
nung konnte im Hinblick auf die Ne.chweisung in den Rech­
nungen für die Einzelpläne abgesehen werden, Durch diese 
Neugestaltung ist die Haushaltsrechnung nicht nur auf­
schlußreicher, sondern auch einfacher geworden. 

Der RH hat die Früfung der Rechmmgen für de.s Rj, 1953 
abgeschlossen und legt im folgenden gemäß Art. 144 HV und 
§ 1o8 RHO die auf Grund des § 1o7 Abs, 1 RHO von ihm auf­
gesteilten Bemerkungen v.or, Diesan sind beigefügt: 

a) ein Bericht des RH über die wesentlichen Ergebnisse 
der Prüfungen von Unternehmen mit eigener Rechtsper­
sönlichkeit für die Geschäftsjahre 1952 und 1953 
(§ 1o7 Abs, 2 RHO), . 

b) die Denkschrift des RH über die hauptsächlichsten Er­
gebnisse der Prüfung der Rechnungen des Landes Hessen 
für das Rj. 1953 (§ 1o7 Abs, 6 RHO). Sie stellt zu­
gleich einen Tätigkeit$bericht für die Zeit bis Ende 
Sept. 1955 dar. Ihr allgemeiner Teil enthält u.a. ei­
nen Oberblick über die Entwicklung des ordentlichen 
Haushalts des Landes in den fünf ersten Rechnungsjah­
ren sei-c der Währungsumstellung und Ausführungen zu 
Fragen der Neugestaltung des Haushaltsrechts. 

3 Der RH war wiederum bemüht, die Rechnungsprüfung so 
schnell wie möglich durchzuführen, Es ist ihm gelungen, 
die Prüfungsergebnisse für das Rj. 1953 einige WDchen 
früher als di.e vorjährigen vorzulegen. Dem Bestreben 
des RH,seine Prüfung möglichst zeitnahe zu gestalten, 
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sind jedoch Grenzen gesetzt. Diese liegen darin, daß es 
naturgemäß eine gewisse Zeit erfordert, bis die Kassen­
rechnungen aufgestellt und durch die Vorprüfungsstellen 
der Landesverwaltung vorgeprüft sind, Die Rechnungen ge­
hen daher dem RH erst Monate nach Abschluß des Rechnungs­
jahres zu, Auch die Aufstellung der ·Haushaltsrechnung 
nimmt geraume Zeit in Anspruch. So liegt beispielsweise 
die Haushaltsrechnung für das Hj, 1954 bis heute noch 

·nicht vor. 

4 Nicht zuletzt erfährt aber die Prüfungstätigkeit des RH 
dadurch eine erheblH:he Enwhwerung t~nd Verzögerung, daß 
- worauf der RH immer wieder hinweisen muß - die geprüf­
ten Behörden, insbesondere auch oberste Landesbehörden, 
die Prüfungsmitteilungen des RH nicht mit.der gebotenen 
Beschleunigung und Griindltchkeit beantworten. Bisweilen 
lagen zwischen der Mitteilung des RH und ihrer Beantwor­
tung Zeiträume von mehr als einem Jahr. Der RH hat in Ab­
schnitt B IIa Nr. 1 seiner Bemerkungen zur StHR 1952 (Tz. 
13) vier Beispiele angeführt. Die Antworten sind zwar in­
zwischen eingegangen Es lag jedoch in zwei Fällen zwi­
schen der Mitteilung des RH und ihrer abschließenden Be­
antwortung ein Zei.traum von rcL ·19 Monaten. Der Minister 
der Finanzen hat die Bemerkung des RH zur StHR 1952 zwar 
zum Anlaß genommen, in seinem Rundschreiben vorn 12. April 
1955 (st.Anz. s. 44o) auf die Notwendigkeit hinzuweisen, 
die Prüfungsmitteilungen des RH beschleunigt zu beantwor­
ten. Jedoch hat dieses Rundschreiben bis jetzt nicht den 
erwarteten Erfolg gehabt, Dies zeigt z.B. die Tatsache, 
daß die am 5. Nov. "1954 wegen der Prüfu.ng von Rechnungen 
ftir das Rj. 1952 an den Minister für Arbeit, Wirtschaft 
und Verkehr gerichteten .Prüfungsmi tteilungen bis heute · 
noch nicht beantwortet sind. (Vergl, auch die mehrfachen 
Hinweise.in der Denkschrtft auf noch nicht beantwortete 
Prüfungsmitteilungen,) 

5 Die Folge davon ist, daß - wie auch die diesjährigen Be­
merkungen wieder zeigen - in einer großen Zahl von Fäl­
len das Prüfungsverfahren noch nlcht abgeschlossen werden 
konnte undVorbehalte aufgestellt werden mussten. Daneben 
verlieren aber auch die Feststellungen d.es RH durch Zeit­
ablauf mehr und mehr an Interesse, zmnal die Beschlußfas­
sung des Landtags üher die Entla8tung der Landesregierung 
durch die in .Art, 144 HV vo:cgesehriebene Stellungnahme· · 
der Landesregierung zu den Bemerkungen des RH noch eine 
weitere Verzögerung erfährt. Zu den Ende Dez. 1954 vom 
RH vorgelegten Bemerkungen zur Haushaltsrechnung des Lan­
des Hessen flir das R;j. "1952 hat z.B, die Landesregierung 
bis jetzt noch nicht Stellung genommen. 

Es sollten sich alle beteiligten Stellen mehr als bisher 
angelegen sein lassen, alle Prüfungsangelegenheiten vor­
dringlich zu behandeln, um zu ermöglichen, daß dem Land­
tag und der Öffentlichkeit ein möglichst gegenwartsnahes 
Bild der Haushaltsgebarung vermittelt wird. 
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A. BERICHT ÜBER DIE WEITERE BEHANDLUNG DER STHR 1952, 
ALLGEMEINE STELLUNGNAHME ZUR HAUSHALTSRECHNUNG 1953 

I. Die weitere Behandlung der StHR 1952 

6. Der RH hat seine Bemerkungen zur StHR 1952 und die dazu­
,gehörige Denkschrift am 22, Dez. 1954 dem Minister der 
Finanzen übermittelt und ihn dabei gebeten, das nach Ver­
fassungs- und Haushaltsrecht Erforderliche möglichst bald 
zu veranlassen. Je ein Abdruck ist gleichzeitig dem Prä­
sidenten des Hessischen Landtags und dem Vorsitzenden 
des Haushaltsausschusses des Resaisehen Landtags mit der 
Bitte um einstweilige Kenntnisnahme zugeleitet worden. 

7 Die ·für den Landtag bestimmten Abdru.cke der Bemerkungen 
und der Denkschrift sind diesem alsbald, und zwar zu­
nächst ohne die Stellungnahme der Landesregierung vom 
Minister der Finanzen zugeleitet worden. 

8 Die förmliche Vorlage der Landesregie~ung an den Landtag, 
mit der die Stellungnahme der Landesregierung zu den Be­
merkungen des RH und der Antrag zu verbinden sind, der 
Landesregierung Entlastung zu erteilen, steht bis heute 
noch aus. · 

II. Allgemeine Stellungnahme zur Haushaltsrechnung 1953 

9 Die Haushalts- und W;Lrtscnaftsführung des Landes im Rj. 
1953 gründete sich auf das Haushaltsgesetz 1953 und den 
darin festgestellten Haushaltsplan. Die in der StHR 1952 
ausgewiesenen, nicht verfallenen Haushaltsreste'aus dem 
Rj. 1952 sind den Haushaltsansätzen für das Rj. 1953 
- soweit zulässig - hinzugerechnet, die e~tsprechenden 
Haushaltsvorgriffe von ihnen vorweg abgesetzt worden • 

. 1o Die Haushaltsrechnung 1953 ist dem RH Anfang Jan. 1955, 
rd. sieben Monate nach dem Stichtag für den Abschluß der 
Kassenbücher der Staatshauptkasse Hessen für das Rj. 1953, 



- 9 -

zugegangen. Es sollte versucht werden, den Zeitraum zwi­
schen dem Abschluß der Kassenbücher und _der Vorlage der 
Haushaltsrechnung durch Verwendung technischer Hilfa-
mi ttel - insbesondere des L.ochkartenverfahrens - abzu­
kürzen, 

11 Die Abschlußergebnisse des ordentlichen 
in der Haushaltsrechnung 1953 wie folgt 

Haushalts sind 
ausgewiesen: 

Überschuß der bewirkten Einnahmen 
über die bewirkten Ausgaben 
Ausgabereste am Ende des Rj. 1953 

mithin Überschuß des Rj. 1953 
Dazu: Bestand aus dem Vorjahr 

mithin er~ibt sich am Ende des Rj. 
1953 ein Uberscbuß von 

= 

= 

= 
= 

34 781 
28 834 

5 946 
23 559 

29 5o6 

DM 

1o6,7o 
3o8,75 

797,95 
343,76 

141,71. 

12 Der außerordentliche Haushalt schließt nach der Haushalts­
rechnung 1953 wie folgt ab: 

13 
Anl,1 

14 

.Überschuß der bewirkten Einnahmen über 
die bewirkten Ausgaben = 
Ausgaberesteam Ende des Rj. 1953 = 
mithin ergibt sich am End~ des Rj. 
1953 ein Ausgleich 

DM 

231 329,13 
231 329,13 

-,--
=========== 

In der Haushaltsrechnung 1953 enthaltene Druck- und Dar­
stellungsfahler sind in. der Anl-age 1 näher bezeichnet, 
Sie beeinflussen die Rechnungsergebnisse weder bei den 
Einzel- noch bei den Gesamtbeträgen. 

Hinsichtlich der Gestaltung der Haushaltsrechnung 1953 
ist zwar, wie schon im Vorwort' (Tz. 1) hervorgehoben wur­
de, nunmehr den Anregungen des RH in Abschnitt B IIa 
Nr. 1 seiner Bemerkungen zur S~HR 1951 entsprochen. Da­
gegen ist den Hinweisen des RH in Tz. 9 seiner Bemer­
kungen zur StHR 1952 noch nicht Rechnung getragen. Das­
selbe gilt von der Sammalbemerkung 4 (Tz. 16 aaO.) über 
das Fehlen einer Feststellung in der Haushaltsrechnung, 
daß Erklärungen der obersten Landesbehörden im Sinne 
von § 71 Abs. 3 RWB vorliegen. 
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B. BEMERKUNGEN ZUR HAUSHALTSRECHNUNG 1953 

I. Allgemeine Bemerkungen im Sinne von § 1 o7 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

a) über die Übereinstimmung mit den Beträgen der 
Kassenl'echnungen 

15 Die Betrüge der Haushaltseinnahmen und -ausgaben, die 
in der Haushaltsrechnung 1953 ausgewiesen sind, stiwnen 
mit den Beträgen- der Kassenrechn\ingen überein, die der 
RH oder die zuständigen Verwaltungsbehörden (Rechnungs­
prüfungsämter und Vorprüfungsstellen) bestimmungsgemäß 
geprüft haben. 

b) über die ordnungsmäßige Belegung der nachgewiesenen 
Haushalt_~;Jeinnahmen und -ausgaben 

16 In der Haushaltsrechnung 1953 nachgewiesene, aber nicht 
ordnungsmäßig belegte Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
wurden weder durch die in a) erwähnten Verwaltungsbehör­
den noch durch den RH festgestellt. 

c) zur Rechnun~ber die Hau~haltseinn~hmen und_~_ausgaben 
des RH 

17 Die Rechnung über die Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
des RH ist bestimmungsgemäß vom Präsidenten des RH ge­
prüft und dem Landtag zur abschließenden Prüfung und 
Entlastung (§ 88 Abs, 4 und § 1o8 Abs. 3 RHO) vorgelegt 
worden. Der Unterausschuß des Haushaltsausschusses für 
die Rechnungsprüfung hat inzwischen die Unterlagen ge­
prüft und in Ordnung befunden. Die abschließende Prüfung 
und die Entlastungserteilung durch den Landtag stehen 
jedoch noch aus. Die Übereinstimmung der. Kassenrechnung 
über die Haushaltseinnahmen und -ausgaben des RH mit 
den Angaben in der Haushaltsrechnung ist vom RH fest­
gestellt worden. 



a) Sammelbemerlm~n übe_:r,__ Abweichungen vom Haushal ta­
plan, von Gasatzen usw~ 

1. Sammal tHal f]r Hanshal tsaus~ahen mit nur allßemein 
2ezeichneter Zweckbasti~unß 

18 Dar Haushaltsplan flir das Rj. 1953 enthält eine Reihe 
von Sammeltiteln, die nach Ansicht des RH mit dem 
"Vorläufigen Eingliede:nmgsplan 11 und mit den Erforder­
nissen der §§ 18 und 3o RHO nicht im Einklang stehen, 
Das gilt insbesondere fiir Kap, 17 o2 Titel 39o (Unvor­
hergesehene Ausgaben - Hauptextraordinarium) und für 
Kap, 17 o2 Titel 399 (Sonstige Ausgaben). Wie die Rech­
ntxngsprüfung ergeben hat, stellt der Titel 39o einen 
weiteren Verfügungsfonds dar. Es werden daraus Ausgaben 
geleistet, die ohne weiteres aus den bei Kap, 1 '7 o2 
Titel 312 ausgebrachten Mitteln (Zur Verfügung der Lan­
desregierung zu allgemeinen Zwecken, für die andere 
planmässige Mittel nicht vorhanden sind- z.V.) bewirkt 
werden könnten, Der RH hat daher vorgeschlagen, das 
sogen, Hauptextraordinarium künftig wegfallen zu lassen. 
Ähnliches gilt auch für Kap. 17 o2 Titel 399. 

19 Abgesehen davon werden aus einigen Sammaltiteln schon 
seit Jah,ren bestimmte wiederkehrende Ausgaben in be­
trächtlicher Höhe geleistet, die nach Aniicht des RH 
besonders ausgebracht werden sollten, Diesem Erforder­
nis ist hinsichtlich der Ausgaben flir Ho,chschulwochen 
für staatswissenschaftliche E'ortbildung, die bisher 
bei Kap. 17 o2 Titel 312 nachgewies~n worden sind, in­
zwischen dadurch entsprochen worden, daß im Haushalts­
plan für das Rj. 1955 die Mittel für diese Ausgaben 
bei einer basenderen Haushaltsstelle ausgebracht wor­
den sind, 

2o Ähnliche Verhältnisse liegen bei Kap. 17 12 Titel 651 
(Zur Verfügung der J,ancl.esregierung für staatsbürger­
liebe Aufbauarbeit) vor. Auch hier sollten nach Ansicht 
des RH die an bestimmte E::!.nrichtungen - wie z.B. den 
Hessendienst Royce und politische Parteien- jährlich 
wiederkehrend geleis>veten Zuwendungen unter Angabe der 
Zweckbestimmung besonders ausgebracht.oder nach Art 
und Betrag in der Erläuterungsspalte bindend festge­
legt werden. 



2. Außer'achtla.ssen von Sperrverme_rken ~!,ll~ H<J.US)l.?.l~ß.J1lan 
und von_§perren de~ Ministers der Finanzen 

21 Von den Haushaltsmitteln bei Kap. o3 13 Titel 1o1 im 
Betrage von 2 651 8oo,~- DM sind nach den Vermerken 
in der Zweckbestimmungsspalte des Haushaltsplans und 
in der Haushaltsrechnung 5oo ooo,-- DM ~gesperrt", so 
daß tatsächlich nur 2 151 8oo,-- DM Ausgabemittel zur 
Verfügung standen, Es ergibt sich mithin nicht eine 
Wenigerausgabe von 346 698,-- DM, sondern eine Mehr­
ausgabe von 153 3o2,-- Dli1. 

22 Nach Ansicht des RH handelt es sich bei der Haushalts­
ausgabe, die über den nicht gesperrten Haushaltsansatz 
hinausgeht, um eine überplanmäßige Ausgabe, die der nach­
träglichen Genehmigung durch den Landtag gemäß Art. 143 
Abs. 2 HV und § 83 RHO bedarf. Diese Ausgabe ist daher 
in die Spalten 1 bis 4 der bei Tz. 44 erwähnten Über­
sicht aufgenommen worden. 

23 Hinsichtlich der Haushaltsausgaben bei Kap. o5 o6 Titel 
2o5, Kap. o7 64 Titel 2o8 und Kap. o9 51 Titel 4o6 hätte 
nach Ansicht des RH in der Haushaltsrechnung angegeben 
werden sollen, daß der Ministe.r der Finanzen auf Grund 
von § 2 Satz 1 des Haushaltsgesetzes 1953 durch Erlaß 

24 

vom 22. Mai 1953, Abschnitt 11, bestimmte Teile der Aus­
gabemittel gesperrt hat, Da über diese Ausgabemittel nur 
mit Zustimmung des Finanzministers verfügt werden durfte, 
wäre es zweckmäßig gewesen, in der Haushaltsrechnung un­
ter Angabe des in Betracht kommenden Erlasses zu vermer­
ken, daß für die den nicht gesperrten Haushaltsansatz 

·übersteigenden Ausgaben die Zustimmung des Finanzministers 
vorliegt. 

3. Unzulängliche Angaben in der Haushaltsrechnung über 
DecktUlgsmittel für Mehrausßaben 

Mehrere Ausgabenansätze in den Kap. o4 13A (Justus 
Liebig~Hochschule in Gießen) und o4 14 (Technische 
Hochschule Darmstadt) tragen Vermerke, nach denen: die 
bewilligten Ausgabemittel um die Einnahme oder Mehr­
einnahme an Gebühren bestimmter Art, z.B. an Ersatz­
geldern, Prüfungsgebühren, Promotionsgebühren, über­
schritten werden dürfen • .Ähnl,iches trifft auch auf be­
stimmte Ausgabenansätze in de~ Kap, o4 61 bis o4 63 
(Staatsbauschul.en) zu. Die Einnahme oder Mehreinnahme 
bei der jeweils genannten Gebührenart bildet in diesen 
Fällen ein zusätzliches Deckungsmittel für bestämmte 
Ausgaben, die den Haushaltsansatz übersteigen. Darauf 



ist zwar in der Bemerlnmgsspal te der Haushaltsrechnung 
regelmäßig auch hingewiesen, ttm darzutun, daß die Mehr­
ausgabe gedeckt ist. Diese Hinweise sind jedoch meist 
unzulänglich, weil der Betrag der Einnahme oder Mehrein­
nahme der betroffenen Gebührenart aus der Haushaltsrech­
nung nicht ersichtlich ist. Dadurch wird die Prüfbar­
keit der Haushaltsrechnung beeinträchtigt. Vergleiche 
dazu insbesondere die einschlägigen Angaben bei 
Kap. o4 13A Titel 3oo, 
Kap, o4 14 Titel 2oo, 2o3,- 2o6, 215a, 299 und 3oo, 
Kap. o4 61 bis o4 63 Titel 299. 

4, Mehrausgaben, die zuUnreoht nicht als Haushaltsvor­
griffe, und Weni~ra~abep, die zu Unrecht nicht 
als Haushal tsres_te nache;_ewiesen sind 

25 Die Haushaltsrechnung 1953 enthält wie auch schon die 
StHR 1952 - siehe Tz. 22 der dazu aufgestellten Bemer­
kungen - wiederum einige Fälle, in denen die Mehrausga­
ben bei übertragbaren Ausgabebewilligungen entgegen der 
Vorschrift in § 3o Abs, 1 und 3 und § 73 Abs, 1 RHO nicht 
als Haushaltsvorgriff, sondern als Haushaltsüberschrei­
tung ausgewiesen und weiterbehandelt worden sind, In meh­
reren Fällen sind derartige Mehrausgaben sogar als außer­
planmäßige Ausgaben nachgewiesen worden, obwohl ein Baus­
haltsansatz vorhan'den war. Die Vorschrift des § 3o Abs, 1 
RHO, wonach Mehrausgaben gegenüber einer übertragbaren 
Ausgabebewilligung tVorgriffe) Haushaltsüberschreitungen 
sind, die aus der nächsten Bewilligung für den gleichen 
Zweck vorweg zu decken sind, ist zwingend, Der Finanz- · 
minister ist nicht befugt,- Ausnahmen davon zuzulassen. 
Es wird insbesondere verwiesen auf die Mehrausgaben bei 
Kap. o4 11A Titel 7oo und hinter Titel 7oo, Kap. o7 63 
hinter Titel 87o und Kap. o9 51 Titel 7oo und 95o. 

26 Umgekehrt ist in einigen Fällen der Betrag von Weniger­
ausgaben bei ausdrlicklich als übertragbar bezeichneten 
Ausgabami tteln nicht als Haushaltsrest behandelt und . 
dadurch gegen die Vorschriften in § 3o Abs. 1 und § 73 
Abs, 2 RHO verstossen worden. Das trifft beispielsweise 
zu bei Kap, o7 7o Titel' 1o6, Kap. o9 o1 Titel 1o6 und 
bei Kap. o9 55 Titel 1o6. 
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5, Über~ und außerplanmäßiße Ausgaben des ordentlichen 
Haushalts 

a) VerstößeJefien Art, 143 Abs, 1 HV und § 33 Abs. 1 RHO 

27 Nach Ansicht des RH ist in einer Anzahl von Fällen bei 
der Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
gegen die Vorschriften des Art. 143 Abs. 1 HV und § 33 
Abs. 1 RHO verstoßen worden. Nach § 33 Abs. 1 RHO be­
dürfen derartige Ausgaben der vorherigen Zustimmung des 
Ministers der Finanzen. Wie sich aMs der Anlage I zur 
Haushaltsrechnung ergibt, ist jedoch die Genehmigung in 
einer großen Zahl von Fällen erst nach Abschluß des 
Rj. 1953, mithin auch erst nach der Leistung der Mehr­
ausgabe erteilt worden. Bei mehreren Ausgaben- ·wie 
beispielsweise bei Kap. o2 o1 hinter Titel 86o, Kap, o2 
o4 hinter Titel 85o, Kap, o3 o1 hinter Titel 85o, Kap. 
o3 25 Titel 3o5, Kap, o4 16 hinter Titel 87o, Kap, o7 64 
Titel 952, Kap. 17 o3 Titel 61o, Kap. 17 o4 Titel 7o1 -
dürfte es sich auch nicht um unabweisbare und unvorher­
sehbare Ausgaben gehandelt haben und demgemäß .die Behand­
lung der Ausgabe als über~ oder außerplanmäßige Ausgabe 
nicht zulässig gewesen sein. Insoweit ist das Etatbew.il­
ligungsrecht des Landtags verletzt worden. Die in einigen 
Fällen eingeholte Zustimmung des Haushaltsausschusses 
konnte diesen Mangel nicht beheben. 

b) Zahlen und betragsmäßiger Umfang der über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben 

28 Nach der Anlage I zur Haushaltsrechnung 1953 sind bei 
rd. 11oo Haushaltsstellen Mehrausgaben entstanden, Das 
bedeutet gegenüber den entsprechenden Zahlen für das 
Hj. 1951 (rd, 64o) und für das Rj. 1952 (rd, 7oo) eine 
sehr erhebliche Zunahme. Im wesentlichen dürfte dies 
darauf zurückzuführen sein, daß es sich bei dem Haus­
haushaltsplanfür das Rj. 1953 um einen sogen. Wieder­
holungshaushalt gehandelt hat. Es galten in der Regel 
für die fortdauernden Ausgaben dJe Ansätze des Haus­
haltsplans für das Rj. 1952 auch für das Rj. 1953 wei­
ter. Wie die Entwicklung gezeigt hat, ist der Wert vori 
sogen. Wiederholungs- oder Uberrollungshaushalten recht 
zweifelhaft. Die bei der Aufstellung und Beratung des 
Haushaltsplans etwa erzielte Vereinfachung wird durch 
zusätzliche Verwaltungsarbeit mehr als aufgewogen, die 
dadurch entsteht, daß der Haushaltsplan schon bei sei­
ner Feststellung in vieler Hinsicht nicht mehr den 
wirklichen Verhältnissen entspricht und infolgedessen 
im Laufe 'des Hechnungsjahres zahlreiche über- und 
außerplanmäßige Ausgaben erforderlich werden. Zum 



Ausgleich zu erwartender Mehrausgaben waren zwar im 
Haushaltsplan vorgesehen: 

bei Kap. 17 o2 Ti tel 92o ein Betrag von 77,2 Mio DM 
"zur Verstärkung der Haushaltsmittel bei den Titeln 
1o1, 1o3, 1o4 und 1o5 sämtlicher Einzelpläne infolge 
von Gehalts- und Lohnerhöhungen", 

bei Kap. o3 o2 Ti tel 95o, Kap. o5 o4 Titel 956 bis 
958 und bei Kap •. o5 o5 Titel 958 Beträge von zusammen 
rd. 4 Mio DM mit ähnlichen Zweckbestimmungen, 

bei Kap. 17 o2 Titel 921 ein Betrag von 2o Mio DM 
"zur Verstärkung der Mittel für fortdauernde Ausgaben 
im Wiederholungshaushalt (Mehrausgaben)". 

Diese Haushaltsmittel sind jedoch bei der Ausführung 
des Haushaltsplans unbeachtet geblieben und nicht zur 
Verstärkung von Haushaltsmitteln verwendet worden. Viel~ 
mehr ist der Gesamtmehrbedarf als Mehrausgabe nachge­
wiesen worden. 

29 Betragsmäßig waren die über~ und außerplanmäßigen Aus­
gaben und die Haushaltsvorgriffe im Rj. 1953 mit rd, 
23o,7 Mio DM etwas niedriger als diejenigen des Rj. 
1952. Sie machen rd. 15,8 v.H. oder rd. ein Siebentel 
der im Haushaltsplan vorgesehenen Ausgaben des o·rdent­
lichen Haushalts aus. Der überwiegende Teil der über­
und außerplanmäßigen Ausgaben ist zwangsläufig entstan­
den. Das gilt sowohl h~nsichtlich der ~ersonalausgaben, 
.die durch Besoldungs- und Tarifänderungen erhöht worden 
sind, als. auch .für die Abführungen an den Bund und den 
Lastenausgleichsfonds, die sich infolge höheren Steuer­
aufkommens wesentlich erhöht haben, Der RH hat in sei­
nen Bemerkungen zu den Haushaltsrechnungen für frühere 
Rechnungsjahre schon wiederholt darauf hingewiesen, daß 
in den letztgenannten Fällen der Nachweis von Mehraus­
gaben als überplanmäßige Ausgaben unterbleiben könne, 
wenn durch .entsprechende Haushaltsvermerke Mehrausgaben 
in Höhe entsprechender Mehreinnahmen zugelassen würden. 
Diesen Hinweisen ist erstmalig im Haushaltsplan :t'ür das 
Rj. 1954 entsprochen worden. Setzt man die zwangsläufig 
entstandenen Mehrausgaben von rd. 135 Mio DM und die 

3o 

als Haushaltsvorgriffe behandelten Mehrausgaben von rd. 
3,o Mio DM von dem Gesamtbetrag der über- und außerplan­
mäßigen Ausgaben ab, so bleiben rd. 92,7 Mio DM nicht 
zwangsläufig entstandene Mebrausgaben, oder rd. 6,3 v.H~ 
der im Haushaltsplan bewilligten Ausgabemittel. 

6. Zum Nachwefs von über- und außerplanmäßigen Aus,gaben 
des außerordentlichen Haushalts 

Zahl und Gesamtbetrag der über- und außerplanmäßigen Aus­
gaben des außerordentlichen Haushalts sind gegenüber dem 



Rj, 1952 wesentlich zurückgegangen, Es sind in der An~ 
lage I zur Haustaltsrechnung 1953 nur noch bei drei 
Haushaltsstellen solche Ausgaben mit einem Gesamtbetrag 
von rd, o,6 Mio DM aufgeführt. Ihnen stehen entspre­
chende Mehreinnahmen gegenüber. Gleichwohl hätten diese 
Ausgaben im Hinblick auf § 33 Abs. 2 RHO als außerplan­
mäßige Ausgaben des ordentlichen Haushalts nachgewiesen 
werden müssen. 

7, Zur nachträglichen Genehm:i._gung der Haushaltsüberschrei­
tungen und der außerplanmäßigen Ausp;aben im Rj, 1953 

31 Die nach Art, 143 Abs. 2 HV und § 83 RHO erforderliche 
nachträgliche Genehmigung der Haushaltsüberschreitungen 
und der außerplanmäßigen Ausgaben im Rj. 1953 ist von 
der Landesregierung am 3. Febr. 1955 beim Landtag bean_ 
tragt worden (Drucksache des Landtags Abt, I Nr. 33). 
Die Regierungsvorlage wurde laut Landtagsbeschluß vom 
2, März 1955 dem Haushaltsausschuß überwiesen (Druck­
sache des Landtags Abt, III Nr. 5 S. 111), der sich we­
gen der bald danach einsetzenden Beratung des Haushalts­
plans für ~as Rj. 1955 erst nach den Parlamentsferien 
mit der Angelegenheit befassen konnte. Die Beschlußfas­
sung des Landtags stand bei der Aufstellung dieser Be-· 
merkungen noch aus. Der Vorschrift des Art. 143 Abs. 2 
HV, derzufolge die nachträgliche Genehmigung des Land­
tags im Laufe des nächsten Rechnungsjahres einzuholen 
ist, ist mithin auch für das Rj. 1953 nicht entsprochen 
worden. · 

8. Mängel im Nachweis der überplanmäßigen Ausgaben, der 
außerplanmäß~ Ausgaben und. der Haushaltsvorgriffe 

32 In der Haushai tsrechnung werclen die Beträge der über­
planmäßigen Ausgaben, der außerplanmäßigen Ausgaben und 
der Haushaltsvorgriffe unter einer gemeinsamen Über­
schrift unterschiedslos nachgewiesen. Da diesen Ausgaben 
haushaltsrechtlich verschiedene Bedeutung zukommt, und 
es andererseits zur Erzielung einer besseren Aussage­
fähigkeit der Haushaltsrechnung erwünscht erscheint, die­
se Ausgaben auseinander zu halten, hält es der RH für 
zweckmäßig, die einzelnen Arten von Mehrausgaben durch 
besonderen Druck kenntlich zu machen und ihre Ergebnisse 
artweise zusammenzufassen, Die Angelegenheit ist mit dem 
Sachbearbeiter des Finanzministeriums erörtert worden. 
Es kann damit gerechnet werden, daß den Anregungen des 
RH künftig entsprochen wird. 
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b) Einzelbemerkungen über Abweichungen vom Haushaltsplan 
und über Verstöße gegen Gesetze oder andere Rechts­
vorschriften 

für das Rj. 1953 

1 • Kap. o4 o 1 

Titel 24o 

Minister für Erziehung und Volksbildung, 
ordentlicher Haushalt, fortdauernde Aus­
gaben I Abschnitt Minis.terium 

Zur Verfügung des Ministers f~r außer­
gewöhnlichen Aufwand aus dienstlicher 
Veranlassung in besonderen Fällen 

Aus dem Verfügungsfonds des Ministers sind an 15 Bedien­
stete des Ministeriums anläßlich des Weihnachtsfestes 
1953 insgesamt 8oo,-- DM, an zwei weitere Bedienstete 
zusammen 2o,-- DM ohne nähere Begründung verausgabt.wor­
den. Diese Zuwendungen an Bedienstete waren unzulässig. 

Es liegen Verstöße gegen§ 38 Abs. 1 und Abs. 3 und 
§ 42 Abs. 1 RHO vor und, soweit Beamte betroffen sind, 
auch gegen§ 15 BesG. und Nr. 75a BV. 

Ähnliche Verstöße waren auch schon Gegenstand de-r Ein­
zelbemerkung 16 zur StHR 1949 und der Einzelbemerkungen 
3, 4.und 5 zur StHR 195o. 

34 2. Kap. o4 11A Minister für Erziehung und Volksbildung, 

Titel 1o1 
und 1o4 

ordentlicher Haushalt, fortdauernde Aus­
gaben I Fhilipps-Universität in Marburg 
Dienstbezüge der planmäßigen Beamten 
und Bezüge der nichtbeamteten Kräfte 

Bei einer örtlichen Früfung im Jahre 1954 wurde festge­
stellt, daß die Philippe-Universität in Marburg in fol­
genden Fällen die Beachtung haushaltsrechtlicher Bestim­
mungen bei der Bearbeitung der Angelegenheiten des Stel­
lenplans außer acht gelassen hattet 

a) zwei Angestellte waren höher eingestuft als es die 
in den Erläuterungen zu den entsprechenden Titeln 
ausgebrachten Stellen zuließen, 

b) zu Lasten von vier freien Lehrlingsstellen der Kli­
nikaverwaltung (Kap. o4 11 ~) wurden bei der Univer­
sität zwei Angestellte beschäftigt, 

c) eine Angestellte war zu Lasten einer Stelle der Kli­
nikaverwaltung bei der Universität und zwei Ange­
stellte der Universität (zu Lasten einer Professur 
bzw. der Mittel "Vertretung und Aushilfen") waren 
bei den Kliniken tätig, 
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d) ein Angestellter der Universitätskasse erhielt Vergü­
tung nach der TO.A zu Lasten von zwei Lehrlingsstellen, 

e) ein ap·, Inspektor (Bes.Gr. A4c2) erhielt Diäten zu 
Lasten.einer Flanstelle fiir einen Verwaltungssekretär 
(Bes.Gr. A7a), 

f) neun Angestellte, deren Dienstverhältnis auf unb.e.:.. 
stimmte Zeit lief, erhielten Bezahlung aus den "Ver­
tretungs- und Aushilfemitteln11 , 

g) es wurden herangezogen 

drei freie Professuren 

zwei " 

zwei " 

" 

eine " 

" 

zur Bezahlung von Angestellten nach 
TO.A VIII, 
zur Bezahlung von wissenschaftlichen 
Hilfskräften, 

Dozenturen 

Stellen 

zur Bezahlung von Angestellten nach 
TO.A VIII, 

für Bibliothekare (Bes.Gr. A2c2) 
zur Bezahlung von Angestellten nach 
TO.A VII und VIII, 

Stelle für wissenschaftliche Assistenten 
zur Bezahlung eines Angestellten 
nach TO.A IX. 

Die Beanstandungen wurden inzwischen zum größten Teil 
behoben. 

Es wurde insbesondere gegen § 36 RHO virstoßen. 

35 3. Kap. o4 11A Minister für Erziehung und Volksbildung, 
ordentlicher Haushalt, fortdauernde Aus­
gaben/ Philipps-Universität in Marburg 

Vorschüsse 

Zum Ankauf eines Grundstücks in Marburg, Biegenstraße, 
für Zweck~ der Universität ermächtigte der Minister für 
Erziehung und Volksbildung deri Verwaltungsdirektor der 
Universität mit seinen Erlassen vom 6. März, 25. März 
und 24. April 1953 Beträge von zusammen 127 2oo,-- DM 
vorläufig bei den Vorschüssen zu verau'sgaben und nach 
Feststellung des Haushaltsplans für 1953 auf Kap. o4· 
11A Titel 7oo planmäßig zu übernehmen. Die Universitäts­
kasse hat hiernach bei den Vorschüssen 

im Rj. 1952 
imRj. 1953 

118 432,75 DM, 
135,62 DM 

gebucht und na·ch Feststellung des Haushaltsplans für 
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1953 auf den Haushaltstitel übernommen. Da Ausgabemittel 
für den genannten Zweck im Haushaltsplan für 1952 nicht 
vorgesehen waren, hätte der verausgabte Kaufpreis außer­
planmäßig nachgewiesen werden müssen(§ 74 RHO). Der 
Minister für Erziehung und Volksbildung hat die künftige 
Beachtung zugesagt. 

Die Verrechnung bei den Vorschüssen war nach § 27 RHO 
unstatthaft. 

36 4. Kap. o4 36A Minister für Erziehung und Volksbildung, 
ordentlicher Haushalt, fortdauernde Aus­
gaben / Hessisches Staatstheater in Wies-
baden · 

Titel 111 Bezüge des Kunstpersonals 

Der mit dem Intendanten des Staatstheaters Wiesbaden ab­
geschlossene Dienstvertrag enthält die Bestimmung, daß 
der Intendant je Spielzeit vier Werke gegen eine Vergü­
tung von je 75o,-- DM zu inszenieren hat und überdies 
für jede weitere von ihm persönlich übernommene Insze­
nierung eine Abgeltung von 1 ooo,-- DM erhält. 

Dem Kultusministerium gegenüber wurde beanstandet, daß 
im Anstellungsvertrag dem Intendanten gestattet worden 
ist, über die festgelegten vier Pflichtinszenierungen 
hinaus nach eigenem Ermessen weitere Inszenierungen in 
beliebiger Zahl an sich zu ziehen. Der Intendant hat dem­
gemäß innerhalb einer Spielzeit vier Pflicht- und sechs 
freiwillige Inszenierungen (insgesamt zehn Inszenierungen, 
d.h. so viele wie kaum von einem seiner Regisseure er­
reicht werden) übernommen und dafür die vorgesehenen 
Sondervergütungen erhalten. 

Das Kultusministerium hat sich in seiner Stellungnahme 
auf alten Bühnenbrauch berufen. Damit kann aber nach An­
sicht des RH eine Dienstvertragsregelung, die es dem 
Intendanten überläßt, selbst die· Zahl seiner besonders 
abzugeltenden Inszenierungen zu b.estimmen, nicht begrün­
det werden. Die Nichtbegrenzung der Zahl der Inszenie­
rungen führt allzu leicht dazu, daß der Intendant in ei­
nem Umfange als Regisseur tätig wird,· der sich weder 
mit seinen sonstigen umfassenden Aufgaben, noch mit der 
ausreichenden Ausstattung des Theaters mit besonderen 
Kräften für die Regie in Einklang bringen läßt. 

Der RH sieht deshalb in der Vertragsgestaltung einen 
Verstoß gegen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit(§ 26 Abs. 1 RHO). 
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5. Kap. o4 So 

Titel 1o6 
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Minister für Erziehung und Volksbildung, 
ordentlicher Haushalt, fortdauernde Aus­
gaben I Sonstige Einnahmen und Ausgaben 
Unterstützungen für die Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter 

Bei der Gewährung einmaliger Unterstützungen für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter wurde von der Philippe-Univer­
sität in Marburg in vielen Fällen bestimmungswidrig ver­
fahren. Es wurden häufig Unterstützungen gezahlt, ohne 
daß Anträge vorlagen oder von amtswegen die erforderli­
chen Unterlagen beschafft waren. Die Unterstützungen wur­
den vielfach gewährt, obwohl die bestimmungsmäßigen Vor­
aussetzungen nicht gegeben waren, wie z.B. zur Beschaf­
fung von Bekleidung und Hausrat, aus Anlaß von Familien­
feiern (Verlobung, Silberhochzeit) und Dienstjubiläen, 
für die Abgeltung von Überstunden, als zusätzliche Ver­
gütung für eine wissenschaftliche Hilfskraft, zur Deckung 
von Umzugskosten, Beschaffung eines Fahrrades usw. 
Auch Lehrbeauftragte und Antragsteller, die in keinem 
Dienstverhältnis zur Universität mehr standen, wurden 
mit Unterstützungen bedacht. 

Die Universität hat die geltenden Unterstützungsgrund­
sätze als veraltet und darüber hinaus die Auslegung des 
RH als zu eng bezeichnet, 

Der RH hat seine Beanstandungen aufrecht erhalten, da 
gegen die Unterstützungsgrundsätze vom 27. Febr, 1943 
(RBBl. s. 46) in erheblichem Umfange verstoßen wurde. 
Er machte insbesondere unter Hinweis auf den gemeinsa-
men Runderlaß des Ministers der Finanzen und des Mini­
sters des Innern vom 21. Okt. 1948 darauf aufmerksam, 
d'aß dem Betriebsrat nur ein Anhörungsrecht, nicht ab er 
ein Recht auf Mitbestimmung bei der Entscheidung über 
die Gewährung von Unterstützungen zusteht. Dementspre-· 
chend hat der Minister für Erziehung und Volksbildung 
in seinem Erlaß an den Verwaltungsdirektor vom 2. April 
1955 hervorgehoben, daß zwar nach Möglichkeit zwischen 
Verwaltung und Betriebsrat ein Einvernehmen herzustel­
len ist, letztlich aber die Verwaltung selbstverantwort­
lich handeln müsse, da sie allein die zur. Verfügung ge­
stellten Mittel für Unterstützungen unter Beachtung 4er 
gegebenen Bestimmungen zu bewirtschaften hat. 

6. Kap. o6 o1 

Titel 24o 

Minister der Finanzen, ordentlicher Haus­
halt, fortdauernde Ausgaben I Ministerium 
Zur Verfügung.des Ministers der Finanzen 
für außergewöhnlichen Aufwand aus dienst­
licher Veranlassung in besonderen Fällen 

Der RH hat die am 27. Nov. 1953 erfolgte Zahlung von 
_975,-- DM an den Vorsitzenden des Betriebsrates des 
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Ministeriums der Finanzen für~die Ausgestaltung der 
Weihnachtsfeier mit dem Hinweis beanstandet, daß den 
Behörden für Veranstaltungen zur Pflege des Gemein­
schaftssinnes.bei Titel 299- Vermischte Verwaltungs­
ausgaben - ein Betrag zur Verfügung steht, der sich 
nach einem Kopfsatz von 3,-- bis 5,-- DM für jeden Be­
diensteten (Iststärke) berechnet (vgl. die Erlasse des. 
Ministers der Finanzen vom 22. Mai 1953 und 7. Okt. 
1954). Werden für den gleichen Zweck Mittel bei Titel 
24o und bei Titel 299 veranschlagt und in Anspruch 
genommen, so verstößt dies gegen die §§ 18 und 43 RHO. 
Oberdies stellt nach Ansicht des RH die Verstärkung 
der für Gemeinschaftsveranstaltungen vorgesehenen 
Mittel des Titels 299 durch Zuschüsse aus den Verfü­
gungsmitteln eine Bevorzugung der Dienststellen dar, 
deren Leiter über einen Dispositionsfonds verfügen. 
Der RH hat daher vorgeschlagen, hierüber eine einheit­
liche Auffassung der Landesregierung herbeizuführen, 
zumal ähnliche Beanstandungen auch bei anderen Mini­
sterien erhoben worden waren. 

Der Minister der Finanzen hat im Anschluß an die 188. 
Kabinettssitzung am 3o. Nov. 1954 einen Beschluß der 
Landesregierung folgenden Wortlauts herbeigeführt: 

11 Die Landesregierung ist der Auffassung, daß die 
Minister und gleichermaßen die Behördenleiter 
berechtigt sind, aus ihrem Dispositionsfonds un­
beschadet der Mittel, die jeweils im Titel 299 
zur Verfügung stehen, Beiträge zur Durchführung 
von Weihnachtsfeiern jeder Art für die Beleg­
schaft zu leisten. Sie hat diesen Beschluß im 
Interesse einheitlicher Handhabung gefaßt. 11 

Der RH kann durch d.en Kabinettsbeschluß die Angelegen­
heit nicht als erledigt betrachten, da dieser Beschluß 
mft den §§ 18 und 43 RHO nicht vereinbar ist, die auch 
für die Bewirtschaftung der Verfügungsfonds maßgebend 
sind ( vgl. Rundschreiben des Ministers ·de·r Finanzen 
vom 14. Juni 1954). Abgesehen hiervon vermag der RH 
auch eine Notwendigkeit zur Verstärkung der bei Titel 
299 ausgebrachten Mittel aus den Verfügungsfonds umso­
weniger anzuerkennen, als im Bundeshaushalt - wie der 
Bundesfinanzminis·ter erst kürzlich in e:i.,nem Rundschrei­
ben an die Länder mitgeteilt hat - bisher keine Mittel 
für Gemeinschaftsfeiern vorgesehen waren und auch für 
das Rj. 1956 nicht vorgesehen werden sollen. 
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Titel 654 
Buchst. b 
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Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben/ Zuwei­
sungen, Zuschüsse und Darlehen an Gemein­
den .. 
Zuführung an Epl. 14 für die Versorgung 
von Folizeibeamten 3,7 Mio DM 

Nach Ansicht des RH haben gemäß § 82 Abs, 2 des Gesetzes 
zu Art. 131 GG vom 11, Mai 1951 die Gemeinden, die nach 
1945 die bis dahin vom Reich wahrgenommenen Polizeiauf­
gaben übernommen haben, für die Versorgungslasten der am 
8. Mai 1945 im Ruhestand befindlichen, mit entsprechenden 
Aufgaben betraut gewesenen Folizeibeamten aufzukommen, 
Das Land Hessen hat sich jedoch entschlossen, zur Ent­
lastung der in Betracht kommenden Gemeinden diese Versor­
gungslast zu übernehmen. Die Versorgungsbezüge der Po­
lizeibeamten sind im Rj. 1953 bei Epl. 14- Versorgung 
und Ruhegelder- mitveranschlagt worden, während bei der 
oben angeführten Haushaltsstelle ein Betrag in Höhe von 
3,7 Mio DM zur Abführung an den Epl. 14 zur Deckung der 
hier zu verrechnenden Versorgungslast vorgesehen ist. 
Die Staatsr.auptkasse hat auf .1\nweisung des Ministers der 
Finanzen diesen Betrag entsprechend der Vorsehung im 
Landeshaushaltsplan umgebucht. 

Der RH vertritt die Auffassung, daß grundsätzlich Er­
stattungen zwischen verschiedenen Einzelplänen unterblei­
ben sollten; da sie zu einer Aufblähung des Haushalts­
plans und der Haushaltsrechnung führen. Wenn aber in ei­
nem Falle wie dem vorliegenden derartige Erstattungen 
für zweckmäßig gehalten werden, um nachzuweisen, welche 
Zuschüsse das Land für gemeindliche Aufgaben leistet, 
so sollten die tatsächlich aufgewendeten Beträge - nicht 
der veranschlagte Betrag - in der Haushaltsrechnung nach­
gewiesen und durch entsprechende Vermerke im Haushalts­
plan etwaige Überschreitungen zugelassen werden. 

Der Minister der Finanzen hat sich der Auffassung des RH 
angeschlossen und zugesichert, daß er dafür Sorge tragen 
werde, daß vom Rj. 1955 an dem Versorgungshaushalt von 
dem Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung der tat­
sächliche Versorgungsaufwand - nicht der im Haushaltsplan 
veranschlagte Betrag - erstattet wird, Darüber hinaus soll 
bei Kap. 17 o3 Titel 654 Buchstabe b vom Rj. 1956 an fol­
gender Haushaltsvermerk l:lngebri:lcht werden: 

« Der Ansatz erhöht sich in dem Maße, in dem der tat­
sächliche Aufwand des Landes für die Versorgung von 
Polizeibeamten den Haushaltsansatz bei Kap. 17 o3 
~itel 654 Buchstabe b übersteigt. '' 

Der RH sieht die Angelegenheit damit als erledigt an. 
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Nachweisung über Einnahmen und Ansgaben 
sowie über den Bestand an ßondervennögen 

desgleichen 

Außerhaushaltsmäßige Rechnung, Einnahmen und Ausgaben 

Die Einnahmen und Ausgaben von Sondervermögen, die der 
alleinigen Verfügung des Landes unterliegen, sind gemäß 
§ 9a RHO in besonderen, den Einzelplänen der für diese 
Sondervermögen zuständigen Ministerien beizufügenden 
Nachweisungen im Haushaltsplan zu veranschlagen. Gemäß 
§ 79 Ab.s. 1 Ziffer 4 RHO sind die entsprechenden Rech­
nungsergebnisse durch Nachweisungen über Einnahmen, Aus­
gaben und den Bestand von Sondervermögen in der Hans­
haltsrechnung ersichtlich zu machen. Der HH hat in den 
zurückliegenden Rechnungsjahren wiederholt beanstandet 
(vgl. die Sammalbemerkung 2 zur StHR 1952, Tz, 14), daß 
die den Haushaltsrechnungen beigefügten Nachweisungen 
gemäß § 79 Abs. 1 Ziffer 4 RHO unvollständig waren, 

Dasselbe gilt wiederum für die Haushal tsrecbnung 195:-5. 
In den oben angeführten Nachweisungen sind nur fünf 
der alleinigen Verfügung des Landes unterliegende Son­
dervermögen aufgeführt. Tatsächlich wurden von dem Re­
gierungspräsidenten Darmstadt im Rj. 1953 43 rechts­
fähige und nicht rechtsfähige Stiftungen und Sonderver­
mögen mit einem aus Rj. 1952 übernommenen Kassenvorrat 
von 6 825,84 DM, Gesamteinnahmen im Rj. 1953 in Höhe 
von 8 o87,o3 DM, Gesamtausgaben in Höhe von 1o 51o,76 DM 
und einem nach Rj. 1954 zu übernehmenden Kassenvorrat 
in Höhe von 4 4o2,11 DM verwaltet. Die Kassengeschäfte 
für insgesamt 42 Stiftungen usf. wurden von der Staats­
oberkasse Darmstadt erledigt. Es handel-t sich hierbei 
um nachstehend aufgeführte Sondervermögen: 

1. Fonds für öffentliche und gemeinnützige Zwecke 
2. Hauptmann Rödersche Stiftung +) 

3. Stiftung für bedürftige Unteroffiziere +) 

4. Fonds zur Unterstützung von Unteroffiz:ierswaisen +) 

5. Sterbekasse für verheiratete Unteroffiziere +) 
6. Ludwigs-Veteranen-Unterstützungsfonds +) 

7. Stiftung eines Ungenannten+) 
8. Legatenfonds für·Darmstädter Militärarme +) 

9. Verschiedene Kapitalien +) 
1o. Fonds "Schramm" +) 

11. Karl und Luise Kaimacher Erziehungsfonds +) 
12. Kaufunger Stiftsfonds +) 

13. Kohlermännische Stiftung+) 
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14. Hessische Offiziers-Witwen- und Waisenkasse +) 
15. Frhr. von Weyhersche Eleonorenstiftung +) 

16. Hessische Unteroffiziers-Witwenkasse+) 
17, Invaiiden- und Witwen-Aufbesserungsfonds +) 

18.· Hessische Staatsunterstützungskasse +) 
19. Medizinalfonds +) 

2o. Ganzsehe Stiftung +) 
21. Fonds "Anstaltshilfe" +) 

22. Fonds 11 Altershilfe" +) 
23. Fonds "Amtsvormundschaft und Jugendfürsorge" +) 

24. Fonds "Zur Bekämpfung des Alkoholismus" +) 
25. Fonds ''Volksopfer" +) 

26. Fonds "Gewerbe, Kunst und Handwerk" +) 
27. Landrichter Dr. Müller-Stiftung 

28; Theaterpensionsfonds 
29. von Stockhausen-Metingh-Stiftung 

3o. von Bibra-Stiftung 
31. Herpel-Stiftung 

32. Hartig-Stiftung 
(zu 29, 3o, 31 und 32 zusammengefaßt zur "Forst-
stiftung im Regierungsbezirk Darmstadt") 

33. Dr. Otto Reißner-Stiftung +) 

34. Fonds "Kageso" +) 
•35. Regierungsrat-Fröhlich-Stiftung +) 
36. Ludwigs- und Mathilden-Landesstiftung +) 
37. ·Fonds "Hochwasserschäden" +) 
38. Bankbesoldungsfonds +) 

39. Pfarrer-Wintersche-Stiftung +) 
4o. Regierungsrat Maysche-Stiftung 
41. Landeshospitalfonds Hofheim ++) 

42. Landeswaisenanstalt Hessen +) 

Daneben verwaltete der Regierungspräsident Darmstadt die 
Stiftung für die Deutsche Jugend; die Verwaltung ihrer 
Vermögenswerte war der Hassischen Landesbank - Girozen­
trale - übertragen. Die Übernahme der Vermögenswerte in 
die Bücher der Staatsoberkasse ist erst im Rj. 1955 v~r­
anlaßt worden. 

Die mit +) versehenen Sondervermögen sind im Rj. 1953 
(Erlaß des Ministers des Innern vom 5. Nov. 1953 - St.Anz. 
S. 1o54) aufgelöst worden, soweit ihre Aufhebung nicht 



schon früher erfolgt war. Die VerroHgenswerte sind auf 
bestehen gebliebene rechtsfähige Stiftungeh, die den 
gleichen oder einen ähnlichen Zweck wie die aufgehobenen 
Stiftungen haben, übertragen worden, Das Vermögen des 
"Landeshospitalfonds Hofheim'' (++) ist auf Grund des 
Gesetzes über die Mittelstufe der Verwaltung und den 
Landeswohlfahrtsverband Hessen vom 7. Mai 1953 (GVBl, 
S, 93) ab 1 • April '195 3 in die Verwaltung des Land es~ 
Wohlfahrtsverbandes übergegangen. Es blieben bestehen: 

1, Theaterpensionsfonds 
2. Forststiftung im Regierungsbezirk Darfustadt 

3, Landrichter Dr. Müller~Stiftung 
4, Regierungsrat May-Stiftung 

5. Fonds für öffentliche und gemeinnützige Zwecke 
6, Stiftung für die Deutsche Jugend. 

Die Staatsoberkasse Darmstadt hat die erforderliche Über­
führung der Vermögenswerte der aufgelösten Stiftungen auf 
die verbleibenden aus kassentechnischen Gründen erst im 
Rj. 1954 vorgenommen. Bei dieser Sachlage hätten Einnah­
men und Ausgaben sowie der Bestand der 43 Sondervermögen 
gemäß § 79 Abs. 1 Ziffer 4 RHO in der Haushaltsrechnung 
nachgewiesen werden müssen. Die Anlage 1 zu Epl. o3 ent­
hält aber nur die zu den Ziffern 41 und 42 aufgeführten 
Sondervermögen und ist daher unvollständig. 

was die Auflösung der Stiftungen anlangt, so war vom RH 
beanstandet worden, daß diese durch Erlaß des Ministers 
des Innern vorgenommen worden war, obwohl nach dem Hes­
s:i.schen Ausführungsgesetz zum BGB dafür das Staatsmini­
s-terirun zuständig ist. Ferner hat es der RH in diesem Zu­
sammenhang für unzulässig erachtet, daß die im Besitz · 
der Stiftungen befindl:!.chen Reichstitel dem Staatsver­
mögen einverleibt worden waren. Der Minister des Innern 
und der Minister der Finanzen haben sich der Auffassung 
des RH angeschlossen und zugesagt, die Auflösung der 
Stiftungen nachträgUch durch die r,andesregierung geneh­
migen zu lassen, Die Reichstitel sind inzwischen den 
drei noch bestehenden rechtsfähigen Stiftungen, nämlich 
der Stiftung für die Deutsche Jugend, der Landrichter 
Dr. Müller-Stiftung und der Hegierungsrat May-Stiftung 
zugeführt worden. 

für frühere Hechmm_gs~ap_re 

41. g, Auf Grund der nunmehr aufgehobenen Einzelvorbehalte 
des HH in Abschnitt Cib Nr. 1o und in Abschnitt CII' 
Nrn, 2, 4 und 9 seiner Bemerkungen zur StHR 1952 
(Tz. 47 und 48) wird die folgende Bemerkung aufge­
stellt: 
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Rje. 1949 bis 1952 

Kap. X 5 
Kap. 17 o5 

Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben/ Staats­
bürgschaften und Garantien 

Titel 1,31, Ausgaben infolge Inanspruchnahme aus vom 
" 32,575,1and· übernommenen Bürgschaften und Garantien 
" 576,525, 
II 529 

Der RH hat die in den Rjn. 1949 bis 1954 geleisteten 
Ausgaben infolge Inanspruchnahme aus vom Land übernomme­
nen Bürgschaften und Garantien geprüft. Da eine zutref­
fende Beurteilung der Bürgschaftsübernahmen und -abwick­
lungen auf Grund der Vorgänge nur eines Rechnungsjahres 
kaum möglich ist, wurden zwei·, sich auf mehrere Rech­
nungsjahre erstreckende Früfungen vorgenommen. Die erste 
Früfung, die die Rje. 1949 bis 1952 umfaßte, fand in der 
Zeit vom 3. bis 28, Aug. 1953 statt; die in den Rjn. 1953 
und 1954 geleisteten Ausgaben sind in der Zeit vom 7. März 
bis 7. April 1955 geprüft worden. · 

Wie festgestellt wurde, sind infolge Inanspruchnahme aus 
Bürgschaften und Garantien in den Rjn. 1949 bis 1954 · 
(bis zur Beendigung der zweiten Früfung) folgende Beträ­
ge gezahlt worden: 

Ausgaben 

1949 
195o 
1951 
1952 
1953 
1954 

Rückflüsse 

195o 
1951 
1952 
1953 
1954 

Mithin vorläufiger Ausfall bis 
zur Beendigung der früfung am 
7. April 1955 

. DM 
843 294,72 

3 326 951,16 
3 47o ooo,--
5 5oo ooo,--
3 o45 939,o5 
3 712 261,35 

19 898 446,28 

9 147,31 
16856,16 

179 525,o4 
483 8o9,15 
354 5o2,39 

1 o43 84o,o5 

18 854 6o6, 23 

Im Anschluß an die ersterwähnte Frü:t'ung gingen dem 
Minister der Finanzen unter dem 14. Nov. 1953 Früfungs­
mitteilungen zu, die inzwischen ausreichend beantwortet 
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wurden (vgL die Sammelbemerkung ·1 Buchstabe d in Abschnitt 
BIIa der Bemerkungen des RH zur StHR 1952, Tz. 13). Auf 
Grund der Stellungnahme des Ministers der Finanzen und der 
im Anschluß hieran mit cl.lesem und der Hessischen Treuhand­
verwaltung GmbH. gepflogenen Verhandlungen konnten die Be­
anstandungen des BH bis auf die nachstehenden Fälle erle­
digt werden, in denen der RH genötigt ist, unter Aufhebung 
der Vorbehalte aus·früheren Rechnungsjahren Bemerkungen 
aufzustellen. 

Bei seinen Entscheidtmgen hat der RH weitgehend die Per,­
sonalverhältnisse und r,onstigen besonderen Umstände, un­
ter denen damals BUrgeohaftsanträge bearbeitet und Bürg­
schaften übernommen wurden, berücksichtigt. Daher ist in 
einer Reihe von Fällen trotz erheblicher Bedenken von ei­
ner Weiterverfolgung abgeaehen worden (vgl, Abschnitt 
BVIII3 der Denkschri.ft zur StHR 195·1, S. 88). 

Die Ergebnisse der Irüfung der Bürgschaftsausfälle in 
den Rjn, 1953 und ·1954 sind dem M:i.n:lster der Finanzen 
unterm 24, Sept, 1955 mJ.tgeteilt wor(len, Insoweit ist 
der I-rüftmgsschriftwechsel noeh nicht abgeschlossen, 
Für das Rj, 1953 war cls.her ein Vorbehalt im Sinne des 
§ 1o7 Abs, 4 RHO erforderlich (vgl. den Einzelvorbehalt 
Nr, 12 in.Tz. 47). 

a) !Jürgschaften vom 2o. §~~.;p~t ~_1':)1!:l__End 2o. Okt. 1948, 
in AnsJ!:ru_c~!Jll22_llmeu mit ·io58_5~--~_D.M 

. Vo!:J.ii1JJ.,.U;;er AuHfall J.?o-2~ DM 

Der Bürgschaftsnehmer zog von Schlesien nach Nordhessen 
zu, Er hatte in seine~ Heimat angeblich eine Pelztier~ 
farm besessen und beantragte die Obernahme einer Staats­
bürgschaft für einen Kredit, mit dessen Hilfe er in Hes­
sen ein gleichartiges Unternehmen gründen wollte. Im 
Jahre 1946 wurde er wegen Schwarzschlachtung zu einer 
Gefängnisstrafe von acht Monaten verurteilt, die er auch 
verbüßte, Gleichwohl wu:cde bereits am 2o, Sept. 1947 zu 
seinen Gnnsten eine f)taatsbürgseha:l't über 1o1 o·oo,-- RM 
und am 2o, Okt, 1948 eine weitere Staatsbürgschaft über 
35 ooo,~~ DM übernommen. Die Staatsbürgschaften waren 
nach der Währungsreform mit ·1 o5 85o, ~~- DM in Anspruch 
genommen. 

Der Bürgschaftsnehmer versuchte, seinem Flan entsprechend 
mit HiJ.fe der staatsvexbi.i.rgten Kredite auf einem Weide­
grundstück eine Felz'cierfarm zu errichten, der später ei­
ne Konservenfabrik zur Verwertung des anfallenden Nutria­
fleisches folgen sollte, Seirie Geschäftsführung gab schon 
bald nach Gründung des Unternehmens zu Bedenken Anlaß. 
Obwohl die kreditgewährende Bank einen Nachweis über die 
Verwendung der Kreditmittel mehrmals forderte, wurde die­
ser verspätet und nnr in ungenügendeJ:· ]'orm erbracht, Wie 



sich ergab, hatte der Bürgschaftsnehmer überhaupt keine 
Buchführung. Die Bank wies daher bereits am 6. Juli 1948 
darauf hin, daß sie Bedenken habe, den Kreditvertrag auf­
recht zu erhalten, da der Verdacht bestehe, daß die zur 
Verfügung gestellten Kreditmittel nicht bestimmungsge­
mäß, sondern zur Befriedigung privater Bedürfnisse ver­
wendet würden. Gleichwohl wurde neben der bereits über­
nommenen RM-Bürgschaft ohne jegliche Prüfung am 2o. Okt. 
1948 die Bürgschaft für einen weiteren Kredit in HHhe 
von 35 ooo,-- DM übernon®en. 

Spätere Feststellungen haben die zunächst nur vermuteten 
betrügerischen Absichten des Bürgschaftsnehmers und die 
Tatsache, daß er kein Fachmann war, bestätigt. ·Nachdem · 
die Kreditmittel aufgebraucht waren, verließ er die von 
ihm geschaffenen unzulänglichen Anlagen unter Hinter­
lassung von etwa 12 ooo,-- DM Handwerkerschulden. Da alle 
Gutachter zu dem Ergebnis gelangten, daß das Objekt für 
eine Pelztierfarm nicht verwendbar ist, wurden mit einem 
Aufwand von weiteren 16 ooo,-~ DM in dem Wohnhaus drei 
Wohnungen ausgebaut und das Gebäude einer Landesanstalt 
zur Nutzung zur Verfügung gestellt. Im Frühjahr 195o 
wurden zwei Beamte der Anstalt in die Wohnungen einge­
wiese.n. 

Nach der Verlegung der· Landesanstalt war das Land an dem 
Objekt zwar nicht mehr interessiert, mußte das Grund­
stück aber trotzdem übernehmen, um es in geeigneter Wei­
se zu verwerten. Es befindet sich· seit dem 18. März 1955 
im Eigentum des Landes. Die Ausfallforderung gegen den 
Bürgschaftsnehmer beläuft sich auf rd. 123 2oo,-- DM 
nebst Zinsen und Kosten seit dem 12. April 195o. Von 
der Forderung wird.bei Veräußerung des Grundstücks nur 
ein geringer Bruchteil abgedeckt werden können. Der 
Rest ist als verloren zu betrachten, da der Bürgschafts­
nehmer vermHgenslo·s und nicht Vertriebener im S.inne des 
Lastenausgleichsgesetzes ist, so daß auch eine Entschä­
digung nach dem Lastenriusgleichsgesetz nicht in Betracht 
koJrunt. 

Der RH hat.das Verfahren bei der Übernahme der Staats­
bürgschaften beanstandet und darauf hingewiesen, daß 
sich die bewilligenden Stellen weder rechtzeitig Klar­
heit über die FersHnlichkeit des Bürgschaftsnehmers ver­
schafften noch die entscheidende Ftage der Rentabilität 
eingehend prüften. Der Minister der Finanzen hat diese 
Beanstandung in seiner Stellungnahme vom 18. Okt. 1954 
nicht bestritten. Sie muß aufrechterhalten werden. 
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b) Bürgschaften vom 5. Febr. 1948 und 25. Nov. 1948 
über 45o ooo,-- DM 

Ausfall: 44o 437 ,_- ... ßM 

Die Prüfung dieses Bürgschaftsfalles war dadurch er­
schwert, daß der Verbleib der einschlägigen Akten des 
MinisteriuiJBfür Arbeit, Wirtschaft und Verkehr seit 
dem Jahre 195o nicht festzustellen ist. Auf Grund der 
vorhandenen Aktenunterlagen des Ministers der Finanzen 
hat der RH beanstandet, daß die Bürgschaftsbearbeitung 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt vorgenommen wur­
de, 

Der Bürgschaftsnehmer, der mit Hilfe der staatsver·bürg-· 
ten Kredite eine Elektrogerätefabrik gründen wollte, gab 
sich 'bei der Antragstellung als Fachschul-Ingenieur aus. 
Wie sich später ergeben hat, hat er keine Ingenieur­
schule besucht, sondern nur eine Meisterprüt'ung abge­
legt. Bis zum Jahre 1936 betrieb er ein Radiogeschäft, 
das zum Erliegen kam. Im Zusammenhang damit wurde er 
wegen Betrugs zu einer Gefängnisstrafe von zwei Mona­
ten verurteilt, die er verbüßte. Später war gegen ihn 
ein Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Harnburg 
wegen Betrugs im Gange, das jedoch auf Grund der Am­
nestie im Jahre 1946 eingestellt wurde. Die notwendi-

. gen Ermittlungen zur Person sind von den sechbearbei­
tenden Stellen unterlassen worden. 

Dafür, daß er fachlich in der Lage war, elektrische 
Meßgeräte, Schalter und sonstige elektrophysikalische 
Spezialitäten in einwandfreier Form zu entwickeln und 
eine entsprechende Fabrik einzurichten und zu betrei­
ben, hat der Bürgschaftsnehmer bei der Antragstellung 
keine Beweise erbracht. Er berief sich lediglich auf 
die Erfolge der von ihm in Harnburg und in esterreich 
ins Leben gerufenen Betriebe, in denen er allerdings 
infolge der Rüstungskonjunktur mehrere Hundert Arbeit~ 
kräfte beschäftigt hatte. 

Wie sich später ergab, handelte es sich hier jedoch 
um Fertigunesstätten, die nach Plänen und Fabrikations 
anweisungen großer Firmen der Elektroindustrie arbei­
teten. Was das von ihm selbst beabsichtigte Fertigungs 
programmanlangt - er wollte bis zu 6oo Arbeitskräfte 
beschäftigen - war er ausschließlich auf seine techni­
schen Mitarbeiter angewiesen, die jedoch versagten. 
Eine eingehende .und rechtzeitige Überprüfung des Unter .. 
nehmens in technischer Hinsicht ist unterblieben. 

Auch die Angaben des Bürgschaftsnehmers über seine Ver­
mögensverhältnissewurden nicht rechtzeitig und sorg­
fältig nachgeprüft. In einer nachträglich zum 1. Jan. 
1946 aufgestellten Eröffnungsbilanz sind Aktiva auf­
geführt, die Li.berhaupt nicht vorhanden waren. Der aus .. 
gewiesene Kass·enbestand von 65 7oo, -- RM war nachträg­
lich errechnet worden und hatte in dieser Höhe nicht 



bestanden. Für Lizenzen ist in der Bilanz ein Betrag von 
4 ooo,-- RM, für Fabrikations- und Konstruktionsunterla­
gen ein Betrag von 2o ooo,-- RM aktj.viert, ohne daß im 
einzelnen nachgewiesen werden konnte, für welche Vermö­
genswerte diese Ansätze gelten sollten. Von ausschlagge­
bender Bedeutung war jedochÖ daß in der Eröffnungsbilanz 
ein Fabrikationsbetrieb in sterreich mit 653 621,93 RM 
aktiviert war, ohne daß in der Bilanz zum Ausdruck kam, 
daß diese Vermögenswerte enteignet worden waren. Der Ge­
genwert war vielmehr in voller Höhe dem Kapitalkonto 
des Bürgschaftsnehmer~ gutgebracht worden. Durch diese 
Bilanzierungsart sollte offenbar der Eindruck erweckt 
werden, daß sich der Betrieb noch im Eigentum des Bürg­
·schaftnehmers befand oder zumindest begründete Rück­
forderungs- oder Entschädigungsansprüche bestanden, 
Beides war nicht der Fall. Bevor die Bürgschaft vom 
25. Nov. 1948 für einen Aufstockungskredit in Höhe von 
3oo ooo,-- m\ übernommen wurde, wäre es zum mindesten 
notwendig gewesen, entweder unverzüglich die Landes­
prüfstelle oder einen WirtschaftsprUfer mit der Vor­
nahme .einer Prüfung in kaufmännischer und ,wirtschaft­
licher Hinsicht und einen Elektrofachmann mit einer 
Prüfung in technischer Hinsicht zu beauftragen, Dies 
ist unterblieben. Wie unzureichend die sechbearbeiten­
den Stellen über die tatsächliche Lage des Unternehmens 
unterrichtet waren, ergibt sich daraus, daß der zu­
ständige Abteilungsleiter im Ministerium für Arbeit, 
Wirtschaft und Verkehr noch im Zeitpunkt des totalen 
Zusammenbruchs des Unternehmens einen weiteren Staats­
kredit in Höhe von·1 Mio DM für vertretbar hielt. 

Der Minister· der Finanzen hat den Beanstandungen des 
RH nicht widersprochen. Mit Bezug auf die für die 
Sechbearbeitung zuständige damalige Abteilung In des 
Ministeriums für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr und 
deren Leiter wird in einer Stellungnahme des Ministers 
der Finanzen vom 26. Jan. 1951 ausgeführt: 

" Wenn die damalige Abteilung In des Wirtschaftsmi­
nisteriums auch personell nicht in der Lage ge­
wesen sein mag, die Unterlagen an Ort und Stelle 
zu überprüfen, dann hätte sie doch dafür Sorge 
tragen müssen, daß diese Überprüfung von sach­
kundigen anderen Personen, etwa Beauftragten der 
Landesprüfstelle oder einem Wirtschaftsprüfer, 
durchgeführt wurde. Es ist nach der derzeitigen 
Verwaltungsübung undenkbar, daß für einen Auf­
stockungskredit in einer derartigen Höhe nicht 
eine ordnungsgemäße Überprüfung an Ort und Stelle 
zur Voraussetzung gemacht 1~urde. Sinngemäß gilt 
für die technische Beurteilung das gleiche. Auch 
für diese hätten der sachbearbeitenden Dienst­
stelle im Wirtschaftsministerium geeignete Kräf­
te aus dessen eigenen Fachreferaten zur Verfügung 
gestanden. Wenn der Abteilungsleiter alles dies 
unterlassen hat, hat er mehr als leichtfertig 
gehandelt. 11 
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c) Bürgschaft vom 21. Febr. 1948 über 2oo ooo,-- DM 

Ausfall: 189 8o8,3o DM 

Am 8. Nov. 1946 erhielten zwei Antragsteller eine Fro­
duktionsgenehmigung für eine Forzellenfabrik in Nord­
hessen. Die Betriebseiririchtungen sollten in dem ehe­
maligen Montanwerk in Hessisch-Lichtenau geschaffen 
werden. Noch im Verlaufe der Gründung des Unternehmens 
kam es zu Streitigkeiten zwischen den Gesellschaftern, 
so daß eine reibungslose Zusammenarbeit nicht mehr ge­
währleistet war. Am 1. Aug. 1947 zog das Landeswirt­
schaftsamt daher die Froduktionsgenehmigung zurück. 
Im Hinblick auf angeblich geleistete Vorarbeiten und 
auf die Belegschaft, die sich aus Heimatvertriebenen 
zusammensetzte, stellte es jedoch den Gesellschaftern 
anheinl, getrennte Ansuchen auf 3rteilung von Froduk­
tionsgenehmigungen zu stellen. Dies geschah alsbald. 

Der eine Antrag wurde am 12. Dez. 1947 mit der Begrün­
dung abgelehnt, daß der Antragsteller nicht Flüchtling 
und Forzellanfachmann sei. Der zweite Antragsteller, 
ein angeblicher Keramtechniker, kam dagegen zum Zuge. 
Ihm wurde von dem Abteilungsleiter der Industrieab.tei­
lung im Wirtschaftsministerium eröffnet, daß er eine 
Froduktionsgenehmigung und einen staatsverbürgten Kre­
dit erhalten werde, wenn er einen tüchtigen Kaufmann 
in das Unternehmen aufnähme. Daraufhin erklärte sich 
der Antragsteller bereit, den damals noch in der 
Sowjetzone befindlichen Bruder eines in der Abteilung 
In des Ministeriums für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr 
tätigen Referenten als kaufmännische~ Leiter zu be­
schäftigen. 

Die Versagung der Froduktionsgenehmigung in dem ersten 
Fall war im Schreiben des Wirtschaftsministeriums vom 
12. Dez. 1947 auch damit begründet worden, daß die vor 
harrdenen einschlägigen Betriebe durchaus in der Lage 
seien, den Gesamtbedarf der Bevölkerung zu decken und 
noch in beträchtlichem Umfange zu exportieren. Die von 
diesen Grundßätzen mögliche Abweichung für Flüchtlings­
betriebe konnte nach Ansicht des RH zu Gunsten·des 
zweiten Antragstellers nur dann vertreten werden, wenn 
das in Betracht kommende Vorhaben aus besonderen Grün­
den Aussicht auf Erfolg hatte. Der RH hat beanstandet, 
daß dies nicht rechtzeitig und sorgfältig im Rahmen 
des Zulassungsverfatrens oder bei der Bürgschaftsbe­
arbeitung geprüft wurde. Soweit die Antragsteller über 
haupt Unterlagen vorlegten, wurden diese ausweislich 
der Akten kritisch nicht ausgewertet. Die dem Antrag 
vom 24. Sept. 1947 beigefügte Kapitalbedarfsberechnung 
von 35o ooo,-- RM wurde offenbar ungeprüft übernommen, u 
wohl darin nur 59 ooo,-- RM als Anlauf- und Betriebsmit­
tel vorgesehen waren, was als viel zu gering hätte er­
scheinen müssen. 
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Auch die fachliche Qualifikation der Gesellschafter wur­
de nicht ausreichend geprüft. Erst als sich ergeben hatte, 
daß das Unternehmen nicht zu einer ordnungsgemäßen Fro­
duktion kam, wurden verschiedene Gutachten eingeholt. In 
einem der Gutachten wird ausgeführt, daß das Unternehmen 
nicht über Einrichtungen f.ür Brennversuche verfügte, ob­
wohl mit Rohstoffen (Tonen und Kaolinen) gearbeitet wur­
de, dereri chemisches ·Verhalten einer eingehenden Früfung 
bedurft hätte. Brennversuche wurden in der Form des 
"Großversuchs", d.h. bei voller Beschickung der Öfen, 
vorgenommen. Wenn ein Versuch mißlang, wurde der gesamte 
Ofeninhalt auf den Scherbenberg geworfen. Betriebsauf­
zeichnungen über Ofentemperaturen und sonstigen Daten, 
Beschickung der Öfen und Brennergebnisse wurden nicht 
geführt. Rezepturen waren ebenfalls nicht vorhanden. Nach 
bei den Akten befindlichen Aufzeichnungen wurde zeitwei­
se zu So % für den Scherbenberg produziert, so daß der 
Betrieb am 24. Juli 1949 vollständig eingestellt werden 
mußte. 

Laut Aktenvermerk des Ministers der Finanzen vom 13. Juli 
1949 war der dem Unternehmen gewährte und auf 2oo ooo,-­
DM umgestellte Kredit in Höhe eines noch offenen Betra­
ges von 4o ooo,-- DM durch gemeinsame Entscheidung des 
Wirtschaftsministeriums und des Finanzministeriums ge­
sperrt worden. In einer V,erhandlung beim Wirtschaftsmi­
nisterium am 11, Aug. 1949 wurde der Betrag. von diesem 
freigegeben und die kreditgewährende Bank zur sofortigen 
Auszahlung ermächtigt. Das Finanzministerium wurde an 
dieser Entscheidung weder beteiligt noch von ihr unter­
richtet. 

Der Minister der Finanzen hat dem RH darin zugestimmt, 
daß das Vorhaben von der wirtschaftlichen Seite her 
nicht ausreichend überprüft worden ist. Er hat ferner 
eingeräumt, daß es sich bei der Freigabe der zunächst 
gesperrten 4o ooo,-- DM nicht um eine Maßnahme der Kre­
ditverwaltung, sondern um die Begründung eines neuen 
Obligos des Landes Hessen handelte, das nur dureh Er­
klärung des Finanzministeriums. hätte übernommen werden 
d~fen. · 

Der RH muß seine Beanstandungen aufrechterhalten, zumal 
der Versuch, das Unternehmen als Ganzes zu veräußern, 
mißlang. Der Übernehmer erhielt einen staatsverbürgten 
Kredit, der später ebenfalls notleidend wurde, so daß 
sich der Gesamtausfall des Landes aus dies.em nicht zu 
verantwortenden Engagement auf rd. 26o ooo,-- DM be­
läuft. 
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d) Bürgschaft vom 21, Aug. 1948 über 25 ooo,-- DM 

Ausfall: 27 5oo,6o DM 

Dem ·Bürgschaftsnehmer wurden zwei staatsverbürgte Kredite 
eingeräumt, und zwar unter dem 21. Aug, 1948 ein Kredit 
von 5 ooo,-- DM und unter dem 3o. März 1949 ein solcher 
in Höhe von.2o ooo,-- DM. Er wollte in Frankfurt/Main 
einen Zeitschriftenverlag gründen und in der Haupt-
sache die Zeitschrift "cursor mundi" (= der V/eltläufer) 
erscheinen lassen, wozu es aber nie gekommen ist. Das 
Land ist aus den Staatsbürgschaften in Höhe von 
27 5oo,6o DM in Anspruch genommen worden .. Daneben wur­
den im Jahre 1947 Beihilfen, Ubergangshilfen, eine 
Exi·stenzaufbauhilfe u:.a. in Höhe von 4 3oo,-- RM im 
Jahre 1948 Beihilfen, Heilbehandlungskosten, Notstands­
beihilfen und Existenzbeihilfen in Höhe von 4 627,17 DM 
aus Landesmitteln an den Bürgschaftsnehmer gezahlt. 

Der Bürgschaftsnehmer hat den ersterwähnten Kredit in 
Höhe von 5 ooo,-- DM bestimmungswidrig verwendet, so 
daß der zuständige Referent im Ministerium der Finanzen 
in einem Aktenvermerk auf die Fragwürdigkeit der von 
ihm verfolgten Frojekte hinwies. Dessen ungeachtet, er­
klärte sic·h das Finanzministerium auf eine persönliche 
Vorsprache des Antragstellers hin bereit, die Bürgschaft 
auch auf den zweiten Kredit in Höhe von 2o ooo,-- DM zu 
erstrecken. Wie aus einein Aktenvermerk vom 8. Sept. 1949 
hervorgeht, bestand hierbei kein Zweifel, daß dem Vor­
haben des Bürgschaftsnehmers ein Erfolg nicht beschieden 
sein würde. Man hat sich aber zu der Bürgschaftsübernahme 
anscheinend bestimmen lassen, weil man davon ausging, 
daß es sich bei dem Antragsteller um einen pol·i tisch Ver­
folgten handelte, 

Der RH hat Obernahme und Verwaltung der Staatsbürgschaft 
als mit den maßgebenden.Bürgschaftsermächtigungen unver-
einbar beanstandet. · 

e) Bürgschaften vom 8. Sept, und 29. Okt. 1948 
über 23o ooo,-- DM 

Ausfall: 225 87o,68 DM 

Für das in der Rechtsform einer Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung betriebene holzverarbeitende Unterneh­
men hat das Land Hessen am 8. Sept. 1948 und am 29, Okt, 
1948 Staatsbürgschaften von insgesamt 23o ooo,-- DM über­
nommen, Die Firma ist bereits im Sommer 1949 wirtschaft­
lich zusammengebrochen. Das Land Hessen wurde aus den 
Bürgschaften mit 225 87o,68 DM· in Anspruch genommen. 

Der RH hat beanstandet, daß bei der Antragsbearbeitung 
in betriebswirtschaftlicher Hinsicht nicht mit der gebo­
tenen Sorgfalt verfahren wurde. Bei der Gewährung der 
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ersten Staatsbürgschaft über 13o ooo,-- DM wurde der bei 
Anlaufen des Betriebes entstehende Betriebsmittelbedarf 
nicht berücksichtigt, Der Erstkredit war ausschließlich 
für Investitionen bestimmt. Die Frage, aus welchen Mit­
teln der Betriebsmittelbedarf gedeckt werden sollte, 
blieb unberücksichtigt. Es kam daher zu de1h Antrag auf 
Gewährung einer weiteren Bürgschaft für einen Betriebs­
mittelkredit von 1oo ooo,-- DM. Bei der Übernahme die­
ser Bürgschaft war wiederum zu beanstanden, daß sie ge­
geben wurde, ohne daß der kreditgewährenden Bank Auf­
lagen über die Hereinnahme von Sicherheiten gemacht wur­
den. 

I 

Auch die persönliche und fachliche Eignung der beiden 
Gesellschafter ist nach Ansicht des RH nicht ausreichend 
geprüft worden. Der Hauptgesellschafter war bei der All­
tragstellung 27 Jahre alt und besaß keine fachlichen 
oder kaufmännischen Kenntnisse und Erfahrungen, wie sie 
zur Gründung und Führung eines holzverarbeitenden Be­
triebes in dem beabsichtigten Umfange - es sollten 7o 
Arbeitskräfte beschäftigt werden - erforderlich gewesen 
wären, Der zweite Gesellschafter, der als Möbelbaufach­
mann in das Unternehmen eintrat, verzichtete bei seinem 
Ausscheiden am 5. Mai 1949 auf 5 ooo,-- DM seiner Ein­
lage (von 8 ooo,-- DM), weil ihm nachgewiesen werden 
konnte, daß er durch laufende technische Fehldispositio­
nen, für die er als technischer Leiter verantwortlich 
war, arGebliche Schäden ve~ursacht hatte. Die Landes­
prüfstelle gelangte in ihrem Prüfungsbericht vom 29. Sept. 
1949 zu der Feststellung, daß der Niedergang des Unter­
nehmens keineswegs auf schlechte Marktlage zurückzufüh­
ren war, sondern daß die mangelhafte Leitung, falsche 
Kalkulationen, Ausschußproduktion und der außergewöhn­
lich hohe, unverantwortliche Aufwand des Hauptgesell­
schafters das Unternehmen innerhalb eines Jahres kon­
kursreif machten. 

Der Minister der Finanzen hat den Beanstandungen des RH 
nicht widersprochen. Dem von dem Wirtschaftsministerium 
erhobenen Einwand, "man möge die gesamte Amtsführung der 
damaligen Zeit als leichtfertig bezeichnen, man müsse 
aber berücksichtigen, daß es sich um eine politische 
Übergangszeit handele, in der die heute wieder gelten­
den Grundsätze für ein Kreditgeschäft noch keine Gültig­
kai t hatten bzw·. wenig beachtet wurden",· vermag der RH 
nicht zu folgen, da er den hier in Rede stehenden Vor­
gängen nicr" t gerecht wird. Er hält daher seine Beanstan­
dung aufrecht, daß die Übernahme der Bürgschaften weder. 
auf Grund der maßgebenden Bürgschaftsermächtigungen noch 
unter haushaltsrechtlichen und wirtschaftspolitischen 
Gesichtspunkten vertretbar war. 
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f) Bürgschaften vom 
über 95 ooo,-- DM 

5. Okt. 1948 und 19. Nov. 1949 
Ausfall: 111 o75, o4 DM 

Das Land Hessen hat mit Urkunden vom 5. Okt. 1948 und 
19. Nov. 1949 zwei Staatsbürgschaften für einen einem 
Zeitschriftenvertrieb eingeräumten Gesamtkredit in 
Höhe von 95 ooo,-- DM übernommen. Eine dritte Bürgschaft 
über 1o ooo,-- DM wurde dem Unternehmen in mündlichen 
Verhandlungen zugesagt, jedoch auf Grund von Bedenken, 
die nach mittlerweile hinsichtlich der Finanzlage der 
Firma getroffenen Feststellungen auftraten, zurückge­
halten. Neben den staatsverbürgten Krediten erhielt 
das Unternehmen Qinen Großkredit in Höhe von 5o ooo,-­
DM aus Haushaltsmitteln des Ministers für Arbeit, Wirt­
schaft und Verkehr. 

Bereits im Dezember 1949 war das Unternehmen gezwungen, 
Antrag auf Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsver­
fahrens zu stellen. Fast gleichzeitig st~engte es einen 
Frozeß gegen das Land Hessen und die kreditgewährende 
Bank an mit der Begründung, daß ihm seitens der betei­
ligten staatlichen Dienststellen verbindliche Verzicht­
erklärungen auf die Regreßforderungen des Landes Hessen 
aus der Hergabe der staatsverbürgten Kredite gegeben 
worden seien. Diese Zusicherungen seien nicht erfüllt 
worden und die Kündigung der Kredite habe seinen völ­
ligen Vermögensverfall verursacht. Am 3. Juli 195o 
wurde ein Vergleich dahin abgeschlossen, daß das Land 
Hessen sich verrflichtete, aus den Bürgschaften ein­
zutreten; das Unternehmen trat als Gegenleistung For­
derungen an einen Zeitschriftenverlag an das Land ab • 

. Dami·t waren die Voraussetzungen für die Erstattung des 
Ausfalls gegeben, der am 16. Okt. 195o in Höhe von . 
111 o75,o4 DM zur Zahlung angewiesen wurde. Die Erstat­
tung umfaßt auch die dritte, zunächst zurliekgehaltene 
Bürgschaft. Wie aus der Begründung der Kassenanweisung 
vom 16. Okt. 195o hervorgeht, mußte auch diese Bürg­
schaft von den beteiligten Ministerien im Verhandlungs­
wege nachträglich anerkannt v1erden, ·da anderenfalls 

·die durchgeführte Gesamtregelung unmöglich geworden 
wäre. 

Hinsichtlich des Großkredits wurde die Einstellung des 
Einziehungsverfahrens gemäß § 67 RWB verfügt, so daß 
der Gesamtausfall per 26. Okt. 195o = 161 o75,o4 DM 
batrug. Die gemäß Vergleich vom 3. Juli 195o aus der 
erwähnten Zession eingegangenen Beträge, um die sich 

'der Ausfall vermindert, beliefen sich bis zum zweiten 
Viertel 1952 auf 15 7o1,o6 DM. 

Zur Zeit der Frlifung durch den RH liefen Verhandlungen 
mit dem Zeitschriftenverlag mit dem Ziel, eine Abgel­
tung der restlichen Ansprüche des Landes durch eine 
einmalige Zahlung zu erreichen, 
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Der RH hat beanstandet, daß bei Übernahme der Bürgschaften, 
obwohl es sich um erhebliche Beträge handelte, keine Bi­
lanzen über die bisherige Geschäftstätigkeit vorgelegt wur­
den, Insbesondere wurde die Bürgschaft vom 19. Nov. 1949 
auf Grund mündlicher Verhandlungen und ohne ausreichende 
Unterlagen übernommen. Auch für die dritte, ins Auge ge­
faßte und später zurückgehaltene Bürgschaft lag kein 
schriftlicher Antrag vor. 

Zudem war der Bürgschaftsnehmer persönlich nicht vertrau­
enswürdig, Wie die Landesprüfstelle ermittelt hat, waren 
die von ihm vorgelegten Abschlüsse z,T, frisiert, So wur­
de in einem Falle anstelle eines Verlustes ein Reingewinn 
von 16 ooo,-- DM ausgewiesen. Die Überschuldung betrug 
bereits 97 131,88 DM. 

Ein arbeitsmarktpolitischer Erfolg wurde mi~ den Staats­
bürgschaften nicht erzielt. Das Unternehmen hat nur zwei 
oder drei Angestellte beschäftigt, Im Außendienst waren 
etwa 17o Agenten und Träger tätig, deren Höchstverdienst 
etwa 3,-- DM pro Woche betrug. Das hohe Obligo des Landes 
wird nicht zuletzt dadurch zustandegekommen sein, daß 
ein Referent des Ministeriums für Arbeit, Wirtschaft und 
Verkehr seit 11. Dez. 1948 mit 2 4oo,-- DM Einlage und 
25%-iger Gewinnbeteiligung an dem Unternehmen beteiligt 
war und daher· wohl im eigenen Interesse die staatlichen 
Hilfeleistungen betrieb. 

Bei dieser Sachlage muß der RH seine Beanstandungen auf­
rechterhalten. 

g) Bürgschaften vom 13, Jan. und 21, Juni 1949 
über 45 ooo,-- DM 

Ausfall: 52 383,33 DM 

Die oben angeführten Staatsbürgschaften wurden zu Gunsten 
eines Vereins, der sich die Fflege der Heimkunst zum Ziel 
gesetzt hatte, übernommen. Mit Hilfe der Kreditmittel 
sollte die Durchführung einer Heimkunst-Austellung in 
Frankfurt/Main ermöglicht,werden. · 

Das Land Hessen ist aus den Bürgschaften in Anspruch ge­
nommen worden. Es wurden gezahlt: 

am 1o. Okt, 195o 
am 1 • A ug • 1 9 52 

DM 

45 ooo,--
7 383,33 

52 383,33 
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Ferner wurden dem Unternehmen zur Verfügung gestellt: 

Überbrückungshilfen in Höhe von 
Verlorener Zuschuß in Höhe von 
insgesamt 

DM 

2 ooo,--
1 000 --

3 ooo,--

Der Verein war in Konstanz gegründet worden. Durch Be­
schluß einer außerordentlichen Mitgliederversammlung vom 
7. Jan. 1949 wurde der Sitz nach Frankfurt/Main verlegt, 
um die oben angeführten staatsverbürgten Kredite zu er­
langen, die neben gen Landeszuschüssen und den relativ 
geringen Mitgliederbeiträgen fast ausschließlich zur 
Finanzierung der Vereinsprojekte in Hessen dienten. 

Der RH hat die Übernahme der Staatsbürgschaften als mit 
der Ermächtigung des Haushaltsgesetzes 1949 unvereinbar 
beanstandet. Der Verein verfolgte bis zu einem gewissen 
Grade kulturelle Ziele; daneben sollte aber durch die 
in Frankfurt/Main veranstaltete Ausstellung eine Art 
Vermittlerstellung des Vereins zwischen Heimkunstbe­
flissenen und Verbrauchern geschaffen werden. Diese 
wirtschaftliche Betätigung des Vereins stieß auf den 
Widerstand des Einzelhandels, dessen Interessenvertre­
tungen sich schärfstans gegen die Tätigkeit des Vereins 
wendeten und das Hassische Staatsministerium ersuchten, 
keine öffentliche~ Mittel z~r Förderung dieses Unterneh­
mens mehr bereit zu stellen, Wie aus einem Schreiben · 
des zuständigen Referenten des Wirtschaftsministeriums 
vom 25. Nov. 1949 hervorgeht, ist den Verbänden darauf­
hin zugesagt worden, "daß in Würdigung ihres Verbrin­
gens in Zukunft keinerlei Geldbeträge mehr für d·ie Ge­
Bellschaft zur Verfügung gestellt würden". 

Es war ferner zu beanstanden, daß bei Übernahme der 
Staatsbürgschaften Sicherheiten weder gefordert wurden 
noch zur Verfügung standen und daß nicht rechtzeitig 
Auskunft und Rechnungslegung über die Verwendung der 

. Kreditmittel verlangt wurde. Wie eine Prüfung durch 
die Landesprüfstelle Hessen ergab, lag bei dem Verein 
eine unverantwortliche Mißwirtschaft vor. :bie mit Hil­
fe der Staatsbürgschaften beschafften Mittel wurden 
größtenteils für Honorare, Reisespesen und persönliche 
Zwecke des Vorstandes verwendet. Auch gestaltete sich 
diePrüfungund Feststellung dieser Tatbestände schwie­
rig, weil keine beweiskräftige Buchführung vorlag. Wäre 
der Verein rechtzeitig angehalten worden, die Verwen­
dung der Kreditmittel nachzuweisen, so hätte der Aus­
fall, wenn nicht vermieden, so doch wesentlich einge­
schränkt werden können. 

Der Minister der Finanzen hat auf die Beanstandungen des 
RH ausgeführt, daß man, nachdem der Minister für Wirt­
schaft und Verkehr ein öffentliches Interesse an der 
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Betätigung des Vere~ns bejaht hätte, die Übernahme der 
Staatsbürgschaften nicht unbedingt als außerhalb der 
Ermächtigung liegend habe ansehen können; im übrigen 
hat er den Beanstandungen nicht widersprochen, sondern 
eingeräumt, daß es sich hier praktisch um einen Perso­
nalkredit handelte, da weder im Zeitpunkt der Bürg­
schaftsübernahme Sicherheiten zur Verfügung standen, 
noch später zur Verfügung gestellt werden konnten, Der 
RH muß daher seine Beanstandung aufrechterhalten. 

h) Garantieerklärung vom 21,__!pril 1949 
Ausfall: 7 ooo,-- DM 

Ein holzverarbeitendes Unternehmen hatte von einem Geld­
institut einen Kredit von rd. 1o ooo,-- DM erhalten und 
hinsichtlich dieses Kredits die Übernahme einer Staats­
bürgschaft beantragt. Die vom Finanzministerium bereits 
ausgefertigte Bürgschaftsurkunde wurde jedoch vom Wirt­
schaftsministerium auf Grund der inzwischen festgestell­
ten ungünstigen Betriebslage der Firma nicht an die kre­
ditgewährende Bank weitergeleitet. Gleichwohl begehrte 
diese unter Berufung auf eine im Rahmen der Bürgschafts­
bearbeitung gegebene schriftliche Zusage des Wirtschafts­
ministeriurns vom 21, April 1949, das Land Hessen sei zur 
Übernahme der Staatsbürgschaft grundsätzlich bereit, die 
Erstattung des ihr im Zusammenhang nüt dem inzwischen 
erfolgten Zusanunenbruch des Unternehmens erwachsenen 
Ausfalles.· 

Das Wirtschaftsministerium hatte seine grundsätzliche 
Bereitschaft zur Übernahme der Bürgschaft erklärt und 
das Ministerium der Finanzen zur Ausfertigung der Bürg­
schaftsurkunde veranlaßt, obwohl 

1. keine ausreichenden Unterlagen über die betriebliche 
Entwicklung des bereits seit 1946 bestehenden Unter­
nehmens vorlagen, diese vielmehr erst mit großer 
Verzögerung und in mangelhafter Form beigebracht 
worden waren, · · 

2. die kreditgewährende Bank es offensichtlich unter­
lassen hatte, sich vor Abschluß des Kreditvertrages 
vom 13. April 1949 ausreichend über Lage und Kredit-. 
würdigkeit der Firma zu unterrichten. 

Bei dieser Sachlage war zu prüfen, ob durch die von 
dem Wirtschaftsministerium abgegebene Bürgschaftszusage 
ein Anspruch gegen das Land begründet wurde, obgleich 
die Voraussetzungen für eine Staatsbürgschaft nicpt er­
füllt waren. Der Minister der Finanzen hat dies nach 
Prüfung der Rechtslage bejaht und der kreditgewährenden 
Bank einen Vergleichsvorschlag unterbreitet, wonach 
sich das Land bereiterklärte, die in Betracht kommende 
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Kapitalschuld von ·Jo ooo,-- DM ohne Berechnung von Zinsen 
und nach Abzug der Erlöse aus den gestellten Sicherheiten 
zu erstatten. Die Bank erklärte sich am 21, Aug, 1952 mit 
diesem Vorschlag einverstanden, Der von ihr errechnete 
Betrag in Höhe von 7 ooo,-- DM wurde am 27, Aug. 1952 von. 
·dem Ministeriwn der Finanzen zur Zahlung angewiesen. Mit 
Schreiben vom gleichen Tage wurde das Wirtschaftsmini­
sterium von dem Ministerium der Finanzen gebeten, die Fra­
ge des Rückgriffs gegen die für die Inanspruchnahme des 
Landes verantwortlichen. Bediensteten zu prüfen~ 

Das Wirtschaftsministeriwn hat demgegenüber die Auffas­
sung vertreten, daß ein Rückgriff gegen die sachbearbei­
tenden Bediensteten nicht möglich sei, weil eine Rechts­
pflicht des Landes zur Deckung des Ausfalls der Bank 
nicht bestanden habe, Es sei lediglich die Übernahme 
einer Bürgschaft angekündigt, nicht aber eine solche 
übernommen worden. Auch sei die für die Bürgschaft vor­
gesehene Schriftform durch das Schreiben des Wirtschafts­
ministeriums nicht ersetzt worden. Der an die Bank ge­
zahlte Betrag in Höhe von 7 ooo,-- DM könne daher unter 
dem Gesichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung zu­
rückgefordert werden. 

Der RH vermag dieser Auffassung nicht beizupflichten •. Er 
hat .beanstandet, daß es bisher unterlassen wurde, die Er­
satzpflicht des Bediensteten festzustellen, der ein Garan­
tieversprechen (§ 414 BGB) abgegeben hat, ohne hierzu er­
mächtigt zu sein. Der Minister der Finanzen hat sich der 
Auffassung des RH angeschlossen. 

i) Bürgschaften vom ·]8, Juni ·1949, 8. Mai ·195o, 26. Juni 
'195o und 2o, Sept, ·195o übel' 2 3oo ooo 1 -- DM 

Ausfall: ·1 ooo ooo, -- DM 

Die oben angeführten Staatsbürgschaften wurden zu Gunsten 
einer aus Leipzig stammenden Kommissionsbuchhandlung, die 
dort auf eine über 15o-jährige Tradition zurückblickte, 
übernommen. Das Unternehmen hatte sich nach dem Zusammen­
bruch nach Frankfurt/Mein verlagert, Am 23. März 1949 trat 
es mit der Bitte um Kredithilfe an das Land Hessen heran 
und erhielt unter dem 18, Juni ·1949 eine Staatsbürgschaft 
über 5oo ooo,-- DM für einen Bankkredit in Höhe von 
6oo ooo,-- DM. 

Die Bürgschaftsar.gelegenheit wurde zunächst entsprechend 
den ergangenen Richtlinien unter Beteiligung des Mini­
steriruns für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr, ab Juli 1949 
jedoch ausschließlich vom Ministerium der Finanzen bear­
beitet, Bei den einleitenden Verhandlungen legte die Fir-

. ma vorläufige Abschlüsse und Zwischenabschlüsse vor (Sta­
tus zwn 31. Dez. 1948 und zum 3o. April 1949), die zu kei­
nen Bedenken Anlaß gaben. Bereits am 2o. Juni 1949 teilte 
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die kreditgewährende Bank dem Minister der Finanzen mit, 
daß sie dem Unternehmer nunmehr Kredite in Höhe von 1,25 
Mio DM unter Eigenri"siko eingeräumt habe und stellte 
gleichzeitig den Antrag, die Sicherheiten des staatsver­
bürgten Kredits bis zur Höhe von 1,25 Mio DM mithaften 
zu lassen. Dem Antrag wurde, nachdem er zunächst mit 
Schreiben vom 2o. Juni 1949 abgelehnt worden war, statt­
gegeben. 

Das Unternehmen stellte alsdann laufend Anträge auf Über­
nahme weiterer Staatsbürgschaften. Die Anträge wurden zu­
nächst unter dem 21. Sept. und 16. Dez. 19.49 abgelehnt. 
Mit Schreiben vom 3o. März 195o behauptete das kreditge­
währende Institut, es habe bei den Kreditgewährungen im 
Juli 1949 auf Zusagen vertraut, die der damalige Minister 
der Finanzen dem geschäftsführenden Gesellschafter des 
Unternehmens gegeben habe. Der Betrieb nahm damals bereits 
einen Kredi_t in Höhe von 2, 9 Mio DM in Anspruch, hiervon 
waren 5oo ooo,-- DM staatsverbürgt. Nunmehr schalteten 
sich die Landeszentralbank und die Bankenaufsichtsbehörde 
in die Angelegenheit ein. Auf deren Drängen wurde am 
8. Mai 195o eine weitere Staatsbürgschaft in Höhe von 
5oo ooo,-- DM übernommen. 

Von nun an stand bei den Kredithilfen die Rücksichtnahme 
auf die kreditgewährende Bank im VordergrUnd. Bereits am 
26. Juni 195o wurde eine weitere sogen. Sanierungsbürg­
schaft in Höhe von 3oo ooo,-- DM übernommen. Am 2o. Sept, 
195o folgte, nachdem die bisherigen Gesellschafter ausge­
schieden waren, die Geschäftsführung gewechselt hatte und 
die Firma des Unternehmens geändert worden war, eine wei-

. tere Staatsbürgschaft in Höhe von 2oo ooo,-- DM. Fern'er 
übernahm das Land am gleichen Tage gegenüber der kredit­
gewährenden Bank die Bürgschaft über 8oo ooo,-- DM zur Be­
reirlligung ihrer Bilan.zverhältnisse, obgleich die-Kommis­
sionsbuchhahdlung praktisch bereits Mitte des Jahres 195o 
völlig zusammengebrochen war. · 

Zma Zwecke der Abwicklung der Staatsbürgschaften wurden 
folgende Zahlungen geleistet: 

DM 
am 21 • Juli 195o 4oo ooo,--
am 4. Aug. 195o 3oo ooo,--
am 5. Sept. 195o 3oo 0001--

1 000 ooo,--

Der letzterwähnte Betrag ist erst am 17. Dez. 1951 endgül­
tig als Ausgabe gebucht worden: Mitden Zahlungen sollten 
alle gegenseitigen Ansprüche zwischen dem Lande Hessen und 
der kreditgewährenden Bank abgegolten sein. Das Land Hessen 
ist im übrigen aus der Haftung aus den Staatsbürgschaften 
entlassen worden. 

Es handelt sich hier um den bisher größten Ausfall, den 
das Land Hessen aus übernommenen Staatsbürgschaften 



erlitten hat. Der RH hat die BUrgschaftsbearbeitung in 
mehrfacher Hinsicht beanstandet. Er hat im wesentlichen 
,ausgefUhrt: 

1, Die kreditgewährende Bank hat in dem vorliegenden Fal­
le die ihr obliegende Sorgfaltspflicht verletzt. Dem 
Ministerium der Finanzen ist dies bekannt gewesen 
(vgL Aktenvermerk vom 17, Juli 195o). Die Bank hat 
dem Ministerium der Finanzen fortlaufend gUnstige 
Zwischenabschlüsse und Berichte vorgelegt, obwohl 
ihr schon z.Z. der Übernahme der ersten Staatsbürg­
schaft die ungünstige Lage des Unternehmens bekannt 
war und sie den geschäft.sführenden Gesellschafter 
vorsorglich Uberwachen ließ. Sie hat ferner mindestens 
seit September 1949 gewußt, daß dieser nur mit sei­
ner Unterschrift versehene Akzepte in den Verkehr 
brachte und Geschäfte auf eigene Rechnung tätigte. 
Bei dieser Sachlage. hätte die Haftung des Landes 
Hessen aus der ersten StaatsbUrgschaft abgelehnt und 
jede Ausweitung des Engagements vermieden werden 
mUssen. 

2. Zur BegrUndung der Zahlungen und der Übernahme der 
zweiten und der weiteren StaatsbUrgschaften wurde 
daher auch augefUhrt, daß JJandeszentralbank und 
Bankenaufsichtsbehörde eine Stützung der kredi tgewäh-­
renden Bank fUr unumgänglich gehalten hätten, 

FUr derartige Zwecke durften aber nach Auffassung des 
RH BUrgschaften nicht übernommen und Zahlungen aus 
Mitteln des Epi, X Kap, 5 Rj. 195o nicht geleistet 
werden, Die Bank hatte gweifelhafte Geschäfte des 
geschäftsfUhrenden Gesellschafters finanziert und 
war dadurch in eine schwierige finanzielle Lage ge­
raten. Es hätte ihr überlassen bleiben müssen, die 
Schwierigkeiten auf Grund. eigener Verbindungen zu 
beheben, Eine StUtzung seitens des Landes hätte 
allenfalls im Kreditwege, nicht aber durch eine 
Zahlung a fonds perdu vorgenommen werden können, 

Der Minister der Finanzen hat.auf die Beanstandungen 
ausgeführt, daß die Banken in den Jahren 195o und 1951 
noch nicht llber die Mittel verfügten, um den mit unab­
sehbaren Folgen verbundenen Zusammenbruch des kredit­
gewährenden Instituts abwenden zu können, Das Land 
Hessen habe es daher als seine Aufgabe angesehen, in 
geeigneter Form einzuspringen, Dabei habe es sich we­
niger um die Wiederherstellung der LiQuidität des In­
stituts, als um die Frage seiner Bonität gehandelt. 
Auch sei das Land ursprUnglieh mit 2,3 Mio DM in Obligo 
gewesen, habe sich aber nach mühevollen Verhandlungen 
durch eine Zahlung in Höhe von 1 Mi'o DM aus dem Enga­
gement lösen.können. Im übrigen wurde die Sorgfalts­
pflichtverletzung des kreditgewährenden Instituts von 
dem Minister der Finanzen als vorliegend anerkannt. 
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Nach Ansicht des RH vermag die Erwiderung des Ministers 
der Finanzen die ergriffenen Maßnahmen nicht zu recht­
fertigen, Er hat daher seine Beanstandung aufrechterhal­
ten. 

k) Garantieerklärung vom 22. Juli 1949 

Ausfall: 12 764,27 DM 

Einer Textilwerkstätte war ein Bankkredit in Höhe von 
2o oo.o, -- DM zugesagt worden. Die kreditgewährende Bank 
zahlte auf den Kredit zunächst einen Teilbetrag in Höhe 
von 5 ooo,-- DM aus und setzte die Kreditnahmarin davon 
in ·Kenntnis, daß sie.wei tere Zahlungen erst nach Vor­
liegen der von ihr hinsichtlich des Gesamtkredits be­
antragten Staatsbürgschaft leisten werde. 

Die Kreditnahmarin wurde daraufhin bei dem Ministerium 
für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr wegen einer Beschleu­
nigung der Bürgschaftsbearbeitung vorstellig. Offenbar 
auf dieses Drängen hin wurde die kreditgewährende Bank 
von dem Ministerium fernmündlich am .22. Juli 1949 dahin 
unterrichtet, daß die Staatsbürgschaft übernommen werde 
und keine Bedenken bestünden, weitere Zahlungen auf den 
Kredit zu leisten. In Erwartung der Staatsbürgschaft .zahl­
te die Bank alsdann den Kreditrest in Höhe von 15 ooo,-­
DM aus. 

Gleichwohl wurde die Übernahme der Staatsbürgschaft am 
2o. Dez. 194.9 abgelehnt, nachdem eine von der Landes­
prüfstelle bei dem Unternehmen'vorgenommene Prüfung er­
geben hatte, daß dieses überschuldet und konkursreif· 
war. Die kreditgewährende Bank begehrte von dem Lande 
Hessen den Ersatz des ihr entstandenen Ausfalls in 
Höhe von 2o ooo,-- DM mit der Begründung, daß ihr die 
Übernahme der Bürgschaft verbindlich zugesagt und da­
mit eine Garantieerklärung abgegeben worden sei. Wie 
sich aus den Akten ergibt, hat Q.ie Bank in der Tat die 
ihr zugegahgene fernmündliche Mitteilung dahin verstan­
den, daß sie im Interesse der BeschleuDigung der Kredit­
hilfe Zahlungen schon vor Erteilung der Bürgschaftsur­
kunde leisten könne und das Land Einwendungen hiergegen 
nicht erheben werde, 

Nach Prüfung der Rechtslage schloß der Minister der 
Finanzen mit der Bank einen Vergleich, wonach das In­
stitut sich gegen Zahlung eines Betrages von 1o ooo,-­
DM zuzüglich Zinsen und Kosten für abgefunden erklärte. 
Auf Grund des Vergleichs wurden am 22, März 1952 
12 764,27 DM zur Zahlung angewiesen. 

Der RH hat beanstandet, daß die für die voreilige Unter­
. richtungder Bank.verantwortlichen Bediensteten nicht 

zum Ersatz des dem Lande entstandenen Schadens herangezo­
gen wurden. Der Minister der Finanzen hat nicht bestritten, 



daß eine Ersatzpflicht gegeben ist, jep.oct ausgeführt·, 
daß der in Betracht kommende, inzwischen aus dem Landes­
dienst ausgeschiedene Referent.vermögenslos sei und nicht 
erwartet werden könne, daß bei einer Verfolgung des Er­
satzanspruches Beträge zur Verminderung des dem Lande 
entstandenen Schadens hereingeholt würden. Trotzdem soll­
te nach Ansicht des RH der Ersatzanspruch des Landes wei­
terverfolgt und vorsorglich ein vollstreckbarer Titel 
beschafft werden. 

Wie die Prüfung ergeben hat, sind die in den vorstehenden 
Bemerkungen festgestellten Verstöße gegen haushaltsrecht­
liche Vorschriften und die bei der Bearbeitung der Bürg­
schaftsangelegenheiten gebotene Sorgf_al tspflicht zum Teil 
darauf zurückzuführen, daß mit der Bearbeitung im Wirt­
schaftsministerium und im Finanzministerium Bedienstete 
befaßt waren, denen die fachlichen und teils auch die 
rnorali.schen Voraussetzungen fehlten. Diese Bediensteten 
sind inzwischen entlassen, einer von ihnen ist auch we­
gen unlauterer Machenschaften mit Gefängnis bestraft wor-. 
den. Die Haftbarmachung dieser und der sonst etwa betei­
ligt gewesenen Bediensteten für den dem Lande entstande­
nen Schaden ist jedoch bisher unterblieben. Daneben bleibt 
nach Auffassung des RH. zu untersuchen, ob nicht zu den 
Ausfällen des Landes auch ein Versagen der Dienstaufsicht 
beigetragen h;lt. 

42 1o. Auf Grund des nunmehr aufgehobenen Einzelvorbehalts 11 
in Abschnitt Cib der Bemerkungen des RH zur StHR 1952 
(Tz. 47) und del"' Irüfung der Rechnung für das Rj. 1953 
wird die folgende Bemerkung aufgestellt: 

Rj. 1952 
Rap. 17 16 

Titel 651 
Buchst. b 

Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
.Haushalt, fortdauernde Ausgaben, Sonstige 
Einnahmen und Ausgaben, 
Zur Förderung der Leibesübungen, der 
Jugendpflege und Jugendwohlfahrt' 

Rj. 1953 )) 
Kap, 17 16 wie vorher 
Titel 651 ) 
Buchst. b ) 

Auf Anweisung des Ministers des Innern sind bei der oben 
bezeichneten Haushaltsstelle Beträge in Höhe von rd. 
21 5oo,-- DM verausgabt und 'als Einzahlung bei den Ver­
wahrungen nachgewiesen worden. Die Staatshauptkasse leg­
te auf Anweisung des Ministeriums im Verwahrungsbuch ei­
nen besonderen Abschnitt mit der Bezeichnung "Sonder­
konto des Ministers des Innern aus Kap, 17 16 - 651 b" 
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an. Über die bei den Verwahrungen gebuchten Beträge ver­
fügte der Minister des Innern unmittelbar; die Auszahl~ngen 
wurden im einzelnen ledig~ich im Verwahrungsbuch nachge­
wiesen. Der RH hat dieses Verfahren als mit dem § 63 RHO 
unvereinbar beanstandet (vgl, die Einzelbemerkung 13 in 
Abschnitt BIIb der Bemerkungen des RH zur StHR 1952, 
Tz, 4o) und den Einzelnachweis über die Verwendung der 
Mittel gefordert. Er wurde inzwischen durch Vorlage des 
Verwahrungsbuches nebst Belegen geführt. Die Prüfung gab 
Anlaß zu folgenden Beanstandungen: 

Obwohl die zu Lasten des Kap, 17 16 Titel 651 Buchst. b 
verausgabten und dem Sonderkonto zugeführten Mittel hin­
sichtlich ihrer sachlichen und zeitlichen Verwendbarkeit 
den einengenden Vorschriften des § 3o RHO unterworfen 
blieben, d.h. nur für die im Haushaltsplan bei der Ausga­
~e.bewilligung bezeichneten Zwecke und nur innerhalb des 
Rj. 1952 verausgabt werden durften, hat der Minister 
des Innern 
1. in einer Anzahl von Fällen Ausgaben geleistet, die 

nicht unter die im Haushaltsplan angegebene Zweck­
bestimmung fallen, 

2, den beim Jahresabschluß auf dem Sonderkonto ver­
bliebenen Betrag von 3 828,35 DM auf das "Sonder­
konto Ressiecher Minister des Innern Rj. 1953" 
übertragen lassen und, obgleich die Mittel bei· 
Kap. 17 16 Titel 651 Buchst. b nicht übertragbar 
sind, im Rj. 1953 verausgabt, 

Wie sich ergibt, hat der Minister des InnerJ?. die ihm 
zur Verfügung gestellten Mittel nach ihrer Übertragung 
auf das Sonderkonto offenbar als Dispositionsfonds be­
trachtet und dementsprechend behandelt, 

Für andere als die im Haushaltsplan bezeichneten Zwecke 
sind Mittel in folgenden Fällen verwendet worden: 

1, Zuwendung zur Förderung des 
Deutschen Tierschutzbundes 

2, Zuschuß für die Ehrenpreis­
klasse aus Anlaß der 4, Landes­
schau der Kaninchenzüchter 

3. Zuwendung an den Reg, Bürger­
meister Prof. Reuter, Berlin 

4. Zuwendung an den Regierungs­
präsidenten Darmstadt zur 
Einweihung des Kollegien-
gebäudes · 

5. Frühstückskosten für 26 Per­
sonen anläßlich der Bespre­
chung des Entwurfs der Ver­
ordnung zu § 59 HKO mit 

DM 

5oo,--

1 00' --

2 ooo,--

5oo,--



Ver·lre·te~n der· kommunalen 
S}>i tzenve cbi~_nd.o 

6. Ausgaben anläßlicb eines 
Empf~ngs durch Innenminister 
Zinnkann 

7. Zuschuß an .den Verband der 
Kriegsbescbüdigten, Kriegs­
hinterbliebenen und Sozial­
rentner Dentuchlands zur 
Errichtung eines Ehrenmals 

B. Ehrenpreis für die.Deutsehe 
Schäferhundeschuu in Frank­
furt/Mein 11nd den Iolizeihunde­
wettbewerb in Wetzlar 

DM 

77,--

671,25 

1 ooo,--

1 37' --

Zu der unter 4. aufgeführten Zuwendung ist noch zu er­
wähnen, daß füc den gleichen Zweek zu Lasten des Kap, 
o3 o·1 'fi tel 24o - Zur Verfügung des Ministers des 
Innern ~· weiteN' Mittel in Höhe von 1 ooo, -- DM zur 
Verfügung gestellt wurden. Der RH hat dies als Verstoß 
gegen § 43 RHO beanstandet. 

Im Rj. 1953 ist der Minister des Innern mit den ihm aus 
Kap. 17 16 Titel 651 Buchst. b zugewiesenen Mitteln in 
gleieher Weise verfahren, Das Verwahrungsbuch weist im 
"Sonderlconto Hesc;ischer Minister des Innern für Rj. 1953 11 

Einzahlungen von insgesamt 44 o28,35 DM aus, denen Aus­
zahlungen in Höhe von 36 942,15 DM gegenüberstellen. Der 
nicht verbrauchte Be trag i.n Höhe von 7 o86, 2o DM wurde 
auf ein entsprechendes Sonderkonto Rj. 19_54 übertragen, 

Die Einzahlungen In Höbe von 44 o28,35 DM setzen sich 
wie folgt zusammcm: 

Bestarid BUB Rj. 1952 

Z11 Lasten des Kap. 17 16 
~:i teJ 65'1 Buch~3t ~ b dem 
Sonderkonto zugeführte Beträge 

Riickeinnahme aus einem dem 
Begünstigten nicht ausgehän­
digten Barscheck 

DM 
3 828,35 

4o oöo,--

2oo --

44 o28,35 

Der RH hcü die Hendhabung unter den gleichen Gesichts­
punkten wi& im Vorjahr beanstandet, Nachstehend aufgeführte 
Beträge wurden zu anderen ~ls im Haushaltsplan ~ezeichne­
ten Zwecken verwendet: 



1. Wettbewerbspreis an den Landes­
verband der Resaisehen Kleinsiedler 

2. Zuwendung an die Siedlergemeinschaft 
"Rote Warte", Offenbach/Main-Waldheim 

3. Zuwendung an den Kaninchenzucht­
verein Gundernhausen 

4. Zuwendung an die Hinterbliebenen der 
im Dienst getöteten Beamten und an 
die im Dienst schwer verletzten und 
schwer erkrankten Beamten der staat­
lichen Folizei 

5. Ehrengabe des Ministers des Innern 
an die bei der Landesregierung 
akkreditierten Generalkonsuln und 
Konsuln 

6. Zuwendung an den Deutschen Tier­
schutzbund für gemeinnützige Zwecke 
des Tierschutzes 

7. Zuwendung an den Deutschen Tier~ 
schutzbund für die Unterhaltung und 
Einrichtung neuer Tierheime 

DM 

3oo,--

2oo,--

3o,--

3 o5o,--

255,76 

5oci,--

1 ooo,--

Der Minister des Innern hat auf die Beanstandungen des 
RH ausgeführt, daß ihm durch die Kabinettsbeschlüsse vom 
14. Okt. 1952 und 2o • .Aug. 1953 seitens der Landesregie­
rung insgesamt 62 5oo,-- DM zu seiner besonderen Verfü­
gung zugewiesen worden seien. Nach dem Willen des Kabi­
netts hätten diese Mittel hinsichtlich ihrer Verwendung 
keinen Beßchränkungen unterliegen soll·en. Der vom Kabi­
nett verfolgte Zweck habe sich nur dadurch erreichen lasc­
sen, daß die Mittel auf den .Abschnitt "Verwahrungen" um­
gebucht wurden. Nach der Umbuchung habe es sich nicht 
mehr um Haushaltsmittel, sondern um Barmittel gehandelt, 
die als solche den sachlichen und zeitlichen Beschrän­
kungen des § 3o RHO nicht unterlegen hätten. 

Der'RH muß·demgegenüber seine Beanstandungen aufrecht­
erhalten. 

43 11. Auf Grund des nunmehr aufg~hobenen Einzelvorbehalts 
11 in Abschnitt Cib der Bemerkungen des.RH zur StHR 
1952 (Tz. 47) wird folgende Bemerkung aufgestellt:. 



Rj, 1952 
Kap, 17 16 

Titel 651 
Buchst, b 
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Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben, Sonstige 
Einnahmen und Ausgaben 
Zur Förderung der Leibesübungen, der Jugend­
pflege und der Jugendwohlfahrt 

Am 5, Febr, 1953 wurde ein Zuschuß an die Stadt Hanau 
zum Ausbau des städtischen Sportfeldes in Wilhelmsbad 
zur Zahlung angewiesen, Wie die Prüfung des von dem 
Minister des Innern dem RH zugeleiteten Verwendungsnach­
weises nach § 64a RHO ergab, wurden die in Betracht kom­
menden Bauarbeiten von der Stadt Hanau erst im Laufe des 
Monats Februar 1954 vergeben, Die Stadt Hanau leistete 
au~ die Kostenforderungen der Bauunternehmer in der Zeit 
von März bis Juli 1954Abschlagszahlungen und bewirkte 
die Restzahlungen erst am i3, und 14, April 1955, 

Der RH hat die vorzeitige Verausgabung des Zuschusses als 
Verstoß gegen den § 26 Abs, 1 RHO beanstandet, wonach 
Haushaltsmittel nicht eher in Anspruch,genoinmen werden 
dürfen, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Füh­
rung der Landesverwaltung erforderlich ist; 

III, Bemerkungen im Sinne von § 1o7 Abs, 1 Nr, 3 RHO 

a) über- und außerplanmäßi~e Ausgaben, die zusätzlich 
nachzuweisen gewesen wären 

44 In e1n1gen Fällen hätten größere Be~räge, die ~egen Titel~ 
oder Jahrgangsverwechslungen an unrichtiger Stelle gebucht 
oder sonstwie falsch nachgewiesen worden sind, bei rich­
tiger Buchung oder Behandlung zusätzlich als über- oder 
außerplanmäßige Ausgaben nachgewiesen werden. müssen, Diese 

Anl,2 Fälle sind in der als Anlage 2 beigefügten Ubersicht dar­
gestellt, Ihre Gesamtbeträge belaufen sich nach Spalte 4 
der Obersicht auf 165 o26, 5'1 DM, Die Genehmigung des Land­
tags für diese zusätzlich hervorgetretenen über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben ist noch nicht beigebracht, Der 
RH erkennt für sie an, daß ein unvorhersehbares1und unab­
weisbares Bedürfnis bestanden hat, 
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b) über- und außerp}anmäßige Ausgaben"_die nicht als 
solche nachzuweisen ßewesen wären 

45 Die Spalte 5 der in a) erwähnten Übersicht enthält für 
entgegengesetzte Fälle die Beträge, die bei richtiger 
Buchung oder Behandlung nicht als über- oder außerplan­
mäßige Ausgaben nachzuweisen gewesen wären. Ihre Summe 
beläuft sich auf 35 995,92 DM. 

46 

C. VORBEHALTE(§ 1o7 ABS. 4 RHO) FGR DAS RJ. 1953, 
AUFRECHTERHALTUNG UND AUFHEBUNG VON VORBEHALTEN 
FÜR FRÜHERE RECHNUNGSJAHRE 

I. Vorbehalte für das Rj. 1953 

a) Allgemeine Vorb~halte 

Es werden für.das Rj. 1953 die folgenden allgemeinen 
Vorbehalte ~ufgestellt: 

1, wegen der Ausga.ben im Rj. 1953, über die für einen 
längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr durch Titel­
bücher oder über die noch in anderer Weise Rechnung 
zu legen ist; 

2. wegen der Raushaltsmittel, die im Rj. 1953 außerhalb 
der Landesverwaltung stehenden Stellen zur Erfüllung 
bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind 
( § '64a RHO) und deren bestimmungsgemäße Verwendung vuw 
RH noch zu prüfen ist. 

b) Einzelvorbehalte 

47 Der RH konnte die Früfungsverfahren wegen der unten be·· 
zeichneten Haushaltseinnahmen und -ausgaben, Beteili­
gungen und anderen Vermögensteilen bisher noch nicht ab. 
schließen und über ihre.Ergebnisse noch nicht endgültig 
entscheiden. Er stellt daher die folgenden Einzelvorbe-

. halte auf: 



1o Rjo 1953, 
Kapo o3 3o 
Titel 95o 

2 o Kj" 1952 
.und 1953, 
EpL o3 
nachricht­
lich 

Minister des Innern ~ Gesundheitswesen 

. Zuschüsse zu Baumaßnahmen 

Minister des Innern - Hassische Brand­
versicherungskammer Darmstadt 

Die Rechnungen für die Kjeo 1952 und 1953 konnten noch 
nicht vollständig geprüft werden, weil die Jahresab~ . 
schlüsse (Bilanzen, Erfolgsrechn<mgen uswo) noch nicht 
gefertigt sind" 

3o Rjo 1953, Minister für Erzieh\illg und Volksbildung-
a) Kapoo4 o·l Abschnitt Ministerium 

alle Titel außer den Titeln 1o1 bis 111 
b) die vom Ministerium bewirtschafteten Mittel von 

Sammalkapiteln 

4o Rjo 1953, 
Kapo o4 '16 

Minister für Erziehtmg und Volksbildung -
Universitäten und Hochschulen gemeinsam 

Titel 3o5 

Ti tel 3o6 

50 Rjo 1953, 
Kapo o7 67 .. o7 69 

" o7 7o 

60 Rjo 1953, 
Kapo o8 o1 
Titel 2 bis 
69 und 2oo 
bis 299 

7o Rjo 1953, 
Kapo o8 o3 

Titel 2 bis 
69 und 2oo 
bis 951 

Beihilfen, sonstige Unterstützungen, 
Freise·für ausländische Studierande 
(soweit die Mittel von der Universität 
Marburg bewirtschaftet wurden) 
Für Zwecke der staatsbürgerlichen 
Erziehung an den wissenschaftlichen Hoch­
schulen (soweit die Mittel von der Uni­
versität Marburg bewirtschaftet wurden) 

Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr­
Wasserbaufiskalische Grundstücke und Fähren 
Autostraßenämter Frankfurt/Mein und Kassel 
Straßenbauverwaltung Darmstadt 

Abwickhmgsamt des Ministeriums für po-. 
litische Befreiung 

alle Einnamaen und Sechausgaben 

Abwicklungsamt des Ministeriums für po­
litische Befreiung ~ Zentralspruch- und 
Berufungskammer 
alle Einnahmen, Sachausgaben, allgemeinen 
Ausgaben und einmaligen Ausgaben 



8. Rj. 1953, 
Kap. 15 o4 

Titel 2o4 

9. Rj. 1953, 
Kap, 15 o4 
Titel 85o 

1 0. Rj • 1953, 
Kap. 16 o1 
bis 16 o8 

11 • Rj • 1 95 3, 
Kap. 17 o4 

Titel 82o 

- !5o -

Kriegsfolgelasten - Staatliche 
Besatzungskostenämter 

Unterhaltung der Gebäude 

Kriegsfolgelasten - Staatliche 
Besatzungskostenämter 
Anschaffung von Dienstfahrzeugen 

Wiedergutmachung - alle Einnahmen 
und Ausgaben 

Allgemeine Finanzverwaltung- Allgemeine 
Landesvermögensverwaltung · 

Schaffung von Wohnraum für Verwaltungs­
angehörige 

12, Rj. 1953, 
Kap, 17 o5 

Allgemeine Finanzverwaltung - Staats­
bürgschaften und Garantien 

Titel 525 

13. Rj, 1953, 
Kap. 17 13 

Titel 955 

Rj. 1953, 
Kap. A 17 o3 
bis A 17 o8 

Ausgabe infolge Inanspruchnahme aus vom 
Staat übernommenen Bürgschaften 

Allgemeine Finanzverwaltung - Entschädi­
gungen an die früheren Eigentümer der 
nach Art. 41 HV in Gemeineigentum über­
führten Betriebe 
Zur Leistung von Entschädigungen an .•• 

Allgemeine Finanzverwaltung - Hessenplan, 
Förderung der Abwässerbeseitigung der 
Gemeinden ••• 

15. Beteiligungen des Landes an folgenden Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts u.ä.: 

a) Hessische Landesbank - Girozentrale -, Frankfurt/Main 

b) Süddeutsche Klassenlotterie, Anstalt des öffent­
lichen Rechts, München 

c) Nassauische Sparkasse, Wiesbaden 
d) Hessen-Nassauische Versicherungsanstalt, Wiesbaden 

Eine Früfung.oder Entscheidung war noch nicht möglich, 
weil entweder die Prüfungsunterlagen (§§ 111 und 112 
RHO) dem RH erst teilweise vorliegen, der Prüfungs­
schriftwechsel noch nicht abgeschlossen ist, oder der 
RH durch andere Aufgaben verhindert war, 
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'16, Beteiligungen des Landes an Unternehmen des Frivat-. 
rechts: 

a) Gemeinnützige Baugenossenschaft für den Land­
kreis Waldeck, Arolsen 

. b) NlAVEST, Wohnungsbaugesellschaft mbH., FrankfurtjMain 
c) SÜWAG, Südwestdeutsche Gemeinnützige Wohnungs-

bau AG, Frankfurt/Main 
d) Kleinbahn AG, Frankfurt-Königstein 

e) Nassauische Kleinbahn AG, Wiesbaden 
f) Kleinbahn AG, Kassel-Naumburg 

g) Bad Wildunger Heilquellen AG - Königsquelle AG -
Bad Wildungen 

h) Hessische Heimat, Siedlungsgesellschaft mbH., 
Kassel 

i) NassauiSche Siedlungs GmbH., Frankfurt/Main 

k) Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH., Marburg 
.1) ·Kleinbahn Gießeu-Bieber 

m) Kleinbahn Butzbach-Lich 
n) Nassauische Heimstätte GmbH., Frankfurt/Main 

o) Hessische Heimstätte GmbH., Kassel 
p) Frankfurter Messe- und Ausstellungs-GmbH., 

Frankfurt/Main 
q) Flughafen AG, Frankfurt/Main 

r) Staatliche Sportwetten GmbH., Wiesbaden 
s) LRK-Registrierkassen und Feinmechanik GmbH., 

Gießen (Gje. 1951, 1952 und 1953) 

Eine Prüfung oder Entscheidung war noch nicht möglich, 
weil entweder die Prüfungsunterlagen (§§ 111 und 112 
RHO) dem RH erst teilweise vorliegen, der Prüfungs­
schriftwechsel noch nicht abgeschlossen ist, oder der 
RH ,durch andere Aufgaben verhindert war. 

II. Aufrechterhaltung von Vorbehalten für frühere 

Rechnungsjahre 

Die Früfungsverfahren, auf die sich die unten bezeichne­
ten, schon in den Bemerkungen zur StHR 1952 enthaltenen 
Vorbehalte beziehen, konnten auch inzwischen nicht 
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abgeschlossen werden. Diese Vorbehalte bleiben, weil noch 
keine.endgültigen Entscheidungen möglich waren, aufrecht­
erhalten: 

·1. Die folgenden allgemeinen Vorbehalte: 

a) wegen der Ausgaben in den Rjn, 1949 bis 1952, über 
die für einen längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr 
durch Titelbücher oder über die noch durch besondere 
Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung zu legen ist; 

b) wegen der Haustaltsmittel, die in den Rj. 1949 bis 
1952 außerhalb der Landesverwaltung stehenden Stellen 
zur Erfüllung bestinunter Zwecke zur Verfügung ge­
stellt worden sind (§ 64a RHO) und deren bestimmungs­
mäßj.ge Verwendung vom RH noch zu prüfen ist, 

soweit sie nicht durch zwischenzeitliche Prüfungen des 
RH erledigt worden sind; siehe Abschnitt CII Nr. 1 der 
Bemerkungen zur StRR 1952 und die allgemeinen Vorbehalte 
in Abschnitt Cia derselben Bemerkungen, 

2. Rj. 1949 Kap. XIIb 6 Kriegsfolgelasten- Schulkinder­
speisung, Titel 31 Staatsanteil an den ungedeckten 
Kosten der Schulkinderspeisung, Titel 32 Uberwachung 
der Schulkinderspeisung durch Sonderkommissionen; der 
Vorbehalt ist beschränkt auf die Frage der Ersatz­
pflicht; siehe Abschnitt CII Nr. 3 der Bemerkungen 
zur StHR 1952. 

3. Rj. 195o Kap, XIIb 6 Kriegsfolgelasten- Schulkinder­
speisung, alle Titel, Sämtliche Einnahmen und Ausga­
ben; der Vorbehalt ist beschränkt auf die Frage der 
Ersatzpfljcht; siehe Abschnitt CII Nr. 5 der Bemer­
kungen zur StHR 1952. · 

4. Rj. 195o Kap. XIV 1 und 2 Landespersonalamt Ressen­
Landespersonalamt, Durchführung des sogen. überfüh­
rungsgesetzes, Titel 1 bis 1o Persönliche Verwaltungs­
ausgaben; siehe.Abschnitt CII Nr. 6 der Bemerkungen 
zur StHR 1952. 

5. Rj. 1951 Kap, A17 o3 Allgemeine Finanzverwaltung­
Hessenplan, alle Titel, Sämtliche Einnahmen und Aus­
gaben; siehe Abschnitt CII Nr. 11 der Bemerkungen 
zur StHR 1952. . . 

6. Rj. 1952 Kap. 16 o1 Titel 3o1 bis 311 Wiedergut­
machung - Wiedergutmachung nach dem Entschädigungs­
gesetz vom 1o, Aug. 1949, alle allgemeinen Ausgaben; 
siehe Abschnitt Cib Nr. 4 der Bemerkungen zur StHR 
1952. 

. ' 
I 
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7. Rj. 1952 Kap, 16 o2 Titel 3o1 bis 3o4b und 4oo 
Wiedergutmachung - Wiedergutmachung nach dem Sender­
fondsgesetz vom 24. Juni 1947, alle allgemeinen Aus­
gaben; siehe Abschnitt Cib Nr. 5 der Bemerkungen zur 
StHR 1952. 

8. Rj. 1952 Kap. 17 o4 Titel 82o Allgemeine Finanzver­
waltung - Allgemeine Landesvermögensverwaltung, Schaf­
fung von Wohnraum ft:.r Verwal tungsange,hörige in staat­
lichen Gebäuden; siehe Abschnitt Cib Nr. 9 der Bemer­
kungen zur StHR 1952. 

9. Rj. 1952 Kap, A17 o3 alle Ausgabetitel Allgemei~e 
Finanzverwaltung - Hessenplan, Ausgaben für die J)urch­
führung des Hessenplans; siehe Abschnitt Cib Nr. 12 
der Bemerkungen zur StHR 1952. 

1o. Beteiligung des Landes an folgenden Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts: 

a) Hessische Landesbank - Girpzentrale -, Darmstadt 
(Gje. 1949 bis 1952) · 

b) Süddeutsche Klassenlotterie, Anstalt des öffent­
lichen Rechts in München (Gje. 1951 und 1952) 

Prüfung oder Entscheidung war noch nicht möglich, weil 
entweder die Prüfungsunterlagen nach§§ 111, 112 RHO 
zum Teil noch nicht vorliegen, oder der Prüfungsschrift­
wechsel noch nicht abgeschlossen ist; siehe Abschnitt 
Cib Nr. 13 der Bemerkungen zur StHR 1952. 

11. Beteiligung des Landes an folgenden Unternehmen des 
Privatrechts: 

a) Gemeinnützige Baugenossenschaft für den Landkreis 
Waldeck in Arolsen 

b) Bad Wildunger HeilQuellen AG, KönigsQuelle, 
Bad Wildungen 

c) Hessische Heimat, Siedlux:-gsgesellschaft mbH., 
Kassel 

Früfung oder Entscheidung war noch nicht möglich, weil 
entweder die Prüfungsunterlagen nach§§ 111, 112 RHO 
noch nicht vorliegen, oder der Prüfungsschriftwechsel 
noch nicht abgeschlossen ist; siehe Abschnitt Cib Nr. 
14 der Bemerkungen zur StHR 1952. 



III. Aufhe bllYlfL_1'on Vorbehalten fii.r frühere Rechnungsjahre 

49 Der RH hebt die folgenden, in den Bemerkungen zur StHR 
1952 aufgestellten Vorbehalte auf, nachdem sie sich in­
zwischen durch Bemerkungen, durch Einbeziehung in neu 
aufgest'ellte Vorbehalte oder auf andere Weise erledigt 
haben: 

1. Rj. 1949 bis 1952 allgemeiner Vorbehalt wegen der 
Einnahmen und Ausgaben, di€ in Büchern oder Rech­
nungen nachgewiesen werden, deren Prüfung nach § 93 
RHO Verwaltungsbehörden (Rechnungsprüfungsämtern, 
Vorprüfungsstellen) überlassen worden ist, und die 
daher vom RH nrtr von Zeit zu Zeit eingefordert wer­
den; siehe Abschnitt CII1 Buchst. c) der Bemerkungen 
zur StHR '1952 und den allgemeinen Vorbehalt 3 in 
Abschnitt Cia derselben Bemerkungen. 

2. Rj ,' 1949 Kap, X 5 Allgemeine Finanzverwaltung - Aus­
gaben infolge der Übernahme von Bürgschaften und 
Garantien, Titel 1 Ausgaben infolge Inanspruchnahme 
aus vom Staate übernommenen Bürgschaften; siehe Ab­
schnitt CII Nr. 2 der Bemerkungen zur StHR 1952. 

3. Rj. 195o Kap. X5Allgemeine Finanzverwaltung- Sämt­
liche Einnahmen und Ausgaben infolge der Übernahme 
von Bürgschaften und Garantien, 
Kap. X14 Titel 12 Einnahmen aus der Abwicklung des 
Haushalts der Besatzungslasten, 
Kap, X1:2 Titel 32 Ausgaben aus der Abwicklung des 
Haushalts der Besatzungslasten; siehe Abschnitt 
CII Nr. 4 der Bemerkungen zur StHR 1952. 

4. Rj. 1951 Kap, 17 o3 AUgemeine J'"inanzverwaltung 
- Zuweisungen, Zuschüsse nnd Darlehen an Gemeinden .. , 
Titel 4lo Zuschüsse und Darleh.en aus dem Ausgleichs­
stock . , . , Ti tel 417 AufbauBtoclq siehe Abschnitt 
CII Nr. 7 d'er Bemerkungen zur StHR 195 2. · , 

5, Rj. 1951 Kap. 17 o4 .Allgemeine Finanzverwaltung · 
-Allgemeine Staatsvermögensverwaltung, Titel 219 
Gerichts- und ähnliche Kosten; siehe Abschnitt CII 
Nr. 8 der Bemerkungen zur StHR 1952. 

6. Rj. 1951 Kap. 17 o5 Allgemeine Finanzverwaltung 
- Staatsbürgschaften und Garantien, alle Titel, 
Sämtliche Ei.nnahmen und Ausgaben; siehe Abschnitt 
CII Nr. 9 der Bemerkungen zur StHR 1952. 



7. Rj. 1951 Kap. 17 12 Allgemeine Finanzverwaltung 
- Sonstige Einnahmen und Ausgaben, Titel 28 Gewinn­
anteil an der Sportwetten-GmbH, Titel 451 Zur Förde­
rung der Leibesübungen und der Jugendpflege; siehe 
Abschnitt CII Nr. 1o der Bemerkungen zur StHR 1952. 

8. Rj. 1952 Kap. o3 34 Titel 2o4 und hinter Titel 31o 
Minister des Inne-rn - Landes-Heil- und Fflegeanstal­
ten, Unterhalt\J_ng der Gebäude, Ankauf .eines Weinbergs; 
siehe Abschnitt Cib Nr. 1 der Bemerkungen zur StHR 
1952. 

9. Rj. 1952 hinter Kap. o3 49 nachrichtlich Mini~ter des 
Innern - alle Einnahmen und Ausgaben der Hassischen 
Brandv.ersicberungskammer Darmstadt; siehe Abschnitt 
Cib Nr. 2 der Bemerkungen zur StHR 1952. 

1o. Rj. 1952 Kap. o6 o1a alle Titel Minister der Finanzen 
- Betriebsküche des Finanzministeriums, sämtliche Ein­
nahmen und Ausgaben; siehe Abschnitt Cib Nr. 3 der 
Bemerkungen zur StHR 1952. 

11. Rj. 1952 Rap,17 o1 Titel St61 und 6o1 Allgemeine 
Finanzverwaltung- Landessteuern, Feuerschutzsteuer, 
Zuweisungen daraus zur Förderung des Feuerlöschwe­
sens; siehe Abschnitt Cib Nr. 6 der Bemerkungen zur 
StHR 1952. 

12. Rj. 1952 Kap, 17 o2 Titel 1o7 und 155 Allgemeine 
Finanzverwaltung- Allgemeine BeWilligungen, Beihil­
fen; si'ehe Abschnitt Cib Nr. 7 der Bemerkungen zur 
StHH 1952. 

13, Rj. 1952 Kap. 17 o3 Titel 61o und 617 Allgemeine 
Finanzverwaltung- Zuweisungen, Zuschüsse und Dar­
lehen an Gemeinden, Gemeindeverbände •.. , Zuschüsse 
und Darlehen aus dem Ausgleichsstock, Aufbaustock; 
siehe Abschnitt Cib Nr. 8 der Bemerkungen zur StHR 
1952. 

14. Rj. 1952 Kap. 17 o5 alle Titel Allgemeine Finanzver­
waltung- Staatsbürgschaften und Garantien, sämtliche 
Einnahmen und Ausgaben im Zusammenhang mit der Über­
nahme von Bürgschaften und Garantien; siehe Abschnitt 
Cib Nr. 1o der Bemerkungen zur StHR 1952. 

15. Rj. 1952 Kap. 1716 Tite1651, Buchst. a) und b) 
Allgemeine Finanzverwaltung - Sonstige Einnahmen und 
Ausgaben, zur Förderung der Leibesübungen, der Jugend­
pflege und_ Jugendwohlfahrt; siehe Abs.chni tt CI b Nr, 11 
der Bemerkungen zur StHR 1952. 
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16. Beteiligung des Landes an folgenden Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts: 

a) Landeszentralbank von Hessen, Frankfurt/Mein 
b) Hersfelder Kreisbahn 

c) Deutsche }fandbriefanstalt Wiesbaden (Gje. 1951 
und 1952); · 

siehe Abschnitt Cib Nr. 13 der Bemerkungen zur StHR 
1952. 

17. Beteiligung des Landes an folgenden Unternehmen des 
Irivatrechts: 

a) Einkaufszentrale für öffentliche Büchereien, 
Reutlingen 

b) Silo Companie GmbH. i.L., Kassel 
c) ~taatliche Sportwetten GmbH, Wiesbaden 

( G j e • 1 9 51 und 19 52 ) 
d) Fischdampfertreuhand GmbH, Bremen 
e) Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH, 

Frankfurt/Mein 
f) Deutsche Revisions- und Treuhand Aktiengesell­

schaft, Frankfurt/Mein 
g) Messe- und Ausstellungs GmbH, Frankfurt/Mein 

h) LRK-Registrierkassen und Feinmechanik GmbH, 
Gießen/Lahn (Gje. 1951 und 1952) 

i) Gemeinnützige Gesellschaft für Wohnheime und 
Arbeiterwohnungen mbH, Frankfurt/Main-Niederrad 

j) Institut für Film und Bild in Wissenschaft und 
Unterricht GmbH, München 

k) "MAVEST", Wohnungsbau GmbH, Frankfurt/Mein 

l) "SÜWAG", Südwes.tdeutsche gemeinnützige Wohnungs-
bau GmbH, Frankfurt/Mein ·. 

m) Gemeinnützige Wohnungsbaug<;>sellschaft des Hassi­
schen Handwerks mbH, Darmstadt 

n) Nassauisches Heim, Siedlungsgesellschaft.mbH, 
Frankfurt/Mein 

o) Aktiengesellschaft für Wirtschaftsprüfung, 
Deutsche Baurevision, Düsseldorf 

p) Wiesbadener Autoverkehrsgesellschaft mbH, 
Wiesbaden (Gje. 1951 und 1952) 

q) Kleinbahn AG., Frankfurt/Main-Königstein, 
. Frankfurt/Mein . 

r) Nassauische Kleinbahn AG., Wiesbaden 
s) Kleinbahn AG., Kassel-Naumburg, Frankfurt/Mein 
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t) Hasstsehe Heimstätte GmbH, Kassel 
u) Kur AG,, Bad Hornburg VcdoHo 

v) Reinhardsquelle GmbH, Bad ~iildungen 
w) Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH, 

Marburg/Lahn (Gje, 1951 und 1952) 
x) Hassische Gemeim;J.litzige Akt:i:engesellscbaft flir 

Kleinwohnungen (Hegemag), Darmstadt 

y) Bauverein für Arbeiterwohnungen, Gemeinnützige AG., 
Darmstadt (Gje, 1951 und 1952) 

z) Nassauische Siedlungsgesellschaft mbH, Frankfurt/Main 
!) Preußische Elektrizitäts Akt,Ges. (Preag), 

Hannover 
.!!_) Rhein-Westf. Elektrizit.ätswerk AG (RWE), Essen 

2_) · Rhein-Main-Donau AG., München ( G je. 1951 und 
1952) . 

i) Resaisehe Elektrizitäts Akt.Ges. (Heag), Darmstadt 

!) Verkehrs AG., Rhein-Main, FrankfurtjMain· 

siehe Abschnitt Cib Nr. 14 der Bemerkungen zur 
StHR '1952. 

5o S c h 1 u ß b e m e r k u n g 

Der RH hat die vorstehenden Bemerkungen in seiner 
Kollegialsitzung vom 3. Nov. 1955, an der die unter·­
zeichneten Mitglieder des RH teilgenommen haben, be­
raten und beschlossen. 

Darmstadt, den 3. November 1955 

Rechmu1gshof des Landes Hessen 

gez .. Dr.Boll 

gez. Dr.Esche 

gez. Hainebach gez; Dr.Bausch 
gez, Dr.Endemann gez. Dr.Reese 

gez. Wietzig 
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gewiesen oe1 

Die über~ und außerplan­
mäßigen Ausgaben wären 
bei fehlerfreiemVerfahren 

·g:r-_ößer 1 kleiner 
b) war }j_c_htig nach-_ alsareTn der Haushalts-

zuweisen bei rechnung nachgewiesenen 
Kapitel 'fi tel Rj, über- u. außerplanmäßigen 

( Un tert. ) .. , Ausg~ben _ _, , 

~ 1 :I 
b) 

-~~4-~~~u~m~D~M~u[~gr~ö~ß~e~r~)~u~m~D~:M~\k~l~e~i~n~e~r4 ~~-T -~-- -~--L _-__ 4_~~ 3b 4 s 

2 b) ~ 

b) 

4 

5 b) 

6 b) -

7 b) 

8 b) 

9 a) 

10 a) 

1 1 a) 

i 2 a) 

13 a) 

1 4 b) 

1 5 b) -

16 b) ~ 

3 4o7,89 

2 479,5o 

437,75 

48o,~~ 

6o9 1 2n 
( 1:·ot) 

1 i 6\68 

13 7')o,--

·1 o56,68 

2 5o,,'-->-

2 995,o5 

3 835,78 

5o9,0i 
( :co t) 

a) o3 o1 
b) o3 o1 

a) o) o3 
b) o3 o3 

b
a) o 3 3o 

) o3 o1 

a) o3 37 
h) o3 37 

a) EpLo7 
hJnter 
Kap. 12 

b) 17 o2 

a) 13 o1 
b) 13 o1 

a) 1 5 o4 
b) 15 o4 

a) 
b) 

~l 

15 o4 
15 04 
17 o1 
17 o1 

~ l i ~ ~1 
a) 17 o4 
b) o6 o4 

~l 
a) 17 o4 
b) 17 o4 

b
a) 17 o4 

) 17 o4 
a) 17 o4 
b) 17 o4 
a) 17 16 
b) o6 o4 

219 
299 
2o5 
2o4 
3oo 
2o1 

69 
18 

1o6 

1o7 

691 (3) 
681(1,b) 

2o8 
2o6 

3oo 
69 

St 5o(b) 
St 5o(a) 

45 (a.) 
95 
69 ( b) 
69 

75 
7o 

75 
95 

4oo ( b) 
4oo ( a) 
4o2 (b) 
4o2 ( a) 

69 
1 o4 ( a) 

Summe Abschn1tt 1 

5 ooo,--
5 ooo,--

2 479,5o 

3 256,--

3 256,~-

48o,--
48o,--

/ 
2 995,o5 

3 835,78 

5o9,o1 

11 724,51 15 566,83 

. 



Noch Anl&ge 2 

Abschnitt 2: Jahrgangsverwechslungen 

Betrag der Der Betrag in Spalte 2 Die-über- und außerplan-

Lfd unrichtig nachgewie- a) ist unrichtig nach- mäßi~en Ausgaben wären 

senen gewiesen bei. bei· ehl:erfreieljl Verfg_hren 
Nr, 

a) Einnahmen b) war richtig qach-. 
größer. 1 . kleiner 

als die in der Haushalts-
b) Ausgaben zuweisen bei rechnung nachgewiesenen 

Kapitel Titel Rj. über- u-. außerplanmäßigen 
DM (Untert.) M{ Aus~~ben M(l ~) um DM größer um DM kleiner 

1 2 0 3a 3b Ll 5 
•, 

1 7 b) = 1 o55,51 ~~ o3 o1 2o2 1953 - 1 o55,51 
03 o1 2o2 1952 - -

1 8 b) = 1o 9o7,o2 ~~ o3 o1 2o6 1953 - 1o 9o7,o2 
o3 o1 2o6 1952 - -

1 9 b) = 874,48 ~~ 03 o1 2o8 1953 - -
o3 o1 2o8 1952 - -

2o b) = 1 o68,94 ~~ o3 o1 215a 1953 - 1 o68,94 
o3 o1 215a 1952 - -

21 b) = 1 o22,48 ~~ 03 12 2oo 1953 - -
o3 12 2oo 1952 - -

22 b) = 1 14o,99 ~~ o3 12 2o2 1953 - 1 14o,99 
o3 12 2o2 1952 - -

23 b) = 4 526,48 a) o3 12 2o6 1953 - 4 526,48 
b) o3 12 2o6 1952 - -

24 b) = 2 287,4o ~~ o3 3o 3oo 1953 - -
o3 30 3oo 1952 - - I 

25 b) = 1o ooo,-= a) o3 3o 3il8 1953 - -
b) o3 30 308 1952 - - I I 

26 b) 9 991,61 ~~ o3 3o 310 ' 1953 -- - - . 
o3 30 31o 1952 - -

27 b) = 1 73o,15 a) o3 37 215 1953 -~ 1 73o,15 I b) o3 37 215 1952 - - I 
28 b) = 492,-- ~~ 17 o4 4o2/a 1953 - -

17 04 4o2/a 1952 ' - -
29 b) = 4 211,o4 ~~ 17 o4 4o2/a 1953 - -

17 o4 4o2/a 1954 - -
Summe Abschnitt 2 2o 429,o9 



Noch Anlage 2 

Abschni~ Andere Fälle unrichtigen Nachweises von Mehrausgaben 

Betrag deJ Der Betrag in· Spalte 2 Die über- .und außerplan-

Lfd. unrichtig nachgewie- I\) ist unrichtig nach- mäßi~en Ausgaben wären 
bei ehlerfreiem Verfahren 

Nr. senen gewiesen be1 grHßer 1 kleiner 
a) Einnahmen b) war richtig nach- als d1e 1n der Haushalts-
b) Ausgaben zuweisen bei ' 

rechnung nachgewiesenen 
Kapitel Titel Rj. über- u.außerplanmäßigen 

DM Ausgaben 
(Untert,) um DN(größer) lum DM(kleiner) 

1 2 3 3a jb ' 4 5 

30 Ka:e.o3 13 Titel 1o1 
346 698,-- Es wäre jedoch eine 

Wenigerausgabe (Er- Mehrausgabe nachzuwei-
i 

gebnis des Ver- sen gewesen im Betrag 
gleichs der bewirk- von 153 3o2,-- DM 153 3o2,-- -
ten Ausgabe mit (Ergebnis des Ver-
dem Haushaltsbetrag) gleichs der bewirk-

ten Ausgabe mit dem 
nicht gesperrten Teil 
des Haushaltsbetrags) 

Summe Abschnitt 3 1 53 3o2 -- -

Zusammen: 

Summe Abschnitt 1 11 724,51 15 566,83 
Summe Abschnitt 2 2o 429,o9 
Summe Abschnitt 3 153 3o2,--

Gesamtsumme 165 o26,51 35 995,92 



Rechnungshof des Landes Hessen 

Bericht 

über die 

wesentlichen Ergebnisse der PrUfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

Geschäftsjahre 1952 und 1953 

~ § 1 StHO in Verbindung mit§ 1o7 Abs. 2 RHO ~ 
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2 

3 

I, ALLGEMEINES . 

Nach § 1o7 Abs. 2 RHO ist den Bemerkungen des RH zur 
Haushaltsrechnung ein Bericht über die wesentlichen An­
stände beizufügen, die sich bei der Prüfung von Unter­
nehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit ergeben haben, 
Der RH hat über die Prüfung derartiger Unternehmen bis­
her in einem zweijährigen 'l'urnus, letztmals im Zusammen­
hang mit den Bemerkungen u.nd der Denkschrift zu StHR 1951 
berichtet, Da sich der Umfang der Beteiligungen des Lan­
des an Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit in­
zwischen stark verändert hat, verbindet der RH den nach­
stehenden Bericht mit einer· DarstelJ.ung des Prüfungsver­
fahrens und der h~erbei gemachten allgemeinen Erfahrungen, 
ferner mit einer Ubersicht über die Beteiligungsunter­
nehmen sowie über die aus den Beteiligungen in den Rjn. 
1952 und 1953 erzielten Erträge. Anschließend wird auf 
die Entwicklung einzelrter Unternehmen näher eingegangen; 
im Zusammenhang damit wirden von den Einzelergebnissen 
der Prüfung die wichtigsten· wiedergegeben. 

Wie der RH in den 'l'z. 2 bis 4 seiner Denkschrift zur 
StHR 1952 dargelegt hat, hat in der Reichshaushal tsord:,. __ 
nung nur das Verfahren bei der Prüfung von Unternehmen 
des privaten Rechts, an denen das Land beteiligt ist, 
eine nähere Regelung erfahren (vgL § 48 in Verbindung 
mit Abschnitt IVa RHO). Dagegen enthält die RHO über die 
Prüfung von Unternehmen in der Form von juristischen Per­
sonen des öffentlichen Rechts nur wenige Vorschriften. 
Hier haben erst die fortgeltenden Bestimmungen des sog. 
Beiträgegesetzes vom 24.März 1934 (RGBL I S. 235) und 
des sog~ Kriegskontrollgesetzes vom 5. Juli 194o (RGBl.II 
S, 139) die bestehenden Lücken geschlossen und juristi­
sche Pertonen des öffentlichen Rechts weitgehend der un­
mittelbaren Prüfung durch den RH unterworfen, Im einzel­
nen wird hierzu auf die Ausführungen in der Denkschrift 
zur StHR 1952 verwiesen. 

Da nach der Verordnung über die Prüfung der Wirtschafts­
betriebe der offentliehen Hand vom 6. Okt, 1931 (RGBl. I . 
s, 537) und der hierzu ergangenen Durchführungsverordnung 
vom 3o. März 1933 (Reichsanzeiger Nr. 77 vom 31. März 1933) 
auch für Wirtschaf-tsunternehmen des öffentlichen Rechts 
eine Pflichtprüfung besteht und auch, soweit diese Verord­
nungen nicht Platz greifen, die Unternehmen des öffentli­
chen Rechts im allgemeinen ihre Jahresabschlüsse durch 
einen Wirtschaftsprüfer prüfen lassen, wendet der RH bei 
der Prüfung der Unternehmen des öffentlichen Rechts in der 
Regel die Bestimmungen der RHO über die Prüfung von Unter­
nehmen des Privatrechts entsprechend an. Danach wickelt 
sich das Prüfu~sverfahren wie folgt ab: 
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4 Auf Grund der nach § 48 Abs, 2 RHO dem Land von den Unter­
nehmen einzuräumenden Rechte, ist deren Geschäftsführung 
von einem dem zuständigen Minister genehmen sachverständi­
gen Prüfer (Wirtschaftsprüfer) zu prüfen. Der Fachminister 
darf gemäß § 110a Abs. 1 RHO seine Zustimmung zur Wahl oder 
Bestellung des Abschlußprüfers nur im Einverständ.nis mit 
dem Präsidenten des RH erteilen. Da die Prüfung sich auch 

·auf die Geschäftsführung zu erstrecken hat, muß sie umfas­
sender sein, als die für Aktiengesellscßaften vorgesehene 
Jahresabschlußprüfung (§ 135 des Aktiengesetzes = Akt.G.). 
§ 110a Abs. 2 RHO sieht daher.vor, daß der Fachminister' 
mit dem RH Richtlinien vereinbart, die der sachverständige 
Prüfer bei seiner Prüfung zu beachten hat. 

Die vom RH aufgestellten und mit den obersten Landesbehör­
den vereinbarten Richtlinien vom 26. Sept. 1948 / 3o. ITuni 
1953 wurden, wie die Prüfung ergab, nicht immer in vollem 
Umfange beachtet. Der RH mußte mehrfach um Beachtung der 
Vorschrift des§ 110a Abs, 2 RHO bitten, wonach der zu­
ständige Minister darliber zu wachen hat, daß der sachver­
ständige Prüfer seihe Prüfung nach diesen Richtlinien aus­
führt. 

5 Auf Grund der Prüfungsberichte der sachverständigen Prüfer 
und der ihm sonst zugegangeneu Unterlagen (Niederschriften 
über Aufsichtsrats- oder Yerwaltungsratssitzungen, Berich­
te der Landesvertreter im Aufsichtsrat oder Verwaltungs­
rat) hat zunächst der Fachminister die Betätigung des Lan­
des in dem Unternehmen-zu prüfen(§ 111 RHO). Ergibt die 
Prüfung Mängel, so hat er unverzüglich auf Grund der ihm 
zustehenden Rechte die zur Abstellung der Mängel notwen­
digen Anordnungen zu treffen. 

Der RH würde es für angebracht halten, wenn die Geschäfts­
leitungen und Aufsichtsräte von den zuständigen Fachmini­
stern aufgefordert würden,· zu den in den Prüfungsberich­
ten der Abschlußprüfer enthaltenen Beanstandungen oder 
Hinweisen, die einer Aufklärung bedürfen, schriftlich 
Stellung zu nehmen, Die Stellungnahmen beider Organe wä­
ren dem RH zusaml)len mit den sonstigen Prüfungsunterlagen 
nach§ 111 RHO zu übermittelri. 

Der RH empfiehlt ferner, die für Aktiengesellschaften vor­
geschriebene Berichterstattung des Vorstandes an den Auf­
sichtsrat (§ 81 AktG.) für alle Unternehmen verbindlich 
zu erkläreß, allgemein auf eine schriftliche Berichter­
stattung hinzuwirken und die Berichte ebenfalls den Prü­
fungsunterlagen beizufügen. 

Zur Vermeidung von Interessenkollisionen kann nach Auffas­
sung des RH der zuständige Minister nicht den Beamten mit 
der Prüfung nach§ 111 RHO beauftragen, der das Land im 
Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat oder in der Haupt- oder 
Gesellschafterversammlung des betreffenden Unternehmens 
vertritt, oder gar in die Leitung des Unternehmens dele­
giert ist. Beamte, die hiernach nicht mit derartigen 
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Prüfungen beauftragt werden können, sollten auch davon ab­
sehen, den Schriftverkehr abschließend zu zeichn,en, in dem 
der zuständige Minister den RH über das Ergebnis seiner 
Prüfung unterrichtet oder sonst zu Angelegenheiten des betr. 
Unternehmens dem RH gegenüber Stellung nimmt. 

Da nach§ 111 RHO der zuständige Minister für die Betäti­
gung des Landes in einem Beteiligungsunternehmen die letzte 
Verantwortung. trägt, vertritt der BRH die Auffassung, daß 
es mit dieser Vorschrift nicht vereinbar sei, wenn ein zu­
ständiger Bundesminister oder ein beteiligter Bundesmini­
ster selbst im Gesellschaftsorgan eines Unternehmens tätig 
würde, das zuminem Geschäftsbereich gehört. ~er RH des 
Landes Hessen hat zu dieser Frage noch nicht abschließend 
Stellung genommen. Soweit Beamten, die die Rechte des Lan­
des in den Organen der Unternehmen wahrnehmen, hieraus Ver­
gütungen zufließen, sind diese an das Land abzuführen, so­
weit sie ihnen nach der Ersten Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Rechtsstellung der Beamten und Ange-
stellten im öffentlichen Dienst des Landes Hessen vom · 
21. Juni 195o in der Fassung der VO vom 14, April 1953 . 
(GVBl. S, 112) nicht belassen werden können. Der RH prüft 
die bestimmungsgemäße Ablieferung. Er steht auf dem Stand­
punkt, daß, soweit Ministern aus derartigen Tätigkeiten 
Nebenvergütungen zufließen, entsprechend verfahren werden 
sol1te. Dieserhalb wird noch Schriftwechsel mit dem Mini­
sterpräsidenten - Staatskanzlei - geführt. 

6 Innerhalb von drei Mo.naten nach Feststellung des Jahres­
abschlusses hat der zuständige Minister die in§ 111 RHO 
genannten Prüfungsunterlagen unter' Mitteilung des Ergeb­

. ni sses seiner Prüfung dem RH zuzuleiten ( § 112 RHO) • 

Das Ziel, die Prüfungen möglichst gegenwartsnahe durchzu­
führen, ist in vielen Fällen noch nicht erreicht worden. 
Für 13 Unternehmen fehlten bei Abfassung dieses Berichts 
noch die Prüfungsunterlagen für die Gje. 1952 und 1953 
(vgl, die Einzelvorbehalte Nr. 15 und 16 in Tz. 47 der 
Bemerkungen zur Haushaltsrechnung 1953), Dem RH entsteht 
ferner erhebliche Mehrarbeit dadurch, daß häufig um Nach­
reichung fehlender Unterlagen ersucht werden' muß. So fehl­
ten z.B. in verschiedenen Fä.1len die Neufassungen von Ge­
sellschaftsverträgen (Satzungen) und Geschäftsordnungen, 
Niederschriften über Sitzungen der Aufsichts- oder Ver­
waltungsröte und ihrer Ausschüsse, auf Grund besonderer 
Aufträge erstattete Sonderberichte der sachverständigen 
Prüfer, Angaben über die dem Land zugeflossenen Gewinn­
anteile unter Hinweis auf die Haushaltsstellen u.ä..m. 

Trotz wiederholter Hinweise des RH wird bei Übersendung 
der Prüfungsunterlagen nach§ 112 RHO noch häufig unter­
lassen, anzugeben, zu welchem Ergebnis die Prüfung der 
Verwaltung geführt hat, und was zur Abstellung etwaiger 
Mängel veranlaßt wurde. 
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In den erwähnten Prüfmlgsrichtlinien nach § 110a RHO ist 
vorgesehen, daß anste1le besonderer Berichte der Landes­
vertreter in den Aufsichtsträten dem RH Sitzungsnieder­
schriften übersandt werden können. Wenn von dieser Mög­
lichkeit Gebrauch gemacht wird, hält es der RH für ange­
bracht, daß die Vertreter des Landes in Vermerken die Be­
schlüsse des Aufsichtsrats erläutern und festhalten, wel-· 
ehe Stellung si.e selbst zu den gefaßten Beschlüssen einge­
nommen haben. 

Der RH prüft die Betätigung des Landes in den Unternehmen 
an Hand der ihm übersandten Unterlagen nach kaufmänni.schen 
Grundsätzen (vgl. § 113 Abs,1 RHO), Soweit er es für not­
wendig hält, kann er eine Ergänzung des Berichts des sach~ 
verständigen Prüfers fordern(§ 113 Abs. 2 RHO), Die hier­
nach dem RH zustehenden Rechte reichen jedoch für eine 
·wirksame Prüfung unter haushaltsrechtliehen Gesichtsp\111k­
ten nieht aus. Deshalb muß der RH, wenn er es zur Dureh­
führung seiner Prüfung für erforderlich hält, auch die 
Möglichkeit haben, durch Beauftragte Eihsicht in den Be­
trieb und die Bücher und Schriften der zu prüfenden Unter­
nehmung zu nehmen, Bei Unt,ecnehmen des privaten Rechts 
hat er dieses Recht nur, wenn es i.hm nach der Satzung des 
Unternehmens oder auf GTund eir1e1' besonderen Vereinbarung 
mit diesem zusteht(§ 113 Abs. 3 RHO) •. Naoh § 48 RHO ist 
bei Beteiligungen des Landes außerdem darauf hinzuwirlcen, 
daJ~ diesem die in § lf8 Abs. 2 RHO näher bezeichneten .P'l:'ü­
fungs:r·echtein der Satzung des Unternehmens eingeräumt wer-
dm. . 

Bei Unternehmen·in der Form von juristischen Personen des 
Hffentlichen Rechts steht dem RH das Recht der Einsicht­
nahme in den Betrieb sowie die Bücher und Schriften ohne 
weiteres zu, da er, wie bereits erwähnt, nach dem Beiträge-

·gesetz und dem KriegskontTollgesetz ein unmittelbares Prü­
fungsrecht hat" Um Meinungsversehiedenheiten und Mißhel­
liglcei ten zu vermeiden, legt der RH jedoch Wert darauf, 
daß auch von Unternehmen des öffentlichen Rechts die in 
§ 113 A~s. 3 RHO vorgesehenen Rechte des RH ausdrücklich 
anerkannt werden. 

Obwohl hiernach die Rechtslage eindeutig iet, wird von 
der Verwaltung die Einräumung der in§ 48 Abs, 2 und § 113 
Abs, 3 RHO für das Land und den RH vorgesehenen Rechte 
nicht immer nü t dem erforderlichen Nachd.ruck betrieben, 
Bo sind z.B. bei der Hessisehen Landesbank - Girozentrale -, 
Frankfurt/Main, und bei der Hassischen Berg- und Hütten­
werke AG., Wetzlar 1 die jn § 113 Abs, 3 RHO.vorgesehenen 
Rechte des RH weder in der Satzung der UnJ\iernehmen veran-. 
kert, noch von ihn.en bisher im Wege der Vereinbarung an­
erkannt; worden, obwohl das I,and an dem ersterwähnten Unter­
nehmen mit 5o % und an dem zweiten mit 7 4 % des Kapitals · 
beteiligt ist und beide Unternehmen im Blickpunkt des öf­
fen-tljohen Interesses stehen, Der RH kann daher zur wirk­
samen Ausübung seiner Prüfungsaufgaben bei diesen Unter-



men au:f das !lechi; mlmJttt3lba1'cr ~Einsichtnahme in den Be­
trieb und in die Bücher <tnd Schriften, nich't verzichten und 
muß sich vorbehalten, falls die noch schwebenden Verhand­
lungen nicht zu dE>r von ihm e:t•sh"eb'cen Regelung führen 
die AngelBgenhei t zum ~~egenst."nd eine~· Bemerkung nach § 1 o7 
Abe, 1 RHO zu machen. Ahnlieh liegen d:le Verhältnisse bei 
der Hessen~Nassau:isehen I,Gibensversioherungsanstalt in Wies­
baden und C!en Brandvc:r<>i cherungsans tal ten :ln Kassel und 

,Wiesbaden, An diesen Unternehmen des öffentlichen Rechts 
ist zwar das Land nicht beteiligt, es ist aber entweder 
Gewährträger oder fUhrt clie Aufsicht über die Unternehmen 
und trägt demgam1U3 J'Ur <U ese die Mi tve~·antwortung. Der RH 
kann (l/,>,her auch b<d. ':Ut'lfJsn Köl'PCI'Soha:ften auf die Anerken­
nung s,ei.nes Prüfungsrechts nicht .ver:dchten, Der deswegen 
mit dem Minister (ler J!'inanzen <.LUd dem Minister des Innern 
laufende Schriftwachaal ist nooh nicht abgeschlossen. 

9 Diese Regelung des Prüfungsverfahrens gilt nach § 48 
A bs, 4 RHO entsprechend, wenn sieh ei.n Unternehmen, an 
dem das Land unmittelbar maßgebend beteiligt ist, mit mehr 
als einem Viertel <'!es Kapitale an einem anderen Unterneh­
men beteiligt (mi tte:l bare BeteilJ.gur<g). 

1o Der nachstehende Berioht erstreckt sich hiernach auf alle 
Unternehmen, an denen das Land <mmi ttelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, einerlei, in 1welcher Rechtsform sie betrie­
ben werden. 

E1• umfaßt daher 

a) nach dem Jahre 1945 erworbene Beteiligungen; 

b) Beteiligungen, die von dem früheren Volksstaat 
Hessen übernommen wurd!'ln; 

o) vom Lan<'!e zu verwal.tende preußische Beteiligungen; 

d) auf Grund des Ges,,'tzes über diB Mittelstufe der Ver­
waltung und den 'Landeswolllfahrtsverband vom ?.Mai 1953 
(GVBl. s. 93) - im folgenden als Mittelstufengesetz 
bezeiohnet - von den aufgelösten Belüx·kskollllllunal­
verl)änden iibernomm!lne Bett~iligungen. 

11 Die Verwaltung d.er zu o) aufgeführten Beteiligungen des 
ehemaligen Landes l'reußen ist nach der Durchführungsver­
ordnung vom 26. ,Juli 1951 ~nun "Gesetz zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse des Reichsvermögens und 
der preußischen Beteiligungen" vom 21, Juli 1951 (BGBl.I 
s. 467) 1 dem sog. Vorschaltgeaetz, dem Lande übertragen 
word!in. Dieses Gesetz läßt die Frage des Eigentums t;in dem 
Reichsvermögen und den pre<u~isohen Beteiligungen offen; 
die endgültige Auseinandersetzung bleibt noch zu erlassen­
den Bundesgesetzen vorbehalten. 



12 Nach§ 4 des Vorschaltgesetzes bleibt die Wirksamkeit rechts­
geschäftlicher Vsrfügun~~m über Eigentum und sonstige Ver­
mögenswerte, die unter ~· 1 A bs. 1 und § 2 des Vorschal tge­
·setzes fall•n, unberührt. Dtasa Vorschrift gilt jedoch 
nicht für Verfügungen, durch die ein Land Eigentum und son­
stige Vermögensreahte auf sich selbst, eine andere Gebiets­
körpersahaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts dieses 
Landes oder eine juristische Person des privaten Rechts 
übertragen hat, auf die das Land maßgeblichen Einfluß hat.· 
Diese Verfügungen werden nur wirksam, wenn sie der Bundes-
minister der Finanzen genehmigt, · 

13 Die Nutzungen der unter § 1 Abs. 1 des Vorschaltgesetzes 
fallenden Vermögenswerte fließen bis zur endgültigen 
finanziellen Auseinandersetzung dem Lande zu, dem die Ver­
waltung zusteht, Dieses hat die mit den Vermögenswerten · 
verbundenen Lasten zu tragen (vgl. § 5 der Durchführungs­
verordnung vom 26. Juli 1951), 

14 In einer Reihe von Fällen konnten die Prüfungsverfahren 
nicht abgeschlossen werden, da die Prüfungsmitteilungen 
noch nicht beantwortet wurden, 

Die vom RH für erforderlich gehaltenen Ergänzungen sind 
bei einigen Unternehmen so wesentlich, daß eigene Örtliche 
Erhebungen vol'gese·hen sind. 



II, UMFANG DER BETEILIGUNGEN DES LANDES UND AUS 
DEN BETEHIGUNGEN ERZIELTE ERTRÄGE 

15 Zu~ Zeit der Abfassung dieses Berichts wiesen die Beteili­
gungen des Landes folgenden Stand auf: 

' A. Nach dem,Jahre 1945 erworbene Beteili un en einschließ-
'IICll aarauf lirU.nd d"es Mi {te s ufengesetzes au as Land 
ll ber~e~igexien. tü'ru der im Ztlge ~er _!lurchführung_ des ,,Art. 
4THV übernommeiüm BeteilißUll~ 

a) Kör]2jlrsohaften des öffentlichen Rechts 

1. Landeszentralbank 
von Hessen 

2, Hess.Landesbank 
- Girozentrale -, 
Frankfurt/Main 

3. Dautsohe Genosaan­
aahaftakasse, Frank-

Grund~bzw. 

Stammkapital 
DM 

Nennbetrag 
der Beteiligung 

DH 

3o ooo ooo,-- 3o ooo ooo,--

15 ooo ooo,-- 7 5oo ooo,--

furt/Mein 9 2oo ooo,-- 4oo ooo,--

4· Deutsche Pfandbrief­
anstalt, Wiesbaden 

5. Kreditanstalt für 
Wiederaufbau, 
Frankfurt/Mein 

6, SUddeutsche Klassen­
lotterie, Anstalt 
das Hffentliahan 
Rec;hts, München 
(Gewinnanteils~ 
rechte) 

24 ooo ooo,-- 1oo ooo,--

1 ooo ooo,-- 5o ooo,--

79 2oo ooo,-- 38 o5o ooo,--

Prozent 
vom Grund­
bliilh Stamm­
kapital 

1oo 

5o 

o,42 

5 



Grund-bBw. Nennbetrag 
(itarnmkapi tal der Betei1igung 

...... ~J!IL,~-~ ~~~DM~-~~~ 
1 eHess_, B{~CJ""f~= \}{l_it 

HÜ t,T,o:nviU-~''kt_:: AC;, 

We i; z 1 "-'' I~ ooo ooo,-- 11 1oo ooo,--

2", MefHH~~ OJ:d Anr-;< ~,,-: = 

lungs~GJnl,}l, ;~c~;lk= 

furt/Msiv ?o ooo ooo)-= 

3 G Hesn, ~Pl_'el;,hn.:n:lv(::,·-r'n­

WH.ltun{?; GmbTT~- ~ 
Wieahadon 6 ooo ooo 9 == 

4• Kasa8ler Vei·ks}t~G= 
Gesella(;haft A(L ~ 

Kassel 6 6oo ooo,--

5e ~aSSa lleimGtättA 
GmbH s, F1Y'flilk= 

furt/1~1a.i n 

6. Butzbacll~Liohcr 
Eisenbahn Akti~~~l~ 

geSE-11.lßChd'ttf 
Butzhaeh 

7a Staatl. Sportw0t~ 
te:n""(}mld·{~ ~- vn :' 'l~ 

~J or_--,o o8o ~ == 

\ ?56 ooo,--

baden l ooo ooo,--

8. AufbaugR8a).loolln1t 
Allend_o:t·f (~mbHe~t 

Allendorf K1·s~M~~= 
burg/Lahn 1 4oo oao,--

9. E1ektrizitlitR AG~ 
Mi tteldon~~·fli_\hJ t\J'l_d 

(EAM) ~ KB.S88l (.~8 ooo ooot""'= 

1oQ NassauiAcllBB H(I1.Dt, 
Sied 1 ung~;,; ha.n.~tr~; a t: J}=. 

s ühaf t mhH a ))' ''llh k= 
fu~~/MaiJl 9 ooo ooo,---

11 e lJiro"nkfu:n~,cnc :J-i~ld= 

ltlrlgsge!;~1l~~c},af1: 

mbllat Frankftlrt/M~ 1 5oo ooo,--

12 •• Landma8Dllltl01i= 
Finanzi8rtt•tgs~AG~ 

(Fig0lag)r Frank= 
furt/Mtdn 

Ii Knx·hB sH8nY W~-i'i•= 

nnng~dw.u. GwbJL, '>'. 

4 ooo ooa,--

Kaa8C4l ~-J 45_Q OOOr~== · 
tlb"'···;., .. ,-,.g 106 7o6 o8o,--

7 5oo ooo, -~ 

6 ooo ooo,-~ 

4 9o7 ooo,~~ 

2 6oo o2o,-~ 

1 525 ooo,-~ 

1 ooo ooa,--

1 ooo ooo,~~ 

1 ooo ooo,~~ 

6oo ooo,~-

3oo ooo,--

15o ooo,~-

135 ooo,-~ 
37 817 o2o,~~ 

Prozent 
vom Grund~ 
bzw, Sta.mm~ 

kap_i t al 

74 

1oo 

74.35 

28,89 

86,84 

1oo 

71,43 

6,67 

2o 

3,91 



~ /l ' f) f,O; ''j (·,;'I-, i 

tl_:nd .ii' ;J_,; :-:.<1<. 

1 6- 1{:: 

i<t 

lßc ]{(!:'):;; ,. 

Gm!l}\, 

O;nhH 

-'5 • • i ~·:; r 

' (•0'' 

\:; 
:•' 

1·1" At~:-- :-···;J ,. '-iJ 

pr·üf,m 
{"'(• 

LtU_td·:-

_A :;· c: -~ ·:-: ,_ 

;~4 c ); il\j -,· 

F·o :1·'~: 
'l, u. :t l {~ ._; ---

_ _-, 
\i_;_l iJ ' . 

!_; 

'l.i\ i ~ 

' 

i_'n_·Jri -~ hzw .) , 
~>" .cu~n-ni-u:t:pJ. tnl 

Nennbo1;rag 
der BetG=-tligung 

~ ~~~--"'~~'''' ,~,,-~ ~~~~~~~~,~~~ 

;·;n oun r -'"'~ 

37 El17 o2o,~~ 

ioo ooo~== 

loo ooo~== 

2o oo<J, ··~ 

4 ooo,~~ 

5 ooo,== 

3 ooo,~~ 

"''''~""~"':~, 
:Hl 2o4 2o6, ~~ 

Prozent 
vom Grund~ 
bzw, Stamm~ 

ka]2~~t~a~l~~ 

45.45 

28,59 

25 

1oo 

6,66 

2,91 
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B. Beteiligungen1 die vom früheren Volksstaat Hessen 
Ubernommen wurden -

Grund-bzw, 
Stammkapital 

DM 

a) Körperschaften des 
öffentlichen Rechts 

b) Unternehm\in des Privat-
rechts 

1 ' Flughafen AG~, 
Frankfurt/Main 24 175 000~== 

2. Preuß.Elektrizi-
tä ts-AG• (Preag), 
Railii<lver 111 6oo ooo,== 

3. Hess. gemeinnüt-
zige Aktienge-
sellschaft für 
Kleinwohnungen, 
Darmstadt 
(Hegeljlag) 4 000 ooo,== 

4· Rheinisch-West-
fälische Elektri-
zitäts AG, (RWE) ,' 
Essen 428 000 000~== 

5· Nass.Siedlungs-
-gesellschaft 
mbH,,Frankfurt/M. 1 4oo ooo,== 

6. Neckar-AG.,Stutt-
gart 22 000 ooo,-= 

1· Hess.Elektrizi-
täts AG., Darm-
stadt (Heag) 1 3 000 ooo,~= 

8, Bauverein für 
Arbeiterwohnun-
gen, Gemeinnüt-
zige AG., Darin-
stadt 3 5oo ooo,== 

9· Rhein-Main-Donau 
AG., München )o 2oo ooo,== 

10. Gemeinnützige 
Heimstätte-n-
baugesellschaft 
mbH,,Lauterbach/ 
Hessen 24 12o,--

6 37 899 75o --~~~~~~=~~=="'== 

Prozent 
Nennbe-trag vom Grund-

der Beteiligung bzw. Stamm-
DM --kapital 

1o 937 ooo,== 45,24 

3 o24 ooo,-- 2,7 

2 1oo ooo,-- 52,5 

35o ooo,== o,o8 

-268 43o,-- 19,2 

119 8oo,-- o,54 

66 ooo,-- o,5 

1 2 2oo,-- o,35 

9 ooo,=- o,o3 

1oo -- . o,4 

16 886 53o --
=======~=~"'== 
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C" Vom Lande Hessen zu verwaltende Beteili un en des ehemali en 
es 

Grund-bzw. 
Stammkapital 

DM 

a) KörperschafJLen des 
öffentlichen Rechts 

b) Unternehmen des P~·ivat­
rechts 

1. Hess. Heimstätte 
GmbH,, Kassel 

2, Kleinbahn·Kassel­
Naumburg AG., 

4 6oo ooo,--

Frankfurt/Main 2 37o ooo,--

3· Kleinbahn AG. 
Frankfurt/Main­
Königstein, Frank-
furt/Main 529 5oo,--

4• Nass, Kleinbahn AG., 
Wiesbaden 5oo ooo,--

5. Grifte-Gudensberger 
Kleinbahn und Kraft­
wagen AG., Gudens-
berg 6oo ooo,--

6. Bad Wildungar Heil­
quellen AG.,Königs-
4:uelle i, L,, 
Bad Wildungen 14o ooo,--

7, ·Reinhardsquelle 
GmbH,·, Bad Wildun-
gen 

Nennbe.trag 
der Beteiligung 

DM 

2 95o ooo,--

1 542 ooo,--

1 344 7oo 1 --

368 1oo,--

196 ooo,--

14o ooo,--

139 25o,-­

~~~2~2~2~2!;;;; 

Prozent 
vom Grund­
bzw, Stamm­
!Ce,pi tal 

65,o6 

87,91 

73,62 

• 32,66 

1oo 

6o,54 



G1'und~bzw, 

Stammkapita.l 
DM 

Nennbe. -t:r-ij.g 

der ·Bet.e1ligqng 
DM 

~~ 

A 
8 ~ 
b, 

79 2oo ooo,,~ 
. 1o9 275 98o, ~~ 

3ß 050 OOOt== 
.)il 2o4 2o6 ~~ 

R a) 
b) 

c a) 
b) ~~~':}6'L5o<JL=--

836 345 ?)o,~~ 
m=~~=~-=~~~~~~-~ 

~~.6 6Q_o_o"';>o :_ ~_-· . 

· 99 82o 786,--
""'~"'"""""""""""~"""F=-,=--='"" 

Neben den BJJfgefU.ln:'t8n unmi ttelbal-·en Betei l iguugen ist das Lan.d 
mi ttelha:r unter anderem an folgenden Unternehmen bei.eiligts 

Grl.uld~bzwo 

Stammkapi te.1 

1, Ftschdampie~ Tra\ 
hand GmbH-s 9 Brenwr= 
fta.veu übeL die StEG 9 oo0 J =~-

? • AufbaugEH:>;e1: HChaft 
Alldendorf GmbHGJ 
Allendorf Kra.Mar-
burg/Lahn 1 4oo ooo, ·--

) ,, üha.sal L:v--~_),•l!üÜ= 
fab:cik GmbHe t 

Kassel 5~o ooo,=~ 

4 ~ Fi.nna. Roteübt_n:gGr 

M" ta ll "'" rbo 
Rudolf Stiarlen KG• 
Jl~;~t.enburg/Fulda 2 ooo ooo,--

z,rt 2., bis 4~ 
ül)~J' die Hes_.se 
Tl'euhandverwal= 
t;nug- GrtlbRe i! 

Wiesbad.en 

Je Verschiedene Ge= 
meinnützig<' Woh~ 
nungsbaugesell~ 

s"haften über 
die Heimstätten 
( vgl.Tz. 31 d.Be~ 

riCJhts) __ 16_oQ_2_2oo.c:~ .. 
2o o52 2oo ~~ 

~~~~~~~~~~~~!~~~ 

Nennbatrag dar Be- Prozent 
teiligung der Ge9 vom Grund= 
ssll8cha.ft$ a:n df?.J' bz.w0 Starmn 
das Land HJHuitt.el~ ka.p~_tBl 

bar beteiligt iat-
·~~.DM . ·~- ~~~~ 

4oo ooof =--

·1 ooo oooil~~ 

un.ter:::;c}Ji_ t::d 
lieh 



n Infc igc; eJet' Maßnahmen zur Durchführung des Mittelstufen­
gesetzeß und der tm Rj, 1953 geleisteten Entschädigungen 
an die früheren Eigentümer der nach Art, 41 HV in Gemein­
eigentum überführten Betriebe wies das BeteiligungsvermH­
gen des T"andes Jn de:l' Berichtszeit eine starke Bewegung 
auf, DJ.e Z~tlß.§ll;~ ergeben sich aus nachstehender Übersicht 
(inzwjsohen veräu-ßerte Anteile sind in der Aufstellung 
nioht beriicksichtigt): 

1, Hess. ~arg- und Hüttenwerke AG., Wetzlar 

2. Kas;:;.,·ier V<,;:ckehH> AG., Kassel 

3. Butzbach-Lioher Eisenbahn AG., Butzbach 

4. Kleinbah.n AG. Kassel-Naumburg, 
]Tr"nkfur t/Ma in 

5, K J einbahn AG, Frrmlcfurt/Main- ~ KHnig­
steül,. Frankfurt/Main 

i\_1.2:_f .Q:;:-•2_nd des ~1it t~lf,l_~t'-'~fe~fo!,e~tzes übernom­
l_[)Ht<o Be" 8 i 1 j gu)1..fi".X1 

6 •. Plughafen AG,, Frankfurt/Main 

7. Elektrizitäts AG. Mitteldeutschland 
(EAM) 1 .Kassel 

e, Nass. H,,:imstätte GmbH., Frankfurt/Main 

g, Hass. Hei~stätte ~mbH., Kassel 

'lc>. Nass, Kleinbahn AG., WieBbaden 

1·1, "Kurhessc•n", Wohnungsbau. GmbH., Kassel 

12. Hess, Heimät, Siedlungs GmbH., Kassel 

13, Nass. Siedlungsgesellschaft mbH,, 
Frankf't1rt/Main 

14, ])e11tsohe Lufthansa AG., i, T"., Köln 

fl()Ll s ~ i_~P __ }I "'.1JJ:lG·U>i _l_ Lii'!lliitP oder F,:ehöhu.ngen 
1Jesteh<ouoer Be}.a~ligungen 

15. ~1 1nghafen AG., Frankfurt/Main 

16, l!ess. Tr•~uhll.ndverwaltung GmbH,, 
Wiesbaden 

17. Hass. Landesbank - Girozentrale - 1 
Darmstadt 

18. Aufbaugesellschaft Allendorf GmbH., 
A1lendox·f Krs, Marburg/Lahu 

RM 

DM 

1 1 1oö ooo,--

4 9o7 000' --

1 525 ooo,--

1 4-82 ooo,--

184 8oo,...,~ 

2 981 ooo,--

1 000 000;--

1 000 ooo,--

65o ooo,--

196 6oo,--

135 ooo,--

78 726,--

23 Boo,--

2oo ooo,--

6 f312 ooo,--

5, 98o ooo,--

5 000 ooo,-~ 

1 000 ooo,--



1 5 -~ 

19. $taatl. Sportwatt•n G~bH., Wi~~baden 
2o, Hass. GAmeirtnütz:lge Aktiengesellschaft 

für Kleinwohnungen (Hegemag), Darmstadt 
21, Nass. Heim, Siedlungsbaugesellschaft 

mbH. , Frankfurt/Main 
22. Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH., 

Frankfurt/Main 
23, Nass, Kleinbahn AG-., Wiesbaden 
24. Deutsche Revisions- und Treuhand 

Aktiengesellschaft, Frankfurt/Main 
25. Deutsche Pfandh:defanstalt, Wiesbaden 
26. Landmaschinen F:i.nanzierungs AG, 

(Figelag), Frankfurt/Main 
27. Reinhardequelle GmbH., 

Bad Wildungen ~ Reinhardehausen 
28. Hess. Heimat, Siedlungsgesellschaft mbH., 

Kassel 
29. Aktiengesellschaft für Wirtschaftsprüfung 

Deutsche Baurevision, Düsseldorf und 
Berlin 

DM 

981 ooo,--

7'65 ooo,--

6oo ooo,--

22o ooo,--
1o2 75o,--

ioo ooo;--
1oo ooo,--

51 ooo,--

1o 5oo,--

7 o6o,--

3 ooo,--

18 Folgend.e Beteiligungen an Versorgungsunternehmen und son­
stigen' Gesellschaften wurden, als außerhalb des Landes­
interesaes liegend, veräußert: 

Auf Grund des Mi ttels_tu~etzes übernommene Betei­
ligungen 

DM 

1' Hessen-Nassauische Überlandzentraie 
GmbH,~ Oberscheld 3 4o4 000.--

2. Mainkraftwerke AG., Frankfurt/Main 2 837 8oo, --· 
3. Lahn-Kraftwerke AG. , Limburg/Lahn 1 2oo ooo,--
4, Hessen-Nassauische Gas AG,, Frank-

furt/Mail:l 5o6 ooo,--
5. Klein bahn AG, , Selters-Hachenburg, 

Hersahbach 8 ooo,--
6. Flughafen GmbH., Kassel-Waldau 7 5oo, .;._ 



DM 
7, Kur AG" Bad Homburg v.d.H, 36 ooo,--
8. Wiesbadener Autoverkehrsgesellschaft mbH., 

Wiesbaden 1o ooo,--

9, Flughafen (}mbH., Darmstadt 

Aus Staats~ tmLll~!J.tsverbürgten Kradi ten 
Eervore;egangene neteiTigungen 

4 o. LRK~Regi s trü,rkas sen tmd Feinmechanik 
GmbH., Gießen/Lahn 

. . 

4 3oo,-• 

6oo oo.o, --

Die Veräußerung des auf das Land übergegangenen Aktien­
besitzes an der Elektrizitäts-AG. Mitteldeutschland (EAM) 
ist ebenfalls beebsich'tigt, aber noch in der Schwebe. 

19 Was die Erträge aus dem Beteiligungsvermögen anlangt, so 
haben die nachstehend aufgeführten Unternehmen in den Rjn. 
1952 und 1953 Dividenden oder Gewinnanteile ausgeschüttet: 

1. Staatl. Erfassungsgesell­
schaft für öffentliches 
Gut mbH., München (Ab­
l;i.~>fl!~ung der Verkaufs­
erlöse) 

2. ljlinkaufszentrale für 
öff~n~lJche J;li,\~h<Heien 
GmbH,, Reutlingen 

) , LandeBz<mtralbank von 
F!es~en, 'Fr'ankfu:et/Main 

4. Landmaschinen Finan­
iii~brtgiiAkt~Gaa. 
( li'igelag)', Ftalik:turt/M. 

tlbertx·ag 

1952 
Gewinnanteil des 

Landes 
_% llN 

2o 6 ooo ooo,--

6 ooo.ooo,--

1953. 
Gewinnanteil· des 

Landes 
'fo DM 

1 5o6 2o4,2o 

5 

6 1 8oo ooo,--

5 2 712.5o 
3 31o 591,70 



Ul)"',T1':. 

~; Det1tsoh~ ßRvisjonA= un~ 
'J_1 .\:'{~iÜlB.nd Akt:oGoH" c; ,H1 :n).nl{·~ 

fnvt/l\hd.Kl 

~- DPUtHah~ GenoansTiso11nfttJ= 
kasse, Frautfurt/Mairt 

7, SüdrloutsclH• KlaBsnnlo'o'ccn,\<J, 
Mlinohon ( e:tntei 11gB ·'-~c~winn= 
a.blieft~rung) 

8. Dautsa~a Pfandbriafanatalt 
1'1 i e slmcl <m 

9o Ne.sso Heimstätte GmblL, ~ 
Frankfurt/Main, 

1o. Frankfurter 9iadl~ngsga­
sallsehaft rabi!,, ~·nmk~ 
ftut/Main 

11. l!ersfold<lr Kreisbahn 
( anteilig~o) Gewi:nnabliefeA'UI1t$) 

12a Nass. Heim~ Siedlungsbau 
(fmbH" ~ Frankfurt/Mai:r1 

1 ;>. llassen-Naase.uische tlber­
la,ndzent:t'B~le lhuhHo ~ ObH1'~ 

scheld 

1 4{0 ! 1KuriHJ!:HH3l1 11 'f W öhütHtgabau 

i 9?,2 
G~vLlnru:tH'~Hil fiH:::1 

l_.tlrtdBH 
o~ DM 

A':~-----~--- -~~---- -- -~----
6 {)()0 ooo,,o~coo-

6 1 7oo,~-

5 Ia ()()Qi)== 

766 882 1 o8 

39 25o,~~ 

GmbH., Kaaaal 3 ) 219,3u 

!5" Uaas. Heimstätt0 GrnbH", 
1ütssel 

16, F!tJgeroag, Danosta.dt 

i?. Preag 9 HannoveY 

i fL, Rheinisch=W{1stfttliHöh::.~ 

2 

5 

Elek~rizitäts=AGa 1 Esoen 6 

'19, Heag, Darmstadt 

2oo Staatl~ Sportwetten GmbH~~ 
W.it~abade-?l 

( Jahrese.hsehluß zurn )o "JHn1 
1955 und )o,Juni 1954) 

+) cle.von zur Varfüg<mg des- I.and"~ 
Raaasn 5 o15 787,18 M 

6 

26 7oo,-~ 

113 4ooil·"'-'= 

1 5 '{5o,--
2 97o,~~ 

I 185 6?>4,9o 

1 ::F)) 
Gnwi Ln-W,i:t '1:.~1 i 1 dtJ s 

Jd:i.udGu 

__ ;&~- ----~----·2~-----~~~ 
:) )io 591,7o 

B ' 0 OöOil== 

6 1 :~ 00011== 

4 4 ooa,~~ 

3 

9 (l()()' --

54,99 

2 1 166,67 

4 1 (J i! 12o,-~ 

) 4 o5o-~ == 

5 1/2 6o 375,--
2 1/2 33 '>75' ~-

6 1)6 o8o,~-

8 21 ooo,~~ 

6 2 97o,~-

- +) 8 995 889,70 
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2o· Nach § 48 RHO in Verbindung mit § 6o Abs. 2 RWB ist die 
Beteiligung des Landes an Untern.ehmen mit eigener Rechts­
persönlichkeit, die einen gewerblichen oder sonstigen 
wirtschaftlichen Betrieb zum Gegenstand haben, nur zulässig, 
wenn ein wichtiges Landesinteresse vorliegt, die Inanspruch­
nahme der Landesmittel nicht zu einem Nachteil fürdas Land 
führt und sich das angestrebte Ziel nur durch eine solche 
Beteiligung erreichen läßt, Der RH hat bei seinen Prüfungen 
der Einhaltung dieser Bestimmung stets Beachtung geschenkt, 
zumal das Beteiligungsvermögen der öffentlichen Hand in 
den l.ßtzten ,Tahren im Brennpunkt der öffentlichen Kritik 
stand. Er hat - soweit sich Anlaß hierzu ergab - die Re- · 
privatisierung solcherBeteili~ungen vorgeschlagen, bei 
denen die Voraussetzungen des § 6o Abs, 2 RWB für die Auf­
rechterhaltung einer Landesbeteiligung nicht vorlagen 
(vgl, die Einzelbemerkung Nr. 16 zur StHR 1952, Tz. 43). 

21 Nachdem das Land die in Tz, 1:8 aufgeführ"tien Beteiligungen 
abgestoßen hat, hat sich in der Berichtszeit kein Anlaß 
ergeben, gegen die Beibehaltung von Beteiligungen Beden­
ken zu erheben. Es darf nicht verkannt werden, daß bei 
einer Landesbeteiligung nicht eine Geldanlage angestrebt 
wird, sondern daß hiermit in erster Linie Verwaltungs­
zwecke, d,h. allgemeine und öffentliche Interessen ver-

. folgt werden. Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten sind 
viele der aufgeführten Beteiligungen wegen geringer Er­
tragsaussichten uninteressant, beispielsweise die Anteile 
an Kleinbahn-Aktiengesellschaften, an Siedlungsgesell­
schaften, an Funktionsgesellschaften, die Landesaufgaben 
auf dem Gebiete der Landesvermögensverwaltung erledigen 
u.ä.m. Auch die wenigen Fälle, ih denen sich das Land an 
mit Fremdmitteln neugegründeten Flüchtlingsunternehmen 
beteiligt hat, um deren Eigenkapitalbasis zu verstärken, 
sind i.n diesem Zusammenhang zu erwähnen. Die letztgenann­
ten Beteiligungen sollten jedoch nur solange beibehalten. 
werden, als es im Interesse der Förderung und Stützung 
der Unternehmen geboten ist. 



III, PRÜFUNGSFESTSTELLUNGEN 

22 Folgende Anstände allgemeiner Art, die sich bei den Prüfun­
gen nach ÄbscElll:tt IVa RHO ergeben haben, sind besonders 
hervorzuheben: · 

23 Bei einem Wohnungsbauunternehmen besteht der Aufsichtsrat 
aus 21 Mitgliedern, darunter aus sechs Vertretern des Lan­
des Hessen, Der RH hat bezweifelt, ob so viele Mitglieder 
und Landesvertreter notwendig sind. 

24 

25 • 

26 

Bei zwei Aktiengesellschaften haben innerhalb eines Ge­
schäftsjahres nur zwei Sitzungen des Aufsichtsrats statt­
ßefunden. Der RH hat Zweifel geäußert, ob die sich aus 
§ 95 AktG, ergebenden Aufgaben des Aufsichtsrats bei einer 
solchen Handhabung ausreichend wahrgenommen werden konnten. 

Bei zwei Gesellschaften mit beschränkter Haftung lassen 
die Gesellschaftsverträge es zu, daß der Aufsichtsrat in 
dringlichen Fällen Beschlüsse durch telefonische Abstim­
l)lung faßt, Gegen solche Befugnisse bestehen erheb~i9he 
Bedenken. 

Die Ges~llschaftsverträge (Satzungen) verschiedener Unter­
nehmen sehen nur einen Geschäftsführer vor oder lassen zu, 
daß ein Geschäftsführe~ (oder ein Vorstandsmitglied) d~s 
Unternehmen allein vertreten kann. Der RH hat hiergegen 
grundsätzliche Bedenken geäußert, Er hat sich ferner gegen 
Satzungsbestimmungen gewendet,·wonach Entscheidungen·des 
Vorstandes durch den Vorstandsvorsi tzer alle.in und nicht 
durch Mehrheitsbeschluß getroffen werden können, 

Bei Investitionen sind von den Unternehmen häufig die 
Vorschriften der Verdingungsordnungen (VOB und VOL) nicht 
ausreichend beachtet worden, Insbesondere wird öfters von 
den Wohnungsbauunternehmen gegen § 3 der Verdingungsord­
nungen verstoßen, wonach der öffentlichen Ausschreibung 
der Vorrang vor der beschränkten Ausschre~bung und der 
freihändigen Vergabe gebührt. 

Einige Wohnungsbaugesellschaften haben bei der Abrechnung 
der mit Landesbaudarlehen geförderten Wohnungsbauten häu­
fig die Abrechnungsfristen nicht eingehalten. Hierdurch 
werden nicht nur die Eigenmittel der Unternehmen unnötig 
angespannt, sondern es wird die Aufgabe der mit der Ver­
waltung der Darlehen beauftragten Hassischen Landesbank 
- Girozentrale ,.., Frankfurt/Main, wesentlich erschwerte 



27 Bei einem Verkehrsunternehmen wurde .festgestellt, daß gegen 
die Bestimmungen des § 26 Abs. 1 RHO und Ziffer 15 der Lan­
desrichtlinien zu § 64a RHO verstoßen wurde, wonach Haus­
haltsmittel nicht eher und nur insoweit zur Verfügung ga­
stellt werden sollen, als sie tatsächlich benötigt werden •. · 
In dem vorliegenden Falle konnte das Unternehmen aus den 
ihm vorzeitig zugeflossenen öffentlichen Mitteln erhebliche 
Zinserträge durch deren Anlage als Termingeld erzielen. 

28 Ein Unternehmen, das jährlich erhebliche Investitionen 
vornimmt, hat die Abgrenzung zwischen Erhaltungs- und Her­
stellungsaufwand, die Bemessung der Abschreibungssätze und' 
den Ausweis von nicht aktivierungsfähigen Baukosten in der 
Gewinn- und Verlustrechnung nicht nach den Grundsätzen ei­
ner ordnungsgemäßen Gewinnermittlung vorgenommen. Der·RH 
hat dies beanstandet; 

29 Der RH hat auch die Angemessenheit der Personalaufwendun­
gen und der Sozialleistungen der Beteiligungsunternehmen 
geprüft. Bei diesen Prüfungen geht er davon aus, daß sich 
Unternehmen, an denen die öffentliche Hand maßgeblich be­
teiligt ist, bei der Bemessung der Dienstbezüge und.Sozial­
leistungen im Rahmen des j.m öffentlichen Dienst Üblichen · 
halten sollten. Dies gilt besonders für Gesellschaften des 
Privatrechts und Unternehmen des öffentlichen Rechts, de­
nen keine produktiven Aufgaben obliegen, sondern die mehr 
oder weniger Verwaltungsaufgaben erledigen, 

Wie die Prüfungen ergaben, entspricht der von den Unter­
nehmen getriebene Personalaufwand weitgehend nicht den 
genannten Grundsätzen, So wurde beispielsweise festge­
stellt, daß bei einer Gesellschaft m.b,H., deren Kapital 
sich zu 1oo% in Landesbesitz befindet und die ihrem Charak­
ter nach eine Funktionsgesellschaft ist, die V·ergütungen 
der Angestellten zwar in Anlehnung an die Sätze ·der TO.A 
festgesetzt werden, sie jedoch ein 13, Monatsgehalt erhal­
ten. Ferner hat die Gesellschaft den Bediensteten Verpfle­
gungszuschüsse in Höhe von o,82 DM, vom 1, Jan, 1953 an in 
Höhe von 1,o5 DM je Mahlzeit gewährt, während in der Lan­
desverwaltung Verpflegungszuschüsse von o,3o DM gezahlt 
werden. Dem Geschäftsführer der Gesellschaft wurde ein 
Verfügungsfonds zugebilUgt, dem im Gj, 1953 11 3oo,-- DM 
entnommen wurden. Auch bei der Gewährung von Arbeitgeber­
darlehen, Ausscheidevergütungen und bei Repräsentationen 
wurde von manchen derartiger Unternehmungen mit einer Groß­
zügigkeit verfahren, wie sie bei der Bewirtschaftung öffent­
licher Mi. ttel nicht gebilligt werden kann. 

Auch bei verschiedenen gemeinnützigen Wohnungsbauunterneh­
men hat de~r RH die nicht ausreJ.ohende Beachtung der Grund­
sätze der Sparsamkeit beanstandet, 

Wie bei einem Finanzierungsinstitut, an dem die öffent­
liche Hand maßgeblich beteiligt ist, festgestellt wurde, 
beliefen sich die Bezüge der drei Vorstandsmitglieder im 



Gj. 1954 auf insgesamt 12o ooo,~,~ DM, IJarii.h<n' hinans sind 
diesen BedienstetEm anßero.·edentJich weitgehendü Pensions~ 
zusagen gemacht worden, so daß beträchtliche Rückstellun~ 
gen gebildet werden mußten. Im Gj, 1953 haben die erwähn~ 
ten Vorstandsmitglieder außerdem verlorene Baukostenzu~ 
schüssevon insgefJamt 32 ooo,~~·DM erhalten, Wenn Pen·, 
sienazusagen gegeben werden, muß dies bei. der Festsetzung 
der laufenden Bezüge angemessen berücksichtigt werden~ 
Die Vergüttmgs~ und Versorgungsl"egelungen <lürfen nicht 
darauf hinauslaufen, leitenden Bediensteten eine Alters~ 
Versorgung zu sichern, die die eines vergleichbaren Beam~ 
ten erreicht oder gar darüber hinausgeht und andererseits 
laufende Bezüge zu bewilligen, wie sie in der freien Wirt-­
schaft üblich sind. In dem in Betracht kommenden Fall war 
neben diesem Gesichtspunkt zu berücksichtigen, daß die 
Pensionszusagen gemacht wurden, obgleich die Bediensteten 
zum Teil das 6o. Lebensjahr bereits überschritten hatten. 

Ähnliche Bestrebungen machen sich sogar auch bei Regie­
betrieben im Sinne des § 15 RHO bemerkbar, Diese Entwick­
lung muß nach Ansicht des RH zu einer weiteren Entwertung 
des unmittelbaren Staatsdienstes führen. 

3o Über einzelne Qlrup:een von Beteilliungsunterl}~9P..!!ill und über· 
Einzelergebnisse der Prüf'ung~von Unteru~l}meQ: ~st folgendes 
zu berichten: 

31 Prüfung von Wohnungsb(luunternehmen, 

Das Land ist an den nachstehend aufgeführten Wohnungsbau~ 
unternehmen beteiligtl 

a) Unmittelbare Betailigungea 

Gesamtkapital davon Anteil 
des Unternehmens des Landes 
~~--~~~--~~~~.~~ 

1. Nass. Heimstätte 
GmbH,, Frankfurt/Main 

2. Hess, Heimstätte GmbH,, 
Kassel (einschl!eßlich 
1 7oo ooo,- ~ ehern. 
preuß, Beteiligung) 

3· Frankfurter Siedlungs-
gesellscha.ft mbH., 
Frankfurt/Mai n 

Ubertrag 

9 ooo o8o,-- 2 6oo o2o,--

4 6oo ooo,-- 2 95o ·ooo,--

~00 000 ~.:-- 3oo OOOl== 

15 1oo o8o,-- 5 85o o~o,--

Anteil deö 
Landes in 

% 

28,89 

64,13 

2o 



Übertrag: 

4. Gemeinnützige Baugenos~ 
senschaft für dell Land-

Gesamtkapital 
des Unternehmens 

DM 

15 1oo o8o,--

davon Anteil 
des Landes 

DM 

5 85o o2o,--

Anteil des 
Landes in 

% 

kreis Waldeck eGmbH., 
Arolsen 1o2 9oo,-- 3 oo.o,--· 

5. Gemeinützige Gesell-
schaft für Wohnheime und 
Arbeiterwohnungen mbH,, 
Frankfurt/Ma.in 

6. Nass. Heim, Siedlungs­
b~ugesellscha.ft mbH., 
Frankfurt/Ma.in (vgl, 
auch mittelbare Betei­
ligung über Nass, Heim-

22o ooo,--

stä~te) 9 ooo ooo,--

7. "Kurhessen" Wohnungsbau 
GmbH. , Kassel ( vgl.auoh 
mittelbare Beteiligung 
über Hess. Heimstätte) 3 45o ooo,-~ 

8, "Hegemag" Hassische Ge­
meinnützige Aktienge­
sellschaft für Klein-
wohnungen, Darmstadt 4 ooo ooo,--

9. Bauverein für Arbeiter-
wohnungen AG., Dar~dt 3 5oo ooo,--

~~~~~H=2~~,~,;;;;;; 

b) Mittelbare Beteiligungen 

Gesamtkapital 
des 1111 ternehmens 

DM 
1o, "Mavest".VIohnungsbau · 

GmbH., Frankfurt/Main, 
über Nass.Heimstätte, 
Frankfurt/Main 268 Boo,--

. 11, "Süwag" Südwestdeutsche 
Gemeinnützige Wohnungs­
bau AG., Frankfurt/Main, 
über Nass.Heimstätte, 

. Frankfurt/Main 1 75o ooo, --

Ubertrag 2 o18 Boo,--

1oo ooo,--

6oo oo.o,--

135 oo.o,--

2 1oo. ooo,--

12 2oo,--

8 8o.o 22o.t--
=~:;~""'""""'""'::;""'-== 

davon .A_nteil 
der Heimstätte, 
an der das Land 
unmittelbar 
beteiligt ist 

»K 

1oo o5o,--

4oo ooo,--

5oo o5o,--

45.45 

6,67 

3,91 

52,5 

o,35 

Anteil der 
Heimstätte 

in 

37 

27 



Gesamtkapital 
des Unternehmens 

Ubertrags 

12, Gemeinnützige Woh~ 
nungsbaugesellschaft 
des Hess.Handwerks 
mbH., Frankfurt/Main, 

DM 

2 o18 8oo,~~ 

über Nass.Heimstätt~ 
Frankfurt/Main 1 574 4oo,--

13. N$,ss. Heim, Siedlung3~ 
baugesellschaft mbH,, 

Frankfurt/Main, über 
Nass,Heimstätte, 
Frankfurt/Main ( vgl, 
auch unmittelbare 
Beteiligung) 9 ooo ooo,~~ 

14, Kurhessen-VIöhnungsbau 
GmbH., Kassel, über 
Hess,Heimstätte, Kas­
sel (vgl, auch unmit-
telbare Beteiligung) 3 45o ooo,--

15. Gemeinnützige Vlohnu~­
baugesellschaft mbH,, 

Marburg, über Hess, 
Heimstätte, Kassel 5o ooo,--

davon Anteil 
.der Heimstätte, 
an der das Land 
unmittelbar 
beteiligt ist 

DM 

5oo o5o, -~ 

4o6 8oo,-~ 

1 4oo ooo,-~ 

1 727 ooo,~-

15 ooo,--

Anteil der 
Heinistätte 

in 

26 

16 

5o 

jo 

32 Infolge der regen Bautätigkeit im Rahmen des sozialen Woh­
nungsbaues haben sich die Gemeinnützigen Wohnungsbauunter­
nehmen.auch in denJahren 1952 und .1953 gut entwickelt. Sie 
konnten ihren Wohnungsbestand durchweg in beachtlichem Um­
fange vergrößern. Das ausgeweitete Bauvolumen machte mehr­
fach Kapitalaufstockungen notwendig. Trotzdem ist die Eigen­
kapitalbasis bei der Mehrzahl der Gesellschaften sehr be­
engt. Auch.die Rentabilität kann nicht in allen Fällen be­
friedigen. 

Die Jahresabschlüsse zeigten nachstehende Ergebnisse: 



1952 1953 
+ + 

. I. 
- Gewinn Divi­
~ Verlust dende 
rd,DII % 

. I. 
a Gewinn Divi­
~ Verlust dande 
rd,DH % 

Nass. Heimstätte GmbH,, 
FrankfurtiMain 

Hess, Heimstätte GmbH,, 
Kassel 

Frankfurter Siedlungs~ 
gesel·lschaft mbH, 1 

Frank;furtiMain 

Gemeinnützige Baugenossen­
schaft Waldeck eGmbH. 

Gemeiimützige Gesellschaft 
für Wohnheime und Arbeiter-

+ 68 ooo ,~- 3 

+ 22 ooo,--

+ 34 ooo,~­

Prüfungsunterlagen 
liegen noch nicht 
vor. 

wohnungen mbH,, Frank~ 

furtiMain .1. 19 ooo,~~ 

Nass, Heim, Siedlungs­
baugesellschaft mbH,, 
FrankfurtiMain 

Kurhessen GmbH., Kassel 

Hegemag Darmstadt 

Bauverein für Arbeiter­
wohnungen AG., Darmstadt 

· Mavest 

Süwag 

Gemeinnützige Wohnungs~ 
baugesellschaft des Hess, 
Handwerks mbll., F'rank­
furtiMain 

Gemeinnützige Wohnungs~ 
baugesellschaft mbl!,, 
MarburgiLahn 

+ 95 

+ 79 

+ 58 

+ 21 

+ 24 

ooo,--

OOOt== 

ooo,== 

ooo,~= 

ooo,=~ 

2 

3 

2 

+ 6 7 ooo, -- Beschluß­
fassung 
steht noch 
aus. 

+ 19 ooo,-- 4 

+ 13 ooo,--

+ 18o ooo,-- 3 

+ 192 000.-- 3 112 

+ 138 ooo,-- 3 
Prüfungsunterlagen 
liegen noch~nicht vor. 

+ 1o ooo,--

+ 123 ooo,-- 2 

+ 82 ooo,~= 3 

+ 75 ooo,~= 2 112 

+ 9 ooo,--

Prüfungsunterlagen 
liegen noch nicht vor. 

Prüfungsunter lagen" 
liegen noch nicht vor, 

+ 5o ooo,.-- 4 

Prüfungsunterlagen 
liegen noch nicht vor. 

33 Die Anstände allgemeiner Art, die sich bei der Prüfung der 
gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmen ergaben, sind .bereits 
dargestellt worden" Darüber hinaus wurde bei der Prüfung 
festgestellt, daß einzelne Unternehmen hinsichtlich der 
Wohnungsgröße und -ausgestaltung die nach dem Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetz gezogenen Grenzen überschritten 
haben, 
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34 Prüfung der nichtbundese~ßenen Eisenbahnen des öffent­
lichen Verkehrs 

Die nichtbundeseigenen Eisenbahnen des öffentlichen Ver­
kehrs unterliegen nach § 5 des Allgemeinen Eisenbahngeset­
zes vom 29, März 1951 (BGBL S. 225) der Aufsicht der Län­
der. Die technische Aufsicht und die Verwaltungsaufsicht 
wird in Hessen durch den Bevollmächtigten für Bahnaufsicht 
(Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr) durchgeführtr 
Die im Rahmen der Bahnaufsicht vorzunehmenden Aufsichts­
prüfungen sind nach den in Betracht kommenden Bestimmungen 
nicht ausschließlich auf die fachtechnischen Belange abzu­
stellen, sondern haben sich darüberhinaus auf den Jahres­
abschluß und die Geschäftsführung zu erstrecken, Der RH 
hat daher die Aufsichtsprüfungen im Hinblick auf den gerin­
gen Geschäftsumfang der Unternehmen als ausreichend erach­
tet, zumal der Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr 
über das erforderliche Prüferpersonal verfügt und bei der 
Prüfung der Geschäftsführung sowie der Berichterstattung 
die Prüfungsrichtlinien im Sinne des § 1.:1.0a Abs. 2 RHO be­
achtet werden. Diese Regelung gilt für a~le Kleinbahn­
Aktiengesellschaften, an denen das Land oeteiligt ist oder 
BeteiJigungen des ehemaligen preußischen Staates sowie 
Gewinnanteilrechte auf Grund des Vorschaltgesetzes zu ver­
walten hat, 

Es handelt sich um folgende Gesellschaften: 

Beteiligungen 

1. Grifte-Gudensberger Kleinbahn- und Kraftwagen AG., 
Gudensberg, 

2. Kleinbahn AG. Frankfurt/Main - Königstein,· 
Frankfurt/Main, 

3. Nass. Kleinbahn AG., Wiesbaden, 
4. Kleinbahn Kassel - Naumburg AG., Frankfurt/Main 
5, Kleinbahn Reinheim - Reichelsheim, 
6. Kleinbahn Gießen - Bieber, 

zu 5. und 6, verwaltet von der Hess, Landesbahn GmbH., 
Wiesbaden, 

7, Kleinbahn AG. Butzbach- Lieh, Butzbach, 
8. Kleinbahn AG. Selters - Rachenburg (Beteiligung in­

zwischen veräußert), 

Gewinnanteilrechte 

9, Hersfelder Kreisbahn, Bad Hersfeld 

Die zu 3. und 8, erwähnten Unternehmen werden in gleicher 
Weise von dem Bevollmächtigten für Eisenbahnaufsicht des 
Landes Rheinland-Pfalz geprüft. 



Zu den zu 2., 4" 6. und 7, aufgeführten Gesellschaften 
ist ergänzend folgendes zu bemerken: 

Die Landesregierung hat auf Vorschlag des Ministers für 
Arbeit, Wirtschaft und Verkehr am 13. Okt. 1953 beschlossen, 
die in den Händen der Aktiengesellschaft für Verkehrswesen 
und der Süddeutschen Eisenbahn Gesellschaft AG. befindlichen 
Aktien dieser Unternehwm zu erwerben, nachdem beide Ge­
sellschaften auf die Rückgalle der Betriebe, die gemäß Ar­
tikel 41 der Hassischen Verfassung in Gemeineigentum über­
führt worden waren, verzichtet hatten • 

. Die Kapitalanteile der Al'ti engesellschaft für Verkehrs- . 
. wesen betrugen: 

DM 

Kleinbahn AG. 
Frankfurt/Main-
Königstein 975 ·1oo,--
Kleinbahn AG. 
Kassel-Naumburg 1 482 ooo,--
Kleinbahn AG. 
Butzbach-Lich 1 525 ooo,--

3 982 1oo,--

von einem Gesamt­
kapital von 

·u fl II 

" 11 II 

II " tl 

DM 

1 529 5oo 1 --

2 37o ooo,--

1 756 ooo,--

5 655 5oo,--
=~:;::~======o;:;::;;;;;~~;::;: 

Die Kleinbahn Gießen - Bieber befand sich mit 1oo% ihrer 
Substanz (Liquidationswert o,8 Mio DM) im. Eigentum der 
Süddeutschen Ej" senbalm·"Gose llschaf't AG. 

Als Abfindung für beide Gesellschaften wurde ein vom Land 
zu zahlender Betrag von 2,3 Mio.DM vereinbart, nachdem die 
Deutsche Revisions~ und Treuhand AG. diese Summe, die sich 
aus dem anteiligen Lj.qul.d.a"Uonsviert der erstgenannten drei 
Unternehmen von zusammen ·1, 5 Mio DM und dem vollen Liquida­
tionswert.der Kleinbahn Gießen.:. Bieber errechnet, als an­
gemessen bezeichnet hatte" 

Es dürfte sich empfehlen, der Hessischen Landesbahn GmbH., 
Wiesbaden, die Verwaltung sämtlicher Beteiligungen des 
Landes Hessen an Kleinbahn..:Aktiengesellschaften zu über­
tragen. 



35 Die Jahresabschlüsse der Unternehmen zeigten folgende Ergebnisses 

1 • Grifte-Gudensberger Kleinbahn 
und Kraftwagen AG., Gudensberg 

2, Kleinbahn AG. Frankfurt/Main -
Ki;inigstein, Frankfurt/Main 

), Nass, Kleinbahn AG., Wiesbaden 

4. Kleinbahn Kassel- Naumburg AG., 
Frankfurt/Main 

5. Kleinbahn Reinheim - Reichalsheim 

6, Kleinbahn Gießen - Bieber 

7. Kleinbahn AG. Butzbach -Lieh, 
Butzbach 

8, Kleinbahn AG. Selters - Rachen­
burg (inzwischen veräußert) 

9. Hersfelder Kreisbahn, 
Bad Hersfeld 

1952 
+ ~ Gewinn 

./, ~ Verlust 
rd,DH 

.; • 27 000 

.; ' . 2 400 

• ;. 3 000 

.; • 25 000 

.; ' 178 000 

Prüfungsunter­
lagen liegen 
noch nicht vor, 

II II II 

+ 3 1oo 

+ 83 

1953 
+ ~ Gewinn 

.j, g Vel'l\lst 
rd.DH 

.; • 26 000 

Prüfungsunter:­
lagen liegen 
noch nicl)t vor • 

II II 11 

t1 U II 

.j. 182o.oo 

Prüfungsu!Jter­
lagen liegen 
noch nicht vor, 

II II 11 

+ 4 1oo 

+ 165 

36 Wie aus der Übersicht hervorgeht, haben nahezu sämtliche 
Unternehmen in der Berichtszeit mit Verlusten abgeschlossen, 
Im Rahmen der Reorganisation des Landeseisenbahnwesens sind 
grundlegende Maßnahmen zur Hebung der Wirtschaftlichkeit 
erforderlich und, wie dem RH mitgeteilt wurde, auch vorge­
sehen. Wesentliche Anstände haben sich bei den Prüfungen 
nach Abschnitt IVa RHO nicht ergeben. 

Wie der RH in dem Bericht über die wesentlichen Ergebnisse 
der Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlich­
keit für die Gje. 195o und 1951 (S. 1o bis 13) ausführte, 
befindet sich die Gesellschaft seit dem 1.Jan.1953 in Li­
quidation. 

Die zonalen Programme (Treuhandgeschäfte für die Länder 
der amerikanischen Besatzungszone) erbrachten in der Zeit 
vom 21. Juni 1948 bis zum 3o. Sept. 1954 Nettoerlöse von 
insgesamt rd. 15,5 Mio DM, von denen die Gesellschaft bis 
zu diesem Zeitpunkt rd. 11,5 Mio DM an die Treugeber ab­
geliefert hatte. Bis zur Beendigung der Liquidation sind, 
hauptsächlich aus der Beteiligup.g an der Fischdampfer Treu-



hand GmbH,, Bremerhaven, noch ETlöse in Höhe von etwa· 4, 5 
Mio DM zu erwarten, Das Land Hessen erhielt von den bis­
her ausgeschütteten Beträgen entsprechend seiner Kapital­
beteiligung (4- ooo,-- DM bei 21 ooo,-- DM GesamtkapHal) 
4/21 ~ rd. 2 , 1 M:L o DM, 

Aus den US-Programmen ( Treuhandgeschäfte für den Bund)_ er­
gaben sich insgesamt Brutto-Erlöse von rd, 6oo Mio RM/DM, 
denen Kosten von rd, 23o Mio RM/DM gegenüberstehen, Da im 
Londoner Schuldenabkommen die JJieferungen der Besatzungs­
macht mit 2o3 Mio Dollar angelastet- wurden, verblieb aus 
den US-Programmen rechnungsmäßig ein erhebliches Defizit, 
das die StEG jedoch nicht ausschließlich zu vertreten hat 
(Erlöschen der Altgeldbestände des Unternehmens, kosten­
lose Abgabe von Warenbeständen auf Weisung der Besatzungs­
macht, Risiken aus der Globalübernahme von Armeebeständen), 
Mit der Restabwicklung der US-Programme wurde ab Januar 1954 
die Treuhand-Abwicklungs-Gesellschaft mbH. (TreuAG), Frank-
f'urt/Main, beauftragt, · 

Es war vorgesehen, die Liquidation des Unternehmens bis 
Mitte 1955 zu beendfln und die hiernach verbleibenden Auf­
gaben von dem Bayerischen Stae.tsministerium der Finanzen 
erledigen zu lassen. Das Personal, das bis dahin auf sie­
ben Personen verringert werden sollte, sollte von dem Bun­
desminister der Finanzen übernommen werden, 

38 Der Bayerische Oberste Rechnungshof hat die Prüfung der 
StEG gemäß Abschnitt IVa RHO auf Grund einer Vereinbarung 
mit den obersten Rechnungsprüfungsbehörden der übrigen be­
teiligten Länder vorgeno~nen, Er hat in den Jahren 1953 
und 1954 an Ort und Stelle i.nsbesondere geprüft, ob die 
Abwicklung der Betriebsstätten der StEG mit der gebotenen 
Beschleunigung und 17irtschaftlichkei t durchgeführt wurde. 
Wie die Prüfung ergeben hat, war dies nicht in vollem Um­
fange der Fall. 

Aus dem Prüfungsbericht des Bayerischen Obersten Rechnungs­
hofs geht hervor, daß die Mängel, die er im Anschluß an die 
vorhergegangenen Prüfungen beanstandet hatte, auch in der 
Zeit der Abwicklung der Gesellschaft nicht behoben wurden. 
In~Eßinem Bericht über die Durchführung der Rechnungsprü­
fung für das Gj. 1951 ·hatte der Bayerische Oberste Rechnungs .. 
hof (ORH) diese Mängel wie folgt zusammengefaßt: 

11 a) Die Bezüge der StEG-Angehörigen sind zum großen Teil 
überhöht. Sie liegen z.T. ganz erhebliöh über den 
Bezügen, die sich bei Anwendung der Tarifordnung für 
die Angestellten des öffentlichen Di~nstes ergeben •. 
Auch die beim Ausscheiden gewährten Obergangsgelder 
und Ausscheideprämien sind sehr hoch, Neben den ver­
traglich zustehenden Bezügen haben die Angestellten 
weitere Vergütungen und Vergünstigungen erhalten, 
die in dieser Höhe weder bei Staatsbetrieben, noch 
bei Privatbetrieben üblich s:Lnd. Der ORH hat festge- _ 
stellt, daß unter 34 Bezeichnungen tarifliche und 



außertarifliche Sondervergütungen entweder allen oder 
einem Teil der StEG~Angehörigen gewährt wurden, Die 
Personalkosten der StEG "lind dadurch in einem nicht 
vertretbaren'Umfange erhöht worden. In einer Reihe 
von Fällen hat der Aufsichtsrat die Auszahlung von 
vertraglich nicht zustehenden Vergütungen nachträg~ 
lieh geneb~gt, Bürgerlich-rechtlich sind damit die 
über denAnstellungsvertrag hinaus gewährten Vergü­
tungen zwar rechtswirksam geworden. Der ORH betrach~ 
tet aber die über die vertraglichen Bezüge hinaus 
gewährten Vergütungen als unangebrachte Großzügig­
keit, die mit den Grundsätzen einer sparsamen Wirt­
schaftsführung nicht vereinbar ist, 

Vermeidbar waren die hohen Urlaubsabgeltungen und 
Überstundenzahlungen sowie der Ersatz von Aufwen­
dungen einzelner StEG-Angehöriger für Fahrten zwi­
schen Wohnung und Arbeitsstätte, A,uch die Zuschüsse 
zur Kantinenverpflegung und für Betriebsveranstal­
tungen übersteigen das bei anderen Unternehmen üb­
liche Maß, 

b) Der Abbau des Personalstandes ist, insbasondere bei 
den Angestellten in gehobener Stellung, nicht ent­
sprechend der Schrumpfung des Aufgabenkreises der 
StEG durchgeführt worden. Höherstufungen von Ange~ 
stellten wurden noch vorgenommen, als die Treuhand­
waren zum größten Teil bereits veräußert waren und 
nach Ansicht des ORH zu prüfen gewesen wäre, ob 
nicht ein Großteil der Angestellten abzustufen war. 
Die Geschäftsleitung ist der Anregung des ORH 1 lei­
tende Angestellte durch Zusammenlegung von Arbeits­
gebieten einzusparen, nicht oder nicht rechtzeitig 
nachgekommen. Diese Möglichkeit wäre um so mehr ge­
geben gewesen, als ein Teil der Geschäftsführer und 
Prokuristen vorzeitig ausgeschieden ist. Statt die­
se Stellen einzusparen, hat die StEG noch am 1,Nov. 
195o einen und am 1. April 1951 zwei weitere Pro­
kuristen zu Geschäftsführern und mehrere Angestellte 
zu Prokuristen bestellt, 

Die Zahl der bei der Liquidation beschäftigten Ar­
beitskräfte ist nach Ansicht des ORH zu hoch, Einer 
vom ORH im Oktober 1953 aufgestellten Personalplanung, 
der sich im wesentlichen auch die Treuarbeit ange­
s.chlossen hatte, ist die StEG nicht gefolgt, 

Der ORH hat darauf hinzuwirken versucht, daß den nicht 
mehr benötigten Arbeitskräften rechtzeitig gekündigt 
wird, Auch dem Bestreben, das Arbeitsverhältnis um 
die hohen Urlaubsrückstände zu.verlängern, ist er 
entgegengetreten. Ebenso hat er eine Herabsetzung 
der Zahl der Aufsichtsratsmitglieder angeregt, 
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c) Obwohl die StEG eine erhebliche Anzahl qualifizierter 
und gut bezahlter Arbeitskräfte beschäftigte, hat sie 
für Rechts-, Bilanz-, Steuer- und Holleri tharigelegen­
heiten Honorarverträge mit Angehörigen freier Berufe 
abgeschlossen, denen neben Festhonoraren Teuerungs­
zuschläge, ein 13, Monatsgehalt, Urlaubsabgeltungen, 
Weihnachtsgratifikationen und Bilanzprämien gewährt 
wurden, 

d) Außergewöhnlich hoch waren die Aufwendungen für Re­
visions- und Gutachtertätigkeit. 

e) Art und Höhe der sop Repräsentationsaufwendungen 
werden nicht fUr verGratbar gehalten, Die von der 
StEG übernommenen Aufwendungen anläßlich von Tagun­
gen der Gesellschaftsorgane übersteigen das übliche 
Maß. Der ORH und der BRH haben scharfe Drosselung 
derartiger Ausgaben verlangt. Die G?schäftsführung 
derStEGhat demgegenüber erklärt: "Es ist ausschließ­
lich Sache der Geschäftsführung. über die Notwendig­
keit und Höhe von Ausgaben für Bewirtungen im Interes­
se der Gesellschaft zu entscheiden 11 

f) Die Kraftwagenbeschaffung und -haltung sowie die Ver­
wertung von gebrauchten Kraftwagen gab Anlaß zu Be­
anstandungen. Der Bestand an Personenkraftwagen war 
durchweg hoch, Daneben bestanden mit StEG-Angehörigen 
Nutzungsvereinbarungen über die Bereitstellung pri­
vateigener Personenkraftwagen zum dienstlichen Ge­
brauch. Laufend wurden nur wenig benutzte Personen­
kraftwagen an Aufsichtsratsmitglieder und StEG­
Angestellte weiterverkauft und als Ersatz neue Wa­
gen angeschafft, letzteres auch noch im Liquidations­
stadium. 

g) Nicht für erforderlich hält der ORH die Abfassung 
einer "Geschichte der StEG" in deutscher und eng­
lischer Sprache, mit deren Erstellung ein früherer 
Aufsichtsratsvorsitzender beauftragt ist; die Kosten 
hierfür sind auf 4o ooo,-- DM geschätzt. · 

. h) In einzelnen Fällen hätten Verluste, die durch StEG­
Angestellte verursacht wurden, nach Ansicht desCRH 
bei ordnungsmäßiger Aufsicht vermieden werden können. 
Der Anregung, bestimnte Sicherheitsmaßnahmen zu tref­
fen (Aufhebung von Sonderkassen, Führung einer Kas­
senkladde), ist die Geschäftsleitung verspätet ge­
folgt. Die StEG hat ihre Schadensersatzansprüche we­
der im Wege der Aufrechnung noch im Wege der zivil­
rechtlichen Klage geltend gemacht." 

39 Die Stellungnahme der Gesellschaftsorgane zu seinen Prü­
fungserinnerungen hat der Bayerische Oberste Rechnungshof 
als unbefriedigend bezeichnet und seine Beanstandungen in 
vollem Umfange aufrechterhalten. 



4o Der Bayerische I,andtag hat hierauf in seiner öffentlichen 
Sitzung vom 19. April 1955 folgenden Beschluß gefaßt~ 

41 

11Der Landtag nimmt mit Bedauern davon Kenntnis, daß die 
im Prüfungsbericht des Obersten Rechnungshofs festgestell­
ten Beanstandungen bei der StEG in allen Punkten aufrecht­
erhalten werden müssen. 

Der Landtag unterstützt die Staatsregierung in ihren Be­
mühungen und Maßnahmen zur beschleunigten Liquidation die­
ser Gesellschaft und ersucht bei der Liquidation am 
)o. Juni 1955 um Vorlage eines entsprechenden Berichts. 
Die Staatsregierung wird ferner ersucht zu prüfen, ob ge­
gen Personen, die für die im Prüfungsbericht ,des Obersten 
Rechnungshofs für das Jahr 1951 festgestellten Verfehlun­
gen verantwortlich sind, die entsprechenden Folgerungen 
gezogen werden können.'' 

Prüfung der Reinjl~quelle GmbH., Bad_ Wildungen_.;: 
Reinhardehausen 

Der RH hat im August 1953 gemäß § 113 Abs, 3 RHO Einsicht 
in den Betrieb sowie die Bücher und Schriften des Unter­
nehmens genommen, Hierbei wurden erhebliche Mängel des 
Rechnungswesens festgestellt, Der RH regte daher an, einen 
Wirtschaftsprüfer mit der Vornahme der noch rückständigen 
Abschlußprüfungen zu beauftragen. Die Prüfungen sind in­
zwischen durchgeführt worden, Sie haben die Feststellungen 
des RH in vollem Umfange bestätigt. 

Vornehmlich wurden beanstandet: 

1. Hinsichtlich der _Geschäftsführun~ 
Nichteinhaltung von Pachtvereinbarungen zum Nachteil 
der Gesellschaft, · 
das Fehlen von Unterlagen über laufende Pfandein­
lösungsverpflichtungen, laufende Versicherungsverträge 
und der Veranlagungsbescheide, 

2. hinsichtlich des Rechnungswesens 
fehlende Prüfungsbereitschaft, 
mangelnde Gründlichkeit der Bearbeitung·der Konto~ 
korrente, 
das Fehlen von Kassenprotokollen und Postscheck­
unterlagen. 

Der Wirtschaftsprüfer lehnte es im Hinblick auf die von 
ihm festgestellten Mängel ab, den Bestätigungsvermerk 
für die Jahresabschlüsse 1951, 1952 und 1953 zu erteilen. 
In der ordentlichen Gesellschafterversammlung vom 14.Dez, 
1954 wurden die erwähnten Jahresabschlüsse nur mit den 
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Stimmen des Landes Hessen und der Domanialverwaltung (zu­
sammen rd. 6o% des Stammkapitals) genehmigt, der Aufsichts­
rat nur mit der gleichen Stimmenzahl und die.Geschäfts­
führung nur mit den Stimmen des Landes Hessen entlastet. 

Die Hauptverwaltung der Hassischen Staatsbäder, die die 
Beteiligung des Landes verwaltet, hat in ihrer Stellung­
nahme ausgeführt, daß sie aus der Verweigerung des Bestä~ 
tigungsvermerks deshalb keine Folgerungen gezogen habe, 
weil ihre eigenen Feststellungen keinen Grund zu der Annah­
me ergeben hätten, daß Unterschleife vorgekommen seien und 
sie mit Beginn des Gj. 1954 einen Wechsel in der Geschäfts­
führung veranlaßt und die unbestreitbar vorhanden gewesenen 
Mängel des Rechnungswesens beseitigt habe, 

Nur in Anbetracht dieses Verbringens hat der RH davon abge­
sehen, die Angelegenheit zum Gegenstand einer förmlichen 
Bemerkung zu machen. Er beabsichtigt, sich im Laufe des 
Jahres 1956 an Ort und Stelle über die getroffenen Maßnah­
men und ihre Al,lswirkungen zu unterrichten. 

Darmstadt, den. 3. November 1955 

Rechnungshof des Landes Hessen 

gez. Dr. Boll gez. Hainebach gez, Dr. Bausch. 

gez. Dr. Esche gez. Dr. Endemann gez. Dr.Reese gez. Wietzig 
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A. ALLGEMEINER TEIL 

I. Rückblick auf die Entwicklung des ordentlichen 

Haushalts des Landes in den Rjn. 1949 bis 1953 

1 Nachdem mit Ablauf des Rj. 1953 fünf Rechnungsjahre seit 
der Währungsumstellung vergangen waren, dürfte es von 
Interesse sein, einen kurzen Rückblick auf die Entwick­
lung des ordentlichen Haushalts des Landes in diesem 
ersten DM-Zeitabschnitt zu werfen. Die Ergebnisse der 
einzelnen Rechnungsjahre sind in der folgenden Über­
sicht zusammengefaßt, in der alle Betragsangaben auf 
Mio DM abgerundet sind. 
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Bez eich~ 

Rj • 
nnn g 

··-~~~~ ···~-·-~ 

~1-~'--· 2 

1 94~ Ein 

Aus 

Abs 

nahme 

gabe 

chluß 

,. . 

1222. Ein 

Aus 
Abs 

1221. Ein 

Aus 
Abs 

nahme 

gabe 
chluß 

nahme 

gabe 
chluß 

- - -
_1 952 Ein 

~us 

Abs 

1222. Ein 

Aus 

Abs 

nahme 

gabe 

chluß 

·-·~···~·· 

nahme 

gabe 

chluß 

~ 

SoU 
nach dem 
Haus~ 

haltsplan 

Mio DM 
3 

1 511 '9 

.Lll.lt2... 
Aus-

gleich 

--
897,o 

~21.2,9 
46,9 

Fehl-
betrag 

97o, 2 

1 o62.1 
95,1 

Fehl-
betrag 

1 325,8 

1 ~57.5 

31 I 7 
Fehl-

betrag 

1 425,9 

1 :!66!1 

4o,8 
Fehl-

betrag 

Reste~ 

die aus 
dem 

Vorjahr 
über~ 

nommen 
sind 

Mio DM 
4 

-
. -. 

-

-~---····. 

-
~ 

-

--
-

3.4 
3,4 

-
1 2 • ') 

12 1 5 

-

26,2 

26,2 I 
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in den oder des Rj. in den 
Spalten Ausgabe ver"" Spalten 
3 und 4 blieben 6 und 7 

sind 

Mio DM Mio DM Mio DM Mio DM 
._2__ 6 7 8 

1 511 '9 1 366,8 - 1 366,8 

1 511,9 1482,6 - 1 .182.6 

Aus- 115,8 115,8 
gleich Fehl- - Fehl-

betrag betrag 

897 ,o 863,6 - 863,6 

912...2._ ~.9°2.LL 3.4 CJo7 1 

46,9 4o, 1 3,4 43.5 
Fehl- Fehl- Fehl-

betrag betrag betrag 
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betrag schuß schuß 

1 325,8 1 541,o - 1 541 '0 
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~'ehl.., Über- Fehl-

betrag schuß betrag 
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betrag schuß schuß 
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dem Rech-
nungssoll 
verbes-
sert (+) 
ver-
sohle eh-
tert &-) 
Mio D~ 

9 
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- 115,8 
ver-
schlech-
tert 

- 33.4 

+ 36,8 
+ 3,4 
verbes-
sert 

+ 26 3' 6 

- 132 '5 
+ 1 31 ' 1 
verbes-
.sert 

+ 215,2 

- 17?. 7 

+ 41 '5 
verbes -
sert 

+ 138' 1 

- 65 1 

+ 73,o 
verbes-
sert 
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4 
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Ergänzend sej dfJ:;,u berneckl;~ 

Beim Rj, 1949 fii.ll t auf, dnß >',war rdn atwgeglichener Haus-­
haltsplan vclrgeJegt wurde, dj_e ta·tshcbli~hen Einnahmen je­
doch um ·1 45, i Mio DM hiY .,. den venHHl chlagt en Eü1nahmen 
zurückblieben, DafJ dürfGc' ,,<J.ccptsi:,_clJ.li.ch dBrauf zurückzufüh­
ren sein, dsß k•.l_:ez; nach der Vhihrungsumstellung sich die 

-Entwicklung des Steueraufkommens mit einiger Zuverlässig-­
keit nicht voraussehen ließ. Auch eine zuverlässige 
Schätzung der Ausgsbe11 war schw1erig, v1eil dsrnals das 
Land noch :für die gesamten Kriegsfolgen-~und Besatzungs-­
lasten aufkommen mußte, Trot~dem war der Ausgabeansatz 
im Haushal tsplsn nur um 29,3 füo- Dlvl übeTschätzt. Wenn 
infolgedessen di.e HausLa1t~cLcechnung für dan Rj, 1949 mit 
einem Feh1hetrag von rd, I 1 '' ,8 Mio DM abschloß, rJo mußte 
dies für ein Land von der Größe und Wirtschaftskraft Hes­
sens eine recht empfindliche VoraurJbelastung fltr spätere 
Rechnungsjahre darstellen. 

Das Rj. 195o unterschied sich vom Rj. 1949 nicht nur da­
durch, daß schon der Hausha1tspJ.an mit einem Fehlbetrag 
abschloß, sondern vor allem auch durch die erheb1iche 
Schrwnpfung der Einnahme~ und Ausgabeansätze. Diese be­
ruhte hauptsäch1ich auf dem Ersten Überleitungsgesetz 
vom28. Nov. 195o (BGBL S. 773), durch das inAusführung 
der Artikel 1o6 und 12o GG die Umsatzsteuer, die Ver­
brauchssteuern mit Ausnahme der Biersteuer, die Beför­
derungssteuer und der Ert:cag der Monopole sowie der Auf­
wand für Besatzungskosten und andere Kriegsfolgele.sten 
mit Wirkung vom 1. April 195o auf den Bund übergeleitet 
wo:cden sind. Das Krge bnis der Ha uRhal tsführung kam auf 

,der Einnahmen- und auf der AuRgabenseite den Hausha1ts-
ansätzen ziemlich nahe und der rechnungsmäßige Fehlbe­
trag von rd. 43,5 l\lio DM entsprach _in etwa dem veran­
schlagten Fehlbetrag, 

Nach Ablauf des ltj. 195o waren un.gedeckt die kassenmäßigen 
Fehlbeträge aus den Rjn. 1949 und-195o von rd. 115,8 Mio 
Dlvl und rd, 4o,·l lllio.DM = rd, 155,9 Mio DM und der Ausga­
benrest B.m Ende des Rj. 195o von rd, 3,4 Mio DM. Es ergab 
sich somit ein Gesamtfehlbetrag von rd. 159,3 Mio DM. 

Damit war aber auch der Tiefpunkt in der Hausha1tsflihrung 
des Landes erreicht. Im ltj. 1951 wi.rkte sich dann der in 
seinem Ausmaß nicht vorhergesehene und nicht vorsusaeh­
bare wirtschaftliche Aufschwung ans. Die Steuereinnahmen 
des Landes lagen - wie in Abschnitt A I der Denkschrift 
zur StHR ·1 951 dargelegt ist - z.T, erheb1ich über dem 
Bundesdurchschnitt. Daneben erhöhten si.ch auch die Ei.n­
nahmen aun Vermögenserträgen und Verwaltungngebühren be­
träoht1ich. Die Folge davon war, daß die tatsächlj_chen 
Einnahmen wn rd. 263,6 Mio DM die veranschlagten Einnah­
men libersti.egen. Andererseits waren. such die tatsächli­
chen Ausgaben um ·1 ·52, 5 Mio DM höher als di.e veranschlagten 
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iu.sgaben. Immerhin führte diese Ent'!licklung dazu, daß der 
ordentliche Haushalt mit einem rechnungsmäßigen überschuß 
von 32,6 Mio DM abschloß, obwohl der Haushaltsplan noch 
einen Fehlbetrag von 95,1 Mio DM ausgewiesen hatte. 

6 Diese günstige Entwicklung setzte sich in den Rjn. 1952 
und 1953 fort. Im Rj. 1952 überstiegen die tatsächlichen 
Einnahmen die veranschlagten Einnahmen um rd. 215,2 Mio 
DM, im Rj. 1953 um 138,1 Mio DM. Wenn auch in beiden Rech­
nungsjahren diese Einnahmesteigerung z.T. durch Ausgaben­
erhöhungen aufgehoben wurde, so erwies sich doch die Ver­
anschlagung im Haushaltsplan, ·der für das Rj. 1952 einen 
Fehlbetrag von 31,7 Mio DM und für das Rj. 1953 einen 
solchen von 4.o,8 Mio DM auswies, als zu pessimistisch, 
Tatsächlich schlossen ab das Rj. ·1952 mit einem kassen­
mäßigen Überschuß von 23,5 Mio DM und bei Berücksichti­
gung der hohen Ausgabereste von 26,2 Mio DM mit einem 
rechnungsmäßigen Fehlbetrag von 2,7 Mio.DM, da_s Rj, 1953 
mit einem kassenmäßigen Überschuß von 34,8 Mio DM und 
bei Berücksichtigung der noch etwas höheren Ausgabe-
reste von 28,8 Mio DM mit einem rechnungsmäßigen Über­
schuß von 6,o Mio DM, Diese Ergebnisse wurden erzielt, 
obwohl in den genannten Rechnungsjahren der gesamte am 
Ende des Rj. 195o verbliebene kassenmäßige Fehlbetrag 
von 155,9 Mio DM abgedeckt worden war. . 

7 Die günstige Haushaltsentwicklung hatte naturgemäß eine 
zunehmende Geldflüssigkeit in der Staatshauptkasse zur 
Folge. Es brauchten daher schon seit dem Ende des Rj. 
1952 keine Kassenkredite mehr in Anspruch genommen zu 
werden, und das Hauptbuch der Staatshauptkasse wies bei 
seinem Abschluß für das Rj. 1953 einen Kassen-Sollbestand 
und einen Kassenbestand von rd. 1o8,8 Mio DM aus. 

II. Probleme der Neuordnung_des·Haushaltsrechts 

1, Allgemeines 

8 Das Haushaltswesen des Bundes und der -I,änder beruht im 
wesentlichen noch auf der Reichshaushaltsordnung vom 
31. Dez. 1922. Diese hat zwar seitdem eine Reihe von Än­
derungen erfahren, ist aber in ihren grundlegenden Be­
stimmungen unverändert geblieben. Sie kann daher weder 
modernen finanz- und betriebswirtschaftliehen Erkennt­
nissen, noch der inzwischen eingetretenen wirtschaftli­
chen und politischen Entwicklung -Rechnung tragen. Die 
Reformbedürftigkeit des deutschen Haushaltsrechts ist 
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daher schon längst erkannt worden, Die Kriegs- und Nach­
kriegsverhältnisse haben jedoch eine Neuordnung immer wie­
der verzögert. Nunmehr dürfte aber die Frage einer Reform 
des Haushaltsrechts in ein entscheidendes Stadiunl getre­
ten sein. Wie sich aus dem fünften Teil, Abschnitt I 
"Neues Haushaltsrecht" der Allgemeinen Vorbemerkungen zUm 
Bundeshaushaltsplan für das Rj •. 1955 ergibt, sind die Vor­
arbeiten dafür bereits in Angriff genommen, Geplant ist, 
zunächst im Rahmen des geltenden Verfassungsrechts die. 
vordringlichen Maßnahmen in einer sogen. kleinen Haus­
haltareform vorweg zu regeln und eine umfassende Neuord­
nung einer späteren Zeit vorzubehalten. Dieser Absicht 
des BdF hat der Bundestag noch dadurch besonderen Nach­
druck verliehen, daß er im Zusammenhang mit der Feststel­
lung des Bundeshaushaltsplans für das Rj. 1955 folgende 
Entschließung gefaßt hat: 

11 Eine Reform des Haushaltsrechts, die den Erforder­
nissen einer modernen öffentlichen Finanzwirtschaft 
einschließlich der öffentlichen Kapital- und Ver­
mögenswirtschaft entspricht, ist .als. bald durchzu­
führen. " 

9 Zur Verwirklichung des geplanten Sofortprogramms ist vom 
BdF und demBRH eine Arbeitsgrupv.e gebildet worden, die 
den Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Reichshaus­
haltsordnung und die Anpassung der zu ihrer Durchführu~g 
erlassenen Bestimmungen vorberoli ten soll, Auch die Ar­
beitsgemeinschaft der Rechnungshöfe hat einen Arbeits­
kreis gebildet,- der Vorschläge für eine Haushaltsreform 
ausarbeiten soll. Der RH hält es daher für angezeigt, 
einige der wichtigsten Frobleme, die nach seiner Ansipht 
einer vordringlichen Lösung bedürfen, kurz darzulegen, 

.zumal eine Änderung des Haushaltsrechts des Bundes nicht 
ohne Auswirkung auf das Haushal tsr·echt der Länder bleiben 
kann. Vielmehr sollte oberster Grundsatz einer Raushalts­
reform die Erhaltung und, soweit erforderlich, .die Wie­
derherstellung eines einheitlichen Haushaltsrechts in 
Bund und Ländern sein. Es erscheint daher dem RH ange­
zeigt, daß auch die Länder sich schon frühzeitig an den 
Reformarbeiten beteiligen. 

1 o . Nach Auffassung d.es RH sollte sj eh die geplante Haus­
haltareform vor allem die folgenden Ziele setzen: 

1, Vereinfachung und Beschleunigung der Aufstellung des 
Haushaltsplans und Abkürzung de·s H!l(Ushal tskreislaufs,. 

' 
2. Erhöhung der Fublizität der Haushaltsgebarung, 
3. ·wirksamere Überwa.chung der Haushaltsführung. 
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2, ~()gl1chkei ten _zur Vereinfachung und B~se[t]:!_ltmip;ung 

der .Aufst_ellung des Haushalt~ans und zur.Abkürzung · 
des Haushaltskreislaufs 

11 Eine geordnete Haushaltsführung -sovlie Sinn und Zweck des 
Haushaltsplans wetden in Frage gestellt, wenn der Haus­
hal tsp.lan nicht vor Beginn des Rechnungsjahres, für das 
er bestimmt ist, vorliegt. Obwohl dieses Erfordernis 
verfassungsmäßig festgelegt ist, konnte ihm seit der 
Währungsreform weder in Hessen noch im Bund Rechnung 
getragen werden. Zum Teil wurden die Haushaltspläne 
erst mehrere Monate nach Beginn des Rechnungsjahres 
festgestellt, 

12 Es ist zu befürchten, daß die rechtzeitige Verabschie­
dung des Haushaltsplans noch problematischer wird, wenn 
die Bestrebungen, das Haushaltsjahr mit dem Kalender­
jahr in tibereinstirmnung zu bringen, sich durchsetzen. 
Andererseits wäre es zu begrüßen, wenn sich auch in der 
Haushaltswirtschaft der öffentlichen Hand ebenso, wie 
es in der privaten Wirtschaft überwiegend der Fall ist, 
Wirtschaftsjahr und Kalenderjahr decken würden. Insbe­
sondere wird von der Bauwirtschaft eine solche Überein­
stimmung gefordert. Sie wird auch, wie sich aus dem fünf­
ten Teil, Abschnitt II der Allgemeinen Vorbemerkungen 
zum Bundeshaushaltsplan für das Rj. 1955 ergibt, von der 
Bundesregierung angestrebt. Voraussetzung hierfür ist 
aber, daß Mittel und Wege gefunqen werden, die Verab­
schiedung des Haushaltsplans bis zum Beginn des Kalen­
derjahres zu gewährleisten, Zu diesem Zweck müßte Vor­
sorge getroffen werden, daß die Arbeiten für die Auf­
stellung des Entwurfs des Haushaltsplans durch die Ur­
laubszeit, in der sie im wesentlichen zu leisten wären, 
keine Verzögerung erfahren. Daneben wäre eine Vereinfa­
chung und Abkürzung der Haushaltsberatungen des :Parla­
ments anzustreben. 

·13 · In diesem Zusammenhang wird daran gedacht, gewisse Ein­
nahmen und Ausgaben für einen längeren Zeitraum als ein 
Jahr zu veranschlagen. Von einer solchen Maßnahme würde 
sich der RH jedoch keinen nennenswerten Erfolg verspre­
chen, da bei den derzeitigen Verhältnissen die Einnahmen 
und Ausgaben so großen Schwankungen unterliegen, daß sie 
für einen längeren Zeitrawn als ein Jahr kaum zuverläs­
sig vorausgesehen werden können. Eine Veranschlagung für 
einen längeren Zeitraum brächte daher so viele Abwei­
chungen vom Haushaltsplan in Form von über- und außer­
planmäßigen Ausgaben, Nachtragshaushaltsplänen und Sper­
ren von Ausgabeansätzen mit sich, daß ~ie sich eher 
nachteilig als vorteilhaft auswirken würde. Das haben 
auch die Erfahrungen mit den sogen, Uberrollungs- oder 
Wiederholungshaushalten gezeigt. Siehe dazu auch Tz. 28 
der Bemerkungen. 



14 Eine Vereinfachung und Beschleunigung der Beratung und 
Feststellung des Haushaltsplans durch das Iarlament wäre 
nach Ansicht des RH nur zn erreichen, wenn dieses sich 
gewisse Selbstbeschränkungen auferlegt, sei es, daß durch 
die Geschäftsordnung Maßnahm<'m getroffen werden, die die 
Beratung des HaushaltsplanB abkürzen und vereinfachen, 
sei es, daß man sich im Haushaltsplan für gewisse Ein­
nahme- oder Ausgabegruppen wie etwa die. sächlichen Ver­
waltungsausgaben mit mehr oder weniger zu,sammengefaßten 
Globalansätzen begnügt, die dann von der Regierung in 
einem Verwendungsplan aufzugliedern wären. 

15 Eine gewisse Selbstbescheidung würde dem Farlament sicher­
lich dann erleichtert, wenn eine zeitnahe Rechnungslegung 
sichergestellt und damit derVolksvertretungeine wir­
kungsvolle Kritik der tatsächlichen Haushaltsgebarung er­
möglicht wird. Um dies zu erreichen, muß der sogen. Haus­
hal tskreislauf, das ist die Zeit von der Aufstellung des 
Haushaltsplans bis zur Beschlußfassung des Farlaments 
über die Entlastung der Reg:terung, soweit wie möglich 
abgekürzt werden. Voraussetzung h:terfür ist, daß nicht 
nur die Feststellung des Haushaltsplans beschleanigt, 
sondern auch die Zeit, die zwischen dem Ende des Rech­
nungsjahres und der Beschlußfassung über die Entlastung 
liegt, wesentlich kürzer wird. Zu diesem Zweck müßte ge­
setzlich festgelegt werden, daß die Kassenbücher am 
letzten Werktag des Haushaltsjahres abzuschliessen und 
die Kassenrechnungen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 
nach Ablauf des Haushaltsjahres den Rechnungsprüfungs­
behörden vorzulegen sind. Ebenso wäre für die Vorlage 
der Haushaltsrechnung ein bestimmter Zeitpunkt festzu­
setzen. Der Buchführung und der Rechnungslegung wäre 
im Falle von Globalveranschlagungen der Verwendungsplan 
zu Grunde zu legen. Nur im Falle einer Beschleunigung 
der Rechnungslegung wird es möglich sein, das in Art. 
114 GG aufgestellte und in eine Haushaltsreform zu über­
nehmende Idealziel zu verwirklichen. Danach sind die 
Haushaltsrechnung und eine Obersicht über das Vermögen 
und die Schtüden des Bundes dem Bundestag und dem Bun­
desrat im Laufe des näch9ten ReDhnungsjahres mit den 
Bemerkungen des BRH zur Entlastung der Bundesregierung 
vorzulegen. 

16 Auch für die nach Art, 144 HV vorgeschriebene Stellung­
nahme der Landesregierung zu den Bemerkungen des RH soll­
te gesetzlich eine kurze Frist festgelegt werden. Außer­
dem müßte es sich der Landtag angelegen sein lassen und 
durch seine Geschäftsordm:mg sicherstellen,. daß über die 
Entlastung der Landesregierung innerhalb einer bestimm­
ten Frist nach Vorlage der Bemerkungen des RH und der 
Stelltmgnahme der IJandesregierung hierzu Beschluß gefaßt 
wird. Be~ einem verständnisvollen Zusammenwirken aller 
beteiligten Stellen und einer modernen Ausgestaltung des 
Rechnungswesens müßte es nach Auffassung des RH erreich­
bar sein, daß zwischen dem Ende eines Rechnu_ngsjahres 
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~'d der Beschlußfassung der Volksvertretung über die Ent­
lastung der Regierung nur ein Zeitraum von 11j4 bis 
höchstens 1V2 Jahren liegt, 

3. Mittel zur Erhöhung der lublizität der Haushaltsgebarung 

17 Unter Publizität der Haushaltsgebarung sollen die Maßnah­
men verstanden werden, die darauf hinzielen, dem I'arla­
ment und der Cffentlichkeit Einblick in die Haushalts­
führung zu vermitteln, Gerade in dieser Hinsicht erscheint 
dem RH das geltende Haushaltsrecht als besonders reform­
bedürftig. Weder entsprechen der Haushaltsplan und die 
Haushaltsrechnung neuzeitlichen finanz- und betriebswirt­
schaftlichen Erkenntnissen, noch hat der Staatsbürger 
die Möglichkeit, sich ausreichend über die Haushaltspla­
nung und .deren Vollzug zu unterrichten. Man begnügt sich 
mit einer nach Einnahme- und Ausgabearten und nach Behör­
den gegliederten Zusammenstellung der vorgesehenen und 
der bewirkten Einzahlungen und Auszahlungen und beschränkt 
sich in der Buchführung im wesentlichen auf die Aufzeich­
nung der tatsächlich geleisteten Zahlungen (Istbeträge). 
Als Ergebnis der Wirtschaftsführung weist die Haushalts­
rechnung lediglich den Unterschied zwischen Isteinnahmen 
und Istausgaben zuzüglich der Haushaltsreste nach, Die 
finanz- und betriebswirtschaftliche Bedeutung der ein­
zelnen Zahlungen bleibt völlig unberücksichtigt, Insbe­
sondere gibt das Rechnungswerk auch keinen Aufschluß über 
das Vermögen und die Schuiden des Landes und deren Ver­
änderungen, Es macht z.B. für das Rechnungsergebnis kei­
nen Unterschied, ob eine Einnahme aus der Veräusserung 
von Vermögensgegenständen, der Aufnahme von Anleihen 
oder aus Steuern, Gebühren oder Erträgen des Vermögens. 
herrührt,· Ebensowenig wird bei einer Ausgabe danach un­
terschieden, ob sie dem Erwerb von Vermögensgegenständen, 
der Tilgung von Schulden oder der Deckung laufenden Ver­
waltungsaufwands dient, 

18 In dieser Hinsicht bedeuten bereits die Art. 11o und 
114 GG einen wesentlichen Fortschritt, Danach sind dem 
Haushaltsplan und der Haushaltsrechnung des Bundes Über­
sichten über das Vermögen und die Schulden des Bundes 
beizufügen, Auf Grund dieser Vorschriften sah sich die 
Bundesverwaltung veranlaßt, eine Vermögensrechnung ein­
zurichten, Demgegenüber ordnet Art, 144 HV lediglich an, 
daß mit der Haushaltsrechnung eine Übersicht über die 
Staatsschulden zu verbinden ist, Hessen hat demgemäß 
auch bisher von der Einrichtung einer Vermögensrechnung 
abgesehen. 
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19 Die an eine neuzeitliche Haushaltsführung zu stellenden 
Anforderungen gehen jedoch wesentlich weiter. Es erhebt 
sich zunächst die Frage, ob nicht statt nach Institu­
tionen (Behörden) nach Funktionen (Aufgaben) geplant 
und abgerechnet werden soll und darüber hinaus die öf­
fentlichen Haushalte im einzelnen und in ihrer Gesamt­
heit in einen volkswirtschaftlichen Gesamthaushalt 
(sogen. Nationalbudget) einzugliedern sind mit der Maß­
gabe, daß die öffentlichen Ausgaben der Höhe nach auf 
einen bestimmten Teil des Netto-Sozialprodukts begrenzt 
werden. Diese Aosichten bedeuten aber eine so grundle­
gende Umgestaltung des bisherigen Haushaltswesens und 
bedürfen einer so. gründlichen Früfung au:f ihre prakti­
sche Brauchbarkeit, daß sie im Rahmen eines Sofortpro­
gramms wohl kaum verwirklicht, sondern erst bei einer 
grundlegenden Neugestaltung des öffentlichen Haushalts-

. wesens in Betracht gezogen werden können. 

2o Man wird daher zunächst an dem bisherigen Haushaltssystem 
grundsätzlich festhalten, jedoch die Einteilung der Ein­
nahmen und Ausgaben nach formalen Gesichtspunkten weit­
gehend aufgeben und stattdessen nach volks-, finanz- und 
betriebswirtschaftliehen Gesichtspunkten gliedern und 
Rechnung legen. So wird vor allem danach zu untersc.hei-

. den sein, ob die Einnahmen oder Ausga.ben vermögenswirk­
sam oder vermögensunwirksam sind. Daraus ergibt sich die 
Einteilung in Kapitaleinnahmen und -ausgaben und in Be­
triebseinnahmen und -ausgaben. Für die letzteren wird 
auch die Bezeichnung Ertragseinnahmen und Verbrauchsaus­
gaben vorgeschlagen. Weitere Unterscheidungen können 
danach vorgenommen werden, ob es sich bei den Verbrauchs­
ausgaben um solche handelt, die zur Deckung des eigent­
lichen Verwaltungsbedarfs dienen, oder um solche, die 
fremden Bedarf befriedigen - wie z.B. Ausgaben für Ren­
ten, Unterstützungen, ·Subventionen und dergleichen 
(sogen. Übertragungsaufwand) • Bei .den Kapitaleinnahmen 
und -ausgaben muß erkennbar sein, welche Arten des Ver­
mögens sie vermindern oder vermehren (Verwaltungsvermö­
gen oder Finanzvermögen, Grundvermögen, Darlehen, Schul­
den). Zur Erleichterung der Einteilung und ihrer Hand­
habung muß ein zweckentsprechendes Kennziffersystem an­
gewendet werden, das gl~ichzeitig statistischen Zwecken 
zu dienen vermag und daneben auch die Buchführung und .. i 
die Rechnungslegung vereinfacht. 

21 Ebenso wie der Haushaltsplan wäre auch die Haushaltsrech­
nung zu gliedern. Sie wäre zu ergänzen durch eine Vermö­
gens-(Ka~ital-)Rechnung und durch eine Verbrauchs- und 
Ertrags-\Betriebs-)Rechnung. Von dem Rechnungswesen müßte 
gefordert werden, daß es in verbundener Form die Unter­
lagen für diese Rechnungen liefert (sogen. Vollrechnung). 
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22 De-'l Zielen des sogen. funktionellen Haushalts könnte 
dabei in etwa dadurch Rechnung getragen werden, daß in 
einer Anlage zum Haushaltsplan und zur Haushaltsrechnung 
die Einnahmen und Ausgaben querschnittsmäßig nach funk­
tionellen Gesichtspunkten zusammengefaßt werden. 

23 In diesem Zusammenbang ist es ferner von Interesse, daß 
auch daran gedacht ist, die Unterscheidung zwischen or­
dentlichem und außerordentlichem Haushel t aufzugeben·, da 
diese Einteilung und insbesondere ihre Handhabung in der 
Praxis mehr oder weniger willkürlich und unbefriedigend 
ist. An ihre Stelle müßten dann gewisse Einnahme- und 
Ausgabebindungen treten. 

24 Neben der Verbesserung der Aussagefähigkeit des Haushalts­
plans und der Haushaltsrechnung in dem vorerwähnten Sinne 
wird es notwendig sein, der Öffentlichkeit einen umfassen­
deren Einblick in die Haushaltsgebarung zu vermitteln, 
als das bisher der Fall war. Das könnte nach- Ansicht des 
RH etwa in folgender Weise gesc-hehen: 

25 Um den Haushaltsplan verständlicher zu machen, sollte 
verbindl.ich vorgeschrieben werden, daß ihm ein Vorwort 
beizugeben ist, in dem die volles- und finanzwirtschaft­
liehe Lage und die sich daraus für die Haushaltsgebarung 
ergebenden Folgerungen sowie wesentliche Veränderungen 
in den Haushaltsansätzen gegenüber dem vorhergehenden 
Rechnungsjahr näher darzulegen sind, Dabei darf auf das 
Vorgehen des BdF verwiesen werden, der dem Bundeshaue­
haltsplan bereits seit dem Rj. 1954 ein solches Vorwort 
in der Form "Allgemeine Vorbemerkungen" beifügt,. 

26 Entsprechend müßte auch der .Haushaltsrechnmig ein Vorwort 
vorangestellt werden, in dem nach Art eines Geschäftsbe­
richts der Vollzug des Haust.altsplans, die Ergebnisse der 
Haushaltsführung und wesentliche Abweichungen vom Haus­
haltsplan zu erläutern wären. 

27 Um es der Öffentlichkeit zu ermöglichen, sich näher über 
die Flanung und deren Vollzug zu unterrichten, sollten 
der Haushaltsplan und die Haushaltsrechnung- w~nigstens 
in zusammengefaßter Form - nebst Vorworten der Öffent­
lichkeit zugängig gemacht werden, Was den Haushaltsplan 
anlangt, so werden bisher schon dem Haushaltsgesetz der 
Gesamtplan als Anlage beigefügt und die entsprechenden 
Vorlagen an den Landtag als Lancl,tagsdrucksache veröffent­
licht, Es wäre also insoweit nur noch erforderlich, daß 
auch das Vorwort als Landtagsdrucksache. erscheint. 

28 Hinsichtlich der Rechnungslegung dagegen ist bisher so 
gut wie keine Iublizität vorhanden, wie überhaupt dem 
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Vollzug des Haushaltsplans und der Rechnungslegung bis 
jetzt in der öffentlichen Haushaltswirtschaft nicht die 
ihnen zukommende Bedeutung beigelegt wird~ Das hängt ein­
mal damit zusammen, daß die Volksvertretung lediglich in 
dem Haushaltsbewilligungsrecht eines ihrer vornehmsten 
Rechte sieht; zum anderen trägt aber dazu auch entschei­
dend der Umstand bei, daß die Volksvertretung sich meist 
erst so spät mit der Haushaltsrechnung befassen kann, 
daß ihr Inhalt jeden Gegenwartswert verloren hat. Nicht 
zuletzt ist diese Unterbewertung der Heushaltsrechnung 
auch auf ihre geringe Aussagefähigkeit zurückzuführen, 
Es ist daher zu erwarten, daß ihr eine ganz andere Bedeu­
tung beigemessen wird, wenn der Haushaltskreislauf ver­
kürzt und die Haushai tsrechmmg im Sinne der obigen Dar­
legungen aussagefähiger gestaltet wird, Daneben sollten 
aber auch Haushai tsrechmmg einschließlich Kapitel- und 
Betriebsrechnung in zusammengefaßter Form nebst erläu­
terndem Vorwort als Landtagsdrucksache veröffentlicht 
werden. 

29 Darüber hinaus sollte jedem Staatsbürger die Möglichkeit 
gegeben werden, gegen Erstattung der Kosten den vollstän­
digen Haushaltsplan und die vollständige Haushaltsrechnung 
zu beziehen. 

3o Außerdem hält es der RH für erforderlich, daß·- wie dies 
in anderen Ländern und beim Bund bereits geschieht -
auch die Bemerkungen uXJd die Denkschrift des RH zur Haus­
haltsrechnung als Landtagsdrucksache erscheinen und da­
durch jedermann zugängig gemacht werden. 

31 Schließlich sollte der Beschluß des Landtags, der die 
Entlastung der Landesregierung ausspricht oder verweigert, 
als der feierliche, den Haushaltskreislauf abschließende 
und daher die Cffentlichkeit interessi.erende Akt dadurch 
gekennzeichnet und in seiner Bedeutung hervorgehoben wer­
den, daß er kraft besonderer gesetzlicher Vorschrift im 
Gesetzblatt zusammen mit einem Auszug aus der Haushalts­
rechnung (Gesamtrechnung) bekannt zu machen ist. 

32 In diesem. Zusammenhang sei noch bemerkt·, daß die Publizi­
tät des Haushaltsplans und der.Haushaltsrechnung bei den 
Beteiligungen an wirtschaftlichen Unternehmen des privaten 
und des öffentlichen Rechts, die nur mit ihren Nettoer­
gebnissen im Haushaltsplan und in der Haushaltsrechnung 
erscheinen, besonders unzureichend ist, Dieser Umstand 
hat den Bundestag veranlaßt, bei der Verabschiedung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rj, 1955 u.a. folgende Ent­
schließung zu fassen: 
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" .Jie Bundesregierung wird ersucht, im Interesse einer 
Unts~richtung der Offentlichkeit über die Gesamtheit 
der Beteiligungen des Bundes, zum Zweck einer Verstär­
kung des Einflusses des Parlaments auf die Verwaltung 
dieser Beteiligungen, zur Beseitigung von Zweifels­
fragen bei der Verwaltung und zur ~'örderung einer volks­
wirtschaftlich zweckmäßigen und vertretbaren Frivati­
sierung bundeseigener Beteiligungen folgende Maßnahmen 
unverzüglich in die Wege zu leiten: 

Die Rechnungslegung soll durch Vorlage eines besonde­
ren Wirtschaftsplans erfolgen, der eine Anlage des Haus­
haltsplans ist. Der Wirtschaftsplan soll Angaben über 
die Nennwerte und die Rechnungswerte der Beteiligungen 
enthalten sowie durch eine Ertrags- und Aufwandsrech­
nung ergänzt werden. Dem besonderen Wirtschaftsplan 
sollen die Bilanzen der wesentlichsten Beteiligungen 
sowie konsolidierte Bilanzen der Bundeskonzerne bei­
gefügt werden. Zur besseren Verwirklichung dieses Zie­
les ist eine Vereinheitlichung der Bilanzstichtage 
aller bedeutenderen Bundesbeteiligungen anzustreben. 
Ein Verzeichnis aller Mitglieder der Aufsichtsräte, 
Beiräte oder gleichwertiger Organisationen ist beizu­
fügen, aus dem die aktiven und ehemaligen Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes mit ihren dienstlichen Funk­
tionen ersichtlich sind; außerdem sind die Produktions­
ziffern derartiger Betriebe und ihr Anteil an der Ge­
samtproduktion in der Bundesrepublik anzugeben, Kre­
ditverflechtungen zwischen bundeseigenen Betrieben 
sind tunliehst offen zu legen 11 

33 Dieser Forderung des Bundestages sollte auch im Haus­
haltsplan und in der Haushaltsrechnung des Landes tun­
liehst entsprochen und bei maßgeblichen Beteiligungen 
dem Haushaltsplan Wirtschaftspläne und der Haushalts­
rechnung Bilanzen nebst Gewinn- und Verlustrechnungen 
beigefügt werden. Bei landeseigenen Betrieben ohne eige­
ne Rechtspersönlichkeit (§ 15 RHO) wird bereits in die-
sem Sinne verfahren. · 

4. Wege zur wirksameren Überwachung der Haushaltsführung 

34 Die Haushaltsführung des Landes unterliegt der Überwachung 
durch den Landtag und durch den RH. Der RH übt die Überwa­
chung durch die Rechnungsprüfung aus, die sich.auch auf 
Fragen der Organisation und der Wirtschaftlichkeit zu er­
strecken hat. Dem Landtag stehen neben dem Haushalts­
Bewilligungsrecht die laufende parlamentarische Kontrolle, 
die nachträgliche Genehmigung über- und außerplanmäßiger 
Ausgaben und die Beschlußfassung über die Entlastung der 
Landesregierung zu. Hinzu kommt, daß bestimmte Maßnahmen 
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der Landesregierung an die Zustimmung des Landtags gebun­
den sind, z.B. der Verkauf von Grundstücken oder Anteilen 
des Landes an gesellschaftlichen Unternehmen mit erheb­
lichem Wert oder von hcHonderer Bedeutung (§ 47 Abs. 3 RHO) 
und die Zu~assung einer Awmahme .von den Vorschriften 
über die Aufhebung und Änderung bestimmter Verträge des 
Landes zu dessen Nachteil(§ 5o Abs, 2 RHO). Die laufend 
auszuübende r:arlamentarlsche Kontrolle beschränkt sich im 
wesentliehen auf das Recht, jederzeit Anfragen an die, 
Regierung zu richten u_nd Auskunft von ihr zu verlangen, 
sowie auf die Möglichkeit, Untersuchungsausschüsse für 
bestimmte Angelegenheiten einzusetzen (Art. 92 und 94 
HV). Für die Ausübung dieser Rechte stehen jedoch den 
Abgeordneten vielfaeh Emsreichende und zuverlässige Un-. 
terlagen nicht zur Verfligu.ng, 

Um das r:arlamentarische Kontrollrecht wir·ksamer zu ge­
stalten, müßte eine engere Zusammenarbeit zwischen dem 
Landtag und dem RH sichergestellt werden, Zu diesem Zweck 
sollte insbesondere der RH das Recht erhalten, Prüfungs­
feststellungen, die ihm besonders bE?deutsam erscheinen, 
jederzeit dem Landtag z.nr Kenntnis zu bringen. 

36 · Auch müßte § 'loB RHO, wie dies bereits in den RH-Gesetzen 
einiger Länder geschehen ist, dahin geändert werden, daß 
die Bemerkungen und die Denkschrift des RH von diesem 
nicht durch Vermi.ttlung des Ministers der Finanzen, son­
dern unmittelbar dem Landtagvorzulegen sind. Die in Art. 
144 HV vorgeschriebene Stellungnahme der Landesregierung 
zu .den. Bemerkungen des RH wäre alsdann vom Fräsidentau 
des Landtags einzuholen, Auf die Notwendigkeit, die Be­
merkungen und die Denkschrift des RH als Landtagsdruck­
sache erscheinen zu Isssen und fiir die Stellungnahme der 
Landesregierung e:ine Frist festzusetzen, sowie auf die 
Bedeutung, die e:iner Abki.lrzung des Haushaltskreislaufs 
und einer Verbesserung der Aussagefähigkeit der Haus-
hal tsrechnung für d'-e Lctensivierung der l?arlamentari­
schen Kontrolle zukäme, ist bereits oben lTz. 14 bis 16 
und 24 bis 31) hingew1enen worden. 

37 Auch wäre zu prüfen, ob das Mitwirkungsrecht des Landtags 
bei vermögenswirksamen Maßnahmen von besonderer Bedeutung 
ausgedehnt werden soll. So hat z.B. der Bundestag in den 
bei der Verabschiedung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rj. 1955 gefaßten Entschliessungen eine Änderung der RHO 
dahin gefordert, daß atJ.Ch die Beteiligung des Bundes an 
wirtschaftlichen Unte.rnehmungen von der Zustimmung des 
Bundestags abhängig gemacht wird. 

38 Außerdem bedarf es nach Ansicht des RH einer Klarstellung, 
inwieweit das dem Finanzminister in Art. 143 HV und § 33 
Abs. 1 RHO eingeräumte Recht, über- und außerplanmäßige 

'I 
' 
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ALsgaben zuzulassen, mit dem Haushalts-Bewilligungsrecht 
des Landtags vereinbar ist. Zu diesem Zweck müßte gere­
gelt werden, in welchen Fällen für nachträgliche Ände­
rungen des Haushaltsplans ein Nachtragshaushaltsplan 
aufzustellen ist. Nach Ansicht des RH ist ein Nachtrags­
haushaltsplan erforderlich, wenn die Voraussetzungen des 
Art. 143 HV und des § 33 Abs. 1 RHO nicht gegeben sind, 
oder über- oder außerplanmäßige Ausgaben in einem Aus­
maß geleistet werden sollen, daß das Haushaltsgefüge 
eine wesentli.che Veränderung erfährt, oder wenn es zur 
Erhaltung oder Herstellung des Haushaltsgleichgewichts 
geboten erscheint. 

39 Im Zusammenhang mit den Erörterungen über eine Reform 
des Haushaltsrechts ist auch darauf hingewiesen worden, 
daß die Tätigkeit des RH nicht die von der Öffentlich­
keit erwartete Wirkung habe. Vergleiche hierzu insbeson­
dere Hettlage in der Zeitschrift "Die öffentliche Ver­
waltung" 1955 Seite 36. Es wird deshalb.gefordert, die 
Stellung des RH so zu stärken, daß seiner Tätigkeit mehr 
Durchschlagskraft zukommt. Wie die in den letzten Jahren 
seitens des RH gemachten Erfahrungen zeigen, erscheint 
diese Kritik und die daraus hergeleitete Forderung nicht. 
ganz unberechtigt. Die.Tätigkeit des RH leictet vor allem 
darunter, daß die Früfungsmitteilungen des RH von den 
geprüften Stellen vielfach nicht mit der gebotenen Be­
schleunigung und Sorgfalt beantwortet werden, den Bean­
standungen und Anregungen des RH vielfach nicht a.us­
reichend Rechnung getragen wird und der Zeitraum zwi-­
schen dem Abschluß des Rechnungsjahres und der Behand­
lung der Bemerkungen und der Denkschrift des RH für die­
ses Rechnungsjahr durch das Farlament zu lang·ist. Die 
Haushaltsreform sollte daher an einer Stärkung der Stel­
lung des RH und an einer Verbesserung seiner Wirksamkeit 
nicht vorübergehen. Der RH hält in diesem Zusammenhang 
insbesondere folgende Maßnahmen für geboten: 

4o Zur Stärkung der Unabhängi~:;keit des RH und seiner Mit­
glieder erscheint es erforderlich, die durch qas Gesetz 
über die zweite Änderung der Reichshaushaltsordnung vom 
13. Dez. 1933 (RGBl. II S. 1oo7) vorgenommene Verwässe­
rung des Kollegialprinzips rückgängig zu machen, wie 
dies für Hessen durch die Hessische Staatshaushaltsord­
nung vom 4. Juli 1949 (GVBl. s. 91) bereits weitgehend 
geschehen ist. Hierzu gehört insbesondere, daß Gutach­
ten(§ 1o1 RHO) und der Bericht an den Landtag über die 
hauptsächlichsten Früflingsergebnisse, die sogen. Denk­
schrift (§ 1o7 Abs. 6 RHO), nicht von dem Fräsidenten, 
sondern von dem RH zu erstatten sind und bei Entschei­
dungen des RH mindestens drei Mitglieder mitwirken 
müssen. 
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41 Ferner wix'd es für notwendig gehalten, den Haushel tsplan 
des RH ebenso zu behandeln wie den des Landtags. Dies 
würde bedeuten, daß in den Fällen, in denen der von der 
Landesregierung dem Landtag vorgelegte Entwurf des Haus­
haltsplans :cür den RH von den Anmeldungen des Präsiden­
ten des RH abweicht und dieser der Änderung nicht zuge­
stimmt hat, auch e"in nach der Anmeldung des Präsidenten 
des RH aufgestellter Einzelplan beizufügen ist (sogen, 
Doppelvorlage). In diesem Sinne haben .sich auch die 
Präsidenten der deutschen Landtage in ihrer Konferenz 
am 26. Okt, ·1954 in Hannover ausgesprochen. 

42 Zur Erhöhung der Wirksamkeit der Prüfungstätigkeit des 
RH würde auch die oben (Tz. 15) behandelte Abkürzung des 
Haushaltskreislaufs und der vorgeschlagene unmittelbare 
Verkehr des RH mit der Volksvertretung wesentlich bei­
tragen. 

43 Darüber hinaus sollte bestimmt werden, daß in Fällen, 
in denen der RH Verstöße gegen zwingende haushaltsrecht­
liche und andere Vorschriften festgestellt hat, aus de­
nen dem Land ein Schaden erwachsen ist, die Verwaltung 
auf Verlangen des RH verpflichtet ist, Schadensersatz­
ansprüche gegen verantwortliche Beamte oder Dritte gel­
tend zu machen und ggf. Die~ststrafverfahren einzuleiten. 
Eine Niederschlagung von Ansprüchen in solchen Fällen 
sollte von der Zustimmung des RH abhängig gemacht werden. 

44 Wesentlich für die Durchschlagskraft der Prüfungstätig­
keit des RH ist es auch, sicherzustellen, daß die gep~üf~ 
te Verwaltung unverzüglich zu den Prüfungsmitteilungen 

'des RH Stellung nimmt. Durch die von allen RH immer 
wieder beklagte Verzögerung der Beantwortung der Prüfungs­
mitteilungen wird nicht nur die Arbeit des RH sehr er­
schwert, sondern auch der Wert der Prüfungsergebnisse 
wesentlich herabgemindert. Der RH muß mitunter den Ein­
druck gewinnen, daß diese Verzögerung gewollt ist, um 
zu erreichen, daß die Prüfungsbeanstandungen des RH 
durch Zeitab1auf an Bedeutung verlieren oder völlig 
gegenstandslos werden. Hinzu kommt, daß ein derartiges 
Verhalten auch dazu beiträgt, den Haushaltskreislauf 
zu verlängern und eine zeitnahe Berichterstattung des 
RH an den Landtag unmöglich macht. Es sollten daher 
durch eine ausdrückliche gesetzliche Vorschrift alle 
geprüften Stellen einschließlich der obersten Landes­
behörden, verpflichtet werden, die Prüfungsmitteilungen 
des RH vordringlich zu behandeln und zu ihnen innerhalb 
einer von diesem zu setzenden Frist sachlich Stellung 
zu nehmen, Daneben sollte der RH gesetzlich verpflich-

.·~et werden, die Fälle, in denen gegen diese Vorschrift 
· verstossen wird, in den Bemerkungen zur Haushaltsrech­

nung einzeln anzuführen, in besonders schwerwiegenden 
Fällen dem Landtag besonders zu berichten. 
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45 Nicht zuletzt leidet die Wirksamkeit des RH aber auch dar­
unter, daß seine Prüfungsrechte z.Z. noch erhebliche 
Lücken aufweisen. Die in der RHO enthaltene Regelung ist 
im wesentlichen kameralistisch bedingt und beschränkt die 
Aufgab~n des. RH in der Hauptsache auf die Rechnungsprü­
fung und auf den Bereich der eigentlichen Staatsverwal­
tung. In§ 87 RHO wird zwar der Grundsatz aufgestellt, 
daß dem RH die Überwachung der gesamten Haushaltsführung 
obliegt. Dieser Grundsatz wird jedoch in den folgenden 
Vorschriften wieder im vorerwähnten Sinne eingeschränkt, 
Es erscheint daher geboten, bei einer Haushaltsreform 
die Befugnisse des RH so zu erweitern, daß ihm eine wirk­
same Überwachung dergesamten Haushalts- und Wirtschafts­
führung im Sinne einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Verwaltung uneingeschränkt möglich ist. Zu diesem Zweck 
hält der RH, insbesondere in folgender Hinsicht ergänzen­
de Bestimmungen für erforderlich: 

46 a) Wenn sich nach § 96 Abs, 1 Nr. 4 RHO die Prüfun~ des 
RH darauf zu erstrecken hat, ob nicht Einrichtungen 
unterhalten, Stellen aufrechterhalten oder in sonsti­
ger Weise Landesmittel verausgabt worden sind, die 
ohne Gefährdung des Verwaltungszwecks hätten einge­
schränkt oder erspart werden können, so muß dem RH 
das Recht eingeräumt werden, jederzeit von sich aus 
Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen bei 
allen Landesbehörde~ einschließlich der obersten Lan­
desbehörden vornehmen zu können. 

47 b) Die einschränkende Vorschrift in § 98 Satz 2 RHO, wo­
nach der RH Akten der Ministerien nur mit Zustimmung 
des zuständigen Ministers einsehen kann, sollte ge-
strichen werden, · 

48 c) Die Vorschrift des § 89 RHO, wonach Haushaltsmittel 
durch .eine Anordnung im Haushaltsplan von der Früfung 
durch den RH ausgenommen werden können, erscheint mit. 
Art. 14.4 HV nicht vereinbar, der ohne Einschränkung 
bestimmt, daß die Rechnungen über den Haushaltsplan 
von dem RH geprüft und festgestellt werden, 

49 d) Wenn der RH zu einer u~fassenden Überwachung der Haus­
haltsgebarung des Landes in der Lage sein soll, muß 
sein Prüfungsrecht in all den Fällen über den Bereich 
der Landesverwaltung hinauswirken, in denen Landesmit­
tel außerhalb der Landesverwaltung stehenden Stellen ' 
zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt, 
Landesvermögen oder Landesmittel von solchen Stellen 
verwaltet werden, oder das Land an wirtschaftlichen 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit durch 
Einlagen, Haftung oder in sonstiger Weise finanziell 
beteiligt oder interessiert ist, oder in denen das 
Land Bürgschaften oder andere Gewährleistunge~ 
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übernommen hat. In diesen Fällen kann der'RH nach der. 
derzeitigen Rechtslage im allgemeinen Früfungen bei 
außerhalb der Landesverwaltung stehenden Stellen nur 
vornehmen, wenn ihm ein :Früfungsrecht in Satzungen, 
durch Vereinbarung oder in sonstiger Weise besonders 
eingeräumt ist. Obwohl in den wichtigsten Fällen die 
zuständige Verwaltungsbehörde gehalten ist, auf der­
artige Prüfungsrechte für den RH hinzuwirken, stößt. 
ihre Verwirklichung in der Praxis doch häufig auf 
große Schwierigkeiten, sei es, daß die zu prüfenden 
Stellen ihr Widerstände entgegensetzen, od~r daß die 
maßgebenden Verwaltungsbehörden ihrer Verpflichtung, 
entsprechende Prüfungsrechte auszubedingen, nicht 
nachko·mmen, Der. RH hat daher u. U. keine Möglichkai t 
zu prüfen oder kann sein Prüfungsrecht nur nach lang­
wierigen und zeitraubenden Verhandlungen durchsetzen. 
Hierdurch wird nicht nur unnötige Verwaltungsarbeit 
verursacht, sondern auch eine zeitnahe und wirkungs­
volle Prüfung unmöglich gemacht. Der RH hält es da­
her für erforderlich, daß in diesen Fällen dem RH 
gegenüber den außerhalb der Landesverwaltung stehen­
den Stellen die zu einer zweckentsprechenden Prüfung 
erforderlichen Rechte gesetzlich eingeräumt werden. 

5o e) Darüber hinaus erscheint es.geboten, bei einer Haus­
haltsreform die fortgeltenden Vorschriften des Ab­
schnitts I des Gesetzes zur Erhaltung und Hebung der 
Kaufkraft (des Beiträgegesetzes) vom 24. März 1934 
(RGBl. I S. 235) und die ebenfalls weitergeltenden 
Vorschriften der Yerord.nung über die Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung während des Krieges (des sogen,. 
Kriegskontrollgesetzes) vom 5. Juli 194o (RGBl. II 
S. 139), die dem RH bei Körperschaften des öffentli-

. chen Rechts· über die Vorschriften der RHO hinausge­
hende Früfungsbefugnisse einräumen, in die Haushalts­
ordnung einzuarbeiten. Siehe dazu auch die Ausfüh­
rungen in Abschnitt AI der Denkschrift des ·RH zur 
StHR 1952 (Tz. 1 bis. 1o). 

III. Personalausgaben des Landes 

1, Allgemeine Angelegenheiten 

a) Entwicklung der Personalausgaben 

51 Die Haushaltsrechnung 1953 weist die folgenden Personalaus­
gaben aus: 



- 24 -

Blzüge der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter einschließlich Unter­
hel ts zuschüss e, · Beschäftigungsver­
gütungen, ~rennungsentschädigungen, 
Beihilfen·und sonstige persönliche 
Bezüge 

Ruhegehälter, Witwen- und Waisen­
gelder, Wartegelder 

insgesamt 

= rd. 352,2 Mio DM 

= rd. 111,5 Mio DM 
rd, 463,7 Mio DM 

52 Das sind rd, 3o v.H. der Gesamtausgaben des ordentlichen 
Haushalts von rd, 1 558, 1 Mio DM. Im Rj. 1952 beliefen 
sich die Ausgaben für die gleichen Zwecke auf rd. 
4o5,1 Mio DM oder 27 v.H. der Gesamtausgaben des ordent­
lichen Haushalts von 1 517,5 Mio DM. Die :Personalausga-, 
benhaben sich also im Berichtsjahr um rd, 58,6 Mio DM 
oder um 14,4 v.H. erhöht. Ihr Verhältnis zu den Gesamt­
ausgaben ist gleichzeitig um 3 v.H. gestiegen. Von die­
ser Steigerung entfallen auf die Bezüge der aktiven 
Bediensteten rd·. 43,1 Mio DM und auf die Versorgungsbe­
züge rd. 15,5 Mio DM. 

53 Das Anwachsen der Fersonalausgaben findet seine Ursache 
im wesentlichen in den im Rj. 1953 durchgeführten ge­
haltspolitischen Maßnahmen, Das sechste, siebente und 
achte Gesetz zur Änderung des Besoldungsrechts erhöhten 

a) die Zulagen zu den Dienst-. und Versorgungsbezügen 
um weitere 2o v.H. vom 1, April 1953 an, 

b) die Kinderzuschläge von bisher 2o,-- DM auf 25,--, 
3o,-- und 35,-- DM vom 1, Jan. 1953 an·, 

c) die Sätze des Wohnungsgeldzuschusses vom 1, Jan. 1953 
an, 

d). die Lehrerbesoldung vom 1. Juli 1953 an, 
e) die Richterbesoldung vom 1. Okt. 1953 an. 

Der Abschluß neuer Tarifverträge führte zur Erhöhung der 
Grundvergütungen und der Löhne.der nichtbeamteten :Kräfte. 
Organisatorische .Änderungen,. wie das Gesetz über die Mit­
telstufe der Verwaltung und den Landeswohlfahrtsverband 
Hessen vom 7, 'Mai 1953 (GVBl. s. 93) und das Sozialge­
richtsgesetz vom 3, Sept. 1953 (BGBl. I S. 1239), hatten 
einen Personalzuwachs und damit eine weitere Steigerung 
der Personalausgaben zur Folge, Das .Anwachsen der.:fer­
sonalausgaben beruht somit überwiegend auf Maßnahmen, 
die der Einflußnahme der Verwaltung entzogen sind. 



- 25 -

b) Besoldungsdienstalter (BDA) 

54 In Tz, 15 ssiner Denkschrift zur StHR 1952 hat der RH 
auf den auf seinen Vorschlag ergangenen Erlaß des Mini­
sters der Finanzen vom 28, Jan, 1953 hingewiesen, Danach 
sind die Kassen des Landes gehalten, diejenigen Teile 
von Rechnungsbelegen über Fersonalausgaben, die die Fest­
setzung der Diätendienstalter, der Besoldungsdienstalter 
oder der Versorgungsbezüge betreffen, getrennt zu sammeln 
und den den Rechnungsprüfungsbehörden vorzulegenden Rech­
nungen solange in Sondermappen beizufügen, bis der RH 
sie geprüft und auf ihre weitere Vorlage ausdrücklich 
verzichtet hat. Diese Anordnung hat sich als sehr zweck­
mäßig erwiesen, 

Für die Besoldung der Beamten ist in Hessen - wie im 
Bund - das Besoldungsgesetz vom 16, Dez. 1927 (RGBl. I 
S. 349) mit den später ergangenen ändernden und ergän­
zenden Bestimmungen m1;1ßgebend. Nachdem der Bund das 
BesG. für seinen Bereich durch das Zweite und Dritte 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrechts 
vom 2o. Aug. 1952 (BGBl. I S. 582) und·vom 27, März 
1953 (BGBl, I S. 81) geändert hatte, sah sich das Land 
veranlaßt, sein Besoldungsrecht durch das Sechste Ge-
setz zur. Änderung des Besoldungsrechts vom 17. Nov. 1953 
(GVBl. S. 192) dem Bundesrecht anzugleichen, Dies hatte 
u,a, eine Änderung der Vorschriften über die· Anrechnung 
von nicht im Beamtenverhältnis zurückl;\elegten Vordienst­
zeiten auf das Besoldungsdienstalter (§ 6 BesG.) zur Fol­
ge. Nach der bisherigen Fassung dieser Vorschrift durften 
Vordienstzeiten, die nicht im Beamtenverhältnis verbracht 
waren, nur bis zu höchstens vier Jahren angerechnet wer­
den. Diese Grenze durfte nur dann ausnahmsweise überschrit­
ten werden, wenn ein dringendes dienstliches Bedürfnis 
für die Gewinnung des Beamten bestand, 

55 Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 sah die Verwaltung 
sich genötigt, im großen Umfang neue Kräfte einzustel­
len, die sehr oft keine regelmäßige Dienstlaufbahn hinter 
sich hatten, Der RH mußte immer wieder feststellen, daß 
bei diesen Kräften die Vordienstzeiten weit über die ge­
setzliche Vierjahresgrenze hinaus angerechnet wurden, 
und daß die einzelnen Verwaltungszweige diese Bestimmung 
vö1lig ungleichmäßig handhabten, Der RH hat gegen diese 
Art der Anwendung der Besoldungsvorschriften wiederholt 
Bedenken geäussert, Siehe dazu Abschnitt BXII 2 der Denk­
schrift zur Staatshaushaltsrechnung für das Rj. 1949 
( S • 1 o7) , 

56 Durch die Neufassung des § 6 BesG. ist nunmehr die Anre­
chenbarkeit von Vordienstzeiten erweitert und das Anrech­
nungsverfahren vereinfacht worden. Damit ist die bisher 
nur zum Ausgleich von Härten dienende Vorschrift die dem 
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freien Ermessen der Verwaltung einen zu großen Spielraum 
ließ, durch eine Bestimmung ersetzt worden, die eine ein­
heitliche Behandlung aller gleichgelagerten Fälle ~eher­
stellt. Bei der Prüfung der auf Grund der neuen Bestim­
mung festgesetzten Besoldungsdienstalter konnten nennens­
werte Fehler nicht mehr festgestellt werden. 

c) Diätendienstalter (DDA) 

57 Bisher war das DDA der hochschulmäßig vorgebildeten Beam­
ten nach § 17 Abs. 1 BesG. festzusetzen; es/begann regel­
mäßig mit dem Tage des Eintr:i,tts als außerplanmäßiger 
Beamter. Bei der ersten planmäßigen Anstellung mußte je­

.doch für die Berechnung des BDA im Hinblick auf Nr. 38 BV 
ein neues DDA nach Nr. 83 Abs. 1 bis 6 BV ermittelt wer­
den. Für die Beamten mit hochschulmäßiger Vorbildung wa­
ren mithin - im Gegensatz zu allen anderen Beamten - zwei 
DDA-Berechnungen erforderlich, und zwar bei der Einstel­
lung als außer~lanmäßiger Beamter und bei der ersten plan­
mäßigen Anstellung. Die Zweite Verordnung zur Änderung 
der Ausführungsbestimmungen zum BesG. (Besoldungsvorschrif­
ten) vom 24. März 1954 (GVBl. S. 53) hat die Nr. 83 BV mit 
Wirkung vom 1, Okt. 1953 geändert. Hiernach ist das DDA 
nicht mehr nach§ 17 BesG., sondern ausschließlich nach 
Nr. 83 Abs. 1 bis 6 BV festzusetzen. Die Neuregelung be­
deutet für die Verwaltung eine wesentliche Vereinfachung, 
weil künftig nur noch eine DDA-Berechnung vorzunehmen 
ist und diese auch für die spätere Berechnung des BDA 
maßgebend bleibt, 

58 Auf Grund der Neufassung mußten die DDA sämtlicher in 
Betracht kommenden außerplanmäßigen Beamten neu berech­
net werden, wodurch sich in allen Fällen Dienstalters­
verbesserungen ergaben. Es handelt sich um eine von der 
Verwaltung durchzuführende einmalige.Maßnahme, bei der 
- wie die Früfung zeigte - Zweifelsfragen, wie sie sich 
sonst bei der Ausführung neuer Bestimmungen ergeben, 
nicht aufgetreten sind, 

2. Prüfungsfeststellungen von grundsätzlicher oder 
sonst erheblicher Bedeutung 

a) Allgemeine Feststellungen 

59 Unter den zahlreichen Änderungen und Ergänzungen des Be­
soldungsrechts haben die Vorschriften über die Berücksich­
tigung von Zeiten eines Wehr- oder Arbeitsdienstes und 
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eines Kriegswehrdienstes bei der Errechnung und Fest­
·setzung des DDA und des BDA besondere Schwierigkeiten 
bereitet. Die vom RH. bisher durchgeführten Früfungen 
führten in zahlreichen Fällen zu Neufestsetzungen der 
für die Berechnung der Dienstbezüge maßgeblichen DDA 
und BDA. 

6o Die unrichtigen Festsetzungen waren u.a. durch die fol­
genden Umstände verursacht: 

Bei Beamten, die bestimmungsgemäß ein Hochschulstudium 
zu vollenden haben, ist festzustellen, wann das Studium 
ohne die Verzögerm1g durch den Arbeits-, Wehr- und 
Kriegsdienst beendet worden wäre. Dabei sind die Abkür­
zungen des Studiums, die für alle Studenten (Kriegsteil­
nehmer und Nichtkriegsteilnehmer) während des Zeitraums 
des ·mutmaßlichen Studiums zugelassen waren (Trimester), 
vielfach nicht berücksichtigt worden. 

Der Erlaß über den Ausgleich von Verzögerungen des beruf­
lichen Werdeganges der Beamten durch Kriegsdienst bei 

.Festsetzung des DDA und BDA wurde zu Unrecht auch auf 
solche Beamte angewendet, deren planmäßige Anstellung 
oder außerplanmäßige Einstellung sich nicht durch Kriegs­
dienst usw. verzögert hat. Es handelt sich hierbei vor­
wiegend um Beamte, die ihre Berufsausbildung erst nach 
dem Zusammenbruch im Jahre 1945 begonnen und keinen Ar­
beits-, Wehr- oder Kriegsdienst abgeleistet haben. 

Bei Angehörigen der nicht arbeits- und wehrdienstpflich­
tigen Geburtsjahrgänge wurden zu Unrecht auf Grund der 
Nr. 37 BV Dienstzeiten berücksichtigt, die nach Einfüh­
rung der gesetzlichen Wehr- und Arbeitsdienstpflicht 
freiwillig abgeleistet worden sind. 

b) Einzelfeststellungen 
Rückwirkende Einweisung von Beamten in Flanstellen 

61 Nach Nr. 11 BV kann unter bestimmten Voraussetzungen eine 
freie Stelle rückwirkend verliehen werden. ·Die Rückwir­
kung darf drei Monate nicht überschreiten. Der RH hat 
festgestellt, daß bei der Entscheidung der Ji'rage, von 
welchem Zeitpunkt ab die Rückwirkung zu berechnen ist, 
nicht gleichmäßig verfahren wird. Das Beamtenverhältnis 
wird nach allgemeiner Rechtsauffassung durch Aushändigung 
de~ Anstellungsurkunde begründet. Die Ausstellung (Voll­
ziehung) der Urkunde hat für sich allein keine rechtsbe­
gründende Wirkung. Der die rückwirkende Einweisung be­
grenzende Zeitraum von drei Monaten ist daher vom Tage 
der Aushändigung der Urkunde an zu bemessen. Dasselbe 
gilt für Einweisungen bei Beförderungen. 
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62 In; Widerspruch dazu bestimmen der Gemeinsame Runderlaß 
des Ministers der Finanzen und des Direktors des Landes­
personalamts vom 6. Sept. 1948 (St.Anz. S. 433) und der 
Runderlaß Nr 75 des Direktors des Landespersonalamts vom 
18. Juli 1951, daß der Dreimonatszeitraum vom Tage der 
Vollziehung der Ernennungsurkunde an zu bemessen und die 
Einweisung für die Zeit vom Ersten des so ermittelten 
Monats an auszusprechen ist. Der Runderlaß Nr.75 ist 
zwar inzwischen durch den Runderlaß Nr.1o4 vom 28. Juni 
1954 aufgehoben worden. Der Runderlaß vom 6. Sept. 1948 
wird dagegen in einigen Verwaltungen noch beachtet und 
ist die Ursache unrichtiger Anwendung der Nr.11 BV. Der 
RH hat dem Minister der Finanzen vorgeschlagen, den Rund­
erlaß Nr.1o4 vom 28. Juni 1954, der das Verfahren bei 
der Anwendung der Nr.11 BV regelt, durch eine Klarstel­
lung zu ergänzen, .die die unzutreffende Anwendung dieser 
Bestimmung für die ZUkunft verhindert. 

Festsetzung des DDA bei Wiedereinstellung eines frei­
willig ausgeschiedenen oder entlassenen Beamten 

63 Nr.44 BV bestimmte in der bis zum 31. Dez. 1952 gelten­
den Fassung, daß bei der Festsetzung des BDA im Falle 
der Wiederanstellung eines Beamten, der aus einer plan­
mäßigen Stelle freiwillig ausgeschieden oder dessen frü­
heres Beamtenverhältnis durch Dienstentlassung gelöst 
worden war, das BDA und das Grundgehalt der früheren 
Stelle unberücksichtigt bleiben müsse. Gemäß Nr.81 BV 
galten "die Vorschriften über das BDA der planmäßigen 
Beamten in Nr.44 BV sinngemäß für das DDA und die außer­
planmäßige Dienstzeit". Die Zweite Verordnung zur Ände­
rung der Ausführungsbestimmungen zum Besoldungsgesetz 
(Besoldungsvorschriften) vom 24. März 1954 (GVBl. S. 53) 
hat die Nr.44 Abs. 1 BV gestrichen und mit Wirkung vom 
1, Jan. 1953 durch die inhaltsgleiche Neufassung der 
Nr.28 Abs. 3 BV ersetzt. Die Nr·81 BV wurde ebenfalls 
neu gefaßt. Dabei wurde aber unterlass.en, die Überein­
stimmung mit der früheren Fassung dadurch herbeizufüh­
ren, daß man anstelle der früheren Nr.44 die Nr.28 BV· 
zitierte. Die Folge müßte nunmehr sein, daß künftig die 
sinngemäße Anwendung der Nr.28 BV auf das DDA eines wie­
dereingestellten außerplanmäßigen Beamten in Hessen nicht 
mehr möglich ist. Eine solche Regelung stünde aber in 
Widerspruch zu der Regelung, die der Bund in der Zwei­
ten Verordnung zur Änderung der Ausführungsbestimmungen · 
zum Besoldungsi;Sesetz - Besoldungsvorschriften - vom 
23. Dez. 1953 tBGBl. I s. 1588) getroffen hat, und kann 
daher nicht beabsichtigt gewesen sein. Der RH ist der. 
Ansicht, daß hier ein offensichtlicher Redaktionsfehler 
vorliegt. Auf seine Anregung hat der Minis.ter der Fir_an­
zen sich damit einverstanden erklärt, daß bei der Wieder­
einstellung der nicht unter das Gesetz zu Art. 131 GG 
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fallenden außerplanmäßigen Beamten die Nr.28 Abs. 3 BV 
sinngemäß angewendet wird und eine Neufassung der Nr.81 
BV gelegentlich einer anderweitigen Änderung der Besol­
dungsvorschriften in Aussicht genommen. 

Zulage an Alleinstehende Lehrer und Erste Lehrer 
an Volksschulen mit zwei. Schulstellen 

64 Alleinstehende Lehrer und Erste Lehrer an Volksschulen 
mit zwei Schulstellen erhielten nach der bisherigen ge­
setzlichen Regelung 

nach einer fUnfjährigen Dienstzeit als solche eine wider­
rufliche und nichtruhegehaltfähige Stellenzulage von 
2oo,--·DM, 
nach einer zehnjährigen Dienstzeit als solche eine wider­
rufliche und nichtruhegehaltfähige Stellenzulage von 
3oo,-- DM, 
nach einer fUnfzehnjährigen Dienstzeit als solche eine 
unwiderrufliche und ruhegehaltfähige Stellenzulage von 
3oo,-- DM. 

Diese Zulagen wurden nur den planm2,ßigen Lehrern gewährt. 

65 Das am 1, Juli 1953 in Kraft getreterie Siebente Gesetz 
zur Änderung des Besoldungsiechte (Lehrerbesgldung) vom 
27. März 1954 (GVBl. S. 47) brachte gewisse Anderungen, 
z.B. in Bezug auf die Höhe und die Ruhegehaltfähigkeit 
der Zulage. Uber diese gesetzlichen Änderungen hinaus 
hat der Min.ister fl.tr Erziehung und Volksbildung im Ein­
verneh.men mit dem Minister der Finanzen durch Erlaß vom 
11, Juni 1954 den Kreis der Zulageberechtigten auf die 
außerplanmäßigen Volksschullehrer ausgedehnt. Der RH 
ist der Auffassung, daß diese Maßnahme sachlich berech­
tigt is.t. Gleichwohl mußte er aus grundsätzlichen Erwä.,­
gungen Bedenken dagegen erheben, weil ihr die gesetzli­
che Grundlage fehlt und ein Ministerialerlaß die fehlen­
de Rechtsgrundlage nicht ersetzen kann. Flanmä~ige und 
außerplanmäßige Lehrer unterscheiden sich zwar nicht 
mehr in beamtenrechtlicher, wohl aber noch in besoldungs­
rechtlicher Hinsicht. Die BezUge der einen Gruppe rich­
ten sich nämlich nach der Besoldungsordnung, die der an­
deren G·ruppe aber nach der Diätenordnung, Das Änderungs­
gesetz hat diese UnterschE;Jidung und damit auch die Un­
terscheidung von planmäßigen und außerplanmäßigen Beam­
ten ausdrUcklieh aufrechterhalten. Nach geltendem Recht 
steht hiernach den außerplanmäßigen Lehrern eine Zulage 
nicht zu. Der RH hat dem Minister der Finanzen vorge­
schlagen, eine Ergänzung des Siebenten Änderungsgesetzes 
im Sinne einer Erweiterung des Kreises der Zulageberech­
tigten in die Wege zu leiten. Der Finanzminister hat 
dies zugesagt. 
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Urlaubsahgeltung 

66 Die Urlaubsverordnung für die Beamten und Angestellten 
des öffentlichen Dienstes im Lande Hessen vom 26, Febr, 
1949 in der Fassung der Verordnung vom 21, Mai 1952 
(GVBl. S. 117) regelt u.a. die Frage, wie der Urlaub 
abzugelten ist, wenn das Dienstverhältnis endigt, bevor 
der Urlaub genommen ist. § 8 aaü.'bestimmt, daß in die­
sem Fall der Urlaub durch Weiterzahlung der Dienstbezü­
ge für die Dauer des Urlaubsanspruchs abgegolten und zu 
diesem Zweck jeder Monat einheitlich mit 25 Arbeitsta­
gen angesetzt wird, 

67 ·Ein Beamter des höheren Dienstes, dem nach seinem Lebens­
alter ein Jahresurlaub von 3o Tagen zustand, schied am 
1. Aug. 1953 aus dem Staatsdienst aus. Da das Beschäfti­
gungsverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres geendet hat­
te, belief sein Urlaubsanspruch sich auf ein Zwölftel 
für jeden vollen Beschäftigungsmonat, d.h. auf vier 
Zwölftel von 3o Tagen = 1o Tage. Der Urlaub wäre des­
halb mit 1o/25 der letzten Monatsbezüge = 528,o6 DM 
abzugelten gewesen. Die Verwaltung hatte dem Beamten 
stattdessen den vollen Jahresurlaub von 3o Tagen mit 
3o/25 der letzten Monatsbezüge. = 1 584,19 DM abgegol­
ten, Sie begründet diese Maßnahme nachträglich mit ei- · 
nem Urteil des Landesarbeitsgerichts.Hamm vom 2o. Jan. 
1955, in dem ausgesprochen ist, daß der Urlaubsanspruch 
a.m Stichtag grundsätzlich in voller Höhe entstehe, und 
daß die anteilige Urlaubsgewährung "heute noch nicht 
als Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgedankens angese­
hen werden" könne. Der RH hat demgegenüber darauf hin­
gewiesen, daß richterliche Urteile keine Gesetzeskraft 
haben, sondern nur Recht zwischen den Frozeßparteien 
schaffen, und daß deshalb die Urlaubsveror.dnung solange 
anzuwenden sei, bis sie aufgehoben oder abgeändert werde, 

Bezüge der Angestellten und Arbeiter 

68 Die Prüfung der Rechnungen über die Ausgaben für die 
Bezüge der Angestellten und Arbeiter wird durch das Feh­
len einheitlicher Bestimmungen über die Festsetzung, die 
Auszahlung und den rechnungsmäßigen Nachweis dieser Be­
züge erheblich erschwert, In den Stammblättern für die 
Angestellten fehlen größtenteils die für die Nachprüfung 
erforderl-.:i.chen Merkmale. Die Folge sind. zeitrautende 
Rückfragen, die zt:l einer auf die .Dauer untragbaren Ver.:. 
zögerung des Prüfungsverfahrens führen. 

69 Der RH hat schon früher auf die Notwendigkeit des Er.:. 
lasses einheitlicher Richtlinien fUr die Festsetzung, 

I 
. I 

' 
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die Auszahlung und den rechnungsmäßigen Nacr,weis der All­
gestelltenvergütungen und der Arbeiterlöhne hingewiesen. 
Er muß dieses Erfordernis erneut betonen. Bei der Bedeu­
tung dieser Unterlagen für die Rechnungslegung und Rech­
nungsprüfunb sollten die entsprechenden Anordnungen 
nicht länger Zurückgestellt werden. 

Kinderzuschläge 

7o Die Früfung d.er Re·chtmäßigkei t der gewährten Kinderzu­
schläge für uneheliche Kinder und für Stief-, Fflege­
und Enkelkinder war seit Jahren dadurch erschwert·, daß 
in den Erklärungen über den Bezug von Kinderzuschlägen 
die maßgebenden Verhältnisse vielfach nicht oder nur 
unvollständig angegeben waren. Angaben über das eigene 
Einkommen der Kinder fehlten fast regelmäßig. Die Ur­
sache hierfür lag darin, daß die Fragestellung in den 
Formblättern so unklar war, daß sie vielfach nicht 
richtig verstanden wurde. Der RH hat daher angeregt, 
bei einem Neudruck der Erklärung (K) insbesondere die 
"Sonstigen Bemerkungen, die auf den Bezug des Kinder­
zuschlags von Einfluß sind", neu und klarer zu fassen. 
Dieser Anregung hat der Minister der Finanzen durch 
seinen Erlaß vom 16. Juli 1955 (St.Anz. s. 878) ent­
sprochen. 

Trennungsentschädigung 

71 Bei der Prüfung von Ausgaben für Trennungsentschädigung, 
,Erstattung der Fahrtauslagen und arbeitstäglichen Zu­

schuß stellt der RH immer wieder fest, daß bei versetzten 
Beamten, die täglich an ihren Familienwohnsitz zurück­
kehren, die Bestimmungen der Nr.25 Abs. 8 der Durchfüh-

. rungsverordnung zum Umzugskostengesetz nicht richtig 
angewendet werden, so !laß Berichtigungen veranlaßt wer­
den müssen. Zur Erläuterung mögen die folgenden beiden 
Beispiele dienen: 

72 Ein Beamter hat seinen dienstlichen Wohnsitz in Frank­
:I;'urt/Main (Ortsklasse S) und wohnt in Bad Vilbel (Orts­
klasse B), wohin er täglich zurückkehrt. Er bezieht 
Wohnungsgeldzuschuß nach der Ortsklasse S des dienstli­
chen Wohnsitzes. Fahrkostenersetz und arbeitstäglicher 
Zuschuß werden infolgedessen nicht gewährt, Der Beamte 
wird nach Wiesbaden versetzt. Da er dort keine Wohnung 
erhalten kann, behält er seinen tatsächlichen Wohnsitz 
in Bad Vilbel und bezieht weiterhin Wohnungsgeldzuschuß 
nach dem bisherigen dienstlichen Wohnsitz Frankfurt/Main. 
Da ihm durch die getrennte Haushaltsführung Mehrkosten 
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entstehen, ist ihm Trennungsentschädigung in Form des 
Fahrkostenersatzes und des arbeitstäglichen Zuschusses 
zu gewähren. Diese Entschädigung so~l nur die durch die 
Versetzung' entstehenden zusätzlichen Kosten decken. Die 
Fahrtauslagen zwischen Bad Vilbel und Frankfurt/Mein 
hatte der Beamte auch vor seiner Versetzung nach Wies­
baden selbst zu tragen. Insoweit hat er also keine Mehr­
kosten. Infolgedessen können ihm nur die Fahrkosten 
zwischen Frankfurt/Mein und Wiesbaden, nicht aber die 
von ihm ta.tsächlich aufgewendeten höheren Kosten. für 
die Fahrt zwischen Bad Vilbel und Wiesbaden ersetzt 
werden. 

73 Wenn dieser Beamte - bei sonst völlig gleichen Umständen -
seinen tatsächlichen Wohnsitz nicht in Bad Vilbel, son­
dern in Flörsheim- einem zwischen Wiesbaden und.Frank­
furt/Main gelegenen Ort - hat, so können ihm, wenn er 
von Frankfurt/Mein nach Wiesbaden versetzt wird, nicht 
etwa die Kosten der Bahnfahrt zwischen Frankfurt/Mein 
und Wiesbaden, sondern nur die von ihm tatsächlich auf­
gewendeten geringeren Kosten der Fahrt zwischen Flörs­
heim und Wiesbaden erstattet werden. 

3. Organisatorische Zusammenfassung der Bearbeitung 
von Besoldungsfragen 

74 Das derzeitige Besoldungsrecht ist ein schwer zu über­
schauendes Rechtsgebiet geworden. Seit dem Inkrafttreten 
des BesG. im Jahre 1927 hat man sich ständig bemüht, die­
ses Gesetz durch ein Höchstmaß von Differenzierungen den 
unterschiedlichen Bedürfnissen und Ansprüchen einzelner 
Verwaltungszweige und Beamtengruppen - insbesondere auch 
hervorgerufen durch die Kriegs- und Nachkriegsverhält­
nisse - anzupassen. Die Frage, was in den vergangeilen 
Jahren Recht war und was heute geltendes Recht ist, be­
reitet selbst dem ständig damit befaßten Fachmann er­
hebliche Schwierigkeiten~ Entsprechendes gilt infolge 
der ständigen Änderungen der Tarifverträge für die Be­
züge der Angestellten und Arbeiter. Auf dem Gebiete der 
Versorgung liegen die Verhältnissenicht anders. Die Be­
arbeitung der Besoldungsfragen im weitesten Sinne erfor­
dert daher gut eingearbeitete und erfahrene Fachkräfte. 

75 Bei seinen Prüfungen konnte der RH feststellen, daß bei 
·den großen Besoldungsstellen, wie sie bereits seit Jah­
ren bei. der Oberfinanzdirektion, dem Oberlandesgerichts­
präsidenten und dem Regierungspräsidenten in Darmstadt 
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bestehen, Verstöße gegen die besoldungsrechtlichen Bestim·­
mungen seltener vorkommen als bei kleinen Dienststellen, 
Es ist deshalb unzweckmäßig und unwirtschaftlich, wenn Be-
amte - wie es bei kleineren Verwaltungsstellen noch viel­
fach zutrif.ot - nur nebenbei mit Besoldungs- und Versor­
gungsangelegenheiten betraut sind. 

76 Einheitliches Rec·ht verlangt einheitliche Anwendung. Dies 
gilt in besonderem Maße für das Besoldungs- und Versor­
gungsrecht der Beamten und das·Tarifrecht der öffentli­
chen Augestellten. So wünschenswert· eine Dezentralisie­
rung von Verwal tungsaut·gaben auf anderen Gebieten auch 
sein mag, so wenig kann dieser Grundsatz für Besoldungs­
und Versorgungsangelegenheiten gelten. Hier drängt die 
Entwicklung zwangsläufig zur Zusammenfassung, da nur so 
die Bearbeitung durch FachkriHte ermöglicht und eine ein­
heitliche Handhabung der Bestimmungen gewährleistet wird. 
Wenn es bisher nicht möglich war, die Erledigung der Be­
soldungsangelegenheiten für das Land bei einer Stelle zu­
sammenzufassen, so sollte wenigstens das Ressortprinzip 
streng durchgeführt und für die einem Ministerium nach­
geordneten Behörden die Zuständigkeit einer einzigen 
Dienststei-le begründet werden. 
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B. BESONDERER TEIL, ORDENTLICHER HAUSHALT 

I. Haushalt des Ministers des Innern (Epl. o3) 

1. Flüchtlin sdienststellen bei den 
gasiden en Ka , 

77 Das Vertriebenen- und Flüchtlingsproblem hat den RH im 
Laufe der letzten Jahre stark beschäftigt, Während er zu~ 
,nächst der Überprüfung der Flüchtlingsläger besondere Auf­
merksamkeit zuwandte und auf Grund der gewonnenen Prüfungs­
ergebnisse auf eine Verbesserung der Organisation der La­
gerverwaltung und die Herausgabe zentraler für alle Lager 
verbindlicher Richtlinien drang, stellte sich ihm durch 
die in § 15 desBundesvertriebenen-und Flüchtlingsgesetzes 
(BVFG) angeordnete Ausstellung der sog. C-Ausweise für die 
aus der sowjetischen Besatzungszone Geflüchteten eine wei­
tere Aufgabe. Auf Ansuchen der Minister der Finanzen und 
des Innern nahm er in den Jahren 1954 und 1955 mehrere 
Kurzprüfungen bei den drei Regierungspräsidenten vor, um 
Feststellungen über den für die 0-Ausweis-Aktion notwendi­
gen Personalbedarf zu treffen. Bei dem Anlaufen der 
0-Ausweis-Aktion wurden diese Feststellungen dadurch we­
sentlich erschwert, daß weder einigermaßen zuverlässige 
Unterlagen über die Zahl'der voraussichtlich eingehenden 
Anträge vorhanden waren, noch Erfahrungen über die im 
Durchschnitt für. die Bearbeitung eines Antrags benötigte 
Zeit bestanden, Hinzu kam, daß es sich für die von den Re­
gierungspräsidenten eingesetzten Kräfte um eine.ihnen neue 
Materie handelte, Es mußte daher für eine gewisse Anlaufs~ 
zeit von einer geringeren Arbeitsleistung ausgegangen wer­
den·. 

78 Auf Grund der Prüfungsergebnisse des RH stellte der Minister 
der Finanzen, der durch Erlaß vom 19. Sept. 1953 bereits 
neun Stellen vorweg bewilligt hatte, durch Erlaß vom 
19. März 1954 überplanmäßig weitere 43 Stellen zur V.erfü­
gung, und. zwar befristet bis zum 31. Dez. 1954. Diese Stel­
len wurden vom Minister des Innern auf die drei Regierungs­
präsidenten verteilt.· 

79 Die von den Regierungspr~sidenten für die Bearbeitung der 
C-Ausweise entwickelten Organisationsformen stimmen in 
den Grundzügen überein, wenn sie auch in manchen Einzel­
heiten voneinander abweichen. Es sind für diesen Zweck im 
Rahmen der bereits bestehenden sog, Flüchtlingsdezernate 
Arbeitsgruppen gebildet worden. Ein Regierungspräsident 



hat innerhalb des l!'lüchtlingsdezernats ein Sonderdezernat 
einger:i.chtet. 

8o Eine erneute Kurzprüfung des RH im Nov./Dez. 1954 ergab, 
daß der Eingang von Anträgen auf 0-Ausweise no.ch fort­
dauert und sein Ende angesichts des anhaltenden Zustroms 
weiterer Flüchtlinge aus der Sowjetzone noch nicht abzu­
sehen ist, Zu dem gleichen Ergebnis führten auch die Fest­
stellungen, die bei Beginn des Rj. 1955 getroffen wurden.; 
Über die Zahl der eingegangenen Anträge und ihre Erledi­
gung bei den drei Regierung"spräsidenten bis zum 3o .Sept. 1955 
gibt die folgende Aufstellung einen Ü"berblick: 

I· Regierungspräsident Darmstadt 

Anträge Eins rüche Klagen Berufungen 
Zeit: einge- erle- einge- erle- .einge- erle- einge- erle-

gangen digt gangen digt gangen digt gangen digt 

. 

Seit Sommer 1953 
bis zum 31. Dez., 6o3 · .. 
1954: 1 2 5o7 1 o· 1 4oo 1 357 1o4 51 6 2 

1 • Vj, 1955 1 o19 2 172 368_ 339 33 12 8 2 

2. Vj. 1955 658 87o 369 2o6 27 26 2 2 

3. Vj, 1955 8o2 1 328 340 135 4o 23 7 -
Berichtigung 563 

insgesamt 
eingegangen: 1 5 549 14 973 2 477 2 o37 2o4 112 23 6 . 

II erledigt: 14 973 - 2 o37 ~ 11 2 - 6 ·-
Am 1 • Okt, 1955 

unerledigt: 576 - 44o - 92 - 17 -



II, Regierungspräsident Kassel 

-
Anträge Einsprüche Klagen Berufungen 

Zeit: einge~ erle~ einge~ erle~. einge- erle- einge- erle-
gangen digt gangen digt gangen digt gangen digt 

Seit Sommer 1953 
bis zum 31. Dez. 
1954• 12 334 9 959 1 261 84 1 7 - -

99o 
1 • Vj. 1955 1 214 2 o3o 341 69 42 8 ' -
2. Vj. 1955 769 1 12o 173 48o 92 62 7 2 

3 • Vj' 1955 618 767 159 321 72 6o 1o 7 

~e:('ichtigung - 44o .. 
insgesamt 

eingegangen: 14 495 13 876 1 934 1 791 317 181 25 9 
II erledigt: 13 876 - 1 791 - 181 - 9 - i 

Am 1 • Okt. 1955 
unerledigt: 619 - 143 - 136 - 16 -

III. Regierungspräsident Wiesbaden 

Anträge EinsprüchE> · Klagen Berufungen 
Zeit: einge- erle- einge- erlE>- einge- erle- einge- erle-

gangen digt gangen digt g_angen digt gangen digt 
/ 

Seit Sommer 1953 
bis zum 31, Dez. 
19541 19 163 12 672 2 175 641 32 7 . 2 -
1 • Vj, 1955 2 216 3 544 55o 644 51 3o - -
2. Vj. 1955 1 938 3 296 435 969 72 35 - -
3. Vj. 1955 1 752 2 923 362 756 75 49 9 -
insgesamt 

eingegangen: 25 o69 22 435 3 522 3 o1o 23o 121 11 -
II erledigt I 22 435 - 3 o1o - 121 - - -

. 

~m 1 • Okt, 1955 
unerledigt: 2 634 - 512 - 1o9 - 11 -
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81 Es ist daraus zu ersehen, daß der Antragseingang im Durch­
schnitt in den letzten Monaten nicht oder nur unwesentlich 
zurückgegangen ist. Das gleiche gilt für die Einsprüche 
und Klagen. 

82 Das seitherige Verfahren, die notwendigen Stellen den Re­
gierungspräsidenten nur für bestimmte Zeit zur Verfügung 
zu stellen, war angebracht, solange mit einer baldigen Ver­
minderung der Arbeiten gerechnet werden konnte. Nachdem 
sich diese Annahme auf Grund einer mehr ~:üs zweijährigen 
Erfahrung als falsch erwiesen hat und anzunehmen ist, daß 
die Bearbeitung der C-Ausweise noch längere Zeit zusätz­
liche Kräfte beanspruchen wird, sollten die erforderlichen 
Angestelltenstellen bis auf weiteres zur Verfügung gestellt 
werden. Dabei wird jedoch empfohlen, im Haushaltsplan zu 
vermerken, daß die in Betracht kommenden Stellen in Wegfall 
kommen, sobald sie für die Bearbeitung der C-Ausweise nicht 
mehr benötigt werden. 

2. Or($anisation:s- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
be1 Dienststellen der staatlichen Polizei 

83 a) Landespolizei (Kap. 2o) 

Die Dienststellen der staatlichen Landespolizei (Gendarme­
rie) werden z.Z, vom RH überprüft. Dabei wurden Vergleiche 
mit der Landespolizei (Gendarmerie) der übrigen Bundes­
länder angestellt und insbesondere die Personalstärke der 
hessischen Landespolizei, das Verhältnis der Zahl der Be­
amten zur Zahl der Bevölkerung·, die Größe der Stations­
bezirke und die Aufgaben und die Stärke der für Verkehrs­
zwecke eingesetzten Polizeiverkehrsbereitschaften und 
motorisierten Polizeistationen untersucht. Die bisherigen 
Feststellungen·haben ergeben, daß eine Verstärkung der 
staatlichen Verkehrspolizei wegen des ständig zunehmenden 
Kraftfahrzeugverkehrs und der weiter steigenden Unfall­
ziffern nicht zu umgehen sein wird. Inwieweit der eigent­
liche Einzeldienst der Landespolizei infolge der Über­
tragung neuer ~ufgaber., z.B. der gewerbe-und gesundheits­
polizeilichen Überwachungsaufgaben, verstärkt werden muß 
oder ob durch eine weitergehende Motorisierung der Landes­
polizei eineni.etwaigen Personalmangel abgeholfen werden 
kann, bedarf einer besonders eingehenden Prüfung. Bei der 
Prüfung der Landespolizei wird auch zu untersuchen sein, 
ob eine Verstaatlichung der kommunalen Polizei, vor allem 
der kleineren Gemeinden, etwa bis zu 2o ooo oder 3o ooO 
Einwohnern, zweckmäßig und daher empfehlenswert sein wird, 
Die Prüfung der hiermit zusammenhängenden Fragen ist noch 
nicht abge~chlossen. 
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84 b~ Kriminalpolizei (Kap. 26) 

85 

Im Herbst 1954 wurden beim Landeskriminalpolizeiamt in 
Wiesbaden, den Kriminalpolizeiinspektionen Darmstadt, 
Kassel.und Wiesbaden und den Kriminalkommissariaten in 
Gießen, Marburg, Eschwege, Fulda, Limburg, Bad Romburg 
und Hanau/Main örtliche Erhebungen. im Sinne des§ 97 RHO 
durchgeführt, die s~ch auch auf die Organisation und Wirt­
schaftlichkeit dieser Dienststellen der staatlichen Krimi­
nalpolizei erstrec:k'ten. Es wurde festgesteil t, daß die Be­
amten des Kriminalvollzugsdienstes mit der Aufklärung 
strafbarer Handlungen sehr stark'belastet und z.T. über-. 
lastet sind, und daß seitens der Strafverfolgungsbehörde 
über zu schleppende Behandlung der Fälle geklagt wird. 
Dies ist einmal auf das Ansteigen der Kriminalität in 
Hess.en und zum anderen darauf zurückzuführen, daß die 
Strafverfolgungsbehörden die Dienststellen der staatlichen 
Kriminalpolizei mitunter auch dort in Anspruch nehmen, wo 
sie örtlich nicht zuständig sind. Der RH schlug daher eine 
Vermehrung der flanstellen des staatlichen Kriminalvoll­
zugsdienstes vor, der auch z.T. entsprochen worden ist, 
Außerdem empfahl er eine weitergehende Motorisierung der 
staatlichen Kriminalpolizei. 

Der RH ist auf Grund seiner Feststellungen aber auch zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die derzeitige Organisation 
der Kriminalpolizei im Interesse ihrer Aufgabenerfüllung 
straffer zu gestalten ist. Er schlug daher weiter vor, 
nicht nur die derzeitige Eingliederung der staatlichen 
Kriminalpolizei in die Mittelstufe der allgemeinen Landes­
verwaltung aufzuheben,, sondern auch die kommunale Krimi­
nalpolizei zu verstaatlichen und die Beamten und Ange­
stellten der kommunalen Kriminalpolizei auf den Personal­
etat der staatlichen Kriminalpolizei zu übernehmen. Einer 
gewissen finanziellen Mehrbelastung des Landeshaushalts 
stehe der Wegfall der Polizeikostenzuschüsse und eine 
mögliche Kürzung der Finanzzuweisungen an die Gemeinden 
gegenüber. Es sei auch wahrscheinlich, daß bei einer Ver­
staatlichung der kommunalen Kriminalpolizei der gesamte 
Personalaufwand geringer sein werde, als z.Z, bei einer 
getrennten staatlichen und kommunalen Kriminalpolizei, 

3. Volkswohlfahrt 
Darms adt Ka • 

Landesfürsor everband 

86 a) Gemäß§ 3 des Gesetzes über die Mittelstufe der Verwal­
tung und den Landeswohlfahrtsverband Hessen vom ? •. Mai 
1953 (GVBl. s. 93) sind die kreisfreien Städte und die 
Landkreise des Landes zu einem "Landeswohlfahrtsverband 
Hessen" zusammengeschlossen worden. Der Landeswohlfahrts­
verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
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Er ist Landesfürsorgeverband im Sinne der Verordnung 
über die Fürsorgepflicht, Fürsorgeerziehungsbehörde und 
Träger der Kosten der Fürsorgeerziehung; ferner über­
nimmt er die Aufgaben der Hauptfürsorgestelle zur Er­
füllung nach Weisung. 

87 Infolge dieser Organisationsänderung wurden die in 
Kap. o3 42 des Haushaltsplans für das Rj. 1953 vorgesehe­
nen Mittel in der seitherigen Weise nicht mehr erforder­
lich. Das Kapitel ist weggefallen.·· Das Land gewährt nun­
mehr gemäß§ 2o Abs. 3 des Gesetzes vom 7. Mai 1953 
einen jährlichen Beitrag zu dem Aufwand des Landeswohl-
fahrtsverbandes. Seine Höhe wird jeweils durch den Haus­
haltsplan bestimmt. 

88 b) Im Jahre 1949 ist vom Land Hessen ein Darlehnsstock zur 
Gewährung von Beschaffungs- und Produktivdarlehen an 
Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene und ihnen Gleich­
gestellte gebildet worden, der am Ende des Rj. 1953 ei­
nen Bestand von rd. 5oo ooo,-- DM aufwies. Die Mittel 
standen seither den Hauptfürsorgestellen in Darmstadt, 
Kassel und Wiesbaden zur Selbstbewirtschaftung zur Ver­
fügung. Eine Selbstbewirtschaftung nach § 95 RHO kann 
nicht mehr in Betracht kommen, da der Landeswohlfahrts­
verband, der nun die Aufgaben der Hauptfürsorgestelle 
ausübt, keine Landesdienststelle, sondern eine selb­
ständige Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. 

89 Der Minister des Innern wird nunmehr gemäß § 64a RHO 
Bestimmung zu treffen haben, in welcher Form der N·ach­
weis über die Verwendung der Mittel des Darlehnsstocks 
vom Landeswohlfahrtsverband zu führen ist. Die Verhand­
lungen hierüber sind noch nicht zum Abschluß gekommen. 

9o c) Der Anregung des RH folgend - vgl. Tz. 63 bis 67 der 
De'nkschrift zur StHR 1952 - hat der Minister des Innern 
Richtlinien über die Bewilligung von Darlehen aus dem 
Landesdarlehnsstock ausgearbeitet. Ihr Inkrafttreten ist 
demnäc1J.s.t zu erwarten; Es wird dadurch der seit längerer 
Zeit bestehenden Uneicherheit in der Betreuung der Kriegs­
opfer· auf diesem Teilgebiet ein Ende bereitet. 

91 Die neuen Richtlinien über die Gewährung von Darlehen 
aus dem Darlehnsstock werden nach Auffassung des RH zur 
Folge haben müssen, daß nunmehr die Richtlinien über 
die Vergabe von Produktivdarlehen aus Mitteln der'Aus-

. gleichsabgabe denjenigen des Darlehnsstocks ~ngeglichen 
werden. Zur Zeit soll der Zinssatz für Darlehen aus dem 
Darlehnsstock beispielsweise höchstens 2 % betragen, für 
Darlehen aus der Ausgleichsabgabe beträgt der Zinssatz 
jedoch 4 %. Es geht nicht an, Schwerbeschädigte, die in 
erster Linie aus den Mitteln der Ausgleichsabgabe be­
dacht werden, gegenüber den anderen Kategorien schlech­
ter zu stellen. Der RH hat in den Verhandlungen mit dem 
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93 

94 

~ 4o ~ .. 

Minister des Innern auf diese Unterschiede hingewiesen. 
Die Sache ist noch nicht abgeschlossen. Über das Ergeb­
nis wird in der Denkschrift zur Haushaltsrechnung für 
das Rj. 1954 berichtet werden. 

II. Hauenalt des Ministers für Erziehung und Volksbildun~ 
( Epl. 04 ) 

Auf Ansuchen des Ministers der Finanzen äußerte sich der 
RH gutachtlich über den Personalbedarf des Jugendpflege·~ 
referats im Ministerium für Erziehung und Volksbildung. 

Durch das Gesetz über die Jugendwohlfahrtsbehörden vom 
16, Nov. 1954 (GVBl, S. 191) traten für den Bereich der 
Jugendpflege'· für die der Kul tusmirli ster zuständig ist, 
wesentliche Anderungen ein. In der Mittelinstanz werden 
künftig die behördlichen Aufgaben der JugenQ.wohlfahrt vom 
Landesjugendamt als o.berer Landesbehörde im Zusammenwirken 
mit dem Landeswohlfahrtsausschuß wahrgenommen. Der l\Unister 
für Erziehung und Volksbildung übt als oberste Landesjugend­
behörde für den Bereich der Jugendpflege die Fachaufsicht 
über das Landesjugendamt aus. Die Aufgaben des aufgelösten 
Landesjugendausschusses werden teils vom Hassischen Jugend­
ring, in dem die Jugendverbände auf Landesebßne vertreten 
sind, teils vom Landesjugendamt übernommen. Da im Zeit­
punkt der Prüfung der Aufbau des Landesjugendamts noch 
nicht abgeschlossen war, ließ sich Abschließendes über die 
eintretenden Verlagerungen im Verwaltungsablauf noch nicht 

·sagen. Vorerst wiTd es aber nicht möglich sein, das Refe~ 
rat durch Abgabe von Aufgaben wesentlich zu entlasten. Es 
ist im Gegenteil damit zu rechnen, daß die erwähnten Ver~ 
äuderungen Mehrarbeit für das Referat mit'sich bringen 
werden. 

Dem RH erschien angesichts des festgestellten Arbeitsum~. 
fangsdie Besetzung des Referats mit insgesamt. einem Refe­
renten und zwei Sachbearbeitern gerechtfertigt, 

2~ Wissenschaftliche Hochschulen· (Kap. 1'JA bis 16) 

95 a) Bei den Universitäten und Hochschulen wurden Gebühren 
und andere Einnahmen als eigener Erwerb nachgewiesen, 
obwohl sie nicht unter diesen Begriff fielen. Dadurch 
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wurden zu Unrecht Ausgabenansätze erhöht, Es handelt 
sich insbesondere um Aula-, Hörsaal- und sonstige Mieten, 
Einnahmen aus dem Verkauf von Altmaterial und Formblättern 
für Zulassungsanträge,· Kleiderablagegebühren, Fraoht­
vergütun~en, Gas- und Stromkostenerstattung~n. · 

Der Minister für Erziehung und Volksbildung hat .im Ein­
v_ernehmen mit dem Minister der Finanzen der Beanstan­
dung des ~H durch Erlaß vom 23. Juli 1954 Rechnung ge­
tragen, 

96 b) ·Die Erhebung der Hochschulgebühren und ihr rechnungs­
mäßi~er Nachweis werden bei den Hochschulen in Hessen 
versc·hieden gehandhabt, Aus Zweckmäßigkai tsgründen wurde 
vom RH bei dem Minister für Erziehung und Volksbildung 

. angeregt, einhei tliohe Richtlinlen zu erlassen, 
1 

97 c) Nach der Zweckbestlmmung des Haushaltsplans konnten aus 
den Mitteln bel Kap. u4 16 Titel 31o und Kap. o4 12 
-Beilage IIIa Tltel 31o- "unvorhergesehene Ausgaben 
jeder Art zur Förderung wissenschaftlicher LBhre und 
Forschung" bestdtten werden. Der RH hat gegen eine der­
art allgemein gefaßte Zweckbestimnmng Bedenken geäußert, 
zumal dle E"rfahrung zeigt, daß dle Mittel oft für Aus­
gaben in Anspruch genommen wurden, die ihrer Art nach 
nicht unter diesen Titel gehören und auch nicht als un-· 
vorhergesehen anerkannt werden können. Nach Mitteilung 
des Kultusmlnisters wird künftig von einem besonderen 
Ansatz für unvorhergesehene Ausgaben zur Förderung der 
wissenschaftlichen Lehre und Forschung im Haushaltsplan 
abgesehen werden, um die seither wiederholt beanstande­
te Verausgabung von Mitteln für einen und denselben 
Zweck an verschiedenen Stellen des Haushaltsplans zu 
vermeiden. · 

98 d) Entsprechend einer Anregung des RH sind die Disposi­
tionsmittel der Hochschulrektoren- erstmalig für das 
Rj. 1955- unter einem besonderen Titel (24o) in den 
Hochschulhaushalten s.1;_sge braaht wor<ten. 

99 e) In j ;;_ngerer Zeit ist an Hochschulen eine gewisse N ei­
gung zur Angliederung juristisch verselbständigter In-. 
stitute (z.B. als rechtsfähige Stiftungen des privaten 
Rechts) festzustellen. Der RH ha,t dem Kultusminister 
mit~eteilt, daß dies zu.einer fortschreitenden Vcr­
schachtelung, Undurchsichtigkeit und Erschwerung der 
Staatsaufsicht führt. Außerdem erhalten die Hochschul­
lehrer, die den~irektorposten oder·andere l~itende 
Funktionen solcher Institute übernehmen, dafür im all­
gemeinen neben ihrer Hochschullehrervergütungein be­
sonderes Honorar im· Gegensatz zu den Hochschullehrern, 
denen als Lehrstuhlinhabern zugleich die Leitung hoch­
schuleigener Institute übertragen wird. Der RH hat seine 
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Bedenken gegen diese Entwicklung geäußert; ihr wird vor 
all.em dann entgegenzutreten sein, wenn die öffentliche 
Hand ganz oder überwiegend als Kostenträger des Insti-
tuts in Betracht kommt, · 

3. Philipps~Uni versität in Marburg (Kap. 11A) 

1oo a) Laut Vertrag zwischen der Universität und der Stadt Mar­
burg vom 28./29. April 1922 werden die Betriebs- und Un~ 
terhaltungskosten des Sladions zu fünf Siebenteln von der 
Universität und zu zwei Siebenteln von der Stadt Marburg 
getragen. Die Einnahmen und Ausgaben werden jährlich in 
eine)ll besonderen Haushaltsplan veranschlagt; die Univer­
sitätskasse legt hierüber besondere Rechnung. 

1o1 Nach Ansicht des RH sollten die Einnahmen und· Ausgaben 
für Einrichtungen dieser Art, die im engen Zusammenhang 
mit Universitätsinstituten stehen und von diesen verwal­
tet wei·den, durch den Uni versi tätshaushal t laufen und in 
der Rechnung der Universität nachgewiesen werden. Die Uni­
versität hat entsprechende Verhandlungen mit'der Stadt 
Marburg aufgenommen. 

1o2 b) ·Mit Erlaß vom 18, Sept. 195o hat der Minister für Erzie­
hung und Volksbildung bestimmt, daß der Verwaltungs­
direktor der Universität über Anträge auf Ermäßigung oder 
Erlaß von Promotionsgebühren zu entscheiden hat, In Ab­
weichung hiervon befindet jedoch bei der Universität 
Marburg der Rektor, der die ministerielle Anordnung für 
rechtsunwirksam hält, im Benehmen mit dem zuständigen 
Dekan über den Erlaß von Promotionsgebühren. Der Ver-

. waltungsdirektor wird nicht beteiligt. Der RH hat das 
Kultusministerium auf die Mißachtung .des o.a. Erlasses 

· hingewiesen mit dem Bemerken, daß er entweder durchge­
setzt, geändert oder zurückgenommen werden sollte. 

1o3 Zu der Frage des Erlasses von Promotionsgebühren hat 
der Rektor am 31. Juli 1953 dem Verwaltungsdirektor 
mitgeteilt, der Senat der Universität habe in seiner 
Sitzung vom 27. Juli 1953 beschlossen, daß an dem al­
ten Herkommen, wonach Ehegatten und Kinder von Univer­
sitätsangehörigen keine Promotionsgebühren zu zahlen 
haben, festzuhalten ist. Der RH hat hierzu in seinen 
Prüfungsmitteilungen ausgeführt, daß dieser Beschluß 
im Widerspruch zu dem Erlaß des Ministers für Erziehung 
und Volksbildung vom 1o. Juni 195o über Gebühren und 
Unterrichtsgeldfreiheit für Dozentenkinder usw. steht. 
Nach diesem Erlaß, der auf einem Beschluß der ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder der Westdeut­
schen Bundesrepublik beruht, sind von den Frauen und 
Kindern der Dozenten die nach den geltenden Bestimmun­
-gen zu erhebenden staatlichen Gebühren, die staatlichen 
Anteile am Unterrichtsgeld und alle anderen Gebühren 
zu zahlen. Staatliche Gebühren oder Gebührenanteile 



können b_iernaoh nur im l~inzelfall unter Beaohtung der 
gleichen Grundsätze, wie sie für jeden anderen Studen~ 
ten gelten, erlassen werden. Der Rektor der Universität 
lehnt nach wie vor die Beachtung des nach seiner An~ 
sieht re0htsunwirlcsamen Erlasses vom 1o. ,runi 195o ab. 

Der Minister für Erziehung und Volksbildung ist vom RH 
auch hierauf aufmerksani gemacht worden, Er· hat in bei­
den Fällen zugesagt, die Angelegenheit nach Oberprüfung 
zu regeln, 

1o4 c) Der Direktor des Hygienischen Instituts und des Medizi~ 
naluntersuclmngsamtes Max'htu-g stellt die Gebühren für 
Wasseruntersuchungen für sich persönlich in Rechxmng, 
Ab 1, Jan, 1953 sind aber die Wasseruntersuchungen durch 
Erlaß des Ministers des Innern -vom g, Jan. ·1953 (StAnz. 
S, 46) in den Aufgabenbereich der Medizinal1,ntersuclmngs~ 
ämter einbezogen worden, De:t' RH hat zum Al.tsdruck gebracht, 
daß innerhalb des Landes Hessen einheitlich verfahren 
und der o,a, Erlaß auch für das Marburger Institut An~ 
wendung finden sollte, Nach Mitteilung des Ministers 
für Erziehung und Volksbildung soll das Gebührenwesen 
der Hygienischen Institute und Medizinaluntersuchungs~ 
ämter der Universität in Marburg und der Hochschule in 
Gießen unter Berücksichtigung der Verhältnisse in den 
anderen Bundesländern neu geregelt werden, 

1o5 d) In den Rjn, 1952 und 1953·ist die Uni-versität Zahlungs~ 
Verpflichtungen zu Lasten der Sachausgaben eingegangen, 
die aus den ZlU' Verfügung stehenden Haushaltsmitteln 
nicht bestritten werden konnten UJ1d daher als Schulden 
.in das folgende Rechnungsjahr übernommen werden mußten, 
Die Abdecblng der Verbindlichkeiten erforderte die Be­
reitstellung überplanmäßiger Mittel. Der damalige Rek­
tor hat zwar eine entsprechende Beanstandung des RH als 
formell berechtigt anerkannt, jedoch gleichzeitig zum 
Ausdruck gebracht, daß die Notwendigkeiten des Univer~ 
·si tätebetriebe ihn auch in Zukunft zwingen könnten, 
Verstöße die.ser Art gegen die RHO zu begehen, 

1o6 Eine derartige Haltung kann nj.cht gebilligt werden. Die 
im Haushaltsplan zur Verfügung gestellten Mittel müssen 
so verwaltet werden, daß sie zur Deckung aller im Laufe 
des Rechnungsjahres anfallenden Ausgaben ausreichen, die 
unter den einzelnen zweckbestimlllltngen veranschlagt sind 
(§ 32 RHO), Der RH glaubt damit rechnen zu dürfen, daß 
die Universität künftig diesem Grundsatz entsprechend 
verfahren wird, · 

1o7 e) Es war zu beanstanden, daß an Diätendozenten und wis~ 
senschaftliehe Assistenten der Universität Beihilfen 
zur Förderung des Hochschullehrernachwuchm,$ gezahlt wur~ 
den, obwohl nach dem Erlaß des früheren Reichserziehungs~ 
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mirüsters vom 22 • .!ug, 194ö die Gewährung von zusätzli~ 
chen Beihilfen in diesen Fällen nicht znlässigist. Der 
Kultusminister hat daraufhin am 2o. Jan, 1955 die hessi­
schen Hochschulen an die Bestimmungen des o.a. Erlasses 
erinnert und dabei betont, daß sie auch heute noch gül­
tig sind, 

·1 o8 f) Der Rektor der Universität hat Ausgaben für Repräsenta­
tionszwecke nicht vollständig belegen können, da sich 
nach seinen Angaben die Kosten für Verteuerung des Haus­
halts durch Bewirtung von Gästen und für andere Erhöhun­
gen der LebenshaJ.tung nicht im einzeJ.nen erfassen lies­
sen. Es liegt somit ein Verstoß gegen die Vorschrift des 
§ 64 RHO vor, daß alle Ausgaben zu belegen sind. Soweit 
Repräsentationspflichten den privaten Bereich berühren 
und demzufolge Mehrkosten der Lebenshaltung verursachen, 
die nicht im einzelnen nachgewiesen werden können, kommt 
nur eine Abgeltung durch die gewährte Aufwandsentschä-
digung in Betracht, · 

1o9 Der RH ist zu der Überzeugung gelangt, daß tatsächlich 
Kosten für Repräsentation in Höhe der Auszahlungsanord­
nungen erwach~en sind, wenn sie auch nicht mehr lücken­
J.os belegt werden konnten. DeshaJ.b wurde in Erwartung 
einer künftig genauen Beachtung der Vorschriften von 
einer Weiterverfolgung der Angelegenheit abgesehen, 

11o g) Es wurden Fälle festgestellt, in denen die Universitäts­
kasse auf Grund von Auszahlungsanordnungen größere Be­
träge für bestimmte Zweckbestimmungen an Diens·tstellen 
der Universität zur Auszahlung an die Endempfänger ver­
ausgabte mit der Auflage, einen Verwendungsnachweis spä­
ter zu erbringen (BeispieJ.e: 8 ooo,-- DM als Zuschuß zu 
Stipendien bzw, Gaststellen für ausländische Studieren­
de und 3 8oo,-- DM zur Durchführung des Studiums genera­
Je an den Rektor, 7 ooo,-- DM als Zuschuß für Verbesse­
rungen betriebstechnischer Einrichtungen an den Direk­
tor-des Physikalisoh-Chemischen Instituts). ~er RH hat 
dieses Verfahren bemängelt, da die Einschaltung von 
Verwaltungsstellen bei Kassengeschäften unzulässig ist. 
Nur in besonders begründeten und eng begrenzten Ausnah­
mefällen (z.B. bei Lehrausflügen) ist ein Abweichen 
hiervon zu verantworten. 

111 h) Die Universitätskasse unterhält bisher bei den Klini­
ken eine Zahlstelle für die Annahme von Einzahlungen 
für Behandlungs- und Verpflegungskosten, Nebenkosten 
und poilklinische Gebühren sowie die Auszahlung von 
Entschädigungen für Blutspenden, Nachtwachen uhd von 
kJ.eineren Sachausgaben, In vier Buchhalterelen wurden 
Zeitbücher, Rechnungslegungsbücher sowieVorschuß-und 
VerwahJungsbücher geführt. Die Führung dieser Bücher 
ging über den Aufgabenbereich einer Zahlstelle weit 
hinaus (vgl. Anlage 1 zur VKO). Gegen die BeibehaJ.tung 



der Zahlstelle bei dBn Kliniken hat dah;:>r '1B:r RH grund~ 
säb:liche Bedenken geäußert und ernpfohlen 1 d.:ie Zahlstel~ 
le aufzulösen und einen besonder"n Sehal te:c" der Amtskas~ 
se zu errichten~ Der Ministar fiir Erziehung und Volksbil~ 
dunghat im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen 
vom 1, April 1955 ab· diesem Vorschlag entsprochen, 

112 i) Der RH hat bei der PlLilipps~UniY!irsHät in Marburg die 
Organisation und den Personalbedarf der Verwaltungs­
direktion (einsohließlich Kasse und Quästur) sowie des 
Rektorats überp:rüft und .dabei folgsncle[J f!!<d;ges·tell t~ 

113 Verwaltungsdirektion 

Die Verwaltungsd.irelction gJiedert sich iJJ cüne allge~ 
meine Abteilung und zwei Personalstellen (eine für Be~ 
amte und wissenschaftliche Kräfte und eine für Ange­
stellte und Arbfliter). Die Trennung in zwei I'ersonal~ 
stellen wurde für arbeitserschwerend gehalten, Es wur­
de eine Zusammenfassung empfohlen. die für den Einsatz 
des Personals und die Stallenüberwachung von V'ortail 
sein dürfte. Die Sachgebiete der allgemeineu Abteilung 
ließen eine zweckentsprechende und organische Auftei~ 
lung der Arbeiten vermissen. · 

Eine neue Einteilung und Besetzurig der Abteilung wurde 
vorgeschlagen, Der RH hat sioh für die emdgültige Über­
nahme eines abgeordneten Beamten der Universitätsklini~ 
ken ausgf'lsproohen. Im übi•igen ergaben sj eh keine perso­
nellen Anderungsvorschläge gegenüber dem Haushaltsplan, 

114 Universitätskasse 

Wie be:rei ts unter h) erwähnt, wurde die Umwandltmg der 
bei den Universitätskliniken eingerichteten Zahlstelle 
in einen Schalter der Kasse unter Übernahme des Zahl~ 
stellenpersonale empfohlen. Dj.e Stellenvorsehung für 
eine seither vex•triltungswei.se tä-tige Schreibkraft wur~ 

'de befürwortet. Sonstiger Vorschläge organisatorischer 
Art bedurfte es nicht. 

115 Gebührenfestsetzungsstelle (quäs_t.!!!'l 

Diese Stelle ist mit reiner Verwaltungstätigkeit (Be­
rechnung.und Festsetzung dar Hochschulgebühren, Be­
scheinigung der sachlichen uncl recb:ne:ejschen Rich·tig­
keit pp.) befaßt. Sie ist dem Leiter der Universitäts­
kasse unterstellt. Hierdurch wh'd gegen den Grundsatz 
einer scharfen Trexmung von Verwaltung und Kasse ver­
stoßen. Der RH hat deshalb die Eingliede1~ng der Ge­
bührenfestsetzungsstelle in die Verwal tu~ng nahe gelegt, 
Die vorgefundene Besetzung mit drei Kräft<;~n wurde für 
angemessen angesehen, 
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Rektorat 

Gegen Organisation und Geschäftsverteilung war nichts 
.einzuwenden. Auch die Personalbesetzung wurde für ange­
messen gehalten bis auf eine aushilfsweise beschäftigte 
Schreibkraft, die entbehrlich erschien. 

in Frankfurt Main 

117 a) Der von der Universitätskasse alljährlich aufgestellte 
Jahresabschluß entspricht nicht den Bestimmungen der 
RRO. Die Abschlußnachweisung gibt insbesondere keinen 
Aufschluß über die verbliebenen Haushaltsreste und ent-· 
hält keine Vermerke über die jeweilige Buchungsstelle 
im Titelbuch. Nachweisungen über die Abschlagsauszah­
lungen, Forderungen, Vorschüsse und Verwahrungen im 
Sinne der RRO.fehlen, Der RH hat veranlaßtr daß die 
Kasse ab Rj. 1954 die R.echnungsnachweisung und ihre An­
lagen nach den vorgeschriebenen Mustern erstellt und 
die einschlägigen Vorschriften beachtet, 

118 b) Bei insgesamt neun Titeln wurden Haushaltsüberschrei­
tungen von zusammen 63 41o,-- DM festgestellt, für die 

. die Genehmigung des Ministers der Finanzen nach § 33 
Abs. 1 RHO nicht eingeholt worden war. Der Antrag auf 
Genehmigung einer Mittelüberschreitung in Höhe von 
44o,-- DM war vom Finanzminister ausdrücklich abgelehnt 
worden. Die Universität führt die Nichteinholung der 
Genehmigungen auf organisatorische Mängel bei ihrer 
Verwaltung zurück, die nach ihren Angaben inzwischen 
a bges tell t worden sind. · · 

119 c) Die Universität hat die für den Geschäftsbereich des 
Ministers für Erziehung und Volksbildung gültige Gerä­
teordnung bisher nicht eingeführt. Eine entsprechen­
de Prüfungsmitteilung des RH wurde dahingehend beant­
wortet, daß das Versäumnis auf Personalmangel zurück­
zuführen sei, nunmehr aber mit der Durchführung der 
Geräteordnung begonnen werde •. 

12o d) In der Beilage IIIa zum Epl. o4 des Haushaltsplans für 
das Rj. 1953 sind die für mehrjährige Bauvorhaben bei 
den Titeln 71o und 87o des ao. Haushalts vorgesehenen 
übertragbaren Ausgabemittel entgegen der Vorschrift 
des § 31 Satz 2 RHO als gegenseitig deckungsfähig be­
zeichnet. Wie die Rechnungsprüfung ergab, hat die Uni­
versität die für die einzelnen Bauvorhaben vorgesehe­
nen Beträge des Titels 71o sowie die für die einzel­
nen Vorhaben ausgebrachten Beträge des Titels 87o un­
tereinander (d,h. innerhalb des einzelnen Titels) und 
gegenseitig (d,h. von Titel zu Titel) uneingeschränkt 



als deckungsfähig behandelt. Der Kultusminister hat auf 
Grund einer 'Beanstandung des RH nitgeteilt, daß derbe­
.stimmungswidrige Deckungsvermerk künftig in die Haushalts­
pläne nioht mehr aufgenommen wird. 

5. Kliniken der Justue Liebig~Hoohsohule in Gießen 
(Kap. 13B) .. 

121 a) Der Haushaltsplan enthält einen Vermerk über eine Dienst­
wohnung für den Leiter der Kliniksverwaltung. Da eine 
solche nicht vorhanden war, wurden dem Beamten Räume 
in der Augenklinik als Notwohnung zugewiesen. In dem 
im Jahre 1954 fertiggestellten Neubau für die Klinika­
verwaltung wurde eine Wohnung ausgebaut, was nur zu 
rechtfertigen war, wenn die Wohnung als Dienstwohnung 
für den Verwaltungsleiter bestimmt und als solche in 
Anspruch genommen worden wäre. Stattdessen wurde die 
Wohnung anderweitjg vermietet, da es der Verwaltungs­
leiter mit der Begründung, daß er selbst bauen wolle, 
ablehnte, sie als Dienstwohnung zu beziehen. Wegen die­
ser Sachlage regte der RH die künftige Streichung des 
Dienstwohnungsvermerks im Haushaltsplan an. Er konnte 
.sich der Auffassung der Hochschule, daß sich der Weg­
fall der Dienstwohnung für den Klinikabetrieb außer­
halb der Dienstzeit nachteilig auswirken würde, nicht 
anschließen. 

122 b) Nach Feststellung des RH hat ein Klinikadirektor nach 
Aufgabe der von ihm in der Klinik vorübergehend als 
Notwohnung in Anspruch genommenen Räume ein möbliertes 
Zimmer in der Klinik für private Zwecke beibehalten. 
In diesem Zimmer ist eine mit dem Klinikabetrieb nicht 
in Verbindung stehende Angehörige seiner Familie unter­
gebracht, für die auch Beköstigung in Anspruch genommen 
wird. Als Miete wurden monatlich 35,-- DM und als Kost­
geld täglich 3,-- DM gezahlt. Der RH hat die festge­
stellte Raumbeanspruchung als Mißbrauch beanstandet, um­
somehr, als ein bedrückender Raummangel in den Kliniken 
besteht. Er hat die Hochschule aufgefordert, die Fol­
gerungen zu ziehen. 

123 c) Zuwendungen Dritter für Forschungsarbeiten an den Kli­
niken sind auf Sonderkonten vereinnahmt und daraus ver­
ausgabt worden, ohne daß die Hochschulkasse dabei be­
teiligt wurde. Die Klinikadirektoren weigerten sich, 
die Beiträge durch die Amtskasse.verwalten und buchen 
zu lassen, weil sie befürchteten, daß die Mittel ver­
fielen, wenn sie ni.oht innerhalb des jeweils laufenden 
Rechnungsjahres verausgabt würden, urddaß sie wegen 
der Betriebsmittelbewirtschaftung womöglich nicht je­
derzeit zur Verfügung stünden. Die Direktoren wurden 
in ihren Bedenken durch einen neuerlichen E~laß des 
Ministers für Erziehung und Volksbildung vom 3.Mai 1955 
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bestärkt, in dem die Übertragung der im Rj. 1955 nicht 
verwendeten Reste aus Beiträgen Dritter aus dem Rj, 1954 
in das Rj. 1956 als nicht in Betra.cht kommend bezeich­
net wurde. ·Bei Gesprächen mit Hochschullehrern wurde 
der Ei.ndruck gewonnen, daß der Widerstand aus ihren 
Reihen gegen eine Vereinnahmu.ng der Bei träge Dritter 
durch die Hochschulkasse häufig nur darauf beruht, daß 
man eine Beschränkung in der Disposition der Mittel 
durch die Betriebsmittelbewirtschaftung oder durch den 
Ablauf des Rechnungsjahres befürchtet. 

124 Es wurde deshalb vom RH vorgeschlagen, diese Bedenken 
durch eine allgemeine Unterrichtung der Hochschullehrer 
über die verwaltungsmäßige Behandlung der Beiträge Drit­
ter auszuräumen, Dabei wäre auch zum Ausdruck zu brin­
gen, daß die Errichtung von Konten beim Postscheckamt, 
bei Banken und anderen Geldinstituten für die öffent­
liche Hand (z.B, für die Hochschule, für ein Hochschul­
institut, für einen Hochschullehrer in seiner Eigen­
schaft als Institutsdirektor) unstatthaft ist, es sei 
denn, daß der Finanzminister gemäß § 26 Abs, 2 RHO der 
Kontoerrichtung zugestimmt hätte, Weiter wurde der Mi­
nister für Erziehung und Volksbildung vom RH gebeten, , 
die in Betracht kommenden Dienststellen im Benehmen mit 
dem Minister der Finanzen darüber aufzuklären, daß über 
die Zuwendungen jederzeit verfügt werden kann und ein 
Verfall der Mittel nicht ~u befürchten ist, weil die ge­
gebenenfalls erforderliche Zustimmung des Ministers der 
Finanzen zur ÜbE;~rtragung in solchen Fällen nicht ver­
weigert werden wird. 

125 Der Kultusminister hat dem RH mitgeteilt, daß auf Veran­
lassung der Kultusministerkonferenz Vorschläge für die 
Behandlung von Beiträgen Dritter zur Beseitigung der 
auch in anderen Ländern in Erscheinung getretenen Schwie­
rigkeiten ausgearbeitet werden. Im übrigen wurde zuge­
sagt, di2 Hochschullehrer nochmals eingehend über die 
verwaltungsmäßige Behandlung der Beiträge Dritter ent­
sprechend der Anregung zu unterrichten. 

126 d) Die für Arzneimittel zur Verfügung gestellten Haushalts­
beträge sind im Haushaltsplan nicht anteilmäßig auf die 
einzelnen Kliniken verteilt. Demgemäß wird auch die Ist­
ausgabe nicht klinikaweise nachgewiesen. Der RH hat dies 
als Mangel empfunden, Nach Mitteilung der.Hochschule 
soll ab Rj. 1956 dem hierzu gemachten Vorschlag des RH 
Rechnung getragen werden. Es ist zu erwarten, daß die­
se Maßnahme dazu beiträgt, die ständig ansteigenden Aus­
gaben für ~rzneimittel einzuschränken. 

Es wurde vom RH ferner veranlaßt, daß der Bestand der 
Klinikaapotheke an Arzneimitteln am Ende jeden Monats 
wertmäßig ermittelt und jährlich eine Inventur vorge­
nommen wird. 



127 e) An l'linen Hoohsolmllehrer wurden im Hj. 195o insgesamt 
8 ooo 1 ~~ DM für ein Ar bei tge berhaudarlehen dur eh die 
HoolHJohnlkasse in Anwendung des § 76 Abs. 2 RKO ohne 
vorherige schl'iftliche ministerielle Genehmigung aus­
gezahlt ,md unter den Vorschüssen gebucht. Der Vor-
s chut3 i. s t bis heute ~ nach über fünf Jahren - noch 
nicht ahgewi.oln'llt. Die Auszahlung des Vorschusses und 
die bJ.sherige Nichtabdeckung wurden beanstandet. Die 
Angelegenheit soll nach Mitteilung der Hochschule in 
absehbarer Zeit bereinigt werden, was der RH überwachen 
wird. 

128 f) Ei.nzelne KlinH:sdirektoren haben für die ärztliche Be-
haridlung von Pat:i.enten der dritten Pflegelüasse Privat­
honorare in Rechnung gestellt. Um d.er Bestimmung, daß 
nur Pat,ienten der ersten und zweiten Pflegeklasse pri­
vat durch den Klinikadirektor behandelt werden dürfen, 
gex'echt zu werden 1 wurden in einer Klinik die Patienten 
für den Tag der privaten Behandlung (Operation usw.) 
als :Patienten dex· zweit•m Klasse geführt, .ohne daß sie 
:i.n allen Fällen tatsächlich in diese Klasse verlegt wa­
ren. Da sich verschiedene Patienten weigerten, den Ko­
stensatz der von der Kliniksvel'wal tung in Rechnung ge­
stellten höheren Pflegeklasse zu bezahlen und dies da-· 
mit begründeten, daß die JJeistungen .dieser Klasse ihnen 
nicht zu teil geworden seien, ging ein Kli.niksdi rektor 
dazu über, sich vor Behandlung eine besondere Erklärung 
von d.en Patienten unterschreiben zu lassen. Darin er­
klärten sich diese damit einverstanden, daß der Opera­
tionstag als Tag der zweiten Klasse gelte, ohne daß 
eine Verlegung auf diese Station erfolge. Nach der Ge­
bührenordmmg dürfen für die Behandlung von Patienten 
der dritten Pflegeklasse Arztkosten - auch von den Kli­
niksdirelctoren ~ nicht besonders berechnet werden. Wenn 
ein Kranker, der in der dritten Pflegelüasse liegt, für 
einzelne Tage als Patient der zweiten Pflegeklasse ge­
führt wird, nur um die Berechnung eines Privathonorars 
durch den Klinikadirektor zu ermöglichen, so bedeutet 
dies eine U,",gehung der erwähnten Bestimmung. '· 

129 Nach weiteren Feststellungen des RH wurden von der As­
sistentensohaft einer Hochschulklinik ärztliche Lei­
stungen den Patienten in Rechnung gestellt. Nach den 
Bestimmungen ist nur der Kliniksd:lrektor berechtigt, 
bei Kranken der ersten und zweiten Pflegeklasse ein be­
sonderes Honorar zu fordern, 

13o Schließlich sind aus den Reihen der Patienten Einzel­
fälle bekannt geworden, daß in mehreren Pollkliniken, 
soweit es sich bei den Patienten um Mitglieder von Er­
sai;z.~ oder Privatkrankenkassen oder um Selbstzahler 
handelte 1 die Behandlung abgelehnt worden ist mit der. 
Begründung, die paliklinische Behandlung könne nicht 
übernommen werden, weil nur eine Privatbehandlung durch 
den Klinlksdirektor in Betracht komme. Es sind keine 
Bestimmungen bekannt, die die Behandlung bestimmter Per­
sonankreise in den Polikliniken ausschließen. 



131 Der Minister für 1\.':.l~.rw,q, Volksbildung hat in sei­
nem Erlaß vom 26. Juli 1955 ~largestellt, daß es unzu­
lässig ist, 

132 

133 

134 

135 

136 

137 

1. Patienten der dritten Pflegeklasse nur für den Tag 
der Operation in der zweiten Pflegeklasse zu führen, 
weil dies eine Umgehung der in der Gebührenordnung 
für die Universitäts~ und Hochschulkliniken enthal­
tenen Bestimmungen für die Liquidationsmöglichkeit 
der Klinikadirektoren bedeutet, 

· 2. Sonderberechrmngen de1• Assistenten zu gestatten, 
3. pri vatvers:tcher·t~," Patienten die Behandlung in den 

Polikliniken zu versagen, um sie stattdessen in die 
Privatsprechstunde des Kllnilcs(lirektors zu überwei­
sen. 

a) In der Zeit vom 8, bis 2'1, ~'eb:c, 1955 hat der RH eine 
örtliche Überprüfung der gesamten Haushai ts~ und Rech­
nungsführung des. Studentenwerks der Technischen Hoch­
schule vorgenommen, 

Nach den satzungsgemäßen Aufgaben des Studentenwerks 
obliegen ihrn die wirtsohaftliohe Jl'örderung und Unter­
stützung cler Studierenden der Teohnisohen Hochschule 
sowie die Wahrnehmung aller mi.t der studentischen So­
zialfürsorge zusammenhäng'end en Angelegenheiten. 

Die Satzung bezeichnet das Studentenwerk als Anstalt 
des öffentlichen Rechtsw Tatsächlich ist sein rechtli­
cher Charakter noch ungeklärt. 

Nach der Satzung ist ein Haushaltsplan aufzustellen und 
dem VerwaltungsbfJlrat zur (}enehmigung vorzulegen. Der RH 
mußte darauf aufme:cksam machen, daß nach dieser Vor­
schrift bisher noch nicht verfahren worden ist. 

Ober'~ersonelle Fragen beschließt nach der Satzung der 
Vorstand. Es wurde vom RH angeregt, künftig einen Stel­
lenplan aufzustellen und vom Verwaltungsbeirat in Ver­
bindung mit dem Haushaltsplan genehmigen zu lassen. Im 
übrigen entsprach nach Ansicht des RH das wergefundene 
Personal der Zahl und der Einstufung. nach dem tatsäch-
lichen Bedarf. · 

Bei der Prüfung vermißte der RH Bestimmungen über die 
Verwaltung des Vermögens, die Befugnis zur Anordnung 
von Zahlungen usw. Er empfahl die Aufstellung einer 
Geschäftsordnung, in der die ~echte und Pflichten des 
Geschäftsführers genau abgegrenzt und die Vermögensver­
waltung geregelt werden. 



138 b) Zu Lasten der Mittel bei Kap. o4 16 Titel 3o7 erhielt 
das Studentenwerk im Gj. 1953 einen Staatszuschuß von 
6o ooo,-- DM. Außerdem bewilligte das Kabinett einen 
Zuschuß von 85 ooo,-- DM aus dem Gewinn der Staatlichen 
Sportwetten GmbH zur Fertigstellung der vom Studenten­
werk verwalteten und genutzten 'Qtto Berndt-Halle. Diese 
Mittel wurden von der Stadt Darmstadt verwaltet, die 
auch die Auszahlungen leistete. 

139 c) Die Einnahhlen aus Wohlfahrtsgebühren der Studenten und 
Gasthörer betrugen im Sommersemester 1953 und Winter­
semester 1953 insgesamt 141 139,-- DM. Die Gebühren 
sind zweckgebunden; sie verteilen sich wie folgt: 

Studentische Krankenversorgung 
Gesundhai tsförderu.ng · 
Pflichtuntersuchung 
Unfallversicherung · 
Studentenhausbau 
Darlehensfonds 
Allgemeiner Betriebszuschuß 
zum Studentenwerk 
Beitrag zum Asta 

zusammen: 

DM 
62 67o,--

6 261,--
3 13o,5o 
6 323,--

12 522,--
6 261,--

31 3o5, --
12 666,5o 

141 139,--

14o d) Das. Studentenwerk unterhält eine Anzahl von Wirtschafts­
betrieben. Die meisten von ihnen erforderten einen Zu­
schuß, nämlich 

141 

die Mensa 
der Erfrischungsraum 
das Wohnheim Riedeselstraße 
das Erholungsheim Airleubach 

im Betrage von 
DM 

die Studentenmaterialverkaufsstelle 
die Otto Berndt-Halle 

34 295,64 
6 694,87 
1 887,o8 
6 65o,83 
1 691,45 
9 o29,29 

zusammen: 

e) Bei insgesamt 198 786 ausgegebenen Essen errechnet sich 
der Zuschuß je Mensa-Essen im Durchschnitt auf 17 V2 
Pfenni~e. Der RH empfahl, die Höhe des Zuschusses je 
Mensa-Essen künftig im voraus festzulegen und vom Ver­
waltungsbairat genehmigen zu lassen. Der Zuschuß wäre 
dann der Mensa nach der Zahl der ausgegebenen Essen gut­
zuschreiben. Der RH äußerte, daß ein Zuschuß nur für 
das billigere.der beiden verabreichten Essen in Betracht 
kommen sollte, während das zweite Essen mit dem Selbst­
kostenpreis zu berechnen wäre. Es wurde vom RH auch dar­
auf hingewiesen, daß die Vorschrift der neuen Satzung, 
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d<1 .. ß verbilligte Mab.lzei ten bis o 1 9o DM nur an bedürfti~ 
ge Studenten ausgegeben werden qürfen, bisher nicht be­
achtet worden ist. 

142 f) Das Studentenwerk wird in erheblichem Umfang dadurch tä-­
tig, daß es Beihilfen und dergleichen 8.us nicht eigenen 
Mitteln verrni ttel t uno. bearbeitet; hierbej. handelte es 
'sich im Rj. 1953 um einen Betrag von 34 843 1 -- DM. Im 
übrigen liegt die ihJn obliegende li'örderung der Studie­
r~nden aus eigenen, nicht zweckgebundenen Mitteln vor 
allem darin, daß es die erwähnten Wirtschaftsbetriebe 
durch beträchtliche Zuschüsse unterhält. Gegenüber die­
sen Zusohußbeträgen (6o 249,16 DM), die einer allgemei­
nen Förderung der Studentenschaft dienen, tritt die 
Einzelförderung der wirklich bedürftigen Studierenden 
aus freien Mitteln des Studentenwerks (nur 1 581,76 DM) 
stark zurück. Der RH hat deshalb dazu geraten, einer­
seits bei den einzelnen Wirtschaftsbetrieben anzustre­
ben, daß diese sich selbst unterhalten, und anderer­
seits der speziellen Förderung bedürftiger Studenten 
mehr. als bisher, z,B. auch durch Gewährung von Unter­
stützungen, Stipendien, Darlehen, Aufmerksamkeit zu 
schenken. Damit würde zugleich der bisher unbeachtet 
gebliebenen Satzungsvorschrift genügt werden, daß die 
Wirtschaftsbetriebe so einzurichten und zu führen sind, 
daß sie die Unkosten decken, jedoch keinen regelmäßigen 
Gewinn abwerfen, 

143 

7. Päda. go~isches_ Institut Darmstadt in Jugenhei.m/Bergstraße 
l]:a [!_~:::~?2 -

Der Tagessatz für Unterkunft und Verpflegung der Studieren­
den des Pädagogischen Instituts ist auf1,75 DM (Verpfle­
gung 1, 65 DM, Unterkunft o, 1 o DM) festgesetzt, Dieser Satz 
ist aus der Zeit vor der Währungsreform ungeachtet der in­
zwischen eingetretenen Veränderungen beibehalten wo:cden. 
Im Rj. 1953 sind zufolge Anwendung dieses Tagessatzes ins­
gesamt nur 64 61o, 49 DM fü:c Verpflegung und Unterlrnnft ver<e" 
einnahmt worden, während dafür tatsächlich rd. 1oo ooo,--DM 
aufgewendet werden mußten. Bei dieser Sachlage hielt der 
RH eine Erhöhung des Tagessatzes auf 2 1 5o DM für unerläß­
lich. Das Pädagogische Institut Darmstadt hat mitgeteilt, 
daß wegen der Erhöhung der Tagessätze für Unterkunft Ver­
handlungen stattfanden, die sich erstmalig im Rj. 1955 aus­
wirken werden. 

8. Die staatlichen Theater (~J23~2_6A bis 3§0) 

a) Nichteinhaltung_von Dienstvert:r__ägen beim künstlerischen 
Personal 

144 Die drei hessischen Staatstheater lassen es, wie bei der 
Rechnungsprüfung festgestellt wurde, in den letzten Jahren 
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in steigendem Maße zu, daß Künstler die in den Dienstver­
trägen getroffenen Abmachungen nicht vollständig einhalten. 
Es wurde z.B. einzelnen Bühnenangehörigen, insbesondere 
Spielleitern, Bühnenbildnern und vereinzelt auch Einzei­
darstellern unter Fortzahlung der Gage außervertraglicher 
Urlaub von längerer Dauer zur Durchführung von Gastinsze­
nierungen oder Gastspielen an anderen Bühnen gewährt, Der-
artige Zugeständnisse sind in der Regel mit Mehrkosten 
für die Theater verbunden. Außerdem liegt, soweit es sich 
um Spielleiter oder Ausstattungsleiter handelt, die Folge­
rung nahe, daß die Bühnen mit Mitgliedern dieses Kunst­
faches übersetzt sind, 

145 Die Theaterleitungen begründen ihr Verhalten vor allem da­
mit, daß 
1, sich die künstlerischen Fähigkeiten von Spielleitern 

und Bühnenbildnern zum Vorteil der eigenen Bühnen 
besser entwickeln, wenn ihnen Inszenierungen an an­
deren Bühnen ermöglicht werdenj 

2. es dem Ruf eines Theaters zum Vorteil gereicht, wenn 
die eigenen Kräfte auch außerhalb gefragt sindj 

3, die Gagen recht niedrig sind und daher den Künstlern 
Gelegenheit zu Nebenverdienst gegeben werden .müsse. 

Diese A~gumente rechtfertigen nach Ansicht des RH nicht 
die fortschreitende Zunahme der beanstandeten Übung, Sie 
führt a.llzU leicht dahin, daß nach dem Prinzip "eine Hand 
wäscht die andere 11 von Bühne zu Bühne wechselseitig Gast­
ins:öenierungen und Gastspiele vereinbart werden mehr im 
Interesse der beteiligten Personen als aus übergeordneten 
allgemeinen Gründen künstlerisoher Art. Im übrigen ist die 
Verallgemeinerung, daß anderwärts die Gagen höher seien 
als bei den hessischen Staatstheatern, unzutreffend, 

146 Der RH wird der aufgezeigten bedenklichen Entwicklung wei­
terhin seine besondere Aufmerksamkeit zuwenden. Das Kultus­
ministerium, das von einzelnen Beanstandungen Kenntnis er­
halten·hat, wird darauf zu achten haben, daß nicht durch 
Einräumung vertraglich nicht vorgesehener Vergünstigungen 
seine Anordnung (Erlaß vom 5, Juni 1953), daß Nebenabrede.n 
zu VertrJigen des künstlerischen Personals seiner Genehmi­
gung bedürfen, weitgehend durch die Praxis an den Bühnen 
ausgehöhlt wird, 

147 

Aufführungsgebühren) bei auswärtigen .· 
essischen Staa·tstheat"er 

Zwischen den Autoren von Bühnenstücken oder deren Verle­
gern und dem Bühnenunternehmen werden für jedes zur Auf­
führung überlassene Werk Aufführungsverträge abgeschlos­
sen. Als Gegenleistung dafür zahlt der Bühnenunternehmer 
von der Roheinnahme einen Urheberanteil, 
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148 D:ce Prüfung der Einnahmen aus Gastspielreisen hat ergeben, 
daß zu der Frage, was unter Roheinnahmen aus Gastspiel­
reisen eines Bühnenunternehmens zu verstehen ist, bei den 
drei hessischen Staatstheatern keine einheitliche Auffas-
sung besteht. · 

149 Das Landestheater Darmstadt und das Staatstheater Kassel 
vertreten die Ansicht, daß bei Gastspielreisen unter Roh­
einnahme die mit den Abstecherorten vereinbarte Pauschal­
abfindung nach Abzug 'der wirklich entstandenen Reise- und 
Transportkosten - höchstens im Betrag von 2o % ·der Pau­
schalabfindung - zu verstehen ist. Das Staatstheater Wies­
baden dagegen ist der Meinung, daß nicht von dem Abfin­
dungsbetrag, sondern von der durch den Kartenverkauf tat­
sächlich erzieltenEinnahme auszugehen ist. Damit das Land 
wegen dieser unterschiedlichen Abrechnung der Urheberan­
teile vor .finanziellen Nachteilen bewahrt bleibt, hat der 
RH dem Kultusministerium eine Klärung der Angelegenheit, 
ggf, ·im Benehmen mit dem Deutschen Bühnenverein, nahege­
legt. Daß bisher noch keine Schwierigkeiten eingetreten 
sind, dürfte darauf zurückzuführen sein, daß bislang noch 
keine Nachprüfung von Verlagsseite her stattgefunden hat. 

c) Ständige Di€nst- und Freiplätze 

15o Dem RH liegen von den drei hessischen Staatstheatern Über­
sichten über die festen Dienst- und Freiplätze vor. Es 
handelt sich dabei um Plätze, die einem außerhalb der 
Theater stehenden Personenkreis ständig zur Verfügung stehen. 
Nach diesen Übersichten ist sowohl der Personenkreis als 
auch die Zahl der zugeteilten ständigen Plätze bei den 
einzelnen Theatern sehr verschieden. Besonders auffallend 
ist, daß einer sehr erheblichen Zahl von Freiplatzinhabern 
das Recht zum Besuch jeder Vorstellung, d.h. aller Premie­
renaufführungen und sämtlicher spielplanmäßigen Wiederho­
lungen der Stücke, eingeräumt ist, Es ist nicht anzunehmen, 
daß sich der Inhaber eines ständigen Freiplatzes ein Stück 
so oft anhört, als es aufgeführt wird. Außerdem ist nach 
Ansicht des RH der Personenkreis zu weit gezogen. Der RH 
hat deshalb dem Kultusministerium eine die bisherige Übung 
einschränkende Regelung der Abgabe von ständigen Frei­
plätzen empfohlen. Besonders für das Landestheater Darm- · 
stadt würde jedes durch eine solche Regelung erzielte Mehr 
an freien Plätzen, die für den Verkauf zur Verfügung 
stehen, wegen der derzeitigen geringen Platzzahl Bedeu-
tung gewinnen. 

151 Der Minister für Erziehung und Volksbildung hat auf diese 
Anregung hin mit Erlaß vom 29. Sept, 1955 die Verwaltungs­
direktoren angewiesen, die ständigen Dienst- und Frei­
plätze in einer Freikartenordnung (siehe auch Unterab­
schnitt d)) festzulegen und dazu die ministerielle Geneh­
migung einzuholen. Nach Ansicht des Kultusministers läßt 
sich eine völlig einheitliche Regelung der Abgabe von 
ständigen Dienst- und Freiplätzen für sämtliche staatli­
chen Bühnen wegen der verschieden gelagerten örtlichen 
Verhältnisse nicht treffen. 
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d) Bewilligung von Frei- und Vorzugskarten 

152 Die Bewilligung von Frei- und Vorzugskarten (der sog. 
Steuerkarten) zum Besuch einzelner Vorstellungen durch 
Theaterbedienstete und ihre Angehörigen wird bei den drei 
Staatstheatern unterschiedlich gehandhabt, Im Hinblick a11f 
die nicht unerhebliche wirtschaftliche Seite der Angelegen­
hai t und zur Erzielung einer Einhei tlichl,ei t hat der RH 
dem Minister für Erziehung und Volksbildung vorgeschlagen, 
eine für die drei Staatstheater gültige Frei- und Vorzugs­
kartenordnung zu erlassen, die den Personenkreis der Be­
zugsberechtigten und die Preise für die Karten festlegt. 

153 Der Minister für Erziehung und Volksbildung hat daraufhin 
mit Erlaß vom 29. Se~t. 1955 Richtlinien über die Abgabe 
von Eintrittskarten (Frei- und Vorzugskarten) an Bühnen­
mitglieder der staatlichen Bühnen in Wiesbaden, Kassel und 
Darmstadt, an deren Angehörige oder sonstige Verwandten 
und an andere Personen herausgegeben, Die Einzelheiten 
sind auf Grund dieser Richtlinien in e·iner Freikartenord-

. nung des einzelnen Theaters zu regeln, die der ministeriel­
len Genehmigung bedarf, 

e) Geschenke aus Anlaß von Jubiläen 

154- Vom Staatstheater Kassel ist aus Mitteln bei Ti tel 299 
"Vermischte Verwaltungsausgaben" (Beilage Vb) für einen 
Angestellten aus Anlaß seines 25-jährigen Dienstjubiläums 
ein Geschenkkorb gekauft worden. Nach den Bestimmungen 
über die Ehrung von Dienstjubilaren im öffent·Uchen Dienst 
(Erlaß des Hassischen Miriisterpräsidenten vom 25. Sept.1953, 
StAnz. s. 889) ist es unzulässig, Geschenke auf Staats­
kosten bei einem 25-jährigen Dienstjubiläum zu überreichen, 
Vom Staatstheater Kassel ist für die Zukunft Beachtung der 
Bestimmungen zugesichert worden. 

155 Von dem Staatstheater Wiesbaden sind für gleiche oder ähn­
liche Zwecke sowie zu Jubiläen und Geburtsi;agen von Künst­
lern, darunter auch solchen, die längst aus dem Verband 
des Staat~theaters ausgeschieden sind, Mittel bei Kap. 
o4 36A Ti tel 3oo Unterabschnitt 1o "Sonstige Betriebsaus­
gaben" in Anspruch genommen worden •. Das Staatstheater 
·Wiesbaden glaubte sich zu derartigen.Zuwendungen berech­
tigt, d.a vilin de4 Mitteln dieses Unterabschnittes 5oo 1 -- DM 
"für außergewöhnlichen Aufwand aus dienstlichem Anlaß in 
besonderen Fällen" verwendet werden dürfe'n. Bei diesem Be­
trag handelt es sich aber nicht um einen Verfügungsfonds, 
den das Theater nach freiem Ermessen in Anspruch nehmen 
kann. Maßgebende Richtschnur muß bei der Verwendung der 
Mittel aus diesem Fonds sein, daß ein dienstlicher Anlaß 
vorliegt und die Au·sgabe zur Erfüllung der Aufg_aben des 
Theaters unabweisbar notwendig ist, 

156 Geldgeschenke.an frühere Bühnenangehörige dürften nur 
ganz ausnahmsweise als dienstlich unbedingt nötig anzu­
_sprechen sein, In einem derartigen Sonderfall sollte zuvor 
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die Dienstaufsichtsbehörde gehört werden. Der RH hat die 
Erwartung ausgesprochen, daß künftig nach den von ihm auf­
gezeigten Grundsätzen verfahren wird. 

9. ~ndestheater Darmstadt (KaJ2, 36B) 

a) Erkrankungen beim technisch~ und Hauspersonal 

157 Augenfällig ist die ständige Beschäftigung von Aushilfen 
infolge Erkrankungen beim technischen und Hauspersonal, 
Im Rj. 1953 sind von 29 Angestellten neun und von 49 Arbei­
tern 24, insgesamt 33 von 78 Bediensteten der vorgenannten 
Beschäftigungsgruppen, an 1145 Tagen krankheitshalber dem 
Dienst ferngeblieben. Im Rj. 1954 ist der Krankheitsanfall 
bei den gleichen Gruppen noch höher. Ein derart hoher 
Krankheitsanfall muß Besorgnis erregen, zumal dem Landes­
theater daraus zwangsläufig Mehrausgaben erwachsen. Die 
im· Haushaltsplan bei. Ti tel 1o4 (Beilage Va 1) vorgesehenen 
Mittel für Überzeitarbeit und Aushilfen in Höhe von 
16 ooo,-- DM reichten nicht aus, Sie wurden um 11 859 1 49 DM 
überschritten. Im wesentlichen wurden d.iese Mehrausgaben 
durch den .erhöhten Einsatz von Aushilfen für Erkrankungen 
beim ständigen Personal verursacht, 

158 Der RH ist der Ansicht, daß die Häufung der Krankheitsfälle 
und die dadurch hervorgerufene ständig vermehrte Beschäf­
tigung von Aushilfen in erster Linie darauf zurückzuführen 
sind, daß ein Teil des Personals wegen unz~länglicher, vor 
allem wegen nicht rechtzeitiger Vorbereitung von Stücken 
überbeansprucht wird. Es ist anzunehmen, daß bei Abstel­
lung dieser Mängel - die nur zum Teil ihre Ursache in den 
mangelhaften technischen und räumlichen Verhältnissen der 
Behelfsbühne haben - auch die Erkrankungen beim Personal 
auf ein normales Maß zurückgehen. Der RH hat darauf hin­
gewiesen, daß es dazu ersthafter Bemühungen der Theater­
leitung auf allen Gebieten des künstlerischen Sektors be­
darf. 

b) Anzeigekosten 

159 Der Spielplan des Landestheaters wurde laufend in der 
Düsseldorfer Tageszeitung "Der Mit:tag" veröffentlicht. 
Die dafür. aufgewendeten ,Kos.ten bet111gen rd. 6oo, ~~ DM im 
Jahr. Die Ausgabe wäre nach Ansicht des RH nur zu verant­
worten, wenn dem Theater durch diese Werbung zusätzliche 
Einnahmen mindestens in gleicher Höhe zuflössen. Das kann 
aber in Anbetracht der sehr begrenzten Platzverhältnisse, 
die schon bei der Unterbringung des Stammpublikums Schwie­
rigkeiten bereiten, nicht angenommen werden._ 

16o Die Theaterleitung verteidigte die Ausgabe mit dem beson­
deren Ruf der Bühne, deren Arbeit häufig als grundlegend 
für die Arbeit anderer Bühnen im gesamten Bundesgebiet 
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anzusehen sei, so daß ein Bedürfnis für die weitreichende 
Bekanntgabe des Spielplans bestehe; Der RH konnte diese 
Begründung nicht anerkennen, da bereits ein Austausch von 
Spielplänen unter den Bühnen stattfindet und Kritiker und 
andere Theaterfachleute von Ruf in besonderen Fällen einge­
laden werden können, 

161 Der Kultusminister hat sich inzwischen den Standpunkt des 
RH zu eigen gemacht und angeordnet, daß die Veröffentli­
chung des Spielplans in der Düsseldorfer Zeitung einzu­
stellen ist, 

c) Autorenauftrag 

162 Am 3o. Sept. 1953 beauftragte das Landestheater einen 
Schriftsteller außerhalb des Landes, ein bühnenreifes 
.Stück zu schreiben. Dafür wurde ihm ein Honorar von 
6oo,-- DM zugesichert. Der Betrag wurde in drei Monatsra­
ten mit je 2oo,-- DM am 6. Okt., 1o. und 27. Nov. 1953 aus­
gezahlt, ohne daß das Stück oder Teile desselben dem Theater 
zugestellt worden waren. Am 26, Juli 1954 verstarb der Be­
auftragte, Auch bis dahin (fast ein Jahr nach Auszahlung 
des Honorars) kam es nicht-zu einer Lieferung des Stückes. 

163 Der RH hat beanstandet, daß hier ein Betrag für einen Zweck 
verwendet worden ist, für den Mittel im Wirtschaftsplan 
des Theaters nicht vorgesehen sind, Es gehört nicht zu den 
Aufgaben eines Staatstheaters, Künstler, Schriftsteller 
u.a, finanziell in dieser FOrm zu._ fördern, Für solche 
Zwecke sind an anderer Stelle des Staatshaushalts Mittel 
vorgesehen. Außerdem sind die Vorschriften des§ 28 Abs.1 
RHO nicht beachtet worden, wonach Leistungen des Landes 
nur unter bestimmten Umständen vor Empfang der Gegenlei­
stung bewirkt werden dürfen, 

164 Das Landestheater begründete die Zahlung lediglich mit 
der außergewöhnlichen Begabung des Autors, die angeblich 
ein "außergewöhnlich gutes Stück" erwarten ließ, Der Tod 
des Beauftragten durch Selbstmord sei nicht vor~uszusehen 
gewesen, 

165 Mit diesen Einwendungen kann der Vorwurf nicht abgewehrt 
werden, daß hier die Haushaltsermächtigung überschritten 
und niaht sparsam gewirtschaftet worden ist. 

166 Der RH hat die Zusicherung der Theaterleitung verlangt 
und erhalten, daß Autorenaufträge der vorliegenden Art 
nicht mehr erteilt werden. Der Anspruch auf Zurückzahlung 
des Betrages von 6oo,-- DM wird voraussichtlich gegen die 
Erben des verstorbenen Autors nicht realisiert werden kön­
nen. 

d) Schultheater 

167 Der RH hat in seiner Denkschrift zur StHR 1952 (Tz. 13o. 
ff.) darauf hingewiesen, daß die beträchtlichen Ausgaben 



von jährlich 1oo ooo, ~~ DM fiir das Sormltheater beim Lan~ 
deotheater Darmstadt nicht verantwortet werden können, wenn 
nicht der damit verfolgi;e Zweck, künstlerisch begabte Ab­
solventen guter Theaterschulen für die große Bühne reif zu 
machen, besser verwirlcli.cht wird als das bis dahin geschehen 
war. 

168 Nach nicht ganz zweijährigem BestehEm wurde das Schultheater 
auf Veranlassung des Kultusministeriums mit Wirkung vom 
1. Juli 1954. an geschlossen. Mi tbestjrumend für die Schlies­
sung dürfte auch die Überlegung gewesen sein, daß hier Lan­
desmittel für einen Zweck aufgewendet wurden, der den Kul­
turbühnen sämtlicher Länder und somit dem Lande Hessen nur 
zu einem verhältnismäßig geringen ~'eil zugute kam. 

169 Das Kultusministerium hat durch Erlaß vom 21. Jan. 1955 das 
Landestheater angewiesen,.die vorhandenen'Bestände des ge­
schlossenen Schultheaters unter Angabe der Einzelwerte in 
einem Verzeichnis zu erfassen und sie zu ii1Jernehmen, Der 
RH, der auf eine 1Jeschleunigte Erstellung des Verzeichnis­
ses hinwirkte, äußerte dem Kultusministerium gegenüber, daß 
dem Landestheater aufgegeben werden sollte, in Höhe des 
Wertes der verwendungsfähigen Materialien einen Betrag bei 
seinen Theaterbetriebskosten einzusparen, Auf diese Empfeh~ 
lu.ng hin wurde angeordnet, daß 8o % des VIertes der über­
gehenden Vorräte, nämlich 18 5oo, ~·· DM, innerhalb der Rje, 
1955 und 1956 vom Theater einzusparen sind, Von seinen 
Theaterbetriebskosten für Rj. 1955 wurden demgemäß 
9 5oo,-- DM gesperrt; die restlichen 9 ooo,-- DM werden 
im Rj. "1956 einzusparen sein. -~ Der AbschJag von 2o % wur­
de dem Theater zugestanden, weil ein Teil des Materials 
erst nach und nach verwertet werden kann und darüber hinaus 
sich bei der Verwendung teil"weise auch gewisse Erschwer­
nisse ergeben werden. 

1o. Staatstheater Ka§lsel~iK~JJ _ _,~]~6C} 

a) Bestuhlung und. Herri_ohtung. der Karnmer~l]2iele 

17o Für die Bestuhlung und Herrichtung der Kammerspiele haben 
dem Staatstheater zur Verfügung gestanden: 25 756,29 DM, 
Für den angegebenen Zweck wurden nur 
verwendet: 23 698,29 " . 
Für den Restbetrag von 2 o58, -- DM 
sind der Zweckbestimmung zuwider Klej_derschränke für die 
Orchestermitglieder gekauft worden. 

Hier liegt ein Verstoß gegen die Vorschrift des § 3o lbs,1 
Satz 1 RHO vor. Der Betrag von 2 o58 1 -~ DM hätte unter den 
Bachausgaben nachgewiesen werden müssen. Da aber dort · 
schon erhebliche Haushaltsüberschreitungen vorlagen, hat 
das Theater es vorgezogen, den nicht voll in Anspruch ge­
nommenen Titel 951 (Beilage Vb) mit der zweckfremden Aus­
gabe zu belasten, 



171 Hierzu ist noch festzus~Llen, daß die Haushaltsmittel er­
fahrungsgemäß durch einen Intendantenwechsel stärker als 
üblich in Anspruch genommen werden. Umsomehr hätte die 
hier beanstandete, nicht zwingende Anschaffung unterblei­
ben müssen. Am Schluß des Rj. 1953 mit seinem Intendanten~ 
wechselergab sich eine Mittelüberschreitung von insgesamt 
156 955,-- DM. 

b). Vorschüsse 

172 Das Staatstheater hat einer auf Gastvertrag verpflichteten 
Künstlerin einen Vorschuß von 2 ooo,-- DM auf die von ihr 
durchzuführenden Gastspiele gezahlt, ohne daß eine.vertrag­
liche Verpflichtung dazu bestand. Eine derartige Vorauszah­
lung ist weder verkehrsüblich noch mit besonderen Umständen 
zu rechtfertigen, Es liegt somit ein Verstoß gegen§ 28 Abs. 
1 RHO vor. Der Betrag wurde ohne jede Sicherstellung vor et­
waigen Verlusten ausgezahlt, obwohl zu erwarten war, daß 
zur Ve·rrechnung ein längerer Zeitraum benötigt würde, Tat­
sächlich zog sich die Abdeckung.des Vorschusses über ein 
Jahr hin. 

173 Der RH hat darauf gedrungen, derartige Zahlungen künftig 
zu unterlassen; sie lassen sich umso weniger rechtfertigen, 
als dem Stammpersonal des Theaters Gagenvorschüsse nur mit 
ministerieller Genehmigung gezahlt werden dürfen. 
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11. Staatliche Landesbildstelle Hessen in Frankfurt Main 
8 

Der Minister für Erziehung und Volksbildung hat im Einver­
nehmen mit dem Minister der Finanzen aus Anlaß von Perso­
nalforderungen der Staatlichen Landesbildstelle Hessen den 
RH gebeten, eine Organisations- und Wirtschaftlichkeits­
prüfung bei dieser Dienststelle durchzuführen. Der RH hat 
diesem Ersuchen gemäß § 1o1 RHO entsprochen. Die Prüfung 
führte im wesentlichen zu folgenden Feststellungen: 

a) Die Staatliche Landesbildstelle Hessen in Frankfurt/Main 
wurde mit Erlaß des Ministers für Kultus und Unterricht 
vom 15. Febr. 1949 auf Grund eines Kabinettsbeschlusses 
vom 19. Jan. 1949 errichtet. Sie ist an die Stelle der 
gleichzeitig aufgelösten Landesbildstelle Hessen in 
Darmstadt und der Kommunalen Landesbildstelle Hessen­
_Nassau in Frankfurt/Main sowie der bereits mit Wirkung 
vom 3o. Sept. 1948 stillgelegten Staatlichen Landes­
bildstelle des Landes Hessen in Wiesbaden getreten. 

Laut Beschlußprotokoll der Kabinettssitzung vom 
21. April 1949 obliegt der Staatlichen Landesbildstel­
le Hessen die einheitliche Betreuung aller Kreis- und 
Stadtbildstellen im Lande Hessen sowie die Durchführung 
der vom früheren Reichsminister für Wissenschaft, Er-
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ziehung und Volksbildung festgelegten Aufgaben auf dem 
Gebiet des Schulfilms, Siehe dessen Erlaß vom 26. Juni 
·1934 (Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwal­
tung in Preußen, s. 195), ergänzt und teilweise neu ge­
faßt durch Erlaß vom 23, Dez. 1937 (RMinAmtsbl. Dtsch 
Wiss 1938 s. 1o), · 

Der RH hat darauf hingewiesen, daß wegen der inzwischen 
eingetretenen Entwicklung, insbes6ndere auf dem Gebiet 
des Tonträgers (Tonfilm, Magnetband und Schallband) und 
des Rundfunks, die Aufgaben der Landesbildstelle der 
Neuregelung bedürfen, In erster Linie ist es Aufgabe der 
Landesbildstelle, zur Bereicherung des Schulunterrichts 
durch Verwendung der optischen und akkustischen Lern­
mittel (Film, Tonfilm, Bilder, Reihenbilder, Tonträger) 
dadurch beizutragen, daß die I,eistungen des Instituts 
für Film und Bild in Wissenschaft und Unterricht in 
München vermittelt und nutzbar @,:emacht werden, Die 
Eigenproduktion der Bildstelle (Filme und Bilder) soll­
te n~ch Ansicht des RH nach Art, Umfang und. Vorausset­
zungen festgelegt und nur zugelassen werden, wenn land­
schaftlich gebundene Themen oder Ereignisse von beson­
derer örtlicher Bedeutung behandelt werden. Es wurde 
noch angeregt, Entscheidung darüber herbeizuführen, ob 
und inwieweit die Landesbildstelle film- und bildfach­
liche Aufgaben der Staats- und Selbstverwaltungsbehör­
den des Bezirks übernehmen soll. Hierbei war insbeson­
dere an eine Übertragung aller filmischen und foto­
grafischen Aufgaben gedacht, die z.B. auf den Sachge­
bieten des Bauwesens, der Denkmalpflege, des Natur­
schutzes, der Bodendenkmalspflege, der Raumordnung,' 
des Heimatdienstes, der Verkehrswerbung usw. anfallen, 

b) Die Staatliche Landesbildstelle Hessen hat gleichzeitig 
die Aufgaben der Stadtbildstelle Frankfurt/Main mitzu­
versehen (Erlaß des Ministers für Kultus und.Unterricht 
vom 15, Jan. 1949), Über die Beteiligung der Stadt an 
den Kosten der Bildstelle wegen der '•V.ahrnehmung dieser 
Aufgaben lag zur Zeit der Prüfung ein neuer Vertrag im . 
Entwurf vor. Dieser sieht für das Rj. 1955 eine Barlei­
stung von 45 ooo,-- DM und ab Rj. 1956 die jährliche 
Zahlung von 49 ooo 1 -- DM durch die Stadt vor •. Im übri­
gen trifft er Bestimmung über die kostenlose Gestellung 
von technischem Gerät und Negativen durch die Stadt und 
der eigenen Geräte und Einrichtungsgegenstände der Lan­
desbildstelle fü.r Zwecke der Stadtbildstelle. Auf Grund 
der getroffenen Feststellungen hatte der RH gegen die 

. Höhe der nunmehr vorgesehenen A bgel tung seitens der 
Stadt nichts einzuwenden. 

c) Seit dem 1. Aug. 1954 ist die Landesbildstelle in einem 
landeseigenen Gebäude. in der Gutl,llutstraße Nr. 8-12 un­
tergebracht, In dem fünfgeschossigen Gebäude.sind drei 
Geschosse (63 Räume) und ein Kellerraum für die Landes­
bildstelle bestimmt, Bei dem geplanten Umbau des Hauses 
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sollen für den Hausmeister und den büroleitenden Be­
diensteten Werkdienstwohnungen ausgebaut werden, Im 
Parterr• sollen ein Vorführraum für 15o Personen, Gar­
deroben und Garagen für die Bildstelle geschaffen wer­
den, Der RH hat die Auffassung vertreten, daß von einer 
Wohnung für den büroleitenden Angestellten der Landes­
bildstelle (.neben der Werkdienstwohnung für den Haus­
meister) abgesehen werden sollte, da die Räume wegen 
der guten Verkehrslage des Gebäudes (zwischen Haupt-

• bahnhof und Schauspielhaus) dafür zu wertvoll sind. 
Es wurde empfohlen, die für diese Wohnung vorgesehenen 
vier Räume und zwei angrenzende, für Zwecke iler Landes­
bildstelle bestimmte Räume, anderweitig zu verwenden. 
Die restlichen Räume, die die Landesbildstelle in den 
drei Stockwerken innehat, genügen neben den im Parterre 
vorgesehenen Einrichtungen nach Ansicht dBs RH vollauf 
den Raumbedürfnissen des Betriebs, 

18o d) Wegen ihres wirtschaftlichen Einschlages wird die Staat­
liche Landesbildstelle als kaufmännisch eingerichteter 
Landesbetrieb (mit doppelter kaufmännischer Buchführung) 
geführt und im.Haushaltsplan nach§ 15 RHO mit dem vor­
aussichtlichen Endergebnis (Zuschußbetrag) veranschlagt. 
Nach Ansicht des RH ließe sich der Geschäftsbetrieb an­
gesichts des verhältnismäßig nur geringen wirtschaft­
lichen Einschlages auch nach den Grundsätzen der Kame- · 
ralistik durchführen und nachweisen(Vialon, Kommentar 
zur·RHO s. 179, Ziffer 7). Da die Kameralistilc wegen 
der besonderen Struktur der.Landes.bildstel.le für diese 
gewisse Erschwernisse und womöglich Behinderungen mit 
sich bringen würde, hat jedoch der RH von Änderungs­
vorschlägen abgesehen. Er hat aber empfohlen, besonders 
darauf zu achten, daß nicht zufolge der kaufmännischen 
Ausrichtung der Bildstelle eine unzweckmäßige Auswei­
tung auf wirtschaftlichem Gebiet eintritt und gar Ge­
winnabsichten verfolgt werden, 

181 e) Die Landesbildstelle hat bisher keine genauen Kosteu­
vorausberechnungen und Abrechnungen für ihre Eigenpro­
duktion aufgestellt, Es wurden nur gelegentliche Auf­
zeichnungen über Materialausgaben vorgefunden. Diese 
Handhabung führt zu unrichtigen Schlußfolgerungen und 
insbEisondere zum Ausweis eines nicht echten Ertrags 
der Fotoabteilung. Der RH hat daher betont, daß eine 
Finanzplanung für die Eigenproduktion imerläßlichist, 
und gebeten, künftig Kalkulationen'(ggf, Nachkalkula"' 
tionen aufzustellen, die tatsächlichen Kosten einschließ­
lich der anteiligen Gemeinkosten nachzuweisen und Über­
schreitungen zu begründen. 

Auch für die gegeneinander verselbständigten Abtei­
lungen oder Sachgebiete wie Gerätetechnik und Elektro­
akkustik, Fotoabteilung, Film und Bild, Jugend~ und 
Erwach?enenbildung wurden Kostenabrechnungen nicht er­
stellt. Wenn auch eine gesonderte Betriebsbuchführung 
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für das nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtete Inslitut 
nicht notwendig erscheint, hat der RH doch empfohlen, 
die einzelnen Kostenstellen mit Hilfe einfacher Abrech­
nungsbogen für sich abzurechnen. 

f) Die Land.esbildstelle hatte sich einen Dispositions- und 
Tagungsfonds eingerichtet und, da ein solcher Fonds im 
Haushaltsplan nicht vorgesehen war, Mittel dafür aus 
den zugewiesenen Sachausgaben abgezweigt. Av.s dem Fonds 
wurden beachtliche Beträge für Tabakwaren, alkoholische 
Getränke, Kaffee und Eßwaren verausgabt, Die beschaff­
ten Waren wurden fUr die Bewirtung von Gästen und teil­
weise auch für Angestellte der Landesbildstelle verwen­
det. Außerdem vmrden Gaststättenessen für Tagungsteil­
nehmer und mitwirkende Angestellte der Dienststelle 
hieraus bezahlt. Der RH hat diese Verwendung von Sach­
ausgaben beanstandet und für die Folge um Unterlassung 
gebeten. 
Künftige Beachtung wurde zugesagt, 

g) Im Geschäftsablauf der Landesbildstelle, insbesondere 
bei Verwaltung und Kasse, waren Schwierigkeiten aufge­
treten. Diese wurden von der Bildstelle auf eine zu ge­
ringe personelle Besetzung zurückgeführt, Nach Ansicht 
des RH ließen sich die Schwierigkeiten jedoch durch 
zweckmäßigeren Einsatz des Personals und bessere Ver­
teilung der Aufgaben beseitigen. Der Einwand, den Ange­
stellten fehlten zum Teil die nötigen Kenntnisse oder 
die Bereitschaft zur Übernahme dieser Aufgaben, konn­
te - zumal im Hinblick auf ihre sehr hohe Einstufung -
nicht anerkannt werden. Der RH konnte daher die Ein­
stellung weiterer Kräfte nicht befürworten. Auch die 
Überführung eines Angestellten der Vergütungsgruppe 
TO.A IV in das Beamtenverhältnis wurde nicht für ver­
tretbar gehalten; 

h) Der RH hat in seinem Prüfungsbericht darauf hingewie­
sen, daß Unternehmen im Sinne des § 15 RHO dem Grund­
satz nach bestehende Pensionsverpflichtungen gegenüber 
ihren aktiven und ehemaligen Bediensteten in ihren 
Jahresabschlüssen nachzuweisen haben. Für Pensions­
anwartschaften wird in der Regel eine Rückstellung zu 
bilden oder aber ein Verfahren einzuführen sein, durch 
welches· das Unternehmen in gleicher Weise belastet 
wird wie private Betriebe, Das Unternehmen.könnte ver­
pflichtet werden, in der Zeit, in der ein Beamter bei 
ihm tätig ist, an das Land eine Zahlung in Höhe einer 
Jahresprämie (Jahresumlage) zu leisten. Die Nichtbe­
rücksichtigung von Pensionsanwartschaften führt dazu, 
daß zu günstige Jahresabschlüsse nachgewiesen werden. 



185 a) Die Hauptstelle des Hessisoheu J,ehrerfor·HdlcLmgswer!ces 
hat ihren ZweigstelleHl vorn R,j, 1952 ab "t;·,:.s,;biJsso" von 
je 1 Soo, ~~ DM zugebilligt, Aus dieson n.z,.uonhüsseu" 
sollten die bei den Zweigstellen anfa~Jendon Ausgaben 
gedeckt werden, DJ,ese "Zuschüsse" wurdcm MWh Vorlage 
der Belege mit entsprechenden Kassenanweisungen der 
Hauptstelle dux·ch die Staatskasse Ln Kasscc I aufgefi:illt, 

Die Überlassung von Geldrni ~teln des Landes Hessen an 
Verwaltungsbehörden zur Selbstbevd rtfwb8f~·•.Lng Ln Fo:cm 
von "Zuschüssen" :ist nicht stB.I;thaft, G••>'Ö.m:ittel oürf'en 
nach.§ 8 VKO nur dann einer VeL'wall;ungllb<,hCi:cde übe.clas~, 
sen werden, wenn bei ihr eine Zahlsteil 1 td.ngericlrtet 
oder sie mit einem Dauervo:csehuß ausgestattet; ist, Der 
HH hat darübee hinau.e bei d<;.r' Prüfung de.r Hecrmung für 
das Rj. 1953 festgestelJt, daß von den Zweigstellen aus. 
den "Zuschüssen" zu So % so.Lel1e Ausgaben geleistet wur­
den,.die keineswegs sofort und hach Lage der Sache an 
Ort und Stelle zu leisten waren, Er hat die Zurüokzie~ 
hung der 11 Zusohüsse" und d.ic' At<Sstattung der Zweigstel~ 
len mit Dauervursoh~ssen in Höhe von je höchstens 
3oo, ~~ DM anger·egt, 

Die VerWaltung :\ st den Arn·eg•< ng·en nachgekommen, 

'186 b) Die Hanshal tsmiLtel der :6w"'.i.gs te Ll.e.n W1ndeu a:l s "Betr'iebs·-
ausgaben" bei Kap, o4 57 Ti t.el 3o4 V<Hanschlegt und zuge.~ 
wiesen, Es handol te sieh dabej jedo<:h um Ausgaben, die 
als Seehausgaben und Allge,neLJ.r; Ausgaben b8:l chm •.ri·teln 
2oo bis 3o3 hätten mi tveransch! agt werd~em müssen. Es 
lagen Verstöße gegen den Ein.gl.iede:r'ungsplan und § ·Js 
RHO vo~. . 

Eine dem Eing.U ,,derungsp:Lan eui,spreeh>n,de VGranschla~ 
gung ist für di"' Zukunft zugesagt worden. 



III~ Haushalt des Ministers der Justiz (Epl. o5) 

1, Grundsätzliche Angel e_g_enhei ten 

187 Wie sich aus den vom RH geprüften Rechnungen über die Ein­
nahmen und Ausgaben von Behörden und Anstalten der hessi~ 
sehen Justizverwaltung ergibt, hatte der Aufschwung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Landes mit seinen Be­
gleiterscheinungen auch im Rj. 195? eine weitere außer­
ordentliche Zunahme des Geschäftsanfalles bei den Gerich­
ten und Staatsanwaltschaften zur Folge, Sie trat am stärk­
sten in Erscheinung auf den Gebieten des Grundbuchwesens, 
des Mahn- und Vollstreckungswesens und in der Strafgerichts­
barkeit. Sc stiegen gegenüber dem Rj,· 1952, um nur einige 
Zahlen zu nennen, die Zahl der Mahn- und Vollstreckungs­
sachen um 36 688, die der Eintragungen von Eigentumsver­
änderungen sowie der Eintragungen und Lösebungen in den 
Abteilungen II und III (Lasten und Beschränkungen sowie 
Hypotheken, Grund- und Rentenschulden) des Grundbuchs um 
44 358, die der Anzeigesachen um 1o 762 und die der An­
klagesachen wegen Vergehen um 2 6o2. Erhöhte personelle 
und sächliche Aufwendungen zur Bewältigung der Aufgaben 
wurden dadurch notwendig, Unter anderem mußten im Rj. 1953 
bei .den Gerichten und Staatsanwaltschaften 156 Planstel-
len für Beamte und 234 Stellen für beamtete Hilfskräfte, 
Angestellte und Arbeiter neu geschaffen werden. Der ge­
samte Zuschußbedarf der Justizverwaltung stieg gegenüber 
dem Rj. 1952 um rd. 5,6 Mio DM. 

188 Der RH mußte diese veränderten Verhältnisse bei der Rech­
nungsprüfung berücksichtigen. Er konnte jedoch feststel­
len, ·daß die Haushaltsmittel im ganzen auch in diesem 
größeren Rahmen sorgfältig und sparsam bewirtschaftet wor­
den sind. 

189 Der erhöhte Zuschußbedarf ist im wesentlichen auf die 
Steigerung der Personalausgaben infolge der Erhöhung der 
Bezüge der Staatsbediensteten zurückzuführen. Einschließ­
lich der Kosten der Personalvermehrung .erforderten allein 
die Personalausgaben unter Einbeziehung der Unterhalts­
zuschüsse gegenüber dem Rj. 1952 einen Mehraufwand von 
rd. 6,6 Mio DM. 

19o Aber auch die Bachausgaben weisen bei einigen Titeln ge­
genüber dem Rj. 1952 erhebliche Mehraufwendungen auf, die 
nur zum Teil durch die verstärkte Geschäftsbelastung, im 
übrigen aber durch neue gesetzliche Regelungen begründet 
sind. Dies ist vor allem bei den Auslagen in Rechtssachen 
(Kap. o5 o6 Titel 31o), den Auslagen in Wiedergutmachungs­
sachen (Kap. o5 o7 Titel 31o) und bei den Entschädigungen 



der Vollstrecktmgsbeamten (Kap. o5 o4 ~:itel 112) der Fall, 
auf die sieh das ChHletz über Mr,ßnah.roen auf dem Gebiet des 
Kostenreohts vom 7, Aug. ·1952 (BGB1, I S, 4o1)- zum ersten 
Mal für ein volles Rechnungsjahr ausgewirkt hat. Die Mehr­
aufwendungen bei diesen Haushaltsstellen betragen insgesamt 
rd, 872 ooo, ~~ DI'II, Diesen Mehrausgaben stehen jedoch auf 
dem gleichen Gese-t;z beruhende erhöhte Einnahmen gegenüber, 
die nioht.nur einen Ausgleich der sachlichen Mehraufwendun­
gen herbeiführen, sondern darüber hinaus einen Teil der 
persönlichen Kosten bis zur Höhe d:e.s verblei benden Zuschuß­
bedarfs abdecken, 

2, Örtliche Prüftm~en yon GGri ehte.;:l 

191 Örtliche Prüfungen der Reehnung für das Rj, 1953 fanden in 
den Landgerichtsbezirken J,imbu:cg und Fulda statt, Unter 

192 

193 

194 

den Fragen, die im Zusammenhang damit auftra"ten, waren eini­
ge von besonderer Bedeutung: 

a) Auswär:tige Sitzungen der Kammern 

Mehrfach wurde festgestelJt, daß die Sitzungen von Zivil­
und Strafkammern der Landg(l.i'icht"e regelmäßig auswärts abge­
halten wurden, ohne daß es du.rc.h die Sachlage des Einzel­
falles geboten gewesen wäre, Das hatte mitunter zur Folge, 
daß nicht nur Reisekosten, soy;,,dern sogar auch Übernach­
tungsgelder gewährt werden muf3ten. Begründet wurde die Ge­
pflogenheit damit, daß es durch die. Abhaltung der Termine 
am Sitze des Amtsgerichts, aus dessen Bezirk die Rechts­
sache stammt, oft möglich sei~ durch unmittelbare Heran­
ziehung benötigter Zeugen die Kosten einer Vertagung zu 
vermeiden, wodu,rch die Kosten der auswärtigen Sitzung 
aufgewogen würden, Eingehende Nachprüfungen haben jedoch 
gezeigt, daß diese Begründüng nicht stichhaltig ist, Ins­
besondere dann nicht, wenn die Kammer sich, um die Sitzung 
frühzeitig beginnen zu können, .bereits am Abend vorher zu 
dem auswärtigen Sitzungsort begibt, 

Der RH hat darauf hingewiesen, daß es aus Gründen der Wirt­
schaft:liohke:l.t erforderlich sei, die Sitzungen der Kammern 
grundsätzlich am Sit~e des Landgerichts und nur dann aus­
wärts stattfinden zu lassen, wenn re.chtliche Gesichtspunk­
te dies notwendig machten oder wenn, wie durch vorherige 
Berechnung festzustellen sei, durch die Vernehmung der 
Zeugen an Ort und Stelle mit Sicherhai t eine wesentliche Er­
sparnis für die Staatskasse erzielt werden könne. 

b) Die Ausstattung der Gerichte mit.Büromöbeln 

Bei den örtlichen Prüfungen wurde auch häufig die Beobach­
tung gemacht, daß die Ausstattung insbesondere der klei­
nel;'en Justizbehörden mit Büromöbeln zum Teil noch sehr 
mangelhaft ist, Dit; Gerichtsgebäude waren im Jahre 1945 
vielfach von den Front- und Besatzungstruppen in Anspruch 
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gccJtlOmmen worden, Nach der Wiederverwendung für Justizzwecke 
ist clas beschädigte und zerstörte Mobiliar z.tzr Beseitigung 
des augenblicklichen Notstandes nur behelfsmäßig irrstandge­
setzt und ergänzt wox·den. Mangels verfügbarer Mittel ist 
dieser Zustand bis jetzt unverändert geblieben, In anderen 
Fällen erschweren veraltete und unzweckmäßige Möbel die 
Arbeit. Nach den modernen Erkenntnissen auf dem Gebiet der 
Ration~lisierung der Bürotätigkai t koinmt e·iner zweckmäßigen 
Büroeinrichtung für den reibungslosen und raschen Ablauf 
der GE!schäftstätigkeit große Bedeutung zu. Eine systemati­
sche Überprüfung und Ausstattung der Justizbehörden nach 
diesen Gesichtspunkten liegt daher durchaus im Rahmen der 
Sorge für die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, 

Soweit'der RH selbst bei seinen örtlichen Prüfungen Beobach­
tungen über unwirotscha:f"tU ehR Büroauseta ttungen macht 1 gibt 
er der Verwaltung ln den M:l-tteilungen seiner Prü:fungsergeb~ 
.nisse entsprechende Hinwe),se, · 

c) Die Kassenaufsicht 

195 Wiederum mußte, wie auch in anderen Bezirken, die unzurei­
chende Art der Kassenaufsicht beanstandet werden, Die Auf­
sicht wird in <ler Regel von einem Beamten des gehobenen 
Dienstes, der vom Oberlandesgerlchtspräsidenten bestellt 
ist, neben seinen eigentlichen Dienstgeschäften ausgeübt. 
Ihre Handhabung i.st in den §§ 148 bis 162 der Justizkassen­
ordnung eingehend geregelt, Nur in wenigen Fällen werden 
jedoch die der Kassenaufsicht obliegenden Prüfungen nach 
diesen Bestimmungen vorgenommen. Der Grund dafür ist zum 
Teil darin zu sehen, daß die Beamten schon in ihrer Rechts­
pflegertät;igkeit stark belastet sind und für die ordnungs­
mäßige Ausübung der Kassenaufsicht nicht mehr die erforder­
liche Zeit haben. Der RH hat wegen des erheblichen Wertes 
einer wirksamen Kassenaufsicht und wegen der damit verbun­
denen großen Veran-twortung wiederholt angeregt, bei der 
Bestellung der Kassenaufsichtsbeamten darauf zu achten, daß 
sie für die Führung dieser Aufsicht im Rahmen j_hrer Ge-
samttätigkeit dJe nötige Zeit behalten; · 

3. Unregelmäßigkeiten in der Justizverwaltung 

196 Zur Ergänzung der Ausführungen über die Kassenaufsicht 
wird noch der folgende Überblick über Unterschlagung von 
Geldern zum Nachteil des Landes in der Justizverwaltung 
gegeben, Während der Rje, 195o bis 1954 wurden elf Unter­
schlagungsfälle aufgedeckt, bei denen nur ein Zahlstellen­
beamter beteiligt war. In diesem Fall war die Unregelmäs­
sigkei t durch die mangelhafte Aufsicht üb.er die betreffen-

·de Zahlstelle wesentlich begünstigt worden. In den übrigen 
Fällen wurden die Unregelmäßigkeiten von einem Bürobeamten 
des gehobenen Dienstes, sechs Ge:i'ichtsvollzi ehern, einem 
Justizvollstreckungsassistenten und zwei Justizangest.ell­
ten begangen. 
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197 Der Gesamtbetrag dieser Unterschlagungen beläuft sich auf 
5o 681,58 DM. Davon waren im Wege des Erstattungsverfahrens 
bis zum Ende des Jahres 1954 ~ "19 799,65 DM abgedec"kt wor­
den. Der restliche Erstattungsanspruch iier Staatskasse be­
lief sich mithin Ende 1954 noch auf 3o 881 1 89 DM, Wenn man 
den jährlichen JDurchschnittsbetrag der Unterschlagungen 
(~ rd," 1o •Ooo, -- DM) mit dem jährlichen Gesamtumsatz der 
Justizverwaltung im Rj. 1953 (rd. 74 Mio DM) vergleicht, 
so liegt zu besonderen Besorgnissen kein Anlaß vor. Der 
RH prüft in jedem Einzelfall, ob die Art d.er Unterschla­
gung Anlaß zu einer Änderung der Organisation oder der Be­
stimmungen gibt. Er ist außerdem bestrebt, dafür zu sorgen, 
daß clie l~rstattungsverfahren von der Verwaltung möglichst 
schnell eingeleitet und durchgeführt werden. 

4, Dienstbesprechung mit den Leitern der Justizkassen 

198 Zur Bes~rechung kassentechnischer Zweifelsfragen, die sich 
bei der Rechnungsprüfung und in der Praxis ergeben hatten, 
fand auf Anregung des RH im Nov. 1953 beim Oberlandesge­
richt in Frankfurt/Main unter Teilnahme von Vertretern des 
Justizmi.nisteriums.und des RH eine Dienstbesprechung mit 
den Leitern der Gerichtskassen statt. In zahlreichen Fra­
.gen konnten aus den Erfahrungen der P~axis befriedigende 
Lösungen gefunden werden. Die ~rgebnisse der Besprechung . 
wurden in mehreren Fällen für Anderungen und Ergänzungen 
der Justizkassenordnung verwertet. 

5. Vollzugsanstalten 

a) Ausnutzung der Vollzugsanstalten 

199 Während in den Rjn. 195o bis 1952 die Belegungszahl der 
he ssi sehen Vollzugsanstalten ständig wuchs,. machte sich 
seit 1953 eine fallende Tendenz bemerkbar. Die folgenden 
Zahlen lassen dies erkennen. 

Es betrug die Durchschnittsbelegung 
imRj. imRj. 

195o · 1951 
Gefg. 'Gefg •. 

bei den 13 selb­
ständigen Anstalten 3 838 
bei den 33 Gerichts­
gefängnissen und 
Jugendarrest­
anstalten 

. '··· 

zusammen; 
48_8 

4 326 

4 138 

~_51 

4 689 
::::-:====-~:;::;;: 

im Rj. 
1952 

Gefg •. 

4 412 

571 
4 ,983 
::;o;c=:~~~;;::: 

i.m Rj, 
1953 

Gefg. 

4 22o 

637 
4 857 
::::;:=:=:=::c....:= 

im Rj. 
1954 

Gefg, 

3 811 

584 

4 395 
;-·:-::.::::;::~:::;;:;~ 
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2oo D"mnach waren die selbständigen Anstalten im Rj. 1953 um 
4,4 v.H. schwächer belegt als im Rj. 1952 undwiederum in 
1954 .um 9,7 v.H. schwächer als in 1953, während die Bele­
gung der nicht selbständigen Anstalten sich um 11,5 v.H. 
gegenüber dem Vorjahre steigerte, um dann im folgenden 
Jahre 1954 wieder um 8 1 3 v.H. abzunehmen. Da die normale 
Aufnahmefähigkeit der nichtselbständigen Vollzugsanstalten 
878 Plätze beträgt, so waren d~.ese trotz des Anwachsens der 
Belegungszahl im Jahre 1953 nur zu 73 v.H. und im Rj. 1954 
sogar nur zu 67 v.H. ausgenutzt. . 

2o1 Bei dieser geringen Ausnutzung, die trotzdem allgemeine 
Verwaltungskosten in fast gleicher Höhe wie bei voller 
Belegung erfordert, sollte eingehend geprüft werden, ob 
nicht ein Teil der kleinen Gerichtsgefängnisse und Jugend­
arrestanstalten zwecks Kostenersparnis geschlossen werden 
kann. Für eine Aufhebung kämen etwa die Gerichtsgefäng-nis­
se in Bad Nauheim, Büdingen, Herborn, Lampertheim, Treysa 
und Witzenhausen sowie die Jugendarrestanstalten in Fritz­
lar, Hadamar und Reinheim in Betracht. D·er RH wird dieser 
Angelegenheit auch bei künftigen Prüfungen besondere Auf­
merksamkeit widmen. 

b) Ausgaben für Verpflegung und ärztliche Behandiung 
der Gefangenen sowie für Heizstoffe 

2o2 Bei einigen Vollzugsanstalten wurde ein anormal starkes 
Ansteigen der Verpflegungskosten und der Ausgaben für Ge­
sundheitsfürsorge, insbesondere derj~nigen für Medikamen­
te und Zahnbehandlung, festgestellt. Vermutlich ist diese 
Ausgabenerhöhung zurückzuführen auf 
eine gegenüber-der Praxis der vergangeneu Jahre weniger 
wirtschaftliche Gestaltung der Gefangenenverpflegung, 
eine großzügigere Verfahrensweise der zum Teil ne.uen 
Anstaltsärzte bei der Verordnung von Kostzulagen, Kranken­
kost .und Arzneien sowie den Bewilligungen von Zahnbehand­
lungen auf Staatskosten. 

2o3 Bei einer anderen Strafanstalt ergab die Rechnungsprüfung, 
daß im Rj. 1953 der Verbrauch an Heizstoffen um 115 v.H. 
gegenüber demjenigen- des Rj. 1951 gestiegen ist, obwohl 
die Anstalt in beiden Jahren fast gleichstark belegt war, 
Die vom RH geforderte Begründung für diesen ungewöhnlich 
hohen Mehrverbrauch steht noch aus. 
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2o4 c) Arbeitsbetriebe 

Die Wirtschaftsergebnisse der ArbB:L tsverwaltungen der Voll-. 
Zugsanstalten zeigen felgendes Bild; 

Rj. 1952 Rj. 1953 Veränderung 
gegenüber 

1952 in v.H. 
Gesamt-Einnahme 
Gesamt-Ausgabe 
Rohüberschuß 

Einnahme 
je Arbeitstag 

Ausgabe 

DM 

281529\,~e~ 

~1~7~42~o;;;..;2~_ o,~-' -=~~: 

~73 21J.~,_~· 

+ 
+ 
+ 

+ 

9,o 
7 2 

12 1 

4,7 

je Arbeitstag 

2,97 

~~~~~~1'-84 

3' 11 

1 9o =~-~-~=-~~==-~=~ + 3 3 
Rohüberschuß 
je Arbeitstag 1 ' 13 1 '21 + 7' 1 

2o5 Obwohl sich 1953 die Durchschnittsbelegung der Anstalten 
von 4 983 um 2,5% auf 4 857 Gefangene vermindert hat, ist 
die Gesamtzahl der Arbeitstage von 947 136 im Rj. 1952 um 
4-,3% auf 988 157 im Rj. 1953 gestiegen (Beschäftigungs­
quote 1952 ~ 63,4 %, 1953 ~ 67 ,e %) • 
Bei der Gesamtheit der hessischen Vollzugsanstalten haben 
sich demnach sowohl die Beschäftigungslage als auch die 
Ertragslage im Rj. 1953 günstig entwickelt. -

2o6 Zur teilweisen Deckung des Zuschußbedarfs der Vollzugs­
anstalten konnten die Arbeitsbetriebe je Hafttag beitragen: 

im Rj, 1952 bei 1 818 718 Hafttagen 
im Rj. 1953 bei 1 773 o45 Haftta~en 

~ o,59 DM, 
= o,68 DM~ 

Es ist mithin eine Verbesserung um ·15, 2 % eingetreten, 

2o7 Im Gegensatz dazu war jedoch die Beschäftigungslage der 
meisten nichtselbständigen Vollzugsanstalten des Landes 
im Rj. 1953 weniger befriedigend. Von den 637 Gefangenen, 
mit denen diese Anstalten im Jahresdurchschnitt belegt 
waren, waren nur 271 ~ 42,5 v.!L beschäftigt, Dagegen war 
die Beschäftigungsquote bei den 13 selbständigen Voll~ 
zugsaustalten des Landes mit 71,5 v.H. bedeutend günsti­
ger. N,ach Nr. 97 Abs, 2 der Ordnung für das Gefängniswes~n 
in Hessen (OGH) darf die Arbeitskraft Gefangener nicht 
brachliegen, Auch in kleinen Vollzugsanstalten i'st es mög-

·lich, die einsitzenden Gefangenen mit; nutzbringenden Ar­
beiten zu beschäftigen, deren Ertrag den staatlichen Auf­
wand für den Strafvollzug in möglichst großem Umfang dek­
ken solL Dies traf z. B, bei vier k 1 eine.ren Ge:ri eh tsgefäng~ 
niesen zu, bei denen die wirtschaft:U ehen Ergebnisse im 
Rj. 1953 trotz mäßiger Beschäftigungslage recht zufrieden­
stellend waren. 
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2o8 Der RH hat dem Minister der Justiz mitgeteilt, daß es nach 
seiner Ansicht durch geeignete Maßnahmen der obersten Auf~ 
sichtsbehHrde und der höheren Vollzugsbehörde ermöglicht 
werden könne, auch die Insassen kleinerer Vollzugsanstalten 
J;llit einer Durchschnittsbelegung unter 3o Köpfen lohnend zu 
beschäftigen, Es kann auf die Dauer nicht verantwortet wer­
den, daß in 22 Gerichtsgefängnissen und Jugendarrestanstal­
ten mit einer Durchschnittsbelegung von 156 Gefangenen ent­
weder nur ein geringer Teil der Insassen mit Hausarbeiten 
und wenig lohnenden C}elegenheitsarbei ten beschäftigt wird,. 
oder daß sogar überhaupt kein Arbeitseinsatz stattfindet, 
Der Fachminister hat in seiner Antwort darauf hingewiesen, 
daß die höhere Vollzugsbehörde weitgehend bemüht sei, ge­
eignete und einträgliche Arbeiten in die kleinen Vollzugs­
anstalten zu vermitteln, und daß sich die Beschäftigungs­
lage dort inzwischen mit geringen Ausnahmen gebessert habe. 

d) Hal tunK.,.~_D:l§~l}Stkraftwag~n 

2o9 Um die Kosten der Kraftwagenhaltung bei den Vollzugsanstal­
ten vermindern zu können, hat der RH auf Grund seiner Fest­
stellungen die. alsbaldige Veräußerung einiger überalteter 
Personen- und Lastkraftwagen angeregt, deren Betrieb wegen 
zu hohen Treibstoffverbrauchs und der Notwendigkeit häufiger 
und umfangreicher Instandsetzungen unwirtschaftlich ist. 

e) l!'ernsprechgebühren 

21o Bei der Prüfung der Ausgaben zweier Strafanstalten ·ist 
". ähnlich wie schon im Vorjahre - festgestellt worden, daß 
das erhebliche Ansteigen der bei Kap. o5 o6 Titel 2o3 ver­
anschlagten Fernsprechkosten im Rj. 1953 gegenüber den 
vorhergehenden Rechnungsjahren in keinem gesunden Verhält­
nis zum durchschnittlichen Gefangenenbestand steht. Dabei 
mußte wiederum beanstandet werden, daß in erheblichem Um­
fange (in 2 ·1 o Fällen) l!'erngespräche von z, T. übermäßig 
langer Dauer geführt wurden, für die Einzelgebühren von 
3, -- bis zu 18, ~-- :01\1 entstanden sind. 

211 Der RH hjl.t der höheren Vollzugsbehörde vorgeschlagen, zur 
künftigen Herabminder•ung der Ausgaben für Ferngespräche 
geeignete Maßnahmen zu treff·en. 



IV. ]iaushaH des Ministers der Finanzen iEEl, o6) 
- - --

1, Ox'gan~sations- und Wirtsoha:ftlichkei tsp:rl~fung, bei der 
Oberf'i nanz!lirelct:(on FrankfurtZMain Cß:~P:-2~1 

212 Wie bereits in der Denkschrift zur StHR 1952 (Tz. 169) 
mitgeteilt wurde, hat der Minister der l!'inanzen den RH 
im März 1954 gebeten, bei der Oberfinanzdirektion Frank­
furt/Main, z, Z, Wiesbaden, ei~ne Organisations,, und 'llirt­
sohaftliohkeitsprüfung vorzunehmen, Diese Prüfung hat in 
der Zeit vom 1, Nov, bis zum 15., Dez. 1954 stattgefunden, 
Sie hat im wesentlichen zu folgenden Ergebnissen geführt: 

2'13 a) Die 0 berfinanzdirektion Frankfurt/Main ist Bundes- und 
Landesfinanzbehörde und besteht aus einem Bundes- und 
einem Landesteil. Sie bildet im Lande Hessen die ein­
heitliche Mittelstufe der Finanzverwaltung, leitet für 
ihren Bezirk die Finanzverwaltung des Bundes und des 
Landes, überwacht die Gleichmäßigkeit der Gesetzesan­
wendung und beaufsichtigt die Geschäftsfühnmg aller 
nachgeordneten Dienststellen. Sie wurde am 1, Ok~.195o 
eingerichtet u·nd findet ihre organi sa torisehe Grund­
lage in dem auf Art. 1o8 GG beruhenden Gesetz über die 
Finanzverwaltung (FVG) vom 6. Sept. 195o (BGBL S. 448). 
Die Leitung der Behörde liegt bei dem Oberfinanzpräsi­
denten, der sowohl Bundes- als auch Landesbeamter ist. 

214 b) Der Landesteil der Oberfinanzdirektion besteht aus drei 
Abteilungen: der Besitz- und Verkehrsteuerabteilung, 
der Landesvermögensabteilung und der Landesbauabteilung, 
Die Trennung der bei'den letzten Abteilungen ist fUr das 
Bundesgebiet einmalig. Bei den übrigen Oberfinanzdirek­
tionen bestehen gemeinsame Landesvermögens- und Bau­
abteilungen. Der RH hat die Auffassung vertreten, daß 
die hessische Regelung weder dem Gesetz, in dem nur von 
"einer Landesvermögens- und Bauabteilung" die Rede ist, 
noch dem praktischen Bedürfnis entspräche. Der Minister 
der Finanzen hat demgegenüber in der abschließenden 
Besprechung vorgetragen, daß das Gesetz nicht nach sei­
nem Wortlaut, sondern nach seinem Sinn auszulegen ist. 
Dieser Sinn könne nur im Zusammenhang mit dem Grundge­
setz erkannt werden, Das Grundgesetz ermächtige den 
Bund aber keinesfalls, den .Aufbau der Vermögensverwal­
tung und der Bauverwaltung in seinen Einzelheiten mit 
verbindlicher Kraft für das Land festzulegen. Diese 
Aufgabe gehöre als Ausfluß der Landeshoheit zur allei-' 
nigen Zuständigkeit des Landes. Das Land sei also in 
der Entscheidung der Frage, ob es eine gemeinsame Lan­
desverniögens- und Bauabteilung oder zwei Abteilungen 
einrichten wolle, frei. Wolle man gleichwohl die wört­
liche Auslegung der erwähnten Vorschriften fUr zutref-
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fend erachten, sc Würde das FVG insoweit gegen das Grund­
gesetz verstoßen und nichtig sein. Der Minister der Finan­
zen hat diese seine Auffassung nunmehr durch ein Gutach­
ten des Verfassungsreferenten der Staatskanzlei erhärtet, 
das zur Zeit vom RH geprüft wird. :ID'ie Frage wird Gegen'- · 
stand von Erörterungen zwischen dem Minister der F:Lnan­
zen und dem RH sein. 

215 c) Nach dem FVG sind die· Organisation, der Haushalt und die 
Personalangelegenheiten sämtlicher Landesabteilungen in 
einer Abteilung zusammenzufassen. Der Minister.der Finan­
zen hat entschieden, daß dies in der Besitz- und Verkehr­
steuerabteilung zu geschehen habe. Hinsichtlich der Haus­
halts- und Personalangelegenheiten ist diese Anweisung 
durchgeführt. Auf dem Gebiet der Organisation arbeiten 
jedoch die Abteilungen selbständig. Der RH hat darauf 
hingewiesen, daß es nicht im Ermessen der Oberfinanz­
direktion stehe, ob sie die Organisationsangelegenhei­
ten zentralisiere, sondern daß sie dazu verpflichtet 
sei. In diesem Zusammenhang hat das Gutachten betont, 
daß die Verwaltung der Frage ihrer Organisation als der 
letztlich für den Arbeitsablauf einer Behörde entschei­
denden Frage mehr Aufmerksamkeit als bisher zuwenden 
und die Stellung des Organisationsreferenten dadurch 
stärken müsse, daß sie ihn heraushebe, 

216 Nachdem der Aufbau der Oberfinanzdirektion nunmehr im 
wesentlichen als beendet angesehen ~erden kann, müssen 
die fachliche und organisatorische Überwachung der nach­
geordneten Dienststellen verstärkt und zu diesem Zweck 
regelmäßige und umfassende Geschäftsprüfungen vorgenom­
men werden. Es ist deshalb erforderlich, das bisher be­
stehende gemeinsame Organisations- und Haushaltsreferat 
der Steuerabteilung aufzuteilen, um den Organisations­
referenten für die ihm obliegenden Aufgaben freizumachen. 

217 d) Die Geschäftsordnung für die Oberfinanzdirektionen 
läßt es zu, daß "je nach den örtlichen Verhältnissen 
mehrere Referate. zu Gruppen zusamme·ngefaßt werden". 
Diese Gruppenbildung ist. in der Steuerabteilung und in 
der Landesvermögensabteilung durchgeführt worden. So­
weit dies·e Gruppen zu groß oder zu klein waren, hat der 
RH ihre Umbildung vorgeschlagen. 

218 e) Auf dem Gebiet der Personalwirtschaft hat die Prüfung 
gezeigt, daß die Oberfinanzdirektion in den zurücklie­
genden Jahren nach dem Gebot der Sparsamkeit unu Wirt­
schaftlichkeit verfahren ist. Der vom RH vorgeschlage­
ne Stellenplan sieht zwar eine.Einsparung von zwölf 
Planstellen vor. Es handelt sich hierbei aber um Stel­
len, die bisher nur sollmäßig vorhanden waren, ohne 
besetzt zu sein. 
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219 f) Der RH hält es für notwendig, in die Stellenpläne der 
Mittelbehörden- ebenso wie bei den Ministerialbehörden­
eine Einheitlichkeit zu bringen, indem die Planstellen 
der Beamten in einem bestimmten Verhältnis auf Eingangs­
und Beförderungsgruppen aufgeteilt werden. Für die Mini­
sterien ist dies in gemeinsamer Arbeit des Stellenplan­
ausschusses des Landtags, des Ministers der Finanzen 
und des RH bereits in der Weise geschehen, daß man als 

·Grundlage für die Entschließungen des Landtags eine 
Schlüsselung der Eingangs- und Beförderungsstellen im 
Verhältnis 25 : 75 vorgesehen hat. Für die mittlere 
Verwaltungsstufe ist eine entsprechende Aufteilung noch 
nicht vorgenommen worden. Der RH hat vorgeschlagen, bei 
der Oberfinanzdirektion vorläufig für Eingangs- und Be­
förderungsstellen ein Verhältnis von 5o : 5o zugrunde­
zulegen. Der vom RH für die Oberfinanzdirektion aufge­
stellte S telleuplan beruht auf dieser Verhäl tni:szahl, 
Abweichungen finden sich nur dort, wo sie sachlich ge­
boten erscheinen, 

22o g) Die Oberfinanzdirektion ist in sieben verstreut in Wies­
baden liegenden Gebäuden untergebracht, Daraus haben 
sich erhebliche Erschwernisse in der Arbeit ergeben. 
Es steht jedoch zu erwarten, daß die Behörde noch im 
Laufe des Rj. 1955 das im Bau befindliche neue .Dienst-

. gebäude in Frankfurt/Main beziehen kann. 

221 h) Für die registraturmäßige Erfassung des Schriftguts 
finden sich in der· Oberfinanzdirektion - zum Teil durch 
die räumliche Zersplitterung veranlaßt-nahezu alle 
möglichen Formen, wie Abteilungs-, Gruppen und Refe­
ratsregistraturen und die sog. registraturlose Arbeit. 
Der RH hat angeregt, nach der Übersiedlung der Ober­
finanzdirektion nach Frankfurt/Main die Registraturen 
einheitlich auszurichten und möglichst weitgehend zu~ 
sammenzufassen. 

222 i) In der Besoldungsstelle der Oberfinanzdirektion ist die 
Bearbeitung der Personal- und Versorgungsausgaben für 
alle dem Minister der Finanzen nachgeordneten Behörden 
mit insgesamt 12 8oo Bediensteten (einschließlich der 
Versorgungsempfänger) zusammengefaßt. Eine Ausnahme 
gilt für die Kataster- und Vermessungsverwaltung, Die 
persönlichen Ausgaben für die etwa 1 1oo Bediensteten 
der dem Landesvermessungsamt unterstellten Kataster­
verwaltung werden bei der Oberfinanzdirektion bearbei­
tet, während das Landesvermessungsamt die entsprechen~ 
den Arbeiten für seine eigenen etwa 2oo Bediensteten 
selbst erledigt. Der RH ist der Auffassung, daß die Be­
soldungs- und Vergütungsangelegenheiten der 2oo Bedien­
steten des Landesvermessungsamtes im Interesse .einer 
wirtschaftlichen Verwaltung ebenfalls der Oberfinanz­
direktion zu übertragen seien. 



- 74 -

223 k) Die Gruppe Liegenschaften der Landesvermögensabteilung 
der Oberfinanzdirektion und die ihr nachgeordneten Lie­
genschaftsstellen verwalten lediglich das zum Geschäfts­
bereich des Ministers der Finanzen gehörige Vermögen. 
Diese Beschränkung geht auf einen Kabinettsbeschluß vom 
11,April 1946 zurück, durch den das land- und forstwirt­
schaftlich genutzte sowie das bestimmten Verwaltungszwek­
ken dienende Vermögen, das sog. Ressortvermögen, von der 
Verwaltung durch den Minister der Finanzen und damit 
durch die Oberfinanzdirektion ausgenommen wurde, Nachdem 
das ehemalige Reichs- und Wehrmachtvermögen auf die eigeRS 
dafür gebildeten Bundesvermögensdienststellen übergegan­
gen ist, beschränkt sich die Zuständigkeit der Oberfinanz­
direktion auf staatliche Grundstücke und Gebäude des zum 
Finanzvermögen gehörenden Landes- und Landesver.waltungs­
vermögens, 

224 Das heutige Grundstücks-, Wohnungs-, Miet- und Preis­
recht ist derart schwierig und zersplittert, daß die 
Betreuung der Liegenschaften Spezialkenntnisse voraus­
setzt und eine sachgemäße Verwaltung nur dann gewähr­
leistet erscheint, wenn sie bei möglichst wenigen Stel­
len zusammengefaßt wird. Der RH hat deshalb in seinem 
Gutachten vorgeschlagen, auch das den Zwecken anderer 
Res.sorts dienende Vermögen - ähnlich der Regelung für 
die Hochbauverwaltung - dem Minister der Finanzen und 
damit auch der Landesvermögensabteilung der Oberfinanz­
direktion zu unterstellen, Eine solche Regelung hätte 
verwaltungsmäßige und wirtschaftliche Vorteile und würde 
einen besseren haushalts-und rechnungsmäßigen Überblick 
über das Ergebnis der Verwaltung. ermöglichen. Eine Aus­
nahme könnte allenfalls für die zu den Betriebsverwal­
tungen zählenden Grundstücke sowie für die nur von Be­
hörden einer Verwaltung benutzten Dienstgebäude zugelas­
sen werden. 

225 l) Bei einer Neuregelung der Liegenschaftsverwaltung soll­
te nach Ansicht des RH auch geprüft werden, ob es sich 
nicht empfiehlt, die Liegenschaftsstellen aus den Finanz­
ämtern herauszunehmen und sie entweder zu selbständigen, 
der Oberfinanzdirektion unmittelbar nachgeordneten Behör­
den zu machen, oder sie den Staatsbauämtern anzugliedern, 
mit denen sie mehr Berührungspunkte haben als mit den 
Finanzämtern oder anderen Stellen. Dies könnte dadurch 
geschehen, ~aß bei einigen Staatsbauämtern besondere, 
mit einem Juristen zu besetzende Liegenschaftssachge­
biete eingerichtet würden, denen die Arbeiten der Lie­
genschaftsstellen mit Ausnahme der Bauunterhaltung zu 
übertragen wären. Die mit der Bauunterhaltung zusammen­
hängenden Aufgaben.würden zweckmäßigerweise die örtlich 
zuständigen Staatsbauämter übernehmen. Das bisherige 
Verfahren, nach dem die Staatsbauämter die Bauarbeiten 
vergeben und überwachen sowie die Handwerkerrechnungen 
sachlich und rechnerisch prüfen und feststellen, während 
die Liegenschaftsstellen die Haushaltsmittel bereitstel­
len und die Auszahlung anordnen, sollte nicht beibehalte·n 
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werden, Andererseits hält es der RH nicht für erforder­
lich, die Ermittlung der Mietwert.e der Dienst-, Werk­
dienst- und Mietwohnungen weiterhin wie bisher von den 
Staatsbauämtern vornehmen zu lassen, Diese Aufgabe soll­
te der Liegenschaftsverwaltung übertragen werden, da 
sie im wesentlichen kdine technischen Kenntnisse vor­
aussetzt. 

226 m) Der Aufgabenkreis der Landesbauabteilung umfaßt die Be­
arbeitung von Bauvorhaben des Landes, des Bundes und 
der Besatzungsmacht in Hessen in der mittleren Verwal­
tungsstufe, Er weicht insofern von dem anderer Oberfinanz­
direktionen ab, als der Oberfinanzdirektion als Mittel­
instanz die Baumaßnahmen aller Ressorts (mit Ausnahme· 
der Domänen- und Patronatsbauten) übertragen worden sind. 
Es ist dadurch zum Ausdruck gebracht, daß der gesamte 
staatliche Hochbau grundsätzlich bei dem Finanzminister 
ressortiert. Weiter ist dadurch, daß die'Staatsbauämter 
für I,andes- und Bundesbauten zuständig sind und das 
Land seine Vorschriften für die Durchführung von Hoch­
baumaßnahmen denen des Bundes völlig angepaßt hat, für 
Hochbaumaßnahmen die Einheitlichkeit der Bearbeitung 
sichergestellt. Dies hat auch insofern zu einer beacht­
lichen Verwaltungsvereinfachung geführt, als in Hessen 
für den Hochbau nur noch eine Mittelinstanz besteht, 
während in anderen Ländern die Regierungspräsidenten 
neben der Oberfinanzdirektion umfangreiche Hochbau­
dienststellen unterhalten. Der RH ist der Meinung, daß 
diese Vorteile, die die Zusammenfassung der Bundes-
und Landesbaumaßnahmen in der Landesbauabteilung der 
Oberfinanzdirektion mit sich gebracht hat, so erheblich 
sind, daß an dieser Vereinigung festgehalten werden 
sollte, 

227 Die ·Abteilung war bisher mit einem Abteilungsleiter 
und·elf Referenten besetzt, wobei allerdings zwei Re­
ferentenstellen zur Zeit der Prüfung nicht besetzt 
waren. Der RH hat vorgeschlagen, zwei kleine Referate 
aufzuheben und elf Referate in neun zusammenzulegen. 

2. Staatsbauverwaltung (Kap. o8) 

228 Bereits in der Denkschrift zur StHR 1951 war darauf hinge-
'wiesen worden, daß der Staatsbauve~waltung bisher eine der 
früheren Dienstordnung für die Ortsbaub!'lamten entsprechen-
de Vorschrift gefehlt hatte, und daß am 18. Febr. 1952·ein 
erster Teil ei,ner Dienstanweisung herausgegeben wurde, der 
die Vorschriften über die Leitung und die allgemeine Ver­
waltung der Staatsb?uämter und der Sonderbauämter zum Ge­
genstand.hat. Inzwischen ist nuri auch ein zweiter Teil der 
Dienstanweisung über die "Aufgaben der Staats- und Sonder­
bauämter'' fertiggestellt worden. Er enth~lt insbesondere 
Vorschriften über die Zuständigkeit'der Amterund die 
staatlichen Hochbaumaßnahmen aus einmaligen oder außerordent-
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liehen Haushaltsmitteln, Der·Erlaß dieser Vorschriften, an 
denen der RH mitgearbeitet hat, bedeutet einen wesentlichen 
Fortschritt insofern, als mit der Herausgabe dieses weita­
ren Teils der Dienstanweisung 65 Einzelerlasse als überholt 
aufgehoben werden konnten, Damit ist den Staatsbauämtern 
zugleich ein weit besserer Überblick über die geltendEm Be­
stimmungen ermöglicht worden. Es fehlen nunntehr allerdings 
die ·vorschriften ü)?er die Bauunt.erhaltung, mit deren Heraus­
gabe bis zu einer Anderung des bisherigen Verfahrens gewar­
tet werden soll. 

V, Haushalt des Ministers für Arbeit, Wirtschaft 
und Verkehr (Epl. o7) 

1, Ministerium und Allgemeine Bewilligungen (Kap. o1 und o2) 

229 a) Den Nachweisen über die Verwendung der vom Land nach 
§ 64a RHO zur Förderung der"VIirtschaft gewährten Zu­
schüsse ist zu entnehmen, daß die Zuschußempfänger bei 
der Inanspruchnahme der Mittel nicht immer nach den für 
die Landesverwaltung maßgeblichen Grundsätzen der Wirt­
schaftlichkeit und Sparsamkeit verfahren, Die am 1. April 
1954 in Kraft getretenen Landesrichtlinien zu § 64a RHO 
sollten Veranlassung geben, künftig die·wahrung dieser 
Grundsätze eingehender zu überwachen. 

23o b) Zuschüsse nach § 64a RHO gewährt das Land auch zur För­
derung des Fremdenverkehrs. Die da·für bestimmten Haus­
haltsmittel kommen drei Verbänden zu gute, nämlich 

dem Landesverkehrsverband Hessen e.V., Wiesbaden 
dem Fremdenverkehrsverband Kurhessen und Waldeck, 

Kassel und · 
dem Verband Hessischer Heilbäder, Bad Soden a.T, 

In einem Schriftwechsel mit dem Fachministerium hat 
der RH darauf hingewiesen, daß er sich von einer Ver­
schmelzung dieser Verbände unter einer einheitlichen 
Verwaltungsspitze und werbetechnischen Leitung bei an­
gemessener Berücksichtigung aller am Fremdenverkehr 
interessierten Kreise eine Vereinfachung und Verbilli­
gung des gesamten Apparates und eine Verringerung des 
Zuschußbedarfs verspricht, 



231 Das Fachministerium hat· sich dieser Auffassung nicht an­
geschlossen. Die von ihm geltend gemachten Gründe haben 
den RH jedoch nicht von der Notwendigkeit der Beibehal­
tung der gegenwärtigen Organisationsformen uberzeugen 
können. Er hält daher eine nochmalige Prüfung der hier­
mit im Zusammenhang stehenden Fragen durch die Verwal­
tung für erforderlich. 

232 

233 

2. Sozialgerichtsverwaltung (hinter KaQ. _12 außerplanmäßig) 

Nach § 191 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) steht e{nem 
Beteiligten, dessen persönliches Erscheinen vor dem Gericht 
angeordnet worden ist, Entschädigung für Zeitversäumnis 
wie einem Zeugen zu. 

§ 2 Abs, 1 der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverstän­
dige"(z_uSGebO) in der Fassun~ des Art, 5 des Gesetzes vom 
7. Aug, 1952 (BGBl. I S. 4o"l) bestimmt folgendes: . ' . 

11Der Zeuge erhält eine Entschädigung für die erfor­
.derliche Zeitversäumnis im Betrage von wenigstens 
o,5o DM und höchstens 2,5o DM für jede angefangene 
Stunde. Die Entschädigung wird für höchstens 1o Stun­
den je Tag gewährt, Sie darf den Gesamtbetrag von 

·2o,-- DM je Tag nicht übersteigen," 

234 Entgegen dieser Vorschrift. wurden im Rj. 1953 Klägern, de­
ren persönliches Erscheinen zu Terminen von Sozialgerich­
ten angeordnet war, höhere Entschädigungen zu Lasten der 
Haushaltsmittel hinter Kap. o7 12 Titel 3o2 zugebilligt. 
Der RH hat um Wiedereinziehung der zuviel erstatteten Be­
träge ersucht. 

235 

236 

3. Durchführun der Unfallversieherun in Staatsbetrieben 
, 13 Titel 3oo 

Der RH hat die Rechnung über die bei Kap. o7 13 Titel 3oo 
·des Landeshaushaltsplans für das Rj. 1953 veranschlagten 

Haushaltseinnahmen und -ausgaben (Durchführung der Unfall­
versicherung in Staatsbetrieben) im Frühjahr 19·55 erstmals 
örtlich geprüft. Dabei wurden auch Erhebungen über die 
Organisation der Hess}schen Ausführungsbehörde für Unfall­
versicherung angestellt und die Jahresabschlußhachweisun­
gen seit 1947 mit den Kassenbüchern verglichen. Die Prü­
fung ergab u.a. folgendes: 

a) Nach den §§ 624, 625 der Reichsversicherungsordnung 
(RVO) sind das Reich bzw. die Länder Träger der Unfall­
versicherung in ihren Unternehmen. Die Aufgaben der 
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Länder als Träger der Unfallversicherung werden nach 
§ 692 RVO von Ausführungsbehörden wahrgenommen. Diese 
werden von den obersten Verwaltungsbehörden der Länder 
'bestimmt, Wer die Ausführungsbehörden bestimmt, erläßt 
nach § 895 RVI!) auch die Ausführungsbestimmungen für die 
Durchführung der Unfallversicherung, Das Land Hessen 
hat bis heute noch keine Ausführungsbestimmungen erlas­
sen. 

237 b) Als Ausführungsbehörde kann nach § 892 Abs. 3 RVO auch 
ein Träger der gemeindlichen Unfallversicherung bestimmt 
werden, Von dieser Möglichkeit hat das Land Hessen in 
der Weise Gebrauch gemacht, daß durch § 4 der Verord-
nung vom 7, Mai 1949 (GVBl. S, 41) der Hessische Gemeinde­
Unfallversioherungsverband mit der Wahrnehmung der Auf­
gaben des Landes als Träger der Unfallversicherung be-
auftragt worden ist. · · 

238 c) Das Gesetz über die Selbstverwaltung und über .Änderun­
gen von Vorschriften auf dem Gebiete der Sozialver­
sicherung vom 22. Febr. 1951 in der Fa_ssung vom 13. Aug. 
1952 (BGBl, I S, 427) - Selbstverwaltungsgesetz -
schreibt vor, daß als Organe der Selbstverwaltung eine 
Vertreterversammlung und ein Vorstand zu bilden sind, 
Soweit die Unfallversicherung .von Ausführungsbehörden 
durchgeführt wird, sind entsprechende Organe zu bilden. 
Für diese Organe der Ausführungsbehörden haben die zu­
ständigen obersten Verwaltungsbehörden gemäß§ 17 des 
Selbstverwaltungsgesetzes das Nähere zu bestimmen. Dies 
ist durch Erlaß des Ministers für Arbeit, Landwirtschaft 
und Wirtschaft vom 22. Dez. 1952 (StAnz, 1953 S, 3) ge­
schehen. Die Wahl der Versicherten-Vertreter ist ent­
sprechend den Bestimmungen des Selbstverwaltungsgesetzes 
und der Wahlordnung auch durchgeführt und das Wahler~ 
gebnis mit der öffentlichen Wahlmitteilung am 28. April 
1953 bekanntgemacht worden, Die Landesregierung hat 
aber die Vertretung des Landes in der Vertreterversamm­
lung bisher noch nic,ht geregelt. Infolgedessen konnte 
sich die Vertreterversanrrnlung noch nicht konstituieren 
und auch keinen Vorstand wählen. 

239 d) § 8 Abs. 1 Buchst. d des Selbstverwaltungsgesetzes 
schreibt vor, daß bei den Versicherungsträgern und Aue­
führungsbehörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände usw. die zuständige oberste Ver­
waltungsbehörde das Nähere über die Geschäftsführung 
bestimmt, Im Lande Hessen sind bisher derartige Bestim­
mungen noch nicht erlassen worden 

24o Nachdem die Satzung. d'es Ressiechen Gemeinde-Unfall­
versicherungsverbandes vom 6. Mai 1954 am 8, Nov. 1954 
durch den Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr 
genehmigt worden war, hat, obwohl die vom Gesetz ge-. 
forderten Bestimmungen über die Geschäftsführung noch 



ausstehen, der Vorstand des Hessischen Gemeinde-Unfall­
versichero,ngsverbandes beret ts einen Geschäftsführer ge­
wählt, der auch die Geschäfte der Reseisehen Ausführungs­
behörde führt. Da jedoch bei der Ausführungsbehörde noch 
keine funktionsfähigen Organe gebildet waren, hatte das 
Land keinerlei Einfluß auf die Wahl des gemeinsamen Ge­
schäftsführe:t:s, 

241 e) Über die Durchführung der Unfallversicherung der im 
Dienste der fremden Truppen und anderer Einrichtungen 
der ausländischen Mächte stehenden Arbeitskräfte be­
stehen noch Unklarheiten. Der.RH hat darüber in seinen 
auch dem Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr 
mitgeteilten Prüfungsergebnissen vom 15, Juli 1955 

.Näheres ausgeführt, 

242 f) Für die Kasse der Ausführungsbehörde besteht seit der 
Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft mit der Landes­
versicherungsanstalt auf Grund_des Selbstverwaltungs­
gesetzes weder e,ine Kassenaufsicht nach § 17 RKO, noch 
ist die Vorprüfung ihrer Rechnungen nach § 92 RHO ge­
regelt. 

Der RH hält auch hier eine umgehende Regelung für not­
wendig und hat in seinen Prüfungsmitteilungen entspre­
chende·vorschläge gemacht. 

243 _g) Die Verwaltungsgemeinschaft zwischen der Hassischen 
Ausführungsbehörde für Unfallversicherung und dem Has­
sischen Gemeinde-Unfallversicherungsverhand ermöglicht 
durch die Verwertung der gemeinsam gew nnenen Erfahrun­
gen sowie durch personalmäßige ZusaJ!llllenfassung geeigne-

244 

·ter gleichartiger Aufgabengebiete usw, eine zweckmäßige 
Arbeitsweise. Sie bildet somit eine Grundlage für eine 
wirtschaftliche Verwaltung für beide Versicherungsträger. 
Die Verwaltungskosten werden von beiden Versicherungs­
trägern gemeinsam getragen, Grundlage für die Vertei­
lung der Kosten bildete für die letzten Jahre lediglich 
ein von der Geschäftsleitung des Hassischen Gemeinde­
Unfall Versicherungsverbandes aufgest.ell ter Kostenvertei­
lungsvorschlag, Ein Abkommen zwischen dem Land und dem 
Hessischen Gemeinde-Unfallversicherungsverhand über die 
Verteilung der Kosten ist noch nicht getroffen worden. 

Das Aufgabengebiet der Hassischen Ausführungsbehörde 
ist in der Zwischenzeit durch den Übergang der Flücht­
lingsrentenfälle auf den Bund oder auf gewerbliche Be­
rufsgenossenschaften für Unfallversicherung erheblich 
kleiner geworden. Es besteht ferner Grund zur Annahme, 

.daß infolge der Aufhebung des Besatzungsstatuts auch 
die Zuständigkeit in der Unfallversicherung für Besat­
zungsbsdienstete anderweitig geregelt w~rden wird. Die 
Verringerung der Aufgaben hat zwangsläufig ein Absinken 
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des Entschädigungsaufwandefl zur Folge und müßte sich 
nunJJlehr auch auf die Höhe der Verwaltungskosten auswir­
ken. Es ist daher notwendig, daß die Kostenverteilung 
endgültig geregelt wird. Dabei sollten die Erfahrungen 
anderer Länder nutzbar gemacht werden, 

245 h) Der Bundesminister für Verkehr hat in seinem an die 
obersten Straßenbaubehörden der Länder gerichteten Erlaß 
vom 14. Sept, 1952 mitgeteilt, daß zu den Lohnneben-

246 

247 

·kosten der auf den Bundesfernstraßen eingesetzten Arbei­
ter auch die Beiträge des Arbeitgebers zur Unfallver­
sicherung gehören und diese somit zu Lasten des Bundes 
gehen, Da jedoch die Hassische Ausführungsbehörde für 
Unfallversic·herung nicht wie die gewerblichen Berufs­
genossensc·haften Bei träge erhebt, sondern die für ihre 
Versicherungsleistungen erforderlichen Mittel aus dem 
Haushalt des Landes erhält, ist eine laufende Beitrags­
zahlung für das gesamte Personal aus dem Bundeshaushalt 
nicht möglich, Um das Land aber nicht mit Aufwendungen 
aus Anlaß von Dienstunfällen dieses Personals zu bela­
sten, sind nach dem o.a. Erlaß die Versicherungsleistun­
gen unmittelbar aus Bundesmitteln zu zahlen. 
Der Erlaß schließt wie folgt: 

"Diese Regelung tritt rückwirkend mit dem 1. April 1954 
in Kraft, Von ein~r Umbuchung der Zahlungen aus den 
früheren Rechnungsjahren bitte ich abzusehen, da es 
sich um keine größeren B.eträge handeln dürfte." 

Die Hassische Ausführungsbehörde hat aber seit 1. April 
195o -ab 1. April 195o hat der Bund gemäß§ 6 Abs, 2 
des Gesetzes über,die vermögensrechtlichen Verhältnis~ 
se der Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs vom 2. März 195'1 (BGBL I S. 157) die Ein­
nahmen und Ausgaben, die sich aus der Straßenbaulast 
ergeben, mit Ausnahme der Verwaltungskosten übernommen -
folgende Beträge als Versicherungsleistungen für die 
auf Bundesfernstraßen tätigen Arbeiter aufgewendet: 

Rj • 
Versicherungslei- Erstattungen Verbleibende 
stungen insgesamt durch Dritte Aufwendungen 

DM DM DM 

195o 7 732,39 4,2o 7 728, 19 
1951 13 68o,34 4 174,37 9 5o5,97 
1952 13 146,2o 9 651,98 3 494,22 
1953 34 796 1 1o 3 o73 1 9o 31 722 1 2o 

insgesamt: 69 355,o3 16 9o4,45 52 45o,58 
:;::::=:~=~:::=:;::::=:;:::;::::=:;::: 

Der im Erlaß des Bundesverkehrsministers vertretenen Auf­
.fassung1 daß es sich um keine .. größeren Beträge handeln 
dürfte und deshalb von einer Ubernahme auf den Bundes­
haushalt abgesehen werden sollte, kann daher seitens des 
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Landes Hessen nicht beigepflichtet werden. Die Hassische 
Ausführungsbehördl3 hat demzufolge die Kostenaufstellung 
am 17. März 1955 de,m Minister für Arbeit, Wirtschaft und 
Verkehr zur ){egelurig der Erstattung durch den Bund vor­
gelegt, Der Eingang des Betrags wird vom RH überwacht. 

4, Hassische Landesstelle für Außen~ und Inter~zonenhandel 
(Kap, 62) 

248 Die Hassische Landesstelle für Außen- und Interzonenhandel 
ist durch Kabinettsbeschluß vom 19. Juli 195o ~ mitgeteilt 
durch Erlaß vom 22. Aug. 195o (StAnz. S. 372) - als nachge­
ordnete Behörde des Ministers für Arbeit, Landwirtschaft 
und Wirtschaft errichtet worden, um die Aufgaben der ober­
sten Landesbehörde für Wirtschaft auf dem Gebiet des Außen­
und Interzonenhandels, der Überwachung des entsprechenden 
Warenverkehrs, der Devisenbewirtschaftung und der Genehmi­
gung des Auslandsreiseverkehrs wahrzunehmen. Zweck dieser 
Maßnahme war, die Ministerialinstanz von Aufgaben rein ver­
waltenden Charakters weitgehend zu entlasten, In Verbindung 
mit der Errichtung der Landesstelle wurde die frühere Ab­
teilung Id - Handel - des Fachministeriums aufgelöst. Die 
Bediensteten wurden zum größten Teil zur neuen Behörde ver­
setzt, In der Ministerialinstanz verblieh lediglich die Be­
arbei tun15. der Grundsa,tzfragen (Referat Handel - jetzt Außen­
handel -) sowie der Angelegenheiten des Innenhandels (Refe­
rat Binnenhandel, Messen und Ausstellungen), 

249 Die seit 1953 ständig zunehmende Lockerung der die Außen­
wirtschaft belastenden devisenrechtlichen Beschränkungen 
hat zu einer laufenden Verringerung und teilweise auch 
Vereinfachung der von der Landesstelle zu erledigenden Ar.­
bei ten geführt •. Der RH h~ el t es daher für notwendig, an- '• 
läßlich einer örtlichen Uberprüfung dieser Behörde ein­
gehend zu untersuchen, ob aus dieser Sachlage in organisa­
torischer u·nd personeller Hinsicht die erforderlichen Fol­
gerungen gezogen worden sind. Dabei ergab sich, daß eine 
beachtliche Minderung des Arbeitsanfalls in den Sachgebie­
ten Aus- und Einfuhr, Zahlungsverkehr mit dem Ausland so­
wie Devisenrecht - Devisenüberwachung eingetreten ist. Das 
Fachministerium hat begonnen, dieser Entwicklung Rechnung 
zu tragen. Von den im Landeshaushaltsplan 1954 ausgebrach­
ten 53 Personalstellen waren zur Zeit der Prüfung nur 37 
einschließlich der des abgeordneten ehemaligen Leiters der 
Landesstelle besetzt; ferner W;;lren zwei Bedienstete tätig, 
die auf Planstellen des Ministeriums geführt werden • .Ins­
gesamt waren somit 38 Kräfte vorhanden. 

25o Der RH ist der Auffassung, daß der verbliebene Arbeits­
umfang sphon jetzt eine weitere Verringerung des Personal­
bestandes auf etwa 24 Bedienstete erfordert. Hierbei ist 
er davon ausgegangen, aaß die von der Landesstelle er­
stellte Außenhandelsstatistik wegen ihrer mangelnden prak­
tischen Bedeutung nicht weitergeführt zu werden braucht. 
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Die von der Behördenleitung behauptete Zunahme der Beratungs­
tätigkeit hält der RH für zeitlich begrenzt und bei weitem 
nicht für so erheblich, daß durch sie die erwähnte Aufgaben~ 
minderung auch nur annähernd ausgeglichen wird, 

251 In organisatorischer Hinsicht dürften zur Zeit Folgerungen 
nur insoweit zu ziehen sein, als sie·auf eine anderweitige 
Abgrenzung der verbliebenen Sachgebiete hinauslaufen. Die 
Entscheidung über die Frage, ob die Landesstelle als nach­
geordnete Behörde wieder aufzulösen ist und die verbliebe­
nen Aufgaben mit den damit befaßten Bediensteten in das 
Fachministerium zu übernehmen sind, sollte mit Rücksicht 
auf die noch im Fluß befindliche.Entwicklung, in deren 
Verlauf eine weitere Minderung gerade der Verwaltungsar­
beit eintreten dürfte, und wegen des in Aussicht stehenden 
Außenwirtschaftsgesetzes des Bundes, von dem eine Abgren­
zungder Zuständigkeit erwartet wird, zurückgestellt wer­
den. ·Vermutlich werden Erwägungen dieser Art auch in den 
Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Harnburg und 
Bremen für die derzeitige Beibehaltung der dortigen Wirt­
schaftsbehörden der mittleren Verwaltungsstufe mitbestim­
mend sein. 

5. Eichverwaltung (Kap. 65) 

252 a) Bei der örtlichen Überprüfung de·r Hessischen Eichdirek­
tion in Darmstadt hat der RH festßestellt, daß die Eich­
gebührenordnung durch zahlreiche Anderungen sehr unüber­
sichtlich geworden ist, und daß der technische Fort­
schritt seit ihrem Erlaß Prüfungsmethoden erforderlich 
gemacht hat, deren Aufwand durch die derzeitigen Gebüh­
rensätze nicht angemessen abgegolten wird. Der Erlaß 
neuer Vorschriften, bei denen die fiskalischen Gesichts­
punkte und die.Forderung nach möglichst weitgehender 
Vereinfachung der Verwaltungsarbeit mehr als bisher be­
rücksichtigt werden, ist vordringlich. Dem Vernehmen 
nach liegt bereits ein von den Unterausschüssen der 
Vollversammlung der Physikalisch-Technischen Bundesan­
stalt erarbeiteter Entwurf einerneuen Eichgebührenord­
nung vor, der noch der Zustimmung der Vollversammlung 
bedarf, bevor er dem Bundesminister für Wirtschaft zur 

. weiteren Veranlassung zugelei te·t werden kann. 

Der RH hat das Fachministerium gebeten, auf baldige Ein~ 
führung der Gebührenordnung hinzuwirken. 

253 b) .Die vom RH ebenfalls für erforderlich gehaltene Verein­
heitlichung des Gebührenerhebungsverfahrens, das in 
den althessischen und in den ehemaligen preußischen 
Landesteilen voneinander abwich, ist mit Wirkung vom 
1. Jan. 1954 durchgeführt worden. Nach der hierzu er­
gangenen Dienstanweisung vom 14. Dez. 1953 werden nun­
mehr die Gebühren für Eichungen außerhalb der Amtsstelle 
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grundsätzlich unmittelbar durch die Eichbeamten in bar 
erhoben, Nur bei Gewerbetreibenden, die regelmäßig 
Eichungen ausführen lassen, also bei größeren Unterneh­
men sowie bei Meßgeräte herstellenden Firmen, deren 
Gebührenzahlung sicher ist, kann hiervon abgesehen wer­
den. Mit der Barerhebung der Gebühren ist die im Regie­
rungsbezirk Darmstadt bisher gehandhabte Einziehung 
durch die Gemeinden, die sich oft sehr schleppend voll­
zog und häufig zu Rückständen führte, mit der damit 
verbundenen Verwaltungsarbeit entfallen. 

254 c) Die Nachprüfung der im öffentlichen Verkehr befindlichen 
Maße und Gewichte ist nach der Ausführungsverordnung 
zum Maß- und Gewichtsgesetz vom 2o. Mai 1936 (RGBl. I 
S. 459) Sache der Polizeibehörden. Die ehemalige ameri­
Jcanische Besatzuilgsme.cht hat sie jedoch neben anderen 
Überwachungsaufgaben dem polizeilichen Wirkungsbereich 
entzogen. Durch den Runderlaß des Ministers (les Innern 
vom 3o. März 195o (StAnz. S. 137) ist daher die Nach­
schau in den kreisangehörigen Gemeinden den Landräten, 
und zwar den bei ihnen tätigen Preisprüfern übertragen 
und im übrtgen den Gemeinden unter gewissen Vorausset­
zungen das Recht zuerkannt worden, auf Antrag diese 
Aufgaben selbst wahrzunehmen. Gleichzeitig ist die Über­
nahme der Eichkontrolle in den kreisfreien Städten 
durch kommunale Gewerbe- oder Ordnungsämter gebilligt 
worden, · 

255 Die Nachschau durch die Gewerbe- und Preisprüfer in 
den Landkreisen hat sich nicht durchweg bewährt. Nach 
Wegfall des besatzungsrechtliehen Verbots ist die Eich­
kontrolle durch den Runderlaß des Ministers des Innern 
vom 26, Juni 1954 (StAnz. S, 71o) insoweit der Landes­
polizei übertragen-worden, als sie nicht zu einer ge­
meindlichen Sache geworden war. Für die Gemeinden und 
Städte, welche die Kontrolle durch eigene Ämter über­
nommen haben, ist durch diesen Erlaß eine Änderung 
nicht eingetreten. 

256 Nach Auffassung des RH wird die zur Zeit in Hessen gel..., 
tende Regelung nicht in vollem Umfange den Bestimmungen 
der §§ 15 bis 27 .der Ausf.VO z.MuGG gerecht. Die unein~ 
heitliche Handhabung der Maß- und Gewichtsnachschau 
sollte durch eine diesen Bestimmungen entsprechende 
Ordnung beseitigt werden. · 

6, Vorausbeschaffung von Straßenbaumaterialien (Kap. ?o) 

257 Der Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr erteilte 
bereits im Dezember 1952 der Fachvereinigung Natursteine e.~, 
Frankfurt/Main, zur Beschaffung von Straßenbaumaterial 
für das Straßenbauprogramm 1953 freihändig einen Auftr~g 
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auf Lieferung von 1o5 ooo to Stücksteinen, Schotter und 
Splitt zum Listenpreis der Steinindustrie, lieferbar frei 
Baustelle der Straßenbauverwaltung des Landes Hessen. Auch 
in den Vorjahren.wurden ähnliche Aufträge für das jeweils 
folgende Haushaltsjahr an di~ Natursteinindustrie erteilt. 
Diese Vorausbeschaffung von Straßenbaumaterialien war von 
der Natursteinindustrie angeregt worden, um einen auch in 
den Wintermonaten durchlaufenden Betrieb in den Steinbrü­
chen zu erreichen und die Entlassung von Arbeitern zu ver­
meiden. Wenn auch die arbeitspolitischen und sozialen Grün­
de, die der Steinindustrie Anlaß zu ihrer Anregung gegeben 
haben, anzuerkennen sind, so durften doch nicht unter Außer­
achtlassung haushaltsrechtlicher Vorschriften Bindungen 
mit erheblicher finanzieller Tragweite eingegangen werden, 
durch die das Land verpflichtet wurde, über ein Rechnungs­
jahr hinaus Auszahlungen zu leisten. 

258 Um eine solche Verpflichtung eingehen zu können 0 hätte eine 
Genehmigung zum Vertragsabschluß durch den Haushaltsplan 
vorliegen müssen. Der Minister für Arbeit, Wirtschaft und 
Verkehr rechtfertigte seine im voraus eingegangene Ver­
pflichtung damit, daß die Genehmigung zum Abschluß der 
jährlichen Vorausbestellungen beim erstmaligen Abschluß 
im Jahr 195o in Form der Mitzeichnung des Auftrages durch 
den Minister der Finanzen erteilt worden sei, Da der Mini­
ster der Finanzen Ausnahmen von dem Grundsatz des § 45b 
Abs. 1 RHO nur .für dringende Fälle zulassen kann, hielt 
der RH die Genehmigung zum Vertragsabschluß durch einen 
im Haushaltsplan entsprechend § 45b RHO aufzunehmenden 
Vermerk für erforderlich, Im Haushaltsplan für das Rj. 1955 
sind bei Kap. o7 7o Titel 3oo und 95o erstmalige Vermerke 
aufgenommen worden, daß gemäß § 45b RHO die Ermächtigung 
erteilt ist, mit Zustimmung des Ministers der Finanzen über 
den Haushaltsansatz hinaus fLtr die Lieferung von Straßen­
baumaterialien, die erst im kommenden Rechnungsjahr erfor­
derlich werden, Verpflichtungen bei Titel 3oo bis zu 
4oo ooo,-- DM und bei Titel 95o bis zu 1 2oo ooo,-- DM 
einzugehen. 

259 Die freihändige Vergabe des Auftrags für die Lieferung . 
von Straßenbaumaterialien zu Listenpreisen an die Fachver­
einigung gewährleistete nach Ansicht des RH nicht die 
wirtschaftliche und sparsame Verwaltung der Straßenbau-
mi ttel. Sie entsprach nicht der haushaltsrechtlichen Vor­
schrift, daß Verträge für das Land auf Grund einer öffent­
lichen Ausschreibung geschlossen werden sollen, sofern 
nicht die Natur des Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Abweichung von dieser Vorschrift rechtfertigen. Auch nach 
der Verdingungsordnung für Leistun{!:en (VOI,) und der Ver­
dingungsordnung für Bauleistungen (VOB) soll bei der Ver­
gabe von Lieferungen und Leistungen der Wettbewerb die Re­
gel bilden. 

26o Der Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr hat in­
zwischen die Straßenbauverwaltung angewiesen, die Liefe­
rung von Straßenbaustoffen nicht mehr freihändig zu ver­
geben. 
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261 Die Rechnungsprüfung ergab ferner, daß von der Regel, die 
Lieferung von Straßenbaustoffen nicht getrennt von der da­
zugehörigen Bauleistung zu vergeben, abgewichen worden ist. 
Der RH hat dagegen Bedenken, weil mit der getrennten Verga-· 
be von Lieferung und Leistung oft Schwierigkeiten und ma­
terielle Nachteile für das Land verbunden sind, Lieferung 
und Leistung sollen nur dann getrennt voneinander vergeben 
werden., wenn 
a) dies aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen 

notwendig ist, oder 
b) die Beistellung der Baustoffe oder Bauteile bei Bau­

leistungen nicht orts- oder gewerbeüblich ist, 

262· Der Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr hat den 
Hinweisen des RH dadurch entsprochen, d&ß er die Straßen­
bauverwaltung angewiesen hat, Straßenbauleistungen grund­
sätzlich mit den zurLeistunggehörigen Lieferungen zu ver­
geben und von dieser.Regel nur in Ausnahmefällen abzuwei­
chen. 

VI. Haushalt des Ministers für Landwirtschaft und Forsten 

(Epl. o9 ) 

1 • 

263 Der RH hat gelegentlich der örtlichen Prüfung der Rechnung 
des Landesernährungsamts Hessen erneut die Frage untersucht, 
ob diese Behörde noch beibehalten werden muß, oder ob sie 
aufgelöst und ihr Aufgabenbereich teilweise auf das Fach­
ministerium und teilweise auf die Land- und Forstwirtschafts­
-kammern sowie die berufsständischen Vereinigun(';en verlagert 
werden kann. Er hat dabei auf Grund folgender Überlegungen 
die Überzeugung gewonnen, daß auf eine besondere Dienst- . 
stelle für Ernährungswirtschaft zur Zeit noch nicht verzich­
tet werden kann: 

264 Von den Maßnahmen, die zur Sicherung der Ernährung unter 
gleichzeitiger Wahrung der Wirtschaftseinheit und einer 
möglichst weitgehenden Einheitlichkeit der Lebensverhält­
nisse innerhalb des Bundes durchzuführen sind, kommt den 
in den landwirtschaftlichEin Marktgesetzen geregelten eine 
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besondere Bedeutung zu. Durch sie soll in erster Linie die 
. S~etigkeit in der Erzeugung und in der Versorgung der Be­
völkerung mit Nahrungsmitteln gewährleistet werden, und 
zwar zu angemessenen, möglichst geringen Schwankungen unter­
liegenden Preisen. Die Länder führen diese Bundesgesetze 
als eigene Angelegenheiten aus (Art. 83 GG). Ihre Aufgabe 
ers.chöllft sich dabei nicht in der bloßen Durchführung bun­
desrechtlicher Maßnahmen; sie besteht vielmehr zu einem 
nicht geringen Teil in der Erfassung und Beurteilung der 
Produktions- und Absatzverhältnisse, der Preisentwicklung 
vom Erzeuger bis zum Verbraucher und des Marktgeschehens 
überhaupt, um auf Grund der hierdurch gewonnenen Erkennt­
nisse auf die Gest1.1ltung der ernährungspolitischen :Maßnah­
men des Bundes Einfluß nehmen zu können. Die ordnungsgemäße 
Wahrnehmung dieser bedeutungsvollen Aufgabe erfordert eine · 
von rein sachlichen Erwägungen getragene objektive Berück­
sichtigung der jeweiligen Bedürfnisse der Erzeuger und der 
Verbraucher sowie der Be- und Verarbeiter landwirtschaft­
licher Produkte. Der hierfür in erster Linie zuständige und 
verantwortliche Minister für Landwirtschaft und Forsten 
kann dabei auf eine die Interessen der Gesamtheit wahrneh­
mende selbständige, ihm nachgeordnete Behörde nicht ver­
zichten. Die Aufgaben im ~ollen Umfange in dem Fachministe­
rium erledigen zu lassen, wäre, da mit ihr eine Fülle. rei­
ner Verwaltungsarbeiten verbunden ist, ebenso verfehlt, wie 
die Übertragung der gesamten Verwaltungsarbeiten auf die 
Land- und Forstwirtschaftskammern sowie, die berufsständi­
schen Vereinigungen, da diese lediglich die Belange der 
Landwirtschaft und der in ihr tätigen :Menschen bzw. die 
Interesse.n der in ihnen zusammengefaßten Berufsgruppen 
wahrzunehmen haben. Darüber hinaus ist noch zu berücksich­
tigen, daß diese Arbeiten teilweise zu den Hoheitsaufgaben 
gehören und schon aus diesem Grunde für eine Übertragung 
nicht in Betracht kommen. 

265 Die im Haushaltsplan für das Rj. 1955 für die Behörde vor­
gesehenen Stellen entsprechen dem vom RH anläßlich der o.a. 
Prüfung ermittelten tatsächlichen Bedarf. Die überzähligen 
24 Bediensteten konnten bisher noch nicht an~erweitig un­
tergebracht werden; sie werden vielmehr in gekündigter . 
Stellung weiterbeschäftigt, Die Aufrechterhaltung dieses 
Zustandes wirkt sich nach den gemachten Erfahrungen so un­
günstig auf den gesamten Dienstbetrieb dieser Behörde aus, 
daß er unter allen Umständen und unter Ausnutzung aller 
sich bietender vertretbarer Möglichkeiten schnellstens be­
endet werden sollte. 

2. Höhere Landbauschulen der Hassischen Land- und 
und Forstwirtschaftskammern (Kap. 29) 

266 Jede der beiden Hassischen Land- und Forstwirtschaftskam­
mern unterhält eine Höhere Landbauschule, deren Ausbil­
dungsziel darauf gerichtet ist,· ihren Hörern nach erfolg-
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reichem Besuch der Anstalt als "staatlich geprüften Land­
wirten'' den Eintritt in einschlägige Laufbahnen der land­
wirtschaftlichen Verwaltung zu ermöglichen oder sie zum 
Besuch des landwirtschaftspädagogischen 'Instituts unter 
Umständen auch der Hochschule mit den sich daraus ergeben-­
den Berufsmöglichkeiten zu befähigen. 

Die geographische Lage beider Anstalten (Witzenhausen und 
Michelstadt/Odw,) ist denkbar ungünstig, Das. mag nicht zu­
letzt ein Grund dafür sein, daß der Anteil der nichthessi­
schen Hörer an beiden Anstalten .sehr beachtlich ist. Wenn 
auch nicht zu verkennen ist, daß fiir bestimmte landwirt­
schaftliche Berufssparten die gründlich';) Kenntnis der 

·strukturellen Verhältnisse, der natürlichen Wirtschafts­
und Ertragsbedingungen der Landwirtschaft nicht nur der 
engeren Heimat, sondern auch der anderen Bundesländer er­
forderlich ist, daß mithin auch die Möglichkai t des Besu­
ches der Schule eines anderen Bundeslandes gegeben sein 
muß, so darf doch nicht übersehen werden, daß die Anstal­
ten außer durch Zuwendungen des Landes Hessen von den Kam­
merbei trägen der hessischen Landwirtschaft unterhalten 
werden, daß sie also in erster Linie für die Schulung und 
Fortbildung des Nachwuchses der hessischen Landwirtschaft 
.eingerichtet .sind, 

Die Schule in Michelst(l.dt/Odw, ist zwar in einem kammer­
eigenen Gebäude untergebracht, dieses wird aber den an· 
eine Anstalt dieser Art zu stellenden Anforderungen nicht 
gerecht und dürfte stets erhebliche bauliche Investitionen 
erfordern. Außerdem stehen hier weder· die notwendigen Ver­
suchsfelder noch ein nahegelegener größerer landwirtschaft­
licher Betrieb für Lehr- und Versuchszwecke zur Verfügung, 
Eigentümer der Anstaltsgrundstücke in Witzenhausen ist die 
Deutsche Kolonialschule GmbH., die nicht bereit ist, für 
.einen längeren Zeitraum verbindliche Abmachungen für die 
Nutzung der Gebäude und Versuchsfelder einzugehen. Die auf­
zuwendenden Mittel für Miete und 'Heizung sind erheblich; 
sie beliefen sich im Rj. 1953 auf rd. 41 ooo,-- DM.· 

In Würdigung aller hiermit im Zusammenhang stehenden Ge­
sichtspunkte erschien es dem RH geboten, beim Fachminister 
die eingehende Prüfung der Frage anzuregen, ob man nicht 
die hier in Betracht stehenden schulischen Verhältnisse 
mit dem Ziele ihrer Intensivierung und wirtschaftlicheren 
Gestaltung neu ordnen sollte, Er hat vorgeschlagen, zu er­
wägen, ob die beiden zur Zeit bestehenden Höheren Landbau­
schulen nicht zweckmäßigerweise aufzulösen und an deren 
Stelle eine neue derartige Anstalt an einem landwirtschaft­
lich-strukturell, verkehrsmäßig und schulisch besonders 
günstigen Standort zu errichten wäre. Dafür käme nach sei­
ner Ansicht in erster Linie die Stadt Gießen in Frage, 
Dort verfügt nicht nur die Justus Liebig-Hochschule über 
eirie landwirtschaftliche, eine Veterinärmedizinische und 
eine naturwissenschaftliche Fakultät nebst einschlägigen 
Instituten, sondern .befinden sich auch das landwirtschafts-
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pddagogische Institut, eine vorbildlich eingerichtete land­
wirtschaftliche Schule sowie die erforderlichen Versuchs~ 
güter und·Vereuchsfelder, In diesem schon jetzt bestehenden 
Mi ttelpunld' landwirtschaftlicher Schulung und Fortbildung 
ließe sich ohne Zweifel der Unterricht für die Hörer der 
Höheren Landbauschule mit verhältnismäßig geringem Aufwand, 
u.a. auch im Wege des Lehrauftrages, wesentlich verbessern 
und vertiefen. 

Über die hier erörterten Fragen schwebt noch ein Schrift­
wechsel mit dem l!'achminister. 

3, Beraterschu:)_e Rauischholzhausen (Kap, -~L 

Zum Zwecke der Intensivierung_ des landwirtschaftlichen 
Beratungswesens wurde im April 1949 von der Landeskommis­
sion der Ameri~anischen Militärregierung der Hessische 
LandwirtschaftJiohe Beratungsdienst e,V, in Gießen einge­
richtet, Um die mit den Beratungsaufgaben befaßten Kräfte 
ausbilden und laufend unterweisen zu können, wurde während 
des Jahres 19'5o ebenfalls von der Landeskommission und im 
Benehmen mit dem Fachministerium die Beraterschule Rauisch­
holzhausen gegründet. Träger dieser Schule ist der Bera­
.tungsdienst 1 dem sie auch verwaltungsmäßig angegliedert 
ist, Beide :Einrichtungen sind aus Mitteln der Militärre­
gierung ins Leben gerufen und bis Ende des Jahres 195o 

·auch unterhalten worden, Von da. ab hat das Land Hessen 
die Finanzierung der Bex·atersohule übernommen, Während 
der Zeit von- ·195·1 bis 1953 sind hierfür jährlich 5o ooo,--DM 
und im Jahre 1954- So ooo,-- DM aus Land~smitteln aufge­
wandt worden. Im Haushaltsplan für das Rj. 1955 sind für 
diese Zwecke 82 4oo,-- DM vorgesehen. Außer diesen Zuwen­
dungen fließen der Schule noch zweckgebundene Förderungs­
mittel des Bundes, allerdings in g~ringerem Umfange, zu. 

Bereits ·aus Anlaß der Prüfung der Rechnung der Berater­
schule für das Rj. 1951 hat der RH bei dem Minister für 
Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft angeregt, die Trä­
gerschaft und die Verwaltung der Anstalt .mit Rücksicht 
auf die hinsichtlich ihrer Finanzierung eingetretene Än­
derung neu zu regeln und sie in die Organisation des 
landwirtschaftlichen Fachschulwesens einzugliedern. Der 
Fachminister hat daraufhin dem RH am 4-. Aug. 1952 mi tge­
teilt, er beabsichtige, die Verwaltung der Schule ab 
1. Okt, 1952 der Landwirtschaftskammer Kurhessen in Kas­
sel zu übertragen, Dieses Vorhaben ist bisher jedoch nicht 
verwirklicht worden. 

Der RH hält die vorgesehene Neuor<tnung nach wie vor für 
erforderlich, und zwar deshalb, weil infolge d€r Übernah~ 
me der Finanzierung durch das Land Hessen die Beibehaltung 
der bisherigen Trägerschaft und Verwaltung der Schule nicht 
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mehr gerechtfertigt ist und weil die geplante Änderung zu 
einer Vereinheitlichung in der Organisation und der Aus­
richtung des landwirtschaftlichen Fachschulwesens führen 
wird. 

4, Land- und Forstwirtschaftskammern (Kap, 29) 

a) Personalausgaben 

272 Im Rahmen der im Jahre 1955 bei den Land- und Forstwirt­
schaftskammern Hessen-Nassau in Frankfurt/Main und Kurhes­
sen in Kassel - im folgenden kurz als Kammern bezeichnet -
durchgeführten Organisations;_, Wirtschaftlichkeits- und 
Rechnungsprüfungen hat der RH erstmals die Rechnungen über 
deren Personalausgaben für das Berichtsjahr geprüft, · 

273 Die beiden Kammern sind nach dem Gesetz vom 24. Juni · 
1953 (GVBl. S. 113) Kö.rperschaften des öffentlichen Rechts, 
die der Aufsicht des Mini'sters für Landwirtschaft und For­
sten unterstehen. 

274 Auf die Rechtsverhältnisse der Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Kammern sind grundsätzlich die für die Be­
diensteten des Landes geltenden Vorschriften anzuwenden. 
Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen gelten die 
RHO, die RYIB, die RRO und di-e. sonstigen für das Land Hes­
sen maßgebenden Bestimmungen ·sinngemäß, Die Prüfung der 
Festsetzungen der DDA und der BDA hat unverhältnismäßig 
viel Zeit in Anspruch genommen, weil in den Personal- und 
Stammkarten die erforderlichen Angaben fehlten und die 
Festsetzungen nicht, wie bei den Kassen des Landes, ge­
trennt von den Auszahlungsanordnungen in besonderen Map­
pen gesammelt waren. In den meisten Fällen mußte deshalb 
die Prüfung in zeitraubender Wäise an Hand der Peisonal­
akten durchgeführt werden. Ferner sind die Landesbestim­
mungen über die Festsetzung, die Auszahlung und den rech­
nungsmäl3igen Nachweis von DienBt- und Versorgungsbezügen 
- Zahlungsbestimmungen für.Besoldungen (ZBB) - vom 6. Jan. 
1951 nicht beachtet worden, Der RH hat deshalb den Minister 
für Landwirtschaft und Forsten gebeten, den Kammern mitzu­
teilen, in Zukunft nach.den Runderlassen des Ministers 
der Finanzen vom 3, Febr. 1951 und vom 28, Jan. 1953 zu 
verfahren. Dieser Anregung hat der Minister durch Erlaß 
vom 18. Aug. 1955 entsprochen. 

b) Zuschüsse zur Errichtung von Schulhausneubauten 

275 Den beiden Kammern sind von Bund und Land, von Kreisen 
und Gemeinden erhebliche Zuschüsse zur Errichtung von 
Schulhauspeubauten zugeflossen. So hat die Kammer Hessen­
Nassau in Frankfurt/Main bis zum 1, Mai 1955 insgesamt 
2 692 5oo,-- DM an Zuwendungen dieser Art erhalten, und 
zwar vom Land 1 665 o.->o, -- DM, vom Bund 728 ooo, -- DM so-



- 9o -

wie von Kreisen und Gemeinden 229 5oo,-- DM. Die gesamten 
Kosten für die Neubauten betrugen 5 726 566,-- DM. Außer­
dem sind für Um- und-Erweiterungsbauten an Schulgebäuden 
66·5oo,-- DM aus Landesmitteln zuschußweise gegeben worden. 

276 Bei der Prüfung der Abrechnung hat der RH festgestellt, 
daß die Kostenanschläge teilweise erst nach Baubeginn er­
stellt und die als Rechnungslegungsbücher dienenden Bauaus-· 
gabebücher nicht den Vorschriften entsprechend geführt wor­
den sind., Außerdem .sind Aufwendungen für die Beschaffung 
und Instandsetzung von Einrichtungsgegenständen, für Möbel­
transporte aus Anlaß von Umzügen, für die Durchführung von 
Einweihungsfeiern usw. unzulässigerweise als Baukosten ge­
bucht wo.rden. 

277 Der RH hat die Kammer in Frankfurt/Main auf die Unzulässig­
keit dieser Handhabung und auf die notwendige Beachtung 
der einschlägigen Bestimmungen hingewiesen. 

5, Landgestütverwaltung (Kap. 36) 

278 In der Denkschrift zur Staatshaushaltsrechnung für das 
Rj. 1948 hat der RH bereits die Frage angeschnitten, ob 
die bei~en Gestüte Dillenburg und Darmstadt aus Verein­
fachungs- und Ersparnisgründen zusammengelegt werden kön­
nen. Veranlassung hierzu hatte die .schon damals zu beobach­
tende, ständig zunehmende Motorisierung in de.r Landwirt­
schaft und der damit verbundene Rückgang des Pferdebedarfs 
gegeben. Der RH glaubte jedoch, die Zurückstellung der 
Entscheidung dieser Frage mit Rücksicht auf die seiner 
Zeit noch nicht übersehbare Entwicklung empfehlen zu müs­
sen. Auf das Erfordernis der Zurückhaltung bei der Inve­
stierung weiterer Staatsmittel für einschlägige bauliche 
Anlagen hat der RH schon damals hingewiesen, 

279 In~wischen hat die Motorisierung auf dem landwirtsohaf­
lichen Sektor_so erhebliche Fortschritte gemacht, daß ein 
weiterer erheblicher Rückgang des Pferdebestandes die Fol­
ge war. Die Zahl der den Deckstellen zugeführten Stuten 
ist innerhalbvon knapp· sechs Jahren auf etwa 35 % gesun­
ken. Sie belief sich z.B. bei dem Gestüt Dillenburg im 
Jahre 1948 auf 11 42o Stuten und im Jahre 1953 nur noch 
auf 2 756. Infolgedessen ist auch die Zahl der Hengste 
von- 187 im Jahre 1948 auf 12o im Jahre 1953 zurückgeführt 
worden. Trotzdem sind im Jahre 1953 im Durchschnitt je 
Hengst nur 23 Stuten gedeckt worden; die Vergleichszahl 
für das Jahr 1948 beträgt 59. 
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28o Der RH hält, selbst unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß der Stutenbestand im Jahre 1948 wegen der besonders ge­
lagerten Verhältnisse bis zur Währungsumstellung außerge­
wöhnlich hoch war, die angedeutete Entwi.cklung für so be­
achtlich, daß er ei.ne neuerliche Überprüfung der Frage der 
Zusammenlegung der beiden r.andgeetüte für erfo.rderlich er­
achtet. 

6. Domänenverwaltung (Ka~11 

281 Der domänenfiskalische Streubesitz, der· noch zu Anfang des 
vilirigen Jahrhunderts einen recht beachtlichen Teil des 
staatlichen Finanzvermögens ausmachte, hat in der Folgezeit 
sei.ne ursprüngliche Bedeuturig als Quelle staatlichen Ein­
kommens mehr und mehr eingebüßt und heute völlig verloren, 
Sein Umfang ist in Hessen auf rd, 11 67o ha oder 1,2 % der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche des Landes zurückgegangen • 

. 282 Diese Entwicklung veranlaßte den RH, im Zuge der Prüfung 
der Rechnungen für das Rj. 1953 von den in den ehemaligen 
preußischen Gebietsteilen des Landes mit der Betreuung von 
rd. 5 33o ha Streubesitz in der unteren Verwaltungsstufe be­
faßten sieben Domänenrentämtern, deren Einrichtung auf die 
Stein' sehe Re,form zurliekgeht, fünf örtli eh zu überprüfen, 
Die dabei getroffenen Feststellungen ließen erkennen, daß 
die Existenzberechtigung dieser Lokalbehörden nicht mehr 
gegeben war, Da der in dem althessischen Landesteil gele­
gene Streubesitz von rd. 6 34o ha von den dortigen Forst­
ämtern mitverwaltet wurde, die Verwaltung im Land Hessen 
also uneinheitlich geregelt war, hielt der RH eine grund­
sätzliche, auf eine einheitliche Ordnung innerhalb des 
Landes ausgerichtete Neuregelung für erforderlich. Er reg­
te deshalb bei dem Minister für Landwirtschaft und Forsten 
an, die sieben Domänenrentämter der Regierungsbezirke Kas­
sel und Wiesbaden aufzulösen und die Verwaltung des domä­
nenfiskalischen Streubesitzes im ganzen Lande Hessen den 
Kulturämtern zu übertragen. 

283 ·Bei dfesem Vorschlag hat sich der RH von der Erwägung lei­
ten lassen, daß der Domänenstreubesitz als Teil des land­
wirtschaftlich nutzbaren Grund und Bodens nur noch inso­
fern eine beachtliche Bedeutung hat, als er zur Stärkung 
der Existenzgrundlage kleinbäuerlicher Betriebe herangezo­
gen wird, was mit dem nachhaltigsten Nutzeffekt nur durch 
eine Verwertung im Wege der Anliegersiedlung geschehen 

.kann. Die Durchführung der Anliegersiedlung gehört zu dem 
Aufgabengebiet der Kulturämter. Aus diesem Grunde und we­
gen ihrer sonstigen einschlägigen laudeskulturellen Tätig­
kai t, .ihrer besonders guten Kenntnis der ländlichen Ver­
hältnisse, ihrer personellen Besetzung und wegen der für 
die Wahrnehmung des hier in Betracht stehenden Aufgaben­
gebietes besonders günstigen Abgrenzung ihrer Dienstbezir­
ke erschienen dem RH die Kulturämter am besten geeignet, 

I 

' 
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dLn domänenfiskalischen Streubesitz mit dem geringsten Auf­
wand ""whgemäß zu verwalten und zu verwerten, Gegen eine 
einheitliche Verwaltung des Streubesitzes durch die Forst­
ämter glaubte sich der RH nicht nur wegen deren völlig an­
da:'s gelager"oen Aufgabenstellung aussprechen zu müssen, son­
elern auch deshalb, weil ihre Dienstbezirke zu klein sind 
und deshalb die Wahrnehmung der Dienstaufsicht durch die 
Behörden der mi"ttleren Verwaltungsstufe schon allein wegen 
der großen Zahl der mit der Verwaltung des Streubesitzes 
befaßten Ämter erschwert und dort u.u. zu Personalverstär­
kungen führen wird. 

284 In der 15. Sitzung des Landtags am 2o. Juli 1955 ist der 
Auffassung des RH insoweit entsprochen worden, als die Auf­
lösung sämtlicher Dob1änenrentämter beschlossen wurde. Die 
Verwaltung des domänenfiskalischen Strembesi tzes soll je­
doch nach diesem Beschluß nicht den Kulturämtern, sondern 
den Forstämtern übertragen werden. 

7. Forstämter (Kap. 51] 

285 a) Während der ersten Nachkriegsjahre sah sich der RH ge­
nötigt, die örtlichen Überprüfungen der Forstämter in 
erster Linie als Organisations~ und Rechnungsprüfungen 
durchzuführen. Er hat sich dabei von dem Gedanken lei­
ten lassen, daß ein erfolgreibher Betriebsablauf nur 
dann gewährleistet ist, wenn der Forstbetrieb möglichst 
zweckmäßig organisiert, mit Fachkräften ausreichend aus­
gestattet und einwandfrei verwaltet wird, Die bei die­
sen Prüfungen getroffenen Feststel.lungen haben den 
forstlichen Aufsichtsbehörden in zahlreichen Fällen Ver­
anlassung gegeben, ordnend einzugreifen oder Vorgänge, 
di.e zu Beanstandungen geführt hatten, durch entspre­
chende Verwaltungsanordnungen für die Zukunft auszu~ 
schließen, Das hat sich nach und nach dahin ausgewirkt, 
daß sich die Erledigung der Verwaltungsaufgaben im Be­
reich der Forstämter seit geraumer Zeit im großen und 
ganzen reibungslos und ordnungsgemäß vollzieht, Weite­
re, den Arbeitsablauf günstig beeinflussende Maßnahmen, 
wie die Einrichtung einer einheitlichen Registratur, 
die Aufstellung eines ebenfalls einheitlichen Akten­
plans und der Erlaß von .Vorschriften, durch welche die 
zum Teil nicht mehr zeitgerechte Preußische Dienstan­
weisung vom 1, Okt. 1927 sowie die ebenfalls teilweise 
überholten einschlägigen althessischen Bestimmungen er­
setzt werden sollen, sind von der Ministerialforstabtei­
lung in Aussicht gestellt, 

286 Der RH konnte daher dazu übergehen, den forstlichen 
Wirtschaftsbetrieb als solchen mehr und mehr in den 
Mittelpunkt seiner Prüfungstätigkeit zu stellen. Mit 
Hilfe des seit 1952.zurAnwendung gebrachten Lochkar­
tenverfahrens konnte die Ministerialforstabteilung zu.-. 



verlässige Unterlagen erarbeiten, die es ermöglichen, 
die Auswi rlmng aller betriebswirtschaftlieh bedeutsamen 
Vorgänge in der erforderlichen Differenzieru.ng zu er­
kennen und in das für eine zutreffende Beurteilung not­
wendige Verhältnis zueinander zu bdngen. Die für die 
gleichen Vorgänge i.n derselben Aufgliederung ermi ttel­
ten und laufend auf den neuasten Stand gehaltenen Landes­
und Bezirksdurchschnittssätze bilden die unentbehrliche 
Handhabe für vergleichende Betrachtungen, 

287 Die ermittelten· Prüfungsergebnisse werden der Ministerial"" 
forstabteilung, der forstlichen Mittelbehörde und dem 
Forstamt mitgeteilt und.anschließend mit den Vertretern 
dieser Dienststellen in Anwesenheit des zuständigen In­
spektionsbeamten in einer am Sitz des Forstamtes anbe­
raumten Schlußbesprechung mit dem Ziele ihrer prakti­
schen Auswertung eingehend erörtert. 

288 b) In der Hassischen Landesforstverwaltung werden von Hal­
tern beamteneigener Kraftfahrzeuge - es handelt sich 
dabei ausschließlich um Amtsvorstände - insgesamt 72 
Kraftfahrer beschäftigt, und zwar 53 ganztägig, 14 halb­
tägig und .5 stundenweise, Ihre Lohnbezüge werden im. 
allgemeinen zu 8o% aus Landesmitteln und zu 2o% von 
den Kraftfahrzeughaltern selbst bestritten, Im Haus­
haltsplan für das Rj. 1953 waren flir die Zahlung· ent­
sprechender staatlicher r,ohnanteile 18o ooo,-- DM vor­
gesehen$ während in dem Hau:;,haltsplan für da$ Rj. 1955 
dafür insge:;,amt 217 ooo,-- DM veranschlagt sind, Veraus­
gabt wurden im Rj. 1953 rd, 187 4oo,-·~ DM, Von den 72 
Kraftfahrern sind eingesetzt: 

im Regierungsbezirk Kassel 

im Regierungsbezirk Wiesbaden 

im Regierungsbezirk Darmstadt 

mit 8o Forstämtern 
41 ganztägig und 

5 stundenweise, 
mit 4o Forstämtern 
11 ganztägig und 
14 halbtägig und 
mit 59 Forstämtern 

1 g&nztägig. 

Diese in den einzelnen Bezirken auffallend ungleiche 
Zahl von beschäftigten Kraftfahrern läßt nach Ansicht 
des RH erkennen, daß der Einsatz nicht auf einen echten 
Bedarf zurückzuführen, sondern auf folgende Weise zu er~ 
klären i:;,t: 

289 In den ehemalig preußischen Gebiets·teilen des Landes, 
insbesond,re im Bezirk Kas:;,el, gehörten zu zahlreichen 
dortigen For:;,tämtern Dienstländereien, die nicht selten 
die Betriebsgröße einer ">elbständigen Ackernahrung mit 
Pferdehaltung erreichten und von den Stelleninhabern 
in Eigenbewirtschaftung genutzt wurden, Zm.' Wrledigung 
der dabei anfallenden landwirtschaftlichen Arbeiten wur 
de eine männliche Arbeitskraft gehalten, die zugleich ala 
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sog. Kutscher bei den Gespannrevierfahrten des Amtsvor~ 
s·t.,.ndes eingesetzt war, Nachdem den Amtsvorständen be­
amteneigene Kraftwagen zugebilligt waren, wurden die 
Kutscher als Kraftfahrer verwandt. Im Regierungsbezirk 
Darmstadt lagen die Verhältnisse von jeher anders1 dort 
gehört nur zu einigen Forstämtern Dienstland von gerin­
gem Umfang. Es gab daher auch keine Gespannhalter und 
damit auch keine Kutscher. 

29o Der RH hat bei einschlägigen Besprechungen mit Vertre­
tern der Landesforstverwaltung seit mehreren Jahren die 
Ansicht vertreten, daß Wirtschaftsland zur E:tgenbenut­
zung durch Forstbedienstete in dem bisherigen Umfange· 
weder zeitgemäß noch erforderlich ist. Die Ministerial­
forstabteilungvertritt die gleiche Auffassung. Sie ist 
daher seit längerer Zeit damit befaßt, das Dienstlan.d, 
soweit anderweitige vertretbare Verwertungsmöglichkeiten 
gegeben sind, je Stelle auf höchstens einen ha zu ver­
mindern. Damit dürfte auch der eigentlLche ·Grund für 
die Beschäftigung einer besonderen Arbeitskraft entfal­
len und erreicht werd.en, daß die Verhältnisse in den 
ehemalig preußischen Gebietsteilen denen im Bezirk Darm­
stadt schon bestehenden angepaßt werden, 

291 Bei dieser Sachlage hält der RH eine Kraftfahrerhaltung 
in dem bisherigen Umfange· nicht mehr für vertretbar, Er 
ist vijlmehr der Auffassung~ daß die Voraussetzungen 
für die Beschäftigung von Kraftfahrern nur noch in den 
vermutlich sehr wenigen Fällen als gegeben anerkannt 
werden können, in denen besonders schwierig gelagerte 
Revierverhältnisse vorliegen oder in der Person des 
Amtsvorstandes gelegene besondere Umstände (körperliche 
Gebrechen, mangelnde Gesundheit und dergleichen) das 
rechtfertigen.· 

292 Dabei sollte auch berlicksiohtigt werden, daß selbst 
in diesen Ausnahmefällen eine dauernde ganz- oder halb­
tägige B.eschäftigung des Kraftfahrers im allgemE!inen 
nicht erforderlic~ sein wird, sondern, wie die Beispiele 
im Bezirk Kassel zeigen, nur eine stundenweise Beschäf­
tigung ausreicht. Eß wäre zu erwägen,. hierfür einen 
als Kraftfahrer ausgebildeten Waldarbeiter heranzu­
ziehen. 

293 Über diese Fragen wird auf Veranlassung des Fachmini­
sters zur Zeit noch ein Schriftwechsel mit dem Minister 
der Finanzen geführt. 
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VII. Hau.shalt der all&emeinen Finanzverwaltung (Epl. 17) 

1. Verwalt11cng der I.andessteuern duroh die Oberfinanz­
direktion1 die Finanzämter und Hauptzollämter [KapL o1) 

a) !Fftelmisse örtlicher PEüfungen bei Fj nanzämte:rn 
un _]au;el;zollämter,a . 

294 Der RH hat seit Vorlage der Denkschrift zur StHR 1952 sechs 
Finanzämter, darunter drei Großämter, und ein Hauptzollamt 

·geprüft. An drei Prüfungen hat sich der BRH beteiligt. Die 
Zusammenarbeit verlief reibungslos. 

295 Im gleichen Zeitraum hat die Oberfinanzdirektion gemäß dem 
gemeinsamen Erlaß des BRH und des RH vom 28. Juli 1954 ·bei 
drei Finanzämtern vollständige und .bei drei weiteren Ämtern 
eingeschränkte Vorprüfungen durchgeführt. 

296 Im Vordergrund der vom RH durchgeführten örtlichen Erhe­
bungen. standen die Prüfung der Gesetzmäßigkai t der Steuer­
festsetzung, einschließlich der Einheitsbewertung, der 
Betriebsprüfung und Fahndung und der Erledigung von Rechts­
mitteln, der Stand der Steuererhebung, die Bearbeitung 
der Straffälle und die Geschäftsführung und Organisation 
der Fj,nanzämter. Die Prüfung der Steuerfestsetzung be­
schränkte sich grundsätzlich auf die Veranlagungszeiträume 
1952 und 1953, wurde jedoch, wenn es geboten erschien, ins­
besondere wenn bei den Steuerpflichtigen seit der Währungs­
umstellung keine Betriebsprüfung stattgefunden hatte, auf 
zurückliegende Veranlagungszeiträume ausgedehnt. 

297 Finanzministerium und Oberfinanzdirektion waren auch im 
Jahr 1955 nach Kräften bemüht, durch bessere Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen den Finanzämtern die Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu erlei~htern. Die Ausstattung mit tech­
nischen Hilfsmitteln, Büromöbeln und Schrifttum und die 
Unterbringungsverhältnisse wurden mit Nachdruck verbes­
sert. Die beiden wegen :l.hrer Größe nicht mehr wirtschaft­
lich ~rbeitenden Finanzämter Wiesbaden und Offenbach wur-

. den geteilt. Die Teilung des größten hessischen Finanz­
amts Frankfurtjii'Iain-Mitte wird aus denselben Gründen in 

.Kürze_ vorgenommen werden. · 

298 Die Arbeitslage der Finanzämter ist unverändert angespannt 
und gekennzeichnet durch die Auswirkungen der sog. großen 
Steuerreform, die mit Verkündung des Gesetzes zur Neuord­
nung von Steuern vom 16, Dez, 1954 in Kraft getreten ist. 
Durch dieses Gesetz, das am gleichen Tage erlassene Gesetz 
zur Erhebung der Abgabe "Notopfer Berlin", das fünfte 
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Gusetz zur Änderung des Unmatzwteuorgesetz(clS vom 26.Dez.1954 
und d~,a Finanzverkehrsgesetz vom 6, April <1955 l'm:cden zahl­
reiche und wichtige Barrtimmungen des Umsatzsttmer-, Einkom­
mensteuer-, Körperschaf<tsteuer-, Erbschaftsteuer-, Kraft­
fahrzeugsteuer- und Beförderungsteuerrechts wesentlich ge­
ändert. Auch Vorschriften der Abgabenordnung haben Änderun­
gen erfahren. 

299 Die in Aussicht gestellte und von der Steuerverwaltung und 
der Wirtschaft erhoffte Vereinfachung ist nicht eingetreten. 
Der Veranlagv<ngsbeamte steht vielmehr, wie bisher in jedem 
Jahr, auch dieses Mal vor einem Gestrüpp neuer Vorschriften, 
deren Anwendung wesentlichen Schwierigkeiten begegnet. 

3oo Diese Schwierigkeiten werden dadurch vermehrt, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung fortgesetzt neue problematiscl;le 
steuerliche Tatbestände llichafft, deren Bearbeitung einen 
umfangreichen Schriftwechsel verursacht und deren Beurtei­
lung zeitraubend ist. 

3o1 Die Arbeitsüberlastung und die sich bei der Anwendung der 
neuen Bestimmungen ergebenden sachlichen Schwierigkeiten 

. haben es auch im Jahr 1955 verhindert, daß die Ver1~nlagung 
der großen V~teuern (Umsatzsteuer, Einkommensteuer, Körper­
schaftstauer und Gewerbesteuer) mit der Gründl:ichkeit durch­
geführt wurde, die zur Ol'dnungsmäßigen Erfassung des steuer­
lichen Tatbestandes, zur Ausschöpfung der S teuel'kraft und 
zur gleichmäßigen Besteuerung aller Steuerpflichtigen erfor­
derlich gewesen wäre. Es kann deshalb nicht wundernehmen, 
daß der RH auch im Beric4tsjahr vielfach Fehler, Unterlas­
stingen und sonstige Mängel in der Durchführung der Besteue­
rung vorgefunden hat, In zahlreich!lln Fällen sind die Anga~ 
ben in den Erklärungen unbeanstandet<hingenommen worden. 
In anderen Fällen haben die Veranlagungsstellen die bei 
der Prüfung der Steuererklärungen aufgetretenen Unklarhei­
ten und Zweifel einer künftigen Betriebsprüfung zur Klärung 
überlassen. Der RH hat darauf hingewiesen, daß ein solches 
Verfahren nicht in Einklang mit den Vorschriften der AO 
steht, wonach die Finanzämter vor der Veranlagung die An­
gaben in den Steuererklärungen zu prüfen, Lücken zu schlies­
sen und zweifelhafte Angaben zu klären haben. Die Klärung 
kann der Betriebsprüfung nur dann überlassen werden, wenn 
b~gründeter Anlaß zu<der Annahme besteht, daß eine solche 
Prüfung in absehbarer Zeit durchgefuhrt wird. 

3o2 Das Bemühen der Finanzverwaltung um eine zeitnahe Veranla­
gung hat auch in diesem Jahr noch nicht zu einem vollen 
Erfo~g geführt. Die Veranlagung für das Kj. 1953 konnte 
erst Ende April 1955 abgeschlossen werden, Die Veranlagung 
der Vermögensteuer 1953 und der Vermögensabgabe war im 
Berichtszeitpunkt noch nicht beendet. Inzwischen ist die 
Veranlagung für 1954 angelaufen. Die Finanzämter Sehen 
·sich deshalbmr die Aufgabe gestellt, ab Oktober d.Js. 
nebeneinander die. Veranlagung zur Umsatzsteuer, Einkommen­
steuer, Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 1954, die 
Hauptfeststellung 1953 der Einheitswerte für gewerbliche 
Betriebe, die Vermögensteuer-Hauptveranlagung 1953 und die 
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Feststellung der Vermögensahgabe ( z,'l', nog'"1~ noch der 
Hypothekengewinnabga.be) zu ben rch€li tc"n, 

3o3 Auch die I,ohnsteuerstellen sind durch die ~?teuerre:form und 
insbesondere durch die verspätete Bekanntgabe der Durch­
führungsbestimmungen. in Zei tnoi; geraten, Um de:o berechtig·· 
ten For<l.erungen der Lolmstenerp:flJ nht:igen nachzukommen, 
mußten die Lohnsteuerstellen in zahlreic:hen Fällen. vorläu­
fige Bescheide erteilen und naoh Erlal;l der Durollführungs­
vorschriften die Anträge neu bearhei ton, Di.!We Doppelarhei t 
und der Umstand, daß zahlreiohe PfliDhtige, nachdem die 
Eintragung der Freibeträge in ihre Icohns·t;euer·karte erfolgt 
war, immer willder Ergänzungsanträge stc3ll'Gen, wei.l sie 
mit den neuen Bes tilllmungen nicb.t genügend vertrau-t waren, 
haben den Stand der Arbe] ten \JOJ mehl'ero [llr>r\ate zurüolcge·~ 
worfen. Als zwangsläufige F'olge e;rgab sj oh eine \)edeuten­
de Verzögerung in cler Bearbei t1F1g des Lohnsteuer jahres­
ausgleichs 1954. Verschiedene .Amter konnten diese Ax·bei ten 
erst Im September 1955 beenden 1 o·bwohl in diesem Jahr die 
meisten Finanzämter die Lohnsteueraußenpi'iifex· j.n noch 
stärkerem Umfange als bisher im. Innendienst einsetzten. 

3o4 Die V erweml.ung dies er Prüfer im Lohnstn·<l.<'rlnnendi enst be­
gegnet, so wenig s:i.e il1:oh b0i der gegn•.wärtigen Personal~ 
lmappheit vermeiden laßt, wegen des dw:h,r'eh entstehenden 
SteuerauBfalls erhebliohen Bedenken. :Dwr• HH hat nooh kein 
Amt g~prüft 1 das sein Prüfungssol.l erreicht hat. Die mei~ 
sten Amter si.ud von dl. 8Ser ErfiiJlung wd t entfernt, Viele 
Lohns teuerN:üfungen führen aber erfahrungsgemäß zu beacht­
lichen Steuornaehholuügen, Der HH hat (hlShalb d:Le Finanz~ 
ämter immer wieder da c'auf hingewiesen, daß eine vollstän­
dige Stilleguog der Lohnsteueraußenstellen nicht verant­
wortet werden kann, nnd daß ns e:cfcn·dc•rliolJ. ist, naeh Er­
ledigung der vordringüohsten Innc"ndiHnstarbei ten die 
Lohnsteuerprüfungen in YerstäJcktem Umfange wieder auf;m­
nehmen und hierzu auch geeignete Kräfte aus dem Innendienst 
heranzuziehen. 

3o5 Die Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes durch das 
Verkehrsfinanzgesetz hat eine Umstellung des Besteuerungs­
verfahrens zur Folge gehabt, die sich über mehrere Monate 
hinzog, Die meisten Finanzämter waren nicht in der Lager 
den unbar zahlenden Steuerpflichtigen die geänderten 
Steuerbeträge rechtzeitig mitzuteilen. Die Folge waren 
Steuernachforcler1.:mgen und Steuerorstattungen und ein um­
fangreicher Schriftwechsel. Die Eiririohtung der neuen 
Kraftfahrzeugkartei verursacht ebenfalls erheblichen Zei 'to.. 
aufwand. Aus diesem Grunde mu!3ten andere Arbei·ten, insbe­
sondere die Mahnung der Steuerrüokstände, zurückgestellt 
werden. Die Erledigung der Arbeitsrückstände dürfte noch 
bis Nov,. d. Js, dauern. Die Erleichterungen im BeateueTimgs~ 
verfahren, die sich nach-dem neuen CJ.ese~,;z ergehen, werden 
sich erst auswirken, nachdem die Umstellung durchgeführt 
ist. 

3o6 .- Auf Grund seiner Prüfungs.'f\\:,'tstellungen hat der RH im In­
teresse der Steuernachholung die Durchführung zahlreicher 
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B.,triobspx'üfungen veranlaßt. Nach den Angaben der Finanz­
ämter sincl auf G:eund von Prüfungsfeststellungen des RH seit 
Vorlage der Denkschrift zur StHR 1952 insgesamt 8,1 Mio DM 
Mehrsteuern rechtskräftig. festgesetzt worden. 

b) Ergebnisse der versuchsweisen Anwendung des Lochkarten­
yerfahrens bei der Verwaltung von Steuern 

Wiederholte Versuche, das Besteuerungsverfahren der Finanz­
ämter durch gesetzgabarische Maßnahmen zu vereinfachen und 
dadurch die übermäßige Belastung der Finanzämter und ihrer 
Bediensteten zu beseitigen, haben nicht zu dem erstrebten 
Erfolg geführt. Ebenso wenig kann auf die Dauer eine Per­
sonalvermehrung Abhilfe bringen. Es muß daher untersucht 
werden, ob nicht durch Einsatz neuzeitlicher technischer 
Hilfsmittel ein Ausweg aus der schwierigen Lage der Finanz­
ämter zu finden ist. In diesem Zusammenhang verdient der 
beim Finanzamt Frankfurt/Main-West laufende Versuch mit 
der Anwendung des 'Loi:lbkartenverfahrens in der Steuerverwal­
tung, auf den der RH schon in Tz. 27o seiner Denkschrift 
zur StHR 1952 hingewiesen hat, besondere Beachtung~ Da 
inzwischen die Versuchsarbeiten zu einem gewissen Abschluß 
gelangt sind und ein positives Ergebnis erwarten lassen, 
hält es der RH für angezeigt, über die Versuchsergebnisse 
kurz zu berichten: 

Die Hauptaufgabe der Finanzämter besteht in der Festset­
zung und in der Erhebung der Steuern. Zur ersteren gehören 
die Erfassung der Steuerfälle, die Ermittlung der Besteuewn&l­
grundlagen ( z .B. des Umsatzes, des Einkommens, des Vermögens), 
die eigentliche Festsetzung der Steuern und ihre Anforde-
rung durch Steuerbescheide. Diese Aufgaben obliegen der 
Veranlagungsabteilung des Finanzamts. Die Steuererhebung 
umfaßt außer den damit verbundenen geldmäßigen Vorgängen 
und deren Buchung die an Hand von Sollkarteien durchzufüh­
rende Überwachung des rechtzeitigen und vollständigen Ein­
gangs der Steuern. Diese Aufgaben liegen der Finanzkasse 
und der Vollstreckungsstelle oQ. 

Die Veranlagungsabteilungen der l!'inanzämter bedienen sich, 
von Schreibmaschinen abgesehen~ kaum technischer Hilfsmit­
tel. Die im Bundesgebiet jährlich anfallenden rd. 12 bis 
15 Mio Steuerberechnungtsbogen und Steuerbescheide über die 
laufend zu entrichtenden Be.si tz- und Verkehrsteuern werden 
handschriftlich ausgefertigt. Das gleiche gilt für die Ein­
tragung in die umfangreichen Steuerlisten. 

Was die Steuererhebung anlangt, so sind die Finan~kassen 
zwar schon seit Jahren mit Buchungsmaschinen ausgestattet. 
Mit diesen werden aber nur die entrichteten Steuern auf 
der Istseite 1 nicht aber auch die geschuldeten Steuern auf 
der Sollseite der Sollkarte gebucht. Diese Buchungen so­
wie die sonstigen Arbeiten der Finanzkassen, wie z.B. das 
Ausschreiben von Mahnzetteln und Rückstandsanzeigen, Wer­
den handschriftlich erledigt. 
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311 Der Versuch beim Fi,nanzamt l!'rankf-,, -,·t/M,~Wes t vuu? zm:iächs t 
darauf gerichtet, die Anwendbarkeit des I,oohkEn:tenverfah-

_rens für die Aufgaben der Veranlagungsabteilung zu erpro­
ben, Dabei bestand von vornherein Klarheit darüber, daß 
die Erfassu~g der Sieuerfälle und die Ermittlung der Ba­
steuerungsgrundlagen als eine überwiegend geistige Arbeit 
nicht durch Maschinen erledigt werden kann. Dagegen erwies 
es sich sehr bald, daß die Lochkartenmasohinen mit Erfolg 
eingesetzt werden können für das Festhalten der Steuerfäl­
le in Listen, die Berechnung der steuerpflichtigen Beträge 
und der Steuern sowie für deren A.nfo'::'ß<fll"tmg durch Steuer­
bescheid. Die dabei anfallenden umfangreichen Schreib- und 
Rechenarbeiten kHnnen von diesen Maschinen in kürzester 
Frist zuverlässig erl·edig-t werden. Das Finanzamt Frank­
furt/Main-West konnte beiBp:Lelsweise cUe Berechnung der 
Einkommensteuer, der Kirchensteuer und clos No·topfers Ber­
lin für das Kj. 1952 und das Ausfertigen der Steuerbe­
soheide für rd. 1o ooo Steuerfälle in nur acht Arbei ta­
tagen vornehmen. Dvc-ch die Befreiung von S<lhrei b~· und 
Rechenarbeiten werden die Veranlagungsbeamten in den Stand 
gesetzt, die Erfassung der Steuerpflichtigen und die Er­
mittlung der Besteuerungsgrundlagen gründlicher als bis­
her durchzuführen. 

312 Weitere sehr beachtliche Vorteile des entwickelten V'rfah­
rens sind, daß die maschinenmäßig gefertigten Steuerbe­
scheide den Steuerpflichtigen wesentlich früher als bis­
her übersandt werden, da die bisherige mitunter mehrere 
Monate in Anspruch nehmende Abrechnung in der Finanzkasse· 
.entfällt. Die Lochkartenmaschine /ertigt neben dem Steuer­
bescheid noch einen Kontoauszug, uer den S-teuerpflichtigen 
über die neu eingetretene steuerliche Belastung unterrich­
tet. Die Finanzkasse erhält die gleichzeitig mitgewonnene 
Durchschri:t't des Kontoauszugs als' Kontoblatt und besitzt 
dadul'Oh ohne eigene Arbeit die dem Steuerbescheid entspre­
chende Sollstellung im Steuerkonto des Pflichtigen. 

313 Auch die zweite Stufe des Versuchs, die Anwendung des 
Lochkartenverfahrens bei der Steuererhebung, führte zu 
überzeugenden Ergebnissen, Es wurde eine Kontoführung 
nach Art des bankmäßigen Kon-tokorrentverkehrs entwickelt, 
bei der der Steuerpflichtige für jedes Steuersoll belastet 
und für jede Minderung des Steuersolls erkannt wird. So­
weit Änderungen auf seinem Konto eintreten, erhält der 
Steuerpflich-tige wöchentlich einen Kontoauszug, dessen 
Saldo seine jeweilige Steuerschuld oder sein Guthaben an­
gibt. Sowohl die Buchungen als auch die l!'ertigung des 
Kontoauszugs werden maschinell vorgenonunen. Ebenso ge­
schieh-t das Schreiben der Mahnungen und de1~ Rückstands­
anzeigen voll automatisch. Auch die Absehlußarbeiten voll­
ziehen sich maschinell und finden ihren Niederschlag in 
Tages-, Monats- usw, Bilanzen, aus denen sich die Bewe­
gungen auf den Geld~ und Forderungskosten der Finanzkasse 
sowie die buchmäßigen Bestände am Ende jeden Tages, Monats 
usw. ergeben, Der Vorsteher des Finanzamts, die Oberfinanz­
direktion und der Finanzminister.kHnnen sich an Hand sol­
cher Bilanzen jederzeit einen Überblick ni.cht nur über die 



- 1oo -

Steuerein.nahme, sondern aueh über das Erhebungssoll und 
über die gestundeten und nicht gestundeten Zahlungsrück­
stände bei jeder Ste\1.erart verschaffen. Nach dem bisherigen 
Verfahren können derartige Unterlagen.nur in größeren Zeit­
abständen und nur mit erheblichem zusätzlichen Arbeitsauf­
wand geliefert werden, ohne daß diese Ermittlungen Anspruch 
auf Vollständigkai t und Genauigkeit erhe,ben können. 

314 Der Umstand, daß· der Steuerpflichtige durch den Kontoaus­
zug laufend. über seine Steuerschuld unterrichtet wird, 
und die maschinellen Mahnungen schnell und fristgeracht 
durchgeführt werden, hat nach Angaben des Finanzamts den 
Steuereingang wesentlich verbessert und auch zu einer er­
heblichen Abnahme der baren Einzahlungen geführt. Hinzu 
kommt, daß durch die Anwendung der Lochkartenmaschinen in 
der Finanzkasse Kräfte frei wurden,.die zur Verstärkung 
des Vollstreckungsdienstes und anderer Stellen des Finanz­
amts herangezogen werden konnten, 

315 Da das Leistungsvermögen einer zweckmäßig ausgestatteten 
Lochkartenstelle über die Bedürfnisse auch eines großen 
Finanzamts hinausgeht, soll nunmehr noch erprobt werden, 
wie sich noch andere Finanzämter an die Lochkartenstelle 
des Finanzamts Frankfurt/Main-West'anschließen lassen und 
wo die Grenzen für ein zweckmäßiges und wirtschaftliches 
Zusammenwirken liegen. Dabei erhebt sich auch die Frage, 
ob eine Trennung nach Veranlagungsfinanzämtern und Erhe­
bungsfinanzämtern zweckmäßig ist, Der Unterschied würde 
darin bestehen, daß nur die Erhebungsfinanzämter mit einer 
Lochkartenstelle und einer Finanzkasse ausgestatte~ würden 
und die Steuererhebung einschließlich Beitreibung und .Buch­
führung für sämtliche angeschlossenen Veranlagungs-finanz­
ämter. zu besorgen hätten, Man hofft, auch diesen letzten 
Teil des Versuchs bis zum 31, März 1956 abschließen und 
bis dahin einen Schlußbericht über die gemachten Erfahrun­
gen vorlegen zu können. Welche Bedeutung die obersten Rech­
nungsprüfungsbehörden im Bundesgebiet dem Versuch beim 
Finanzam~ Frankfurt/Main-West beimessen, ergibt sich dar­
aus, daß die Arbeitsgemeinschaft der Rechnungshöfe einen 
besonderenArbeitskreis gebildet hat, der sich eingehend 
mit den Versuchsarbeiten beschäftigen soll. Dabei werden 
Fragen der Wirtschaftlichkeit, der Vorsorge gegen Unregel­
mäßigkeiten, der Rechnungslegung und der Rechnungsprüfung 
im Vordergrund zu stehen haben. Der RH wird zu gegebener 
Zeit über die Angelegenheit weiter berichten. 

2, Katastrophenfonds (Kap. o2 Titel 31o) 

316 Einer Gemeinde wurden für die Beseitigung der durch eine 
Erdbebenkatastrophe am 22. Febr. 1953 an Privat- und Ge­
meindeeigentum eingetretenen Schäden Beihilfen aus dem 
Katastrophenfonds und aus dem Aufbaustock (Kap. 17 o3 
Titel 617) gezahlt. Damit ist gegen§ 43 RHO verstoßen 
worden, wonach für einen und denselben Zweck Mittel nicht 
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an verschiedenen Stellen des Haushaltsplans verausgabt wer­
den dürfen. Im Hinblick darauf, daß durch Erlaß entspre­
chender Richtlinien vom Rjo 1954 an gewährleistet ist, daß 
aus dem Katastro:p.henfonds Zuwendungen zur Behebung von Ka­
tastrophenschäden an kommunalen Einrichtungen nicht mehr 
gewährt werden, hat der RH von einer förmlichen Beanstan­
dung abgesehen. 

3. Landesausgleichsstock (Kap. o3 Titel 61o) 

317 Die Prüfung der Nachweise über die Verwendung der aus dem 
Landesausgleichsstock gezahlten Beihilfen gemäß§ 64a RHO 
hat ergeben, daß die für bestimmte Bauvorhaben bewilligten 
Landeszuwendungen in vielen Fällen von den Beihilfeempfän­
gern am Ende des Bewilligungsjahres noch nicht für den vor­
gesehenen Zweck verwendet worden waren. Der RH hat die An-. 
sieht vertreten, daß derartige Zuwendungen nur nach Maß­
gabe des Baufortschritts ausgezahlt werden dürfen. Vor der 
Anweisung ist zu prüfen, ob Leistungen für das Bauvorhaben 
in entsprechender Höhe tatsächlich bewirkt wurden. Um haus­
haltsrechtliche Schwierigkeiten für die Zukunft auszu­
schließen, hat der RH vorgeschlagen, die Mittel des Landes­
ausgleichsstocks insoweit für übertragbar zu erklären, als 
hieraus Baumaßnahmen gefördert.werden, die sich über einen 
längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr erstrecken. 

318 

319 

4. Aufbaustock (Kap. o3 Titel 6171 

Die Prüfung der Nachweise über die aus dem Aufbaustock be­
willigten· Beihilfen gemäß§ 64a RHO führte zu den gleichen 
Beanstandungen wie beim r,andesausgleichsstook. Die ausge­
zahlten Beihilfen waren von den beihilfeberechtigten Ge­
meinden bis zum Ende des Bewilligungsjahres meist nur zu 
einem Bruchteil verbraucht worden. 

Die Mittel des Aufbaustocks sind übertragbar, so daß ver­
bleibenden Bewilligungsresten entsprechende Haushaltsreste 
gegenüberstehen. Für eine vorzeitige Auszahlung der aus 
dem Aufbaustock bewilligten Beihilfen besteht daher keine 
Veranlassung. Werden die Zuwendungen dessen ungeachtet ohne 
Rücksicht auf den Bautenstand ausgezahlt, so erhebt sich 
die Frage, ob die den Beihilfeberechtigten zugeflossenen 
Zinsen diesen nicht als zusätzliche Leistung des Landes 
im Rahmen des Finanzausgleichs anzurechnen sind. Der RH 
hat sich vorbehalten, die Angelegenheit in späteren Rech­
nungsjahren in diesem Sinne weiterzuverfolgen. 
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5. Allgemeine Landesvermögensverwaltung (Kap. o4l 
(Verwaltung von Liegenschaften durch Liegenschafts­
~stellen der Finanzämter) 

32o Im Jahr 1955 wurden die Rechnungen der Liegenschaftsstellen 
bei den Finanzämtern Frankfurt/Main-Außenbezirk und Fulda 
örtlich geprüft, Mit der Rechnungsprüfung wurde eine Prü­
fung der Organisation und Arbeitsweise dieser Dienststel-
len verbunden. · 

321 Wie die Prüfung ergab, ist bei beiden Liegenschaftsstellen 
die Überprüfung und Neufestsetzung der Altbaumieten auf 
Grund der Verordnung PR 71/51 vom 29. Nov. 1951 mit großer 
Verspätung in die Wege geleitet worden. Die Arbeiten wur­
den erst im Laufe des Jahres 1954 in Angriff genommen und 
sind noch nicht abgeschlossen, da die Staatsbauämter die 
erforderlichen Mietwertermittlungen noch nicht durchge­
führt haben, Der Umfang des Schadens, der dadurch dem La·n­
de erwachsen ist, läßt sich, da die gleichen Beanstandun­
gen auch bei den Liegenschaftsstellen bei den Finanzämtern 
Darmstadt, Gießen und Kassel-Innenbezirk (vgl •. Tz. 272 ff. 
der Denkschrift zur StHR 1952) erhoben werden mußten, noch 
nicht endgültig beurteilen. Nach einem Teilergebnis der 
Liegenschaftsstelle Gießen haben sich die Mieteinnahmen 
aus 123 Altbauwohnungen nach Durchführung der Verordnung 
PR 71/51 um rd. 24 ooo,-- DM jährlich erhöht. Wäre, was 
bei sachgemäßer Behandlung möglich gewesen wäre, ö.ie Neu­
festsetzung der Mieten bis zum Beginn des Jahres 1953 vor­
genommen worden, so hätten sich Mehreinnahmen allein bei 
dieser Liegenschaftsstelle von über 5o ooo,-- DM ergeben.· 
Um weitere Verzögerungen zu vermeiden, hat die Oberfinanz­
direktion auf Anregung des RH nunmehr die Liegenschafts­
stellen ermächtigt, die Mietpreise für Altbauwohnungen 
durch die zuständigen Preisbehörden (anstelle der Staats­
bauämter) festsetzen zu lassen, 

322 Bei derLiegenschaftssstelle Frankfurt/Main-Außenbezirk 
war - ebenso wie bei den vom RH im Vorjahr geprüften Lie­
genschaftsstellen - in vielen Fällen die Festsetzung der 
Neubaumieten zu beanstanden (vgl, hierzu Tz. 283 und 284 
der Denkschrift zur StHR 1952). Wie die Feststellung·en er­
gaben, wurden den Mietern vielfach Abschläge für in den 
maßgeblichen Richtlinien nicht vorgesehene wertmindernde 
Umstände· zugebillig~. Der RH hat dies beanstandet und be­
tont, daß die Festsetzung von Mieten keinesfalls im Sinne 
reiner Ermessensentscheidungen gehandhabt werden darf. 
Auch wurde beanstandet, daß die Sätze des sozialen Wohnungs­
baues ohne Einschränkung angewendet wurden, obgleich sie 
den besseren Ausbau- und Ausstattungsverhältnissen der in 
Betracht kommenden frei finanzierten staatlichen Wohnungen 
nicht entsprachen. Zum Teil haben die Mieter, wie sich 
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auch hier ergab, die bereits festgeset~ten Mieten nicht an­
erkannt, so daß hohe MietrUckstände entstanden sind, deren 
Regelung noeh aussteht, Auch wäre noch z.u prüfen, wer für 
den durch unsaohßemäße Mietwertermittlungen entstandenen 
Schaden deJr I,ande ersatzpflichtig ist, 

323 Ebenso gab die PrUfung der von der Liegenschaftsstelle 
Frankfurt/Main vorgenommenen GrD.nda t'.icksverkäufe zu erheb­

''lichen Bedenken Anlaß, Wie fes·tgestellt wurde, sind zahl­
reiche staatliche Dienststellen in Frankfurt/MaiD in ange­
rnieteten Räumen untergebracht, Der Mietaufwand für die 
Großbetriebs-Prüfungsstelle, die Bewertungsstelle des 
Finanzamts Franldurt/Main-Höohst, die Staatskasse, das 
Landesarbeitsgerioht, das Arbeitsgericht und die Dienst­
stelle des Vertreters der Interessen des Ausgleichsfonds 
beträgt insgesamt rd, 88 ooo,-- DM jährlich, Hinzu kommt 
der Mietaufwand für andere noch in augemieteten Gebäuden 
untergebrachte Dienststellen, wie z,B, Landesversorgungs­
amt, Eichamt, Technisches Überwachungsamt, Sonderbauamt, 
Besatzungskostenamt, Außenstelle Frankfur·t/Main der Lan­
desprüfstelle und Versorgungsärztliche Untersuchungsstel­
le. Auch die durch die mietweise Unterbringung des Büros 
Royce dem Lande erwachsenden Kosten könnten bei Unter­
bringung in einem staatseigenen Gebäude eingespart Werden. 
Bei dieser ,Sachlage ist es nicht verständlich, daß Grund.­
stücke, die wegen ihrer günstigen Verkehrslage von beson­
derem Wert waren und bei der Durchführung von Baumaßnahmen 
oder im Wege des Grundstückstauschs hätten ,verwertet wer­
den können, veräußert worden sind, Wie sich ergab, gehen 
die meisten dieser Verkäufe auf das Jahr 1949 zurück, Sie 
betrafen u,a, folgende Grundstücke: 

Ecke Gallusstraße und New Mainzer Straße ( 958 qm) 
(verkauft an den Kaufmann Otto Eieger zum Bau eines Ge­
schäfts- und Bürohauses) 

. Un-termainkai 2.5 - Ecke Bürgerstraße 21 ( 1 121 qm) 
(verkauft an die Deutsche Verkehrs-Kreditbank zur Arron­
dierung ihres nebenanliegenden Grundstücks und zur Errich­
tung eines Verwaltungsgebäudee) 

Schaumainkai 23 (1 518 qm) 
(verkauft an Private zur Errichtung eines Wohngebäudes) 

Börsenplatz 9 und 11 (373 qm) 
(verkauft an die Stadtsparkasse Fre,nkfurt/Main zur~Errich­
tung eines Biironeubaues) 

Börsenplatz 13 (588 qm) 
(verkauft an die Presse- und Vertriebsgesellschaft mbH,, 
Frankfurt/Main zur Errichtung eines Neubaues) 

Fürstenherger Straße 1 (1 o72 qm) 
(verkauft an Stadtgemeinde Bremen zur Errichtung eines 
Verwaltungsgebäudes), 
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324 B ;sonders die beiden ersterwähnten Grundstücke, d.ie ver­
kehrsgünstig lagen, wären für die Errichtung eines dringend 
benötigten Behördenhauses geeignet gewesen. Bemerkenswert 
ist, daß das Land auf der dem Grundstück Untermainkai 25 
gegenüberliegenden Mainseite (Schaumainkai) im Jahre 1953 
ein größeres Grundstück für den Bau eines Behördenhauses 
erworben hat.· Dieses Grundstück grenzt an staatliches Ge­
lände, von dem noch im Jahre 1952, also ein Jahr vor dem 
Ankauf des Nachbargrundstücks, ~eile verkauft wurden, ob­
wohl das Staatsbauamt Frankfurt/Main im Interesse der Er­
haltung von.Erweiterungs- und Zugangsmöglichkeiten dringend 
von dem Verkauf abriet. Die getroffenen Maßnahmen entspra­
chen nach Ansicht des RH.weder den Grundsätzen einer ziel­
bewußten Liegenschaftspolitik noch dem Grundsatz der Sub­
stanzerhaltungund der Wirtschaftlichkeit. 

325 Das staatseigene Gebäude.Gutleutstraße 8 bis 12 sollte zur 
Unterbringung des Finanzamts Frankfurt/Main-Börse um- und 
ausgebaut werden. Obwohl es zweifelhaft war, ob sich das 
Grundstück hierfür eignen würde, wurde es im Jahre 1953 
freigemacht. Für die Beschaffung von Ersatzräumen und als 
Ersatz der Umzugskosten wurden an die Mieter insgesamt · 
86 368,-- DM ausgezahlt. Außerdem erhielten einzelne Mie­
ter zinslose Darlehen in beträchtlicher Höhe, In dem Ge­
bäude wurden später die Landesbildstelle und einige Dienst­
stellen der Steuerverwaltung untergebracht, Da die Miet­
verträge durchweg am 31. Aug, 1955 abgelaufen wären und 
besonders dringliche Gründe für die Freimachung des Gebäu­
des nach Ansicht des RH nicht als vorliegend anerkannt 
werden können, hat er die Verausgabung derart hoher Frei­
machungsbeträge beanstandet, 

326 . Auch die Priifung der Ausgaben für Bauunterhai tung führte 
zu Beanstandungen. Beim Wiederaufbau des Wohngebäudes 
Robert-Meyer-Straße 24 in Frankfurt/Main wurden.beispiels­
weise keine Kamine in Küchen und Bädern erstellt. Planung 
und künstlerische Leitung des Bauvorhabens lagen in den 
Händen eines Privatarchitekten, der bei der Planung von 
der Überlegung ausging, daß auf eine Beheizung der Küchen 
und Bäder verzichtet werden könnte, da die Räume durch 
die aufgestellten Gasherde genügend temperiert würden, 
Nachdem sich dies als unrichtig erwiesen hatte, mußten 
Entlüftungskamine nachträglich eingebaut und Gasheizöfen 
angeschlossen werden.· Neben den hierdurch verursachten 
Aufwendungen entstanden erhebliche Kosten für die In­
standsetzung der durch die mangelhafte Beheizung der Räu­
me und Wrasenbildung vorzeitig zerstörten Ölfarbenanstriche~ 
und Gasdurchlauferhitzer. Die Entwurfspläne waren von dem 
Regierungspräsidenten in Wiesbaden geprüft und genehmigt 
worden, der auch die Zustimmung zur Bauausführung erteil­
te. Nur im Hinb.lick darauf, daß es sich· hier um einen Ein­
zelfall handelte, hat der RH davon.abgesehen, die Angele­
genheit zum Gegenstand einer Bemerkung zu machen. 
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6, Staatsbürgschaften und Garantien (KaP,~o~2l 

. (Bürgschaften des Landes Hessen für Filmproduktionß­
kredite) 

Die Filmherstellungsbetriebe, die nach Bntf1echtung der 
lcapi talkräftigen und leistungsfähigen Konzernunternehmen 
der deutschen Filmwii'tsohaft in großer Zahl gegründet 
wurden, waren nur unzureichend mit Jiligenkapital ausge­
stattet. Bei dem Verlust eines großen Teils der früheren 
Absatzgebiete des deutschen Films und bei dem Überange­
bot deutscher Reprisen zu günstigen Verleihbedingungen 
waren sie nicht in der Lage, sich gegenübe.r der auslän­
dischen Konkurrenz, die den Markt mit ihren Erzeugnissen 
überschwemmte, aus eigener Kraft am Leben z.u erhalten, 
Hinzu kam, daß die bedeutendsten und modernsten Produk­
tionsstätten Deutschlands, die· Filmateliers der frfiheren 
Ufa in Berlin-Babelsberg, der westdeutschen Produktion 
nicht mehr zur Verfügung standen. Während sich vor dem 
Krieg bei der großen Kapazität der Produktionsbetriebe 
ein Verlustausgleich zwischen den einzelnen Filmen inner­
halb des Jahresprogramms ohne weiteres ergeben hatte, 
mußte bei der Herstellung einzelner Filme oder kleiner 
Staffeln, wie es nach dem Kriege die Regel war, ein Ver­
lust die Existenz von Hersteller und Verleih:l.nsti tut 
ernstlich gefährden, 

Bei der unbestrittenen Bedeutung des Films in kulturel­
ler und wirtschaftspolitischer Hinsicht, insbesondere 
auch im Hinblick auf den Export, konnte sich der Bund 
dem Ansuchen der Filmwirtschaft auf Gewährung von Finan­
zierungshilfen unter den geschildertEm Umständen nicht 
verschließen, Überdies bestand ein arbeitsmarltpolitisches 
Interesse an der Ausnutzung .der verbliebenen Atelier­
kapazität und an der Beschäftigung der Faehkräfte in ihren 
erlernten Berufen. 

Die erstrebte Finanzierungshilfe durch den Bund setzte im 
Jahre 195o ein (erste Bürgschaftsaktion), Sie ·mude in 
Form einer Bürgschaftszusage geleistet, die sich zunächst 
auf den Beschluß des Bundestages vom 31, März 195o 1 
schli~ßlich auf das diesen Beschluß ablösende Gesetz über 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen zur Förderung 
der deutschen Wirtschaft vom 21, Juni 1951 (BGBl. I 3,471) 
gründete. Der Minister der Finanzen hat im Interesse der 
Erhaltung und der kontinuierlichen Ausnutzung des Ateliers 
der Aktiengesellschaft für Filmfabrikation (Afifa) und des 
Kopierwerkes in Wiesbaden ebenfalls vom Jahr 195o an Bürg­
schaften des Landes Hessen für Filmproduktionskredite auf 
Grund der ihm durch das jeweilige Haushaltsgesetz erteil­
ten Ermächtigung übernommen. 
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33o Eigene V©rfahrensvorschriften für die Übernahme von Staats­
burgschaf'ten fUr Filmkredite hat das Land Hessen nicht er­
lassen. Die Staatsbürgschaft ist jedoch in der Regel davon 
abhängig gemacht worden, daß der Bund die Bürgschaft für 
die letzten 35 % der Herstellungskosten übernahm und das 
Filmvorhaben der Förderung der hessischen Filmwirtschaft 
dadurch diente, daß die Dreharbeiten in dem bereits erwähn­
ten Atelier der Afifa ausgeführt wurden. 

331 Die Deutsche Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaft 
(Treuarbeit) war als Treuhändarin des Landes Hessen 
(kaufmännische Vorprüfung der Filmvorhaben, Rentabilitäts­
vorschpu usw,) und zugleich alsGeschäftsführerindes . 
Interministeriellen Bürgschaftsausschusses des Bundes für. 
die deutsche Filmproduktion tätig, Aus dieser engen Ver­
bindung, die zwischen Landes- und Bundesbürgschaften be­
stand, ergab es sich, daß bei der ersten Bürgschaftsaktion 
die "Verfahrensvors.chriften und Bedingungen bei Inanspruch­
nahme der Ausfallbürgschaft des Bundes für Filmproduktions­
kredite" vom 28, Juni 195o, soweit im Einzelfall nicht be­
sondere Bestimmungen getroffen wurden, auch auf die Landes­
bürgschaften entspredhend angewendet wurden, Eine ausdrück­
liche und unveränderte Übernahme der Bundesrichtlinien hat 
jedoch nicht stattgefunden, 

332 Der RH hat die Inanspruchnahme des Landes aus Filmbürg­
schaften erstmals im Februar 1955 geprüft. Hierbei hat das 
Fehlen ausführlicher Verfahrensvorschriften die Beurtei­
lung des finanziellen Ergebnisses der Landesbürgschaften 
wesentlich erschwert, Es handelte sich hierbei'vor allem 
um Fragen des Umfangs des Rückgriffsrechts des Landes ge­
genüber den Produzenten, der Sicherung der wirtschaftli­
chen Belange des Landes bei·der Vergabe der Bürgschaften 
(Dreharbeiten nur innerhalb der Landesgrenzen) und des Um­
fanges der Bürgsohaftsverpflichtungen des Landes, Der Mini­
ster der Finanzen hat auf die ihm zugegangeneu Prüfungs­
mitteilungen vom 25, März 1955 noch nicht geantwortet. Der 
RH behält sich daher vor, in der Denkschrift zur Haushalts­
rechnung für das Rj. 1954 auf die.Angelegenheit zurückzu­
kommen. Allgemein wird zu dem Erfolg der Bürgschaftsaktio­
nen folgendes ausgeführt: 

333 Die erste Bürgschaftsaktion wurde im Jahre 1953 abgeschlos­
sen. Es war zwar geglückt, den deutschen Film am Leben zu 
erhalten, der Filmwirtschaft war es aber nicht gelungen, 
aus Gewinnen Eigenkapital zu bilden, das ausgereicht hätte, 
hinsichtlich der Finanzierung der Produktion von der Hilfe 
durch die öffentliche Hand unabhängig zu werden, 

334 Weitere staatliche Kredithilfen waren aber nur dann sinn­
voll, wenn mit ihnen die Aussicht verbunden war, einen 
Strukturwandel und damit eine nachhaltige Gesundung der 
Filmwirtschaft herbeizuführen, Bemühungen der Bundesregie-
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rung um die Schaffung einer Spezialbank für die Filmwi!·t­
schaft (Filmbank) auf Bundesebene, die die Finanzierung 
von Filmvorhaben durch Bereitstellung von Kreditmitteln 
hä~te übernehmen können, führten nicht zum Erfolg, Um 
trotzdem de·m Ziele, die Filmfinanzierung auf ein kommerziel­
le's Unternehmen zu übertragen, näherzukommen, hat die Bun­
desregierung am 1, Aug. 1953 die Bürgschaftsgesellschaft 

.für Filmkredite mbH, mit dem Sitz in Frankfurt/Main gegrün­
det und auf Grund des Zweiten Gesetzes über die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen zur Förde­
rung der deutschen Wirtschaft vom 9. Juni 1953 (BGBl. I 
S. 38o) diese mit einer Verlustdeckungsgarantie in Höhe 
von 6o Mio DM ausgestattet. Damit war dü zweite Bürg­
schaftsaktion eingeleitet. Die neuen Richtlinien des Rundes 
für die Übernahme und AbWicklung von Bürgschaften für Film­
kredite vom 1, Okt, 1953 (Filmbürgschaftsriohtlinien 1953) 
sahen vor, daß Bürgschaften grundsätzlich nur für größere 
Filmstaffeln - in der Regel acht Filme - übernommen werden. 
Diese Vorschrift sollte die Risiken durch den Ausgleich 
von Gewinn und Verlust innerhalb der Staffeln weitgehend 
herabmindern und - da ein Unternehmer allein kaum in der 
Lage ist, eine derartige Staffel herzustellen - zugleich 
den Zusammenschluß von Produzenten und Verleihern fördern 
mit dem Ziel, die infolge der Zerschlagung der großen Film­
gesellschaften eingetretene Zersplitterung der deutschen 
Filmwirtschaft zu beseitigen. Im Gegensatz zu dem früheren 
Verfahren sollten die erforderlichen Betriebsmittelkredite 
in voller Höhe durch die Bürgschaften besichert werden, 
andererseits aber Produzenten und Verleihinstitute in be­
stimmtem Umfange für den Rückgriffsanspruch des Bürgen 
haften. 

Die Herstellung künstlerisch wertvoller und für die Ent­
wicklung der deutschen Filmwirtschaft bedeutsamer Filme 
sollte dadurch angeregt werden, daß die Richtlinien die 
Möglichkeit vorsahen, derartige Filme von der Regrel­
pflicht freizustellen. 

Bis zur Prüfung durch den RH im Februar 1955 hat sich das 
Land Hessen an der Finanzierung von-Filmvorhaben durch 
die Bürgschaftsge'Sellschaft nur in zwei Fällen beteiligt, 
und zwar - entsprechend einer grundsätzlichen Vereinbarung 
mit der Gesellschaft -durch Übernahme der Rückbürgschaft 
mit der Einschränkung, daß sich die Haftung des Landes 
nur auf die letzten,6o% der Herstellungskosten erstreckt 
und etwaige Verluste je zur Hälfte zu Lasten der Ges~l1-
schaft und des Landes Hessen gehen, 

Bis zu welchen Beträgen das Land Bürgschaften z.Z. der 
Prüfung durch den RH übernommen hatte und in welcher Höhe 
bis dahin Ausfälle eingetreten waren, zeigt nachstehende 
Übersicht: 
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Finanzierung i a) Landesbürgschaft. l Inanspruchnahme l Rückflüsse Zahl unc. Gattung 1 Herstellungskosten 

der verbürgten lt. a) fremde Mittel : · (valutierter Be-' : des Landes : (Einspielergeb-
Film-Vorhaben Schlußabrechnung b) eigene Mittel o trag) o o nisse nach In-

I ) .. I ' I ) 
1 b Bundesburgschaft o o anspruchnahme 

DM DM l DM l DM l DM . 
1 2 3 ~ 4 : 5 : "b 

' ' ' I 

vier Spielfilme mit l a~ 2 459 147,58 l a~ 1 044 892,32 I ' 2 682 o6o,o6 ' 89o 968, 1o ' 57 223,33 ernstem Stoff : b 222 912,48 Ob 895 229,52 I ' ' ' ' 
l a~ 2 31o 286,39 : a) 936 196,3o 

I 
167 288,51 ' 167 288,51 drei Filmkomödien 2 351 94o,78 ' ' 

: b 41 654,39 : b) 8o1 5o2,o6 ' ' ' ' ' 
. I ' ' zwei Filmoperetten l a) 1 81 5 44 7, 56 l a) 772 5oo,-- I I 

I 2 127 764,82 I - ' und Musikfilme I : b) 312 317,26 : b) 669 55o,-- ' I -
I ' ' I I I ' I I. 

ein Spielfilm mit I ' a) 41o ooo,-- 1 a) 2o ooo,-- ' I 
I 419 ooo,-- : b) 

I I - I -heiterem Stoff ' - I b l - ' ' I ' . I I I 

ein Tiersensations- I l a) 1 o85 596,96 l a) 48o ooo,-- I I 
I 1 335 596,96 I 354 962,-- I 

84 377.94 film I : b) 25o ooo,-- : b) 437 5oo,-- I I 
I ' I 
I ' ' ' I 

ein musikalischer I l a) 1 195 366,36 : a) 4 71 327,93 I ' ' 1 5o9 242,59 I I 
Abenteurerfilm ' : b) 313 876,23 : b) 533 499.43 ' - ' -

' ' I 

' : a) 9 275 844,85 : a) 3 724 916,55 ' I 
Ergebnis der ersten ' 1o 416 6o5,21 ' 413 218,61 

I 
3o8 889,78 Bürgschaftsaktion t l b) 1 14o 76o,36 : b) 3 337 281,o1 ' . 1 ' ' ' I I ' ' 

ein Spielfilm mlt : a) 989 344,-- l a~ 593 6o6,-- ' ' 989 344,-- ' ' ernstem Stoff lb) 'b 395 738,-- ' - ' -- I ' ' I ' I I 
I . I I I 

eine Filmoperette 992 974,-- : a) 992 974,-- : a) 595 784,-- I - ' -I ' lb) - I b) 397 19o,-- ' I 
. I I ' ' 

Ergebnis der zweiten .J : a~ 1 982 318,-- l a~ 1 189 39o,-- ' I 

1 982 318,-- ' ' Bürgschaftsaktion l :b :b 792 928,-- I - ' -
I - ' ' I I I I ' 

Gesamtergebnis 
I 1 a~11 258 162,85 

' ~~ 4 914 3<:>6,55 I• I 

I 12 398 923,21 l b 1 14o 76o, 5.6 lb 4 13o 2e>9,o1 
I 1 413 218,_61 I 3o8 889,78 
I ' I I I ' ' =======~=============================================================================================================~ 
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338 Wj e aus der Übersicht hervorgeht, war di.e Einbuße, die das 
Land im Zusammenhang mit der Filmfinanzierung erlitten 
hat, verhältnismäßig gering. 

339 Inzwischen hat der Bundestags-Ausschuß für Fragen der Presse, 
des Rundfunks und des Films bei der . .Beratung von Anträgen 
der Fraktion der CDU/CSU, die eine Anderung der Filmpoli­
tik der Bundesregierung erstrebten, in e'inem Bericht vom 
26. Jan. 1955 festgestellt, daß auch die zweite Bürgschafts­
aktion nicht zu der angestrebten Gesundung der deutschen 
Filmwirtschaft geführt hat. Er hat daher empfohlen, die 
Bürgschaftsaktion des Bundes spätestens zum 31. Dez. 1955 
auslaufen zu lassen. Von einer Hilfe in der bisherigen 
Form könne weder eine fühlbare Qualitätssteigerung der 
deutschen Filmproduktion noch eine Behebung jener struk­
turellen Mängel erwartet werden, die sich darin äußerten, 
daß im Durschnitt bisher nur 8o %der für die Filmproduk­
tion aufgewandten Kosten erwirtschaftet werden konnten. 

34o Die Länder werden infolgedessen wohl demnächst wieder vor 
die Frage gestellt sein, ob und inwieweit sie ·selbst Bürg- . 
schaften oder Garantien für die Filmwirtschaft übernehmen 
wollen. 

7. Gewährun~:; von Zinsverbilli~ung staatsverbürgter Kredite 
an Geschadi te und Vertrie ene und für andere Förderun s­
maßnahmen Zuschüsse Beihilfen Kredite • Zinsen und 
Rückflüsse aus der Kredithilfe Ka • o5 Ti tel 67 und. 52o) 

a) Darlehnsstock "Kredite an Heimatvertriebene und Gleich~· 
gestellte 11 

341 Wie der RH in seiner Denkschrift zur StHR 1951 ausführte, 
·ist die Verwaltung von Landeskrediten und Bürgschaften, so~ 
weit sie eine Übernahme der Kredit'- und Bürgschaftsnehmer 
in betriebswirtschaftlicher Hinsicht erfordert, durch Ka­
binettsbeschluß vom 11. März 1952 der Hassischen Treuhand­
verwaltung GmbH. (HTV), Wiesbaden, übertragen worden. An~ 
läßlich der Prüfung des Jahresabschlus~es 1953 der HTV wur­
de die Verwaltung des oben angeführten Darlehnsstocks mit­
geprüft. Zu dem Zustandekommen der Vermögensma·sse ist fol~ 
gendes zu erwähnen: 

342 Vom Rj. 1948 an hat das Land alljährlich beträchtliche Sum­
men zur Gewährung von Krediten an Vertriebenenbetriebe und 
gleichgestellte Unternehmen zur Verfügung gestellt. Es han­
delt sich hierbei um folgende BBträge: 
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Rnchnungs- Haushaltsstelle 1 ooo DM 
~~-~;i§J'l~ 

1948 Kap. V E 1 a 3 683,-.,. 
1949 Kap, V E 1 a 1 95o,--
195o Kap. IIIW E 1 a 1 1oo,--
1951 Kap, o7 o2 Titel 51o 1oo,--
1952 Kap. 17 o5 Ti tel 67 und 52o (Saldo) 4o9,--
1953 Kap, 17 o5 Titel 67 und 52o (Saldo) 1 434,--
1954 Kap, 17 o5 Titel 52o (veranschlagt) 1 ooo,--

343 Hinsichtlich der Behandlung der Rückflüsse aus den Kre­
diten wurde zunächst der Standpunkt vertreten, daß ein 
revolvierender Einsatz der Mittel zu dem hüchstmöglichsten 
Wirkungsgrad führen werde, In den Rjn. 1948 bis 1951 wur­
den.daher neben den oben genannten Zuweisungen aus dem 
Haushalt auch die Rückflüsse aus den gewährten Krediten zu 
neuen Ausleihungen ve1;:wendet. Aus den Rückflüssen wurden 
ferner, wenn auch in beschränktem Umfange, Zinsverbilli­
gungen und verloren~ Zuschüsse gewährt, Vom Rj. 1952 an 
trat insofern eine Anderung ein, als die Rückflüsse nun­
mehr bei Kap. 17 o5 Ti tel 67 zu vereinnahmen waren, wäh­
rend andererseits bei Kap, 17 o5 Titel 52o wiederum Haus­
haltsmittel für Neuausleihungen, Zinsverbilligungen und 
verlorene Zuschüsse zur Verfügung gestellt wurden. Diese 
Regelung wurde auch fm Rj. 1953 beibehalten. Mit Wirkung 
vom 1. April 1954 wurde der Darlehnsstock in das Vermögen 
der Reseisehen Treuhandverwaltung GmbH. (HTV), Wiesbaden, 
überführt, Da Zinsen und Rückflüsse hiernach im Haushalts­
plan nicht mehr zu veranschlagen waren, enthält der Haus­
haltsplan für das Rj. 1954 bei Kap. 17 o5 Ti tel 52o nur 
noch einen Ansatz für Zuschüsse, Beihilfen und neue Aus­
leihungen in Höhe von 1 Mio DM, 

344 Die Kredite wurden in der Zeit vom 21, Juni 1948 bis zum 
3o. Sept. 1952 vom Minister für Arbeit, Wirtschaft und 
Verkehr verwaltet. Von diesem Zeitpunkt an ging die Ver­
waltung auf die HTV als Treuhänder des Landes über. Bei 
der Bewilligung und Verwaltung der Kredite wurde von den 
verwaltenden Stellen nach Richtlinien vom 22. März 1949 
und 1o. Ma:i, 195o verfahren. Die Darlehen sind über die 
Nassauische Sparkasse Wiesbaden und die Hessische Landes­
bank- Girozentrale -hinausgelegt worden, die ihrerseits 
zweite durchleitende Banken, sog. Hausbanken, einschalten 
konnten. Die Banken erhalten für ihre Verwalturigstätig­
keit jährlich 2% der jeweiligen Kreditsumme; hiervon ent­
fallen 1,5% auf die Hausbanken, o,5% auf die Nassauische 
Sparkasse und die Hessische Landesbank, die eine Global­
überwachung durchführen. Dieses Verfahren hat sich im gros­
sen und ganzen bewährt und ist auch bei den zentralen Pro­
grammen der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der Lasteu­
ausgleichsbank angewendet worden. Die HTV hat es daher bis­
her beibehalten. 
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345 W e die Prüfung ergab, wird der Kreditablauf von der HTV 
sorgfältig und in zweckmäßiger Weise überwacht. Die Kredit­
nehmer leiten der Gesellschaft vierteljährlich über die 
Hausbanken Erklärungen zu den Geschä:ftsumsätzen, den Privat­
entnahmen und über die Vollzähligkeit des Sicherungsgutes 
zu. Daneben überwachen die Kreditsachbearbeiter der HTV i~ 
de·n gleichen Zei tabwtänden durch Aktenwiedervorlage_ und 
Einsichtnahme in Cl.ie Schuldnerlwnten der Buchhaltung die 
Kontenstände und den Einzug der fälligen Leistungen. Wie 
festgestellt wurde, werden Akten über gefährdete oder not­
leidend gewordene und in Abwiokli.mg befindliche Kredite in 
kurzen Zeitabständen wieder vorgelegt', Soweit es im Hin­
blick auf das Kred.i trisiko vertretbar ist, finden örtliche 
Prüfungen durch die Landesprüfstelle statt, Der RH hat im 
Anschluß· an seine Prüfung einige Anregungen und Vorschläge 
über die Gestaltung des Rechnungswesens unterbreitet; An­
laß zur förmlichen Beanstandungen hat sich nicht ergeben. 

346 

347 

348 

b) Zinsverbilligu.!le;en 

Für die Gewährung von Zinsverbilligungen kommen nur staats­
verbürgte Bankkredite in B~tracht. Ausgeschlossen sind der­
artige Kredite im Rahmen zentraler Kreditprogramme (Bundes~ 
regierung, Lastenausgleichsbank u.ä.), da diese bisher zu 
günstigeren Bedingungen gewährt wurden, als es bei staats­
verbürgten Krediten der Fall war. Aus dem gleichen Grunde 
sind auch die echten Landeskredite (Kredite an Heimatver., 
triebene und Gleichgestellte, Hessenplankredite) von der 
Zinsverbilligung ausgeschlossen.· 

Sinn der Zinsverbilligung i~t es,Betrieben, die mangels 
Eigenkapital mit staatsverbül~gten Bankkrediten aufgebaut 
wurden,. für die Dauer der Anlaufzeit die sich hieraus ·erge­
bende Mehrbelastung gegenüber älteren und nicht durch 
Kriegs- oder Vertreibungsschäden beeinträchtigten Unter-
nehmen zu erleichtern. Bei der Entscheidung über die Ge­
währung derartiger Zuwendungen ist die Gesamtstruktur ei­
ner Unternehmung zu berücksichtigen, d,h, es kann nicht 
etwa ausschließlich die Finanzlage oder die Ertragslage 
ausschlaggebend sein. Die im Rahmen des Bewilligungsver~ 
fahrans vorzunehmende Prüfung wird aber darauf hinzielen 
müssen, ein Mißverhältnis zwischen Entnahmen (Lebenshal­
tung) der Bürgschaftsnehmer und Staatszuwendung zu ver­
meiden, 

Zur·Arbeitstechnik bei der Gewährung von Zinsverbilligun­
gen ist zu erwähnen, daß die Entscheidungen (Bewilligung 
oder Ablehnung) von einem bei der HTV hierfür gebildeten 
Arbeitsausschuß getroffen werden, dem je ein Vertreter 
des Ministers der Finanzen, des Ministers des Innern, des 
Ministers für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr sowie der 
,HTV angehören, Zuschüsse bis zu 1 oo, ~- DM können von dem 
Geschäftsführer der HTV oder seinem Stellvertreter bewil-
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1.:.gt oder abgelehnt werden, Die erforderlichen Mittel wer­
den der HTV nach dem Bewilligungsstand vom Minister der 
Finanzen zugewiesen. 

349 Im Rj. 1953 wurden 735 Anträge auf Gewährung von Zinsver­
billigungen gestellt, von denen bereits bei de~ Antrags­
bearbeitung und Vorprüfung 24o Fälle ausgeschieden wurden. 
Es handelte sich hierbei um Anträge von Unternehmen, die 
sieb. inzwischen so günstig entwickelt hatten, daß ihnen 
die Tragung der vollen Kreditkosten zugemutet werden konn­
te, oder um Betriebe, derer: Lage sich seit der Kredi ther­
gabe derart verschlechtert hatte, daß weitere Hilfen aus 
öffentlichen Mitteln keine Aussicht auf Erfolg mehr ver­
sprachen, Von den verbliebenen 495 Fällen wurden von dem 
Arbeitsausschuß 43o genehmigt und 65 abgelehnt, Der RH 
hat hiervon 15o Fälle an Hand der Arbeitsunterlagen der 
HTV und 3o Fälle aktenmäßig geprüft. 

35o Im Anschluß an die Prüfung wurde vorgeschlagen, die für 
die Bewilligung von Zinsverbilligungen geltenden Grund­
sätze in Rahmenrichtlinien zusammenzufassen, Die HTV ist 
dieser Auffassung beigetreten und hat ausgeführt, daß es 
zweckmäßig sein werde, die auf den Kredi·trichtlinien von 
1946 bzw. 1949 fußenden Erfahrungen der Praxis, nach de­
nen der Arbeitsausschuß zur Zeit seine Aufgaben durch­
führe, schriftlich niederzulegen •. Anlaß zu förmlichen Be­
anstandungen hat die Prlifung der im Rj. 1953 gewährten 
Zinsverbilligungen in Höhe von 445 43o,-- DM nicht gege­
ben. 

c) Verlorene Zv.schüsse 

351 Nach den ursprünglichen Richtlinien für verlorene Zuschüs­
se vom 18. Okt. 1946 durften derartige Zuwendungen nur für 
besond·ere Anlaufkosten neu ansässig gemachter Flüchtlings­
betriebe gewährt werden, Aus ihnen sollten vornehmlich die 
Aufwendungen für den Aufbau der Betriebsorganisation, die 
Werbung von Fachkräften, für die Errichtung von Behelfs­
werkstätten usw. bestritten werden. In den letzten Jahren 
sind die verlorenen Zuschüsse in steigendem Maße zu einem 

.Instrument der Konsolidierung von förderungswürdigen, aber 
noch nicht ausreichend finanzierten Unternehmen geword~n. 
Sie werden solchen Betrieben gewährt, bei depen begründete 
Aussicht besteht, daß sie am Leben erhalten werden können, 
bei denen aber andererseits die Voraussetzun~en für einen 
Aufstockurigekredit nicht gegeben sind, weil weitere Sicher­
hai ten nicht zur Verfügung s.tehen und weitere Zins- und 
Tilgungslasten.nicht übernommen werden können, 

352 Das Bewilligungsverfahren entspricht dem bei Zinsverbilli­
gungen. Im Rj. 1953 wurden 19 verlorene Zuschüsse von ins­
gesamt 145 486,93 DM gewährt, Der RH hat hiervon 14 Fälle 



- 113 -

al.f Grund der .Arbei tsunterlagen der HTV und 5 Fälle akten­
mäßig geprüft. 

353 Die Prüfung gab keinen Anlaß zu Beanstandungen und vermit­
telte den Eindruck, daß die Einrichtung der ''Verlorenen Zu­
schüsse" ihre Berechtigung hat und auch in Zukunft vorerst 
beibehalten werden muß. Gleichwohl warf sich die Frage auf, 
ob verlorene Zuschüsse auch dann gewährt werden sollen, 
wenn eine Stützung durch zinslose, zunächst nicht gesicher­
te und nicht rückzahlbare Darlehen vorgenommen werden kann. 

354 Die HTV hat dem RH darin zugestimmt, daß in derartigen Fäl­
len stets ·zunächst zu prüf~n ist, ob der erstrebte Zweck 
durch Gewährung vorerst nicht rückzahlbarer und ungesicher­
ter Darlehen erreicht werden kann, hat aber andererseits 
darauf hingewiesen, daß dieser Weg nur selten gangbar ist. 
Dies gelte vornehmlich dann, wenn bei Kapitalgesellschaf­
ten eine formelle Überschuldung beseitigt werden müsse oder 
bei Einzelunternehmen und Personengesellschaften durch Ein­
stellung eines ungewissen Passivums die Geschäftspolitik 
(Eintritt weiterer Gesellschafter u.ä.) gestört werde, Auch 
werde der mit der Hergabe von verlorenen Zuschüssen ange­
strebte Erfolg ohnehin durch die steuerlichen Folgen, die 
für den zu fördernden Betrieb damit verbunden sind, ge­
hemmt. 

355 Auf die sonstigen Geschäfte der HTV, nämlich 

356 

a) die Verwaltung von Hessenplankredi ten,· 
b) die Abwicklung des IRSO-Treuhandvermögens und 

die VerwaltuQg sonstiger Rückerstattungsansprüche, 
c) die Verwaltung von Bürgschaftsausfallforderungen 

und die Verwertung von im Rahmen der Abwicklung 
von Kredit- und Bürgschaftsfällen hereingenommenem 
Sicherungsgut, 

d) die Verwaltung von Aufbau- und Arbeitsplatzdarlehen 
aus Mitteln der Lastenausgleichsbank, 

wird der RH in einer späteren Denkschrift näher eingehen. 

8, Förderung des Wohnungs- und SiedlungsweS~!J.Si 
Wohnungsfürsorge für Landesbedienstet~a2• o6) 

.Seit dem Inkrafttreten des Schulkostengesetzes vom 1o,Juli 
1953 (GVBl. S. 126) trägt das Land die Personalleosten der 
Volksschulen, Mittelschulen, höheren Schulen, Berufsschulen, 
Berufsfachschulen und Fachschulen, deren Schul träger Ge- · 
meinden oder Landkreise sind. Personalkosten sind die im 
§ ·13 des Gesetzes im einzelnen aufgeführten Bezüge der Lehrer, 
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Z'l denen auch Umzugskosten und Trennungsentschädigungen 
u.ä. Nebenvergütungen gehören. Die Belas.tung des Landes 
durch derartige Aufwendungen ist·davon abhängig, inwieweit 
die Schulträger ihrer Verpflichtung nach § 6 des Gesetzes 
nachkommen, für angemessene Lehrerwohnungen zu sorgen. 

357 Auf Anregung des RH ist durch Erlaß des Ministers der 
Finanzen vom 12, Jan, 1955 angeordnet worden, daß Anträge 
von Lehrern auf Zuweisung von Wohnungen in aus Landesmit­
teln erstellten Gebäuden oder auf Gewährung staatlicher 
Wohnungsbeschaffungsdarlehen zunächst dem zuständigen 
Schulträger zugeleitet werden müssen, der zu erklären hat, 
aus welchen Gründen er seiner VerP.flichtung nach § 6 des 
Gesetzes nicht nachgekommen ist, Überdies hält es der RH 
für geboten, durch Ausführungsbestimmungen zum § 6 des 
Schulkostengesetzes eine den staatlichen Belangen gerecht­
werdende Lösung anzustreben, 

358 

359 

9, Zur Verfü un 
Aufbtiiuarbeit 

der Landesre 
Hessendienst 

Am 1, Sept. 1952 rtahm der ''Hessendienst Royce 11 seine Tätig­
keit in Frankfurt/Main auf, Aufgabe dieser ausschließlich 
vom Lande finanzierten Stelle ist die Durchführung eirtes 
Nachrichten- und Artikeldienstes zur Information der Be­
völkerung über Aufgaben und Ziele von Landesgesetzgebung, 
Landesregierung und Landesverwaltung. Die vom 11 Hessendienst 
Royce 11 verfaßten Manuskriptdrucke werdender gesamten hes­
sischen Presse zur Verfügung gestellt. und darüber hinaus 
an eine Anzahl außerhessischer Zeitungen sowie an Stellen 
der Staats-und Selbstverwaltung einmal wöchentlich in 
durchschnittlich drei Folgen übersandt. Kostenloser Abdruck 
- auch ohne Quellenangabe - ist der Presse gestattet, Bei 
der Themenwahl werden nach Möglichkeit alle Verwaltungs­
zweige gleichmäßig berücksichtigt, Auch örtliche Begeben­
heiten und Tagesfragen werden besprochen, 

Der Redakteur Rc:,·ae handelt bei der Durchführung der ihm 
von dem Ministerpräsidenten durch Vertrag vom 18, Aug. 1952 
übertragenen Aufgabe im eigenen N.amen und erhält für seine 
Tätigkeit ein Pausohalhonorar, Die von ihm beschäftigten 
Mitarbeiter sind Bedienstete seines Büros und stehen in 
keinem Vertragsverhältnis zum Land Hessen. Die entstehen-'-­
den Personal- und Sachausgaben werden dem Büro nach 'Maß-" 
gabe von zwischen ihm und der Staatskanzlei im Einverneh­
men mit dem Minister der Finanzen und dem RH vereinbarten 
Richtlinien erstattet und abgerechnet. Die von dem Büro 
für die Rje. 1952 und 1953 vorgelegten Verwendungsnachwei&e 
nach § 64a RHO wurden von dem RH geprüft. 
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36ö W e die Prüfung ergab, sind die Landesmittel zweckentspre­
chend verwendet worden, Es wurde festgestellt, daß die im 
Büro Royce tätigen Journalisten bis Ende des Rj, 1953 in 
der Woche durchschnittlich je einen Artikel, die Graphiker 
je eine Bilddarstellung lieferten, Dieses unbefriedigende 
Arbeitsergebnis wurde im wesentlichen mit der mangelnden 
Vertrautheit der Verwaltung mit den Aufgaben des "Hessen­
dienstes'' und anfänglichen Schwierigkeiten bei der Einho­
lung von~Auskünften bei Regierungs- und Verwaltungsstellen 
begründet. Der RH hat daher vorgeschlagen, dem "Hessen­
dienst Royce" mehr als bisher Material in verarbeitungs­
fähiger Form.zugehen zu lassen, um auf diese Weise dessen 
Tätigkeit zu erleichtern. Er hat sich im übrigen ein ab­
schließendes Urteil über den Leistungsstand des Büros bis 
zur Prüfung der Abrechnungen für das Rj, ·1954 vo.rbehal ten, 
in dessen Verlauf dem Büro weitere Aufgaben (Broschüren­
dienst~ Herausgabe des "Hessen-ABC", Bilder- und :Plakat-
dienst; übertragen wurden. . . 

361 Wie sich weiter ergab, wurden die gelieferten Artikel im 
Rj, 1953 in der Hauptsache von Lokalblättern abgedruckt, 
während die• größeren hessischen Zeitungen von dieser Mög­
lichkeit nur in geringem Umfangs Gebrauch machten. Nach 
Auffassung des RH ist es zvieifelhaft, ob dieser Erfolg 
den erheblichen Aufwand fLir den 11 Hessendienst 11 rechtfer­
tigt, Er hat daher angeregt, zu untersuchen, inwieweit 
ein Bedürfnis für Artikel anspruchvolleren Nieveaus vor­
liegt. Da offenbar beabsichtigt ist, den Informations­
dienst noch längere Zeit fortzuführen, hat der RH ferner 
vorgeschlagen, die hierfür benötigten Mittel vom Rj. 1956 
an gesondert im Haushaltsplan zu veranschlagen, Dabei 
wird im Hi:)blick auf die ~§ 18 und 43 RHO zu prüfen sein, 
inwieweit Uberschneidungen zwischen dem Hessendienst Royce 
und anderen Informationsmaßnahmen der Regierung bestehen 
(bei spielsweise Informationsfonds des Min:i.s terpräsidenten, 
Landeszentrale für Heimatdienst). 

1 o, Gewinnanteile an Spielbankunternehmen (Kap, 16 Ti tel 27) 

362 Der Minister des Innern hat am 7. Febr, 1949 gemäß Be­
schluß des Hassischen Staatsministeriums vom 2, Okt. 1948 
auf Grund des Gesetzes über die Zulassung öffentlicher 
Spielbanken vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 48o) und der da­
zu ergangenen Durchführungsbestimmungen den Stadtgemeinden 
~Wiesbaden und Bad Homburg die Konzession zum Betrieb von 
Spielbanken auf die Dauer von zehn Jahren mit der Maßgabe 
erteilt, daß mit seiner Zustimmung die Konzession durch 
Dritte ausgeübt werden kann. Auf Grund von Verträgen mit 
den Konzessionsträgern werden die Spielbanken in Wiesbaden 
und Bad Romburg von privaten Unternehmern betrieben, 
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363 Na.ch § 5 Abs. 1 der Verordnung über öffentliche Spielbanken 
vom 27, Juli 1938 (RGBl. I S. 955) sind die Spielbankunter­
nehmer verpflichtet, an das Land eine Abgabe zu: entrichten 
(Spielbankabgabe). Die Spielbankabgabe ist mit Erteilung 
der Konzession auf 7o % der Bruttospielerlöse festgesetzt 
worden. Von der Abgabe erhielten die Stadtgemeinden Wies­
baden und Bad Romburg Anteile von je 2o/7o, mithin Anteile 
in Höhe von 2o %der Bruttospielerlöse. 

364 Durch ein zwischen dem Bund und den Ländern am 3o. Nov.1954 
geschlossenes Verwaltungsabkommen ist die Spielbankabgabe 
neu geregelt worden. Auf Grund des Abkommens wurde die Ab­
gabe in Hessen im Einverständnis mit den Stadtgemeinden 
und den Spielbanken Vliesbaden und Bad Romburg rückwirkend 
vom 1, Juli 1954 ab von 7o% auf 8o% der Bruttospielerlöse 
erhöht. Zugleich bestimmte das Abkommen, daß am Aufkommen 
an der Spielbankabgabe nunmehr auch der Bund und die Wahn­
sitzländer der Spielbankunternehmer zu beteiligen sind. 
Nach den mit den Stadtgemeinden Wiesbaden und Bad Hombur~ 
getroffenen Vereinbarungen erhalten nunmehr das Land 5o%, 
die Spielbankgemeinden 23 1/2 % der Bruttospielerlöse, wo­
bei der·im Verwaltungsabkommen vorgesehene Ausgleich zu 
Guri.sten der Wohnsitzländer der Spielbankunternehmer zu 
Lasten des Anteils der Spielbankgemeinden durchgeführt 
wird. An den Bund sind nach dem Verwaltungsabkommen 6 Y2 % 
der Bruttospielerlöse abzuführen, Der Ausgleich zwischen 
den Spielbankländern einerseits und dem Bund oder den 
Wohnsitzländernder Spielbankunternehmer andererseits wur­
de geschaffen, weil die Spielbankunternehmer nach § 6 der 
Verordnung über öffentliche Spielbanken vom 27, Juli 1938 
von den gesetzlichen Steuern vom Einkommen, Vermögen, Um­
satz usw. befreit sind und somit ohne Ausgleichsmaßnahmen 
die sonst in Betracht kommenden Steuergläubiger ungerecht­
fertigt benachteiligt wären, 

365 Seit der Eröffnung der Spielbanken bis einschließlich 
Juli 1955 sind dem Lande Hessen Spielbankabgaben in Höhe 
von insgesamt 21 oo3 279,-_;DM zugeflossen; hiervon ent­
fallen 

auf die Spielbank Wiesbaden DM 8 287 o36,5o 
auf die Spielbank Bad Romburg DM 12 716 242 1 5o 

zusammen: DM 21 oo3 279,--
~=============== 

366 Der RH hat inzwischen Erhebungen darüber angestellt, ob 
von den beteiligten Ministerien alle zur Sicherung der 
finanziellen Belange des Landes erforderlichen Maßnahmen 
getroffen wurden und ob insbesondere diejenigen Bestimmun­
gen ergangen sind, deren Erlaß das Gesetz über die Zulas­
sung öffentlicher Spielbanken vom 14. Juli 1933 oder die 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz vorschreiben:; 
Wie sich ergab, stehen Entscheidungen in folgender Hin­
sicht noch aus: 
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367 1 Nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 14. Juli 1933 ist das 
Au?kommen aus den Spielergebnissen, soweit es nicht dem 
Spielbankunternehmen aus wirtschaftlichen Gründen zu 
belassen ist, für gemeinnützige Zwecke zu verwenden; 
Hieraus ist zunächst die gemäß § 5 Abs, 1 der Verordnung 
vom 27~ Juli 1938 zu entrichtende Spielbankabgabe zu lei­
sten. Uber ihre Höhe und die Art 1.hrer Verwendung für 
gemeinnützige Zwecke hat der Minister des Innern im Be­
nehmen mit dem Minister der Finanzen Bestimmung zu tref­
fen, Eine Bestimmung über die Verwendung dieser Einnah­
men ist jedoch bisher nicht ergangen. Sie sind vielmehr 
dem Landeshaushalt als allgemeine Deckungsmittel zuge­
flossen. 

368 Wie sich aus § 1 Abs. 2 des Gesetzes in Verbindung mit 
§ 9 der Verordnung vom 27. Juli 1938 ergibt, ist das 
nach Abzug der Spielbankabgabe verbleibende Spielergeb­
nis nicht oh..t1e weiteres in voller Höhe dem Spielbank­
unternehmer zu belassen. Er hat vielmehr nur Ansuruch 
auf einen nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
zu bemessenden Gewinnanteil. Der darüber hinausgehende 
Betrag ist ebenfalls einer Verwendung·für gemeinnützige 
Zwecke nach näherer Bestimmung des Ministers des Innern 
zuzuführen. Wie festgestellt wurde, sind die Spielbank­
unternehmer zwar vertraglich verpflichtet, neben Lei­
stungen für bestimmte Vorhaben der Kurorte (z.B. Kasino..: 
neubauten u.ä.m.) diese allgemein bei dem Wiederaufbau 
und bei der Förderung des Kurlebens durch eigene Ver­
anstaltungen.zu unterstützen. Es ist jedoch bisher of­
fenbar nicht geprüft worden, ob die danach den Unter­
nehmen für eigene Zwecke verbliebenen Gewinne den nach 
dem Gesetz zulässigen Rahmen nicht überschritten haben, 

369 Die Aufsirihtsbehörde hat es auch unterlassen, sich die 
Möglichkai t zu schaffen, in dieser Hinsicht Prü.fungen 
durchzuführen. Sie hat den·Spielbankunternehmern bei 
der ErteLLung der Konzession weder auferlegt, Jahres­
abschlüsse mit Gewinn-.und Verlustrechnungen vorzule­
g~n, noch für sich oder den RH das R~cht der Eihsich­
nahme in den Betrieb sowie die Bücher der Unternehmen 
vorbehalten. Der Vertrag zwischen der Stadt Vliesbaden 
und dem Spielbankunternehmen vom 3. Juni 1949 enthält 
allerdings eine Bestimmung, daß der Betrieb alljährlich 
einer Prüfung durch den RH unterzogen wird. Von dieser 
Bestimmung hat der RH aber erst durch <lie erwähnte ört­
liche Erhebung Kenntnis erhalten. Der Vertrag mit dem 
Spielbankunternehmen in Bad Romburg enthält eine der­
artige Abmachung nicht. 

37o 2. Nach § 7 der Verordnung über öffentliche Spielbanken 
vom 27. Juli 1938 in der Fassung der Verordnung vom 
31. Jan, 1944 (RGBL I S. 6o) sind Zuwendungen und Spen­
den von Besuchern. der. Spielbanken an den Spielbankunter­
nehmer abzuliefern und von diesem zu Gunsten der Ge­
folgschaft (für Besoldung, sonstiges Arbeitsentgelt, 
Wohlfahrtszwecke)·sowie für gemeinnützige Zwecke zu ver-
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wenden, Das Nähere hat der Minister des Innern in einer 
Satzung zu bestimmen, die allen übrigen Vorschriften und 
Verträgen über die Spenden und deren Verwendung vorgeht. 
Satzungen dieser Art hat der Minister des Innern bisher 
nicht erlassen. 

371 Der RH wird die Angelegenheit weiter verfolgen; er be­
hält sich vor, in der nächsten Denkschrift über die ge-. 
troffenen ~ntscheidungen zu berichten. 

11. Anlage zur Rechnung Epl. 17 

-Abwicklung der Haushalte der Bezirkskommunalverbände 
Kassel und Wiesbaden -

372 Am 12. Mai 1953 trat das Gesetz über die Mittelstufe der 
Verwaltung und den Landeswohlfahrtsverband Hessen (Mittel­
stufengesetz) vorn 7. Mai 1953 (GVBl. S. 93) in Kraft. Nach 
seinem §·35 Abs, 2 werden die haushaltsrechtlichen Wirkun-, 
gen dieses Gesetzes auf den 1, April 1953 zurückbezogen. 
Das Gesetz hatte für den RH eine Reihe von Sonderaufgaben 
zur Folge, 

373 Im Landeshaushalt wurden für das Rj. 1953 bei Kap. 17 o3 
Titel 952 Mittel zur Durchführung der nach dem Gesetz auf 
das Land übergegangenen Aufgaben bereitgestellt, Um den 
rechnungsmäßigen Nachweis über .die Haushai tseinnahmen und 
Haushaltsausgaben für das Rj. 1953 fortführen zu können 
und eine einheitliche Rechnungslegung zu gewährleisten, 
wurden Abwicklungshaushalte für die beiden Kommunalver­
bände Kassel und Vliesbaden aufgestellt. Die Rechnungen 
über· die AbWiqklung der Haushalte der Kommunalverbände 
sind der Haushaltsrechnung 1953 als Anlage zur Rechnung 

. Epl. 17 beigefügt, Sie sind vorn RH geprüft wqrden, Im An­
schluß an die RechnungsprL1fung wurden bei dem Minister 
der Finanzen die Verwaltungsmaßnahmen geprij_ft, die im Rah­
men der Vermögensauseinandersetzung mit dem Landeswohl­
fahrtsverband getroffen wurden. Die Prüfung hatte vornehm­
lich die Überführung derjenigen Vermögensteile auf das 
Land zum Gegenstand, die nicht Wohlfahrtszwecken dienen 
und deshalb endgültig im Landeseigentum verblieben, Der 
Übergang der Verbindlichkeiten der aufgelösten Verbände 
auf das Land vmrde bereits zu einem früheren Zeitpunkt 

·geprüft (vgl. Tz. 242 der Denkschrift zur StHR 1952), 

.. 
Bei der Vermögensauseinandersetzung wurde nach folgenden 
Grundsätzen verfahren: · 

374 1. Nach§ 25 Abs. 1 des Mittelstufengesetzes sind aus dem 
Vermögen der aufgelösten Bezirksverbände die in Anlage 2 
zu-diesem Gesetz aufgeführten ~ermögensteile auf den 
Landeswohlfahrtsverband (LWV) übergegangen. Die Anlage 2 
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führt diejenigen Vermögensteile auf; deren Zugehörigkeit 
zum LWV keinem Zweifel unterlag. Alle übrigen Vermögens­
teile gingen nach § 25 Abs. 2 des Gesetzes auf das Land 
Hessen über. Das Land war jedoch nach § 26 des Gesetzes 
verpflichtet, dem LWV die Vermögensteile zu übertragen, 
die ganz oder überwiegend den Aufgaben dienten, die dem 
LWV durch § 4 des Gesetzes zugewiesen wurden, d.h. den 
Aufgaben als Landesfürsorgeverband und als Fürsorge­
erziehungsbehörde sowie den nach Weisung zu erfüllenden 
Aufgaben der Hauptfürsorgestelle. 

375 2. Die Bestimmung des § 26 des Gesetzes ist dahin ausge­
legt worden, daß außer den in Betracht kommenden Vermö­
gensteilen aus der Auflösung der Verbände auch ursprüng­
liches Landesvermögen, soweit es bei Inkrafttreten des 
Gesetzes ganz oder überwiegend den Aufgaben diente, die 
das Gesetz dem LWV zugewiesen hat, entschädigungslos 
vom Land auf den LWV übertragen werden muß. Diese Aus­
legung entspricht dem Grundgedanken des Gesetzes, Sie 
findet ihre Stütze auch darin, daß in Anlage 2 zum Ge­
setz - Vermögensteile, die gemäß § 25 auf den LWV über­
gehen -ebenfalls Grundbesitz aus dem Vermögen des Lan­
des enthalten ist. 

376 3. Nach§ 25 des Gesetzes in Verbindung mit der Anlage 2 
zum Gesetz ist auf den LWV auch Vermögen selbständiger 
Stiftungen übergegangen: 

a) aus der Verwaltung des Landes: 

b) 

der bebaute und unbebaute Grundbesitz der Landes-Heil­
und Pflegeanstalt 11Philippshospi tal" bei Goddelau, 

s-

der bebaute und unbebaute Grundbesitz der Landesheil­
anstalt Eichberg sowie der Grundbesitz der Landesauf­
nahme Idstein, bei dem es sich grundbuchlieh um Eigen­
tum des Nassauischen Zentralfonds handelt. 

377 Schließlich hat das Land Hessen nach § 26 des Gesetzes 
das außerhalb der Landes-Heil- und Pflegeanstalt 
"Philippshospital" gelegene erhebliche Grundvermögen 
v.nd das Kapital vermögen der Stiftung "Hospi talfonds 
Hofheim" auf den LWV übertragen. Es sah sich hierzu 
veranlaßt, weil die Erträgnisee dieses Vermögens fast 
ausschließlich dem Betrieb der genannten Anstalt die­
nen, 

378 Der Gesetzgeber hat zweifellos nicht beabsichtigt, 
durch§ 25 in Verbindung mit Anlage 2 des Gesetzes 
rechtsfähige Stiftungen aufzulösen und deren Vermögen 
auf den LViV zu übertragen, ganz abgesehen davon, daß 
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es zur Aufhebung der Stiftungen wohl eines besonderen 
Gesetzes bedurft hätte. Es kann auch nicht Absicht des 
Gesetzgebers gewesen sein, Vermögensteile.aus Stiftungs­
vermögen - das in Anlage 2 aufgeführte ''Philippshospital" 
ist auf Grundstücken des Hospitalfonds Hofheim errich­
tet und Bestandteil dieser Stiftung - auf den LWV zu 
übertragen. Dies um so weniger, als einer solchen Über­
tragung ohne Leistung einer Entschädigung an die ge­
schmälerte Stiftung die grundgesetzliche Garantie des 
Privateigentums entgegensteht (Art. 14 GG), Der Gesetz­
geber hat es vielmehr offenbar unterlassen, die Rechts­
verhältnisse der in Anlage 2 aufgeführten Vermögens­
träger vor dem Erlaß des Gesetzes zu klären. 

379 Die Bereinigung der sich aus dem nicht eindeutigen Ge­
setzestext ergebenden Schwierigkeiten ist auf folgendem 
Wege erreicht worden: 

38o Der LWV hat auf die Übertragung des Eigentums an dem 
Grundbesitz verzichtet. Er ist damit einverstanden, daß 
die Stiftungen im Grundbuch als Eigentümer eingetragen 
bleiben, und will sich damit begnügen, daß das Recht 
der Verwaltung und Nutznießung sowie die Vertretungs­
befugnis auf ihn übertragen werden, Die Verwaltungs­
zuständigkeit des LWV für die oben genannten drei Stif­
tungen soll durch Erlaß der Landesregierung begründet 
werden, womit der LWV die Rechtsstellung erlangen wird, 

·die zuvor das Land bzw, der aufgelöste Verband inne­
hatte, 

381 4, Als Vermögen des LWV wurden auDh Forderungsrechte ange­
sehen, die durch Investitionen des Landes oder der auf­
~elösten Verbände in Gebäude, die für Wohlfahrtszwecke 
(z.B. Betrieb von Anstalten) ermietet sind, gegen den 
Vermieter entstanden waren. 

382 5, Das Land Hessen hat einer angemessenen Aufteilung des 
Wohnhausbesitzes des ehemaligen Bezirkskommunalverbandes 
Wiesbaden im Interesse der Wohnungsfürsorge des LWV für 
seine Bediensteten zugestimmt, wobei von der tatsächli­
chen Belegung der Häuser ausgegangen worden ist, Der 
Bezirkskommunalverband Kassel, der den '1/ohnraumbeqarf 
seiner Bediensteten durch die Hergabe von Darlehen fi­
nanzierte, besaß keine eigenen Beamtenwohnhäuser. 

383 Aus dem Grundvermögen des ehemaligen Bezirkskommunal­
verbandes Vliesbaden sind weiterhin das Erbbaugelände 
VdK-Siedlung (Erbbaurechte zu Gunsten von Angehörigen 
des Verbandes der Kriegsversehrten, Kriegshinterbliebe­
nan und Sozialrentner Deutschlands, Kreisverband Wies­
baden) und Baugelände in der Gegend Siegfriedstraße in 
Vliesbaden als geschlossener Baukomplex auf den LWV über­
tragen worden. 
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384 6, Schließlich wurde auch der Anspruch des LV/V auf Übertra-
gung von Verwaltungsgebäuden anerkannt. 

385 7. Mit den Anstalten und sonstigen Lieg~nschaften sin~ 
"das gesamte lebende und tote Inventar, wie es steht 
und liegt", Betriebsmittel, Forderungen und Rücklagen 
auf den LWV übertragen worden. Ebenso ging auf den LWV 
das Inventar der Verwaltung des Landesfürsorgeverbandes 
Darmstadt, der Hauptfürsorgestelle Darmstadt und -mit 
Ausnahme des Inventars und der Dienstfahrzeuge der 
Straßenbauverwaltung -das Inventar einschließlich der 
Dienstfahrzeuge der Zentralverwaltung der aufgelösten 
Verbände über. Übergeleitet auf den LWV wurden schließ­
lich neben weiteren Vermögensteilen der aufgelösten Ver­
bände (Beteiligungen, Darlehensforderungen, Wertpapiere, 
Barvermögen). die seither von d~r.Hauptfürsorgestelle 
Darmstadt verwalteten Fonds (z.B. Darlehensstock für 
SchWerbeschädigte, die Fondsmittel aus Ausgleichsabgaben, 
die Fonds "Nationalstiftung", Unterstützungsfonds und 
Schwarz' sehe Stiftung). · -

386 Die Prüfung, die. sich im einzelnen auf den Übergang 
von 

a) Beteiligungen an Gesellschaften des Privat-
vermögens, 

b) Darl~hensforderungen, 

c) Wertpapieren, 
d) Barvermögen, Rücklagevermögen und Sondervermögen, 
~) Grundvermögen, Verwaltungsgebäuden und 
f) Ausstattungsgegenständen 

erstreckte, hat nicht zu Beanstandungen geführt.' 

387 Neben den Sonderaufgaben im Zusammenhang mit der Vermö­
gensabwicklung. sind für den RH als Folge des Mittel­
stufengesetzes eine Reihe zusätzlicher dauernder Prü­
fungsaufgaben (Straßenbauverwaltung, Beteiligungsunter­
nehmen, Unternehmen, bei denen die Gewährträgerschaft 
auf das Land übergegangen ist u.ä.m.) erwachsen. Die 
hinzugetretenen Aufgaben überwiegen bei weitem die 
Arbeitsverminderung, die durch den Wegfall der Prüfung 
der bisher vom Lande unterhaltenen Heil- und Pflege­
anstalten eingetreten ist. 
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C. :BESONDERER TEIL, AUSSERORDENTLICHER HAUSHALT 

I. Haushalt des Ministers des Innern, Förderung des· 
sozialen Wohnungs- und Siedlungsbaues, Landesstock 
für Wohnungs- und Siedlungs bau, (Epl. A o3. und Anlage I 
zum außerorde-ntlichen: Haushalt) 

1. Prüfung des Landesstocks fllr Wohnungs- und Siedlungsbau 

388 Der zu Beginn des Rj. 1952 neu gebildete Landesstock fllr 
Wohnungs- und Siedlungsbau ist ein Sbndervermögen im Sinne 
des § 9a Abs. 1 Ziffer 1 RHO. Wegen der hinsichtlich der 
Bewirtschaftung, der Geldanlage, der Rechnungslegung über 
Einnahmen und Ausgaben sowie der Führung einer Vermögens­
rechnung zum Landesstock geltenden Grundsätze wird auf die 
Ausführungen in den Tzn. 315 bis 331 der Denkschrift zur 
StHR 1952 Bezug genommen. 

389 Der Landesstock entwickelte sich im Rj. 1953 wie folgt: 

a) Vortrag der nicht verbrauchten 
Barbestände aus dem Rj. 1952 DM 

aus Landesmitteln 11 o41 239,o6 
aus Lastenausgleichsmitteln 13 121 385,88 24 162 624,94 

b) Einnahmen aus Bundesmitteln (über den 
außerordentlichen Haushalt) 

c) Einnahmen aus Lastenausgleichsmitteln 
(über den außerordentlichen Haushalt) 

d) ·.Einnahmen aus Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeitslosenvermittlung und -Versicherung 
(über den außerordentlichen Haushalt) 

e) Einnahmen aus Haushaltsmitteln des 
Landes Hessen 

f) Zins- und TilgungsrUckflüsse aus Landes­
baudarlehen usw. 

g) Rückzahlung der Ressiechen Landesbank aus 
nicht verausgabten Zuweisungsmitteln von 

62 852 7 00' -·· 

35 295 649,26 

15 8oo ooo,--

18 5o5 117' --

9 1o5 995,61 

abgeschlossenen Kontingenten 795 78o, --
h) Vereinnahmte Bankzinsen aus Zuweisungs-

guthaben 746 912,7o 
Gesamteinnahmen (einschließlich des Vortrags 

aus 1952) 167 264 779,51 
zu übertragen: · 167 264 779, 51 
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DM 
Übertrag: 167 264 779,51 

Die Ausgaben gliedern sich wie folgt: 
DM 

a) Zuweisungen an die Hessische 
Landesbank - Girozentrale -
Frankfurt/Main zur Auszahlung 
von Landesbaudarlehen und 
landwirtschaftlichen Sied­
lungsdarlehen 12o296 859,-

b) Globalkredit an die Hessische 
Landesbank, Niederlassung 
Darmstadt, zur Bereitstellung 
erststelliger Hypotheken im 
Rahmen des sozialen Wohnungs­
baues 15 ooo ooo,-

o) Kapitalbeteiligung an der 
Siedlungsgesellschaft 
11 Nassauisches Heim", Frank-
furt/Main , .. 

d) Verwaltungsgebühren für 
Landesbaudarlehen 

· e) Zinsverbilligungszuschüsse 

5oo ooo,-

9o 13o, 47 

für Baudarlehen 15 216,66 
f) Abführung an den Epl, 13 

- Landesschuld - für Zinsen und 
Tilgungen für die für den sozia­
len Wohnungsbau vom Lande auf-
genommenen Darlehen 6 o45 845,o5 .. 141 948 o51,18 

Bestand am Schluß des Rj. 1953 25 316 728,33 
::::;::::;:::::::;::::;;::::::::=::::::::::::.::::::::= 

39o Von den nicht verbrauchten Mitteln entfallen 11 693 433,19 DM 
auf Landesmittel und 13 623 295,14 DM auf Lastenausgleichs­
mittel. Die Bestände wurden auf das Rj. 1954 übertragen. 

391 Der im Rj. 1953 erzielte geldrechnungsmäßige Überschuß des 
Landesstocks, der in dem vorstehenden Barbestand enthalten 
ist, errechnet sich wie folgt: 

Einnahmen an Zineen, Tilgungen und 
außerplanmäßigen Rückzahlungen 

Ausgaben für Schuldendienst, Verwal­
tungskosten und Zinsverbilligungs­
zuschüsse 

Überschuß 

DM 

1o 648 688,31 

6 151 192,18 

4 497 496,13 
==::::==::::::::::::::::::':==== 
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D:·.e Gesamtsumme der von der Währungsumstellung bis zum 
Schluß des Rj. 1953 zur Gewährung von Landesbaudarlehen und 
landwirtschaftlichen Siedlungsdarlehen bereitgestellten Ka­
pitalien belief sich auf 4-54 o42 848,68 Dl\1 (Ursprungskapi­
tal 461 482 o11,98 DM). 

392 Die Mittel werden von folgenden Instituten treuhänderisch 
verwaltet: 

393 

Ursprungs­
kapital 

DM 
Hessische Landesbank, 
Frankfurt/Main 398 13o 91 o, -:-
Hessische Landesbank 
- Niederlassung Darmstadt-
(Globalkredit) 15 ooo ooo,--
Deutsche Bau- und Boden-. 
bank, Frankfurt/Main 36 143 258,o1 
Verschiedene Sparkassen-
und Zweigniederlassungen 
der Hessischen Landesbank 5 791 45o,--
Verschiedene kreisfreie 
Städte (Restdarlehen aus 
Sonderaktion 1949) 
Land Hessen (Kasernen­
umbauten) 

2 5oo ooo,--

3 916 393,97 
insgesamt: 461 482 o11,98 

I • 

• 

Restkapital 
31. März 1954 

DM 

394 973 42o,81 

15 ooo ooo,--

33 661 824,81 

5 6o4 173,89 

1 91o 283,39 

2 893 145,78 
454 o42 848,68 
===:::::::::::::::;::::;:::::::::::::::::::;:::;:::::::::::::: 

Dem Gesamtforderungsbestand des Landesstocks standen am 
31, März 1954-Gesamtverbindlichkei ten von 41o 717 8o2,42 DM 
(Ursprungskapital 421 957 966,28 DM) gegenüber, die sich 
wie folgt gliedern: 

Darlehen des Bundes 
Darlehen des BundeBaus­
gleichsamts 
Darlehen der Bundesan­
stalt für Arbeitslosen­
v·ermi ttlung und -Versiche-

Ursprungs­
kapital 

DM 
157 492 285 1 2o 

246 665 681,o8 

rung 15 8oo ooo, --
Darlehen der Landesver­
sicherungsanstalt Hessen 2 ooo ooo,--

421 957 966,28 

Restkapital 
31. März 1954 

DM 

155 9o2 47o,82 

237 o15 331,6o 

15 8oo ooo,--

2 ooo ooo,~-
41o 717 8o2,42 
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394- Bc.i der Prüfung der Einnahmen und Ausgaben und des Forde­
rungsGachweises zum Landesstock für Wohnungs- und Sied­
lungsj)au ergaben sich keine wesentlichen Beanstandungen. 
Wie festgestellt wurde, waren die an die Landessehulden­
verwaltung für den Schuldendienst erstatteten Zins- und 
Tilgungsbeträge unzutreffend errechnet worden, Die vom RH 
veranlaßte Richtigstellung ergab einen nachzuentrichtenden 
Betrag von 4o9 176,o4 DM, der im Rj. 1954 gutgebracht wurde. 
Der Empfehlung des RH in Tz, 33o seiner Denkschrift zur 
StHR 1952, der Rechnung über den Landesstock ein vollstän­
diges Vermögensverzeichnis (Nachweis der Forderungen und 
Verbindlichkeiten mit Angabe der Ursprungs- und Restkapi­
talien) beizufügen, ist auch für das Rj. 1953 nicht ent­
sprochen worden. 

2. Prüfung der Verwaltung der Landesbaudarlehen 

395 Wie in der vorhergegangenen Denkschrift ausgeführt wurde, 
konnte die Verwaltung der Landesbaudarlehen durch die nach­
stehend aufgeführten Verwaltungsstellen im Rj. 1953 im 
Laufe des Jahres 1954- geprüft werden: 

396 

397 

a) Deutsche Bau- und Bodenbank 
(vor 195o gewährte Landesbaudarlehen), 

b) Verschiedene Sparkassen 
(Landesbaudarlehen, die in Verbindung mit 
GARIOA-Mitteln gewährt wurden), 

c) Minister der Finanzen 
(Kasernenumbauten). 

Auch die Prüfung der Verwaltung der Landesbaudarlehen bei 
der Hassischen Landesbank, Frankfurt/Main, für das Rj. 1953 
konnte noch gegen Ende des Jahres 1954 vorgenommen werden. 
Die Bank verwaltete am Ende des Rj. 1953 rd. 3o ooo Landes­
baudarlehen im Gesamtbetrage von 373 1o2 468,55 DM (Rest­
kapital), Auf Zuweisungskonten befanden sich 
21 87o 952,26 DM, so daß die der Bank zur treuhänderiechen 
Verwaltung anvertrauten Mittel sich auf insgesamt 
394 973 42o,81 DM beliefen. 

Davon wurden der Bank im Jahre 1953 12o 296 859,-- DM für 
die Neuvergabe von Landesbaudarlehen zugewiesen. Es wurden 
insgesamt 2o 36o Wohnungen neu erstellt (im Vorjahr 23 767 
und insgesamt seit 195o 97 87o Wohnungen). 
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398 ID die geförderten Wohnungen wurden eingewiesen: 

Altbürger 
Heimatvertriebene 
Sowjetzonenflüchtlinge 
Sonstige Geschädigte 

8 
6 
3 
2 

2o 

1953 

184 
51o 
139. 
527 
36o 

1952 

9 000 
1o 555 

582 
3 63o 

23 767 

insgesamt 
ab 195o 

3o 886 
43 355 

3 721 
19 9o8 

97 87o .. 
~~================================= 

399 Die Verwaltung der Landesbaudarlehen und der landwirt­
schaftlichen Siedlungsdarlehen wird von der Hassischen 
Landesbank im allgemeinen sorgfältig und mit guter Sach­
kenntnis geführt. Der rechnungsmäßige Nachweis der vom Land,e 
bereitgestellten Treuhandgelder und der Darlehnsforderungen 
gegen die Bauherren ist einwandfrei und in der vorliegenden 
Form vorbildlich. Zins.en und Tilgungen werden im allgemei­
nen fristgemäß eingezogen, die Rückflüsse termingerecht an 
die Staatshauptkasse abgeliefert. Die eingehenden Darlehns­
anträge werden ordnungsmäßig bearbeitet und geprüft, 

4oo Wie bereits bei den vorausgegangenen Prüfungen wurden je­
doch zum Teil erhebliche Verzögerungen bei der Endabrech­
nung der Darlehen festgestellt. Beispielsweise waren 224. 
Baumaßnahmen, die 195o in Angriff genommen wurden und 78o 
Bauten aus dem Baujahr' 1951 bis Ende 1954 noch nicht abge­
rechnet worden. Bei den rückständigen Darlehensabrechnungen 
des Baujahres 195o handelte es sich überwiegend um Fälle, 
in denen die Vermietungsauflagen nicht erfüllt worden waren, 
so daß die Restauszahlung (in der Regel 1o % des Darlehens) 
abgelehnt werden mußte, Die Bank hat sich auf die Beanstan­
dung darauf berufen, daß sie bei erfolglosem Verlauf ihrer 
Bemühungen mangels näherer Weisungen seitens des Ministe­
riums des Innern keine Möglichkeit habe, gegen die Dar­
lehnsnehmer vorzugehen·. Der RH hatte bereits in seinen vor­
jährigen Prüfungsmitteilungen zum Ausdruck gebracht, daß 
eine Regelung gefunden werden müsse, um Verzö.gerungen bei 
der Darlehnsabrechnung zu vermeiden, da sie eine Schmäle­
rung des Tilgungsaufkommens zur Folge haben. Er hat dies 
in seinen Prüfungsmitteilungen an den Minister des Innern 
vom 25. März 1955 erneut betont. 

4o1 Hinsichtlich der von der Bank durchzuführenden Baubesich­
tigungen ist, wie bereits bei den früheren Prüfungen ge­
schehen, darauf hingewiesen worden, daß diese bei weitem 
nicht in dem in dem Treuhand- und Verwaltungsvertrag vor­
gesehenen Umfange vorgenommen werden. Auf ausreichende Be­
sichtigungen kann -nicht verzichtet werden,. da sie das ein­
zige Mittel sind, Baufortschritt und Erfüllung der Aufla­
gen unter wirksamer Kontrolle zu halten. Weitere Anregun­
gen und Vorschläge bezogen sich auf die Bearbeitung der 
ZinsermäßigungsanträgeJ die Aktenführung bei schwebenden 
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z,. angsversteigerungsverfahren, die Zinsanforderungen für 
teilansgezahlte Darlehen und die Ausnutzung des Volumens 
für Bauzwischenkredite aus den hierfür gesondert vom I,and 
bereitgestellten Mitteln. 

4o2 Die Prüfungsmitteilungen des RH vom 25. März 1955 wurden 
bisher trotz Wiederhalter Erinnerung weder.von dem Minister 
des Innern noch von dem Minister der Finanzen beantwortet. 

II. Staatliche Hochbaumaßnahmen (Epl. A 18) 

1, Ideenwettbewerb für die städtebauliche Gestaltung 
der Technischen Hochschule 

4·03 Bei der Durchführung eines· Ideenwettbewerbs für die städte­
bauliche Gestaltung der Erweiterungsbauten der Technischen 
Hochschule Darmstadt hat der Minister der Finanzen Honorare 
für P.reisrichter, Fachberater und Vorprüfer, die teilweise 
zum Land Hessen oder zur Stadt Darmstadt in einem Dienst­
verhältnis standen, ausgesetzt. Die Honorare betrugen je­
weils 2oo,-- DM. Die gutachtliche Tätigkeit der Preisrich­
ter hat sich auf einen Tag beschränkt. Der RH hat die.se 
Zahlungen, die in anderen Ländern nicht üblich sind, mit 
dem Hinweis darauf beanstandet, daß die Tätigkeit im-Rah­
men des Hauptamts ausgeübt wurde und nicht als eine Neben­
tätigkeit oder Nebenbeschäftigung angesehen werden könne. 
Der Minister der Finanzen hat dieser ihm vom RH mitgeteil­
ten Auffassung nicht widersprochen, 

2, Ausbau des Studentenheims der Technischen Hochschule 
Darmstadt (Kap. o3) 

4o4 Der Stadt Darmstadt waren zum Ausbau eines Studentenheimes 
im Ja.hre 1951 15o ooo,-- DM zur Verfügui).g gestellt worden. 
Nach Feststellung durch den RH ist der Betrag nur in Höhe 
von 132 6o3, ?o DM verausgabt worden. Es wurde hierüber 
Rechnung gelegt. Der RH hat daher auf die Notwendigkeit der 
Rückforderung des Restbetrags von der Stadt Darmstadt hin­
gewiesen, da das Bauvorhaben in dem vorgesehenen Umfang 
durchgeführt war. Nachträglich hat die Stadt weitere Auf­
wendungen über den Rahmen des ursprünglichen Planes für 
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nj"cht vorgesehene Zwecke der Verbesserung, teilweise auch 
Unterhaltung des Gebäudes gemacht und diese Beträge aus 
dem Restbetrag bestritten. Der RH hat hiergegen"Einwendun­
gen erhoben und erreicht, daß wenigstens ein Teil diese.r 
nicht vorgesehenen Ausgaben wieder zurückgezahlt wird, 

Darmstadt, den 3. November 1955 

Rechnungshof des Landes Hessen 

gez. Dr. Boll gez. Hainebach gez. Dr. Bausch 

gez. Dr. Esche gez. Dr. Endemann gez. Dr. Reese gez. Wietzig :1 
' 


